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Gegenwartsfragen des Sozialismus‘ 
Bon. Hermann Schumacher 
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. 
Wi: man den Sozialismus richtig erkennen und würdigen, ſo 
muß man von der Zeit ausgehen, die als die eigentliche Zeit 
ſeiner Entſtehung bezeichnet werden kann, von dem halben Jahr⸗ 
hundert, das der großen franzöſiſchen Revolution gefolgt iſt. In 
dieſer Zeit vor allem entwickelt ſich gegenüber den politiſchen Idealen, 
die noch die franzöſiſche Revolution beherrſcht haben, das wirtſchaft⸗ 
liche Ideal einer gerechten Verteilung der Güter, das die eine 
Hauptquelle für die Anziehungskraft iſt, die der Sozialismus auf die 
Maſſen der Bevölkerung in wachſendem Maße ausüben ſollte. 
| Man war ſich jedoch bald klar darüber, daß eine bloße Neu⸗ 
veerteilung der Güter nicht viel nutzen werde. Durch fie konnte 
N man Ungleichmäßigkeiten beſeitigen, aber die Sehnſucht nach R 
\ Glück, die doch schließlich allen ee nn . 
| dt Diefer en wurde in der Arbeitsgemeinſchaſt der voltswirtſcaſtlichen 
und juriſtiſchen Studierenden an der Univerſität Berlin am 23. Oktober 1919 
gehalten. Er iſt eine Umgeſtaltung der urſprünglichen Fortſetzung meiner Dar⸗ 
legungen über Sozialismus und Unternehmertum, die in dieſem Jahrbuch 1919, 


Heft 2, abgedruckt worden ſind; ſolche Umgeſtaltung wurde nötig, weil der 
Gang der Ereigniſſe ſo ſchnell und wechſelnd iſt, daß der Druck unter den 


8 


Ä L ift in den Anmerkungen durch ‚einige nachträgliche Darlegungen ergänzt worden. 
Schmol lers en XLIV I. 
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liegt, nicht befriedigen. Eine Neuverteilung der Güter iſt — wie 
Kautsky ſich ausgedrückt hat — nur „eine vorübergehende und un⸗ 


vollkommene Erleichterung für das Proletariat, nicht ein dauernder 


Fortſchritt“. 


Man wollte deshalb mehr: nicht nur eine beſcheidene Gleich? 
mäßigkeit, ſondern einen gleichmäßigen Wohlſtand. Ein ſolcher ließ | 


ſich aber nicht allein durch Maßnahmen der Güterverteilung erzielen. 
Darum tritt der Sozialismus auch alsbald als Produktionslehre 
auf!. Er übt ſogleich bei feinem erſten Erſcheinen feine Kritik nicht 
nur an der Verteilung, ſondern auch an der Erzeugung der Güter. 

Schon Thomas Morus, der als erſter aus der Erkenntnis der 


wirtſchaftlichen Not heraus das Bild eines „Zukunftsſtaates“ ent⸗ 


worfen hat, hat das getan und gemeint, die Produktion ließe ſich 
leicht ſo ſteigern, daß man mit einer täglichen Arbeitszeit von ſechs 
Stunden auskommen könne. Dieſe vereinzelte Annahme erhielt eine 
außerordentli iche Verbreitung mit dem Aufkommen der Maſchine. 
Die großen Neuerungen auf dem Gebiete der Technik und Organi- 
ſation ſetzten ſich ja anfangs nur vereinzelt durch. Nur langſam 
vollzog ſich der Übergang vom Werkzeug zur Maſchine, vom Klein⸗ 
betrieb zum Großbetrieb. So gab es viel techniſche und mir ft⸗ 
liche Rückſtändigkeit. 

Daher bot ſich auch in der Übergangzpeit der en Hälfte des 
19. Jahrhunderts reichlich Anlaß zur Kritik der Erzeugung. Sie 
war ebenſo, wie die Rückſtändigkeit ſelbſt, eine natürliche und not⸗ 


wendige Begleiterſcheinung des Fortſchritts und fand ihre hervor⸗ | 
ragendſten Vertreter in den großen franzöſiſchen Sozialiſten Saint⸗ 


Simon und Fourier. 

Auch Karl Marx teilte dieſe Anſchauungen ſeiner Zeit. 
konnte ſogar in England, wo er die Licht⸗ und Schattenſeiten 3 
neuen Maſchineninduſtrie viel genauer kennen lernte, als es in 
Frankreich und auf dem Feſtland überhaupt möglich war, die Kritik 
weiter vertiefen und verbreitern und damit zugleich die Überzeugung 
befeſtigen, daß die neue Maſchineninduſtrie einer faſt unbegrenzten 
Steigerung ihres Ertrages fähig ſei. Damit baute er, wie ſeine 


Vorgänger, die Hoffnung auf, daß eine ſozialiſtiſche Organiſation, 


1 Cohen⸗ Reuß hat auf dem deutſchen Wirtſchaftskongreß vom 16. April 
1919 (S. 17) dieſen Zuſammenhang mit den folgenden Worten bezeichnet: 
„Sozialismus bedeutet die Verteilung der Produktion nach Bedürfnis. Wenn 


man nach Bedürfnis verteilt, muß man vor allen Dingen, wenn auf jeden ein⸗ 
zelnen viel kommen ſoll, ungeheuer viel produzieren“ Zur 


Por 
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die mit t Silke des Staates alle Möglichkeiten zur vollen Entfaltung 
bringe, dauernd die Güterverſorgung eines Jeden erheblich ver⸗ 


beſſern werde. Engels gab dieſer Erwartung Ausdruck mit den 
Worten: „Die Möglichkeit, vermittels der geſellſchaftlichen Produktion 
allen Geſellſchaftsgliedern eine Exiſtenz zu ſichern, die nicht nur 


materiell vollkommen ausreichend iſt und von Tag zu Tag reicher 
wird, ſondern die ihnen auch die vollſtändige freie Ausbildung und 
Betätigung ihrer körperlichen und geiſtigen Anlagen garantiert, dieſe 


Moglichkeit iſt jetzt zum erſten Male da, aber ſie iſt da.“ 


Dieſe Anſicht, die ſich damals in den Anfangszeiten des ſoge⸗ 
nannten Kapitalismus gebildet hat, hat ſich nun unverändert bis 
in die Gegenwart erhalten. Einſt aus der Welt der Tatſachen ge- 
boren, iſt ſie durch gläubiges Bücherſtudium vom einen auf den 


| andern jahrzehntelang übertragen worden. Als fie entitand, war die 


mit Maſchinen arbeitende Induſtrie noch in den erſten Anfängen, mitten 


in den ſchlimmſten Kinderkrankheiten, ohne eigentlichen Unternehmer⸗ 
ſtand, ohne Tradition und Erfahrung, ohne Plan und Organiſation, 


beherrſcht vom Zufall. Seitdem ſind 70 Jahre gewaltiger Entwicklung 


dahingegangen.⸗Niemals zuvor iſt die Ergiebigkeit menſchlicher Arbeit 
ähnlich geſteigert worden. Natürlich iſt auch jetzt noch für Kritik 


und für erbeſſerungen viel Raum. Aber den Hauptmachteilen hat 
man doch zu begegnen gelernt und in großartigem Maße iſt das 


Unternehmertum ſelbſt zum Träger des Organiſationsgedankens ge⸗ 
worden . So groß auch die Meinungsverſchiedenheiten im einzelnen 
| noch ſein mögen. N können | ne, an beſtehen, daß die 


ı Am hartnäckigſten hat ſich das populäre Schlagwort von der „Anarchie“, 


dem „Chaos“ der biaberigen „kapitaliſtiſchen“ Produktion erhalten. Aber auch ihm 
beginnen Sozialiſten, denen enge doktrinäre Bücherweisheit nicht den Blick für 


die weite Welt der Tatſachen verdunkelt hat, entgegenzutreten. Mit beſonderem 


Nachdruck hat Profeſſor Lederer, der den Unabhängigen naheſteht und Mitglied 
der deutſchen Sozialiſierungskommiſſion und Berater für Sozialiſierungsfragen 
im Wiener Miniſterium war, auf der Generalverſammlung des Vereins für N 


Sozialpolitik in Regensburg am 16. September 1919 (Verhandlungen S. 115) 


erklärt: „Meine Meinung geht dahin, . die kapitaliſtiſche Wirtſchaft tatſächlich 


einen Wirtſchaftsplan realiſiert hat ... Das alles iſt kein Geheimnis für den, 
der die kapitaliſtiſche Wirtſchaft nicht nur in ihrem Marktbild betrachtet und ſie 


anſieht als eine ungeregelte, wilde Konkurrenz, ſondern welcher unter der ſchein⸗ 

bar aller Regel ſpottenden Fülle von Einzeltatſachen die innere Geſetzmäßigkeit 
dieſer Wirtſchaft anerkennt... Der Organiſationsgedanke hat auch die Unter: 
nehmerſchicht erfaßt. Infolgedeſſen können wir von einer Anarchie der kapita⸗ 
liſtiſchen e keines weg e a 
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Lage im ganzen ſich fo von Grund aus geändert hat, wie N 


| noch nie in der Geſchichte der Menſchheit. 


Trotzdem hat man mit einer konſervativen Gläubigfeit, die 


| kaum noch geſteigert werden kann, an der alten Produktionslehre 
unverändert feſtgehalten. Kautsky! hat noch kürzlich, genau wie 


Marx vor 70 Jahren, verkündet: „Der marxiſtiſche Sozialismus 
ſieht heute die techniſchen Bedingungen gegeben, durch zweckmäßige 
Ausnutzung der Großproduktion die Produktivität der Arbeit ſo hoch 
zu ſteigern, daß für jeden Arbeitenden Verminderung ſeiner Arbeits⸗ 
zeit und Erhöhung feines Wohlſtandes dauernd möglich iſt?.“ 


Ich will hier heute im einzelnen nicht nachweiſen, wie dieſer 


durch fein Alter ehrwürdige Glaube, der einſt richtig war, unter den 
gänzlich veränderten Verhältniſſen, wenn nicht alle Berechtigung, ſo 


doch einen ſehr großen Teil eingebüßt hat; das behalte ich mir für 
eine andere Gelegenheit vor. Ich will heute nur darauf hinweiſen, 


welche entſcheidende Rolle dieſer einſt berechtigte Glaube, den Marx 


ſeiner Zeit und feinen Vorgängern entnommen hat, in dem ganzen 
Syſtem des Marxismus ſpielt. 


Marx erblickt nämlich mit Recht in dieſer Steigerungsfähigkeit | 


der Produktion die Hauptbeſonderheit des ſogenannten kapitaliſtiſchen 


Zeitalters. Ungerechtigkeit, Armut und Klaſſenkampf hat es nach 
ihm ſtets gegeben. Während aber früher dem beſchränkten Verbrauch 


eine beſchränkte Erzeugung entſprach, iſt jetzt die Beſchränkung der 


Erzeugung fortgefallen. Dem beſchränkten Verbrauch ſteht hinfort 


eine unbeſchränkte Erzeugung gegenüber. Auf dieſen Gegenſatz baut 


Marx dann die kühne Folgerung auf, daß die ſogenannte kapitaliſtiſche 


Wirtſchaft einer dauernden Überproduktion entgegengehe. Es bee 
ginnt — wie er im Kommuniſtiſchen Manifeſt ſagt — „die Epidemie 


der Überproduktion“. „Die bürgerlichen Verhältniſſe — ſo heißt es 


N dort — werden zu eng, um den von ihnen erzeugten Reichtum zu 


„Der Kampf“ vom 19. Juli 1919, ©. 472. | 
8 en populäre Form, in der dieſer Glaube ſich zu äußern pflegt, kommt 
zum Beiſpiel in den Worten des Abgeordeten Bender in der Nationalverſammlung 


vom 14. Januar 1920 zum Ausdruck: „Wir können uns heute den Luxus nicht 


mehr leiſten, die Beſitzer der Produktionsmittel mit ihrem Beſitz frei ſchalten 
und walten zu laſſen. Die bittere Not zwingt uns dazu, die Produktionsmittel 
unſeres Landes intenſiv und reſtlos auszunützen, die Produktivität unſerer wirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeit his auf das Höchſte zu ſteigern und für eine nach ſozialen 


Geſichtspunken ſich richtende Produktion zu ſorgen.“ Miniſter Schlicke hat in 


derſelben Sitzung es Zeit „eine . der . über die eigene a ö 
dee N N 


- 
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faffen. 2 Oder — wie es im heute noch gültigen Erfurter Programm | 
der fozialdemofratifchen Partei heißt: „die Produktivkräfte wachſen 
der heutigen Geſellſchaft über den Kopf“. Aus den immer häufiger 
und ſchwerer werdenden Kriſen dieſer chroniſchen Überproduktion 


Hentſteht dann eine Zwangslage, die mit Notwendigkeit ein ſozia⸗ 


liſtiſches Gemeinweſen mit Übernahme der Produktionsmittel auf den 
Staat erwachſen läßt. Auf dieſe Weiſe leitet Marx — treu ſeiner 
„dialektiſchen“ Methode — aus dem Hauptvorzuge der ſogenannten 


4 kapitaliſtiſchen Produktion ihre unvermeidliche. Selbſtzerſtörung ab. 


Im eigenen Überfluß erſtickt der „Kapitalismus“ und räumt damit 
bedingungslos das Feld. Dieſe „Theorie des mangelnden Abſatzes 
für die kapitaliſtiſche Produktion“ iſt es vor allem, die der Sozia⸗ 


lismus „aus dem Reich der Utopie in das der Wiſſenſchaft“ hin⸗ 
überführen ſollte . Durch fie find „Naturnotwendigkeit und Pro⸗ 


duktivität“ zu den „beiden Angelpunkten“ des „wiſſenſchaftlichen 


Sozialismus“ geworden und in dieſer „Naturnotwendigkeit“ wurzelt 


die ſchwere geiſtige Kriſis des Sozialismus noch ſtärker und tiefer 
als in jenem der Vergangenheit entliehenen Glauben an die Rück⸗ 


ſtändigkeit des bisherigen Wirtſchaftslebens. 


Denn aus dieſer Lehre des Marxismus ging es mit Notwendig 
keit hervor, daß der Sozialismus am 9. November 1918 ohne Pro⸗ 


gramm die Herrſchaft übernehmen mußte. Er ſtand — wie einer 


ſeiner Verkünder, Paul Lenſch?, ſich ausgedrückt hat — „voll⸗ 


kommen geiſtig unvorbereitet vor dieſem gewaltigen Schickſal“ und 


derſelbe Schriftſteller ſucht? die Erklärung für dieſe faſt einzig in 


der Weltgeſchichte daſtehende Tatſache in der „Befangenheit in einer 


veralteten Geiſteswelt, ihrem mangelnden Mut, mit dem Alten zu 


brechen, und ihrem Unvermögen, eine neue Welt konſtruktiv zu er⸗ 


richten. Zwar darf man ſich nicht vorſtellen, daß Marx mit ſeiner 


3 ſogenannten „wiſſenſchaftlichen“ Lehre von der Naturnotwendigkeit 


des Sozialismus, die ſo viel dazu beigetragen hat, den Sozialismus 


aus einem Sektenglauben zu einer Maſſenbewegung zu machen, den 


Arbeiter zu einem bloßen abwartenden Nichtstun beſtimmen wollte. 
Die weltgeſchichtliche Bedeutung des kommuniſtiſchen Manifeſts be⸗ 
ſteht vielmehr darin, daß es einen flammenden Aufruf zum „Klaſſen⸗ 
kampf“ darftellt. Neben dem neuen wirſchaftlichen Ideal, das. der 


N | Sozialismus zuerſt dem politiſchen zur Seite geſtellt hat, iſt es dieſe | 


* Vgl. Tugan⸗Baranowsky, Theoretiſche Grundlage, S. 209, 215. 
LLenſch, Am a. der deutſchen . 1919, S. 17. 
3 d. a. O. S. 18. 
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wordenes Schlagwort aufgriff und dann mit allen wiſſenſchaftlichen 


und pſeudowiſſenſchaftlichen Mitteln zu einem Feldgeſchrei von mög⸗ 
lichſter Nachhaltigkeit zu geſtalten wußte, die zweite Hauptkraft ge⸗ 


weſen, welche die Maſſen in Bewegung brachte. 
Aber in dieſer immer neuen Aufforderung zum Klaſſenkampf 


* [6 
Kampfesformel, die Marx in Frankreich als gerade populär ge⸗ 


erſchöpft ſich die praktiſche Seite des Marxismus. Indem ſich die 


Arbeiterſchaft zum Klaſſenkampf aufrafft, wird fie zum Werkzeug in 


der großen Entwicklung, die den „Zukunftsſtaat“ mit Naturnot⸗ 


wendigkeit heraufführt. Alſo: der Arbeiter ſoll nicht untätig bleiben, 
aber, indem er dem Klaſſenkampf ſich hingibt, ſoll er vertrauensvoll 


den Zukunftsſtaat erwarten. Über ihn ſich im voraus den Kopf 
zerbrechen, iſt zwecklos, j ſchädlich, da es die einheitliche Wucht 
des Klaſſenkampfes lähmen ann. Dieſe taktiſche Berechnung iſt der 


erſte Grund, weshalb der Sozialismus — wie ein begeiſterter Vor⸗ 
kämpfer Profeſſor Wilbrandt ! ſchmerzlich ſagt — am 9. November 9 


„keine Idee hatte, was er nun anfangen ſollte“. 
Der zweite Grund dafür beſtand darin, daß ſich die Soll. 
demokratie „vom, „Ausbruch der Revolution genau jo hat über» 


| raſchen laſſen, wie vom Ausbruch des Krieges“ 2. Heute beginn 
man es ja ſchon allgemein einzuſehen, daß es eine den Tat⸗ 2 
ſachen nicht entſprechende Betrachtungsweiſe iſt, welche in der 


Nopember⸗Revolution den Umſchwung ſieht, den Marx angekündigt 
hat. Reifere Geiſter des Sozialismus haben heute erkannt, daß 


zwiſchen der von Marx verheißenen und der tatſächlich eingetretenen 
Revolution in Wirklichkeit Beziehungen kaum vorhanden ſind. 


Reifere Geiſter des Sozialismus haben eingeſehen, daß es ſich, ſoweit 
überhaupt ein wirtſchaftlicher Zuſammenbruch vorlag, nicht um 
eine von innen heraus entſtandene Kriſis der Überproduktion, wie 
ſie Marx erwartete, ſondern um eine von außen erzwungene Kriſis 


ſchlimmſter 6 mu hat?, daß es aber in erſter 


1 Wilbrandt, Sozialismus, 1919, S. 180. 
2 Lenſch, a. a. O. S. 11. ö 1 


3 In der Bewertung dieſer Tatſache ſind die ſozialiſtiſchen Parteien ſich 


nicht ganz einig. Die Mehrheitsſozialiſten ſehen in ihr das Haupthindernis für 


die Verwirklichung des Sozialismus. Die unabhängigen Sozialiſten ſahen in 


ihr urſprünglich das Gegenteil. Hilferding, der Hauptſchriftleiter der „Freiheit“, 


meint ſogar in einem Aufſatz im „Kampf“ vom 27. Dezember 1919, die Lage | 
hätte am 9. November 1918 „für die Verwirklichung des Sozialismus nicht 
günſtiger“ ſein können; „denn die rein wiriſchaftlichen Schwierigkeiten ſind für 


x 


\ 
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Linie der Zuſammenbruch nicht eines Wirtfchaftsſyſtems 5 ſondern | 
eines Staatsſyſtems war, hervorgewachſen aus der „Härkiten Span 
nung zwiſchen Individuum und Staat, die jemals die Menſchen be⸗ 


herrſcht hat!, gerichtet viel mehr gegen den Krieg und das Heer⸗ 
weſen, als gegen den ſogenannten Kapitalismus. Und es iſt wiederum 


ein eifriger Vorkämpfer des Sozialismus, der den Ausſpruch getan 


hat 2, daß, „wenn es eines Beweiſes für die nur bedingte Richtigkeit 
der ökonomiſchen Geſchichtsauffaſſung — die Marx bekanntlich ver⸗ 
tritt — gibt, ſo hat ihn die deutſche November⸗Revolution erbracht“. 


Mit tiefem Kummer konſtatiert daher auch Wilbrandt?: „Programm- 
los überraſcht von der Stunde der Macht, hat ſie — die Sozial⸗ 
demokratie — im Glück das ſchwerſte Unglück zu tragen: nicht ſo 
ſehr den Mangel der vollen politiſchen, als den Mangel der geiſtigen 


»Beherrſchung der Dinge“; und er meint“: „Sozialiſt kann nur ſein, 


wer nicht Marxiſt iſt. Man muß von der ganzen Theorie des Ab⸗ 
wartens, Reifenlaſſens und Prophezeiens ſich frei gemacht haben.“ 


II 


Allerdings bedarf das Geſagte einer Einſchränkung. Ein prak⸗ 
tiſches Ziel hat der Marxismus ſtets vertreten. Das iſt die Ver⸗ 
ſtaatlichung der Produktionsmittel. Wenn es auch in dieſem Punkte 
in den Schriften von Marx an Widerſprüchen nicht ganz fehlt, ſo 
iſt doch die Auffaſſung, die im Kommuniſtiſchen Manifeſt nieder: 
gelegt it, für den Sozialismus i in Deutſchland beſtimmend geworden. 


das Yapitaliftifce Syſtem ebenſo vorhanden; die ſozialiſtiſche Produttionsweiſe 
iſt aber der kapitaliſtiſchen durch die Beſeitigung der Anarchie, durch die Ord⸗ 
nung und Rationaliſierung der Produktion überlegen () und kann daher die 
Schwierigkeiten um ſo eher überwinden, als ſie auf die freudige und willige 
Mitarbeit des wichtigſten Produktionsfaktors, der Arbeiter, hätte rechnen können. 
Aber die Gunſt der Stunde iſt nicht ausgenutzt worden. „Was Du von der 
Minute ausgeſchlagen, gibt keine Ewigkeit zurück“, ſagt der Dichter, und wenn 
ſich auch bei der Zukunft des Sozialismus zum Glück dieſes Wort nicht be⸗ 
wahrheiten kann, weil der Sieg des Sozialismus eine hiſtoriſche Notwendigkeit 
iſt, ſo wird es doch noch viel Arbeit und viel Zeit koſten, bis die Stunde wieder 
ſchlägt. Das Ergebnis iſt daher doch in beiden Fällen das gleiche. Auch 
Hilferding iſt der Anſicht, „daß die utoidiung. 5 dem 9. ä eine 
ſtarke Schwächung bedeutet“. N | 

1 Beck, Sozialiſierung als organiſatoriſche Aufgabe, 1919, S. 9. 
2 Beck, a. a. O. 

38 Wilbrandty a. a. O. S. 337. 

a. a. O. S. 309. 
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Danach gliedert ſich der große Akt der „Expropriation der 
Expropriateure“ in drei Phaſen. Zunächſt hat das Proletariat mit 


Hilfe des Klaſſenkampfes die Herrſchaft zu erringen. Damit fol 
der Staat nach der Auffaſſung von Marx eine Umwandlung von 
Grund aus erfahren. Bisher — wie Engels ſagte — „weſentlich 
Maſchine zur Niederhaltung der unterdrückten ausgebeuteten Klaſſen“, 
wird der Staat durch die Revolution mit einem Schlage zum Organ 
der „Geſellſchaft“. Er kann jetzt natürlich nicht mehr ein „Staat 
der Kapitaliſten“, der „ideelle Geſamtkapitaliſt“ Engels) ſein, wenn 


auch im einzelnen nie dargelegt Deu worin die Anderung ſich 


= äußert. 


Es folgt die zweite Stufe der Entwicklung. Sie wird durch das 


’ Kommuniſtiſche Manifeſt mit den folgenden Worten bezeichnet: „Das 
Proletariat wird feine politiſche Herrſchaft dazu benutzen ... alle Pro⸗ 
duktionsmittel in den Händen des Staates, d. h. des als herrſchende 


Klaſſe organiſierten Proletariats zu e und die Maſſe der 


Produktionskräfte möglichſt zu vermehren.“ „Dieſe Verſtaatlichung 
der Produktionsmittel wird von Marx gera ezu mit Sozialismus 


identifiziert. Sie iſt es, die den entſcheidenden Unterſchied zwiſchen 


der bisherigen und der neuen Organiſation des Wirtſchaftslebens dar⸗ 
ſtellt. Und ſie beruht nach ihm im Rechtsverhältnis an den Kapital- 


gütern. Stehen die Maſchinen im Eigentum Privater, ſo liegt ſo⸗ 


genannter Kapitalismus vor, befindet ſich alles Kapital in der Hand | Eur 
des Staates, fo iſt Sozialismus gegeben!. 


An dieſe Übernahme der Produktionsmittel ſchließt ſich dann 
unmittelbar die dritte Phaſe an. Denn mit den bisherigen Pro⸗ 


duktionsverhältniſſen hebt das Proletariat nach den Worten des 
Kommuniſtiſchen Manifeſtes „die Exiſtenzbedingungen des Klaſſen⸗ 


gegenſatzes, die Klaſſe überhaupt und damit ſeine eigene Herrſchaft 
als Klaſſe auf“. So ſoll der Sozialismus, im ausdrücklichen Gegen⸗ 


= ſatze zur „Geſchichte aller . se die Be 


1 Das Wichtigſte was Marx en jagt, iſt in den bemerkenswerten 
Worten enthalten: „Der erſte Akt, wenn der Staat wirklich als Repräſentant 


der ganzen Geſellſchaft auftritt, — die Beſitzergreifung der Produktionsmittel 


im Namen der Geſellſchaft — iſt zugleich ſein letzter ſelbſtändiger Akt als Staat. 
Das Eingreifen einer Staatsgewalt in geſellſchaftliche Verhältniſſe wird auf 


einem Gebiete nach dem anderen überflüſſig und ſchläft von ſelbſt ein. An die 


Stelle der Regierung über Perſonen tritt die Verwaltung von Sachen und 
die Leitung von Produktionsprozeſſen. Der Staat wird nicht abgeſchafft, er 
ſtirbt ab.“ 
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herrſchaft zum Verſchwinden bringen. Er will eine Heilslehre nicht 


nur für einen Teil des Volkes, ſondern für das ganze Volk, 5 E 
ganze Menſchheit fein. 5 

»Die wenigen Monate ſeit der November⸗Revolution haben ge⸗ 
nügt, in die bisher faſt als unantaſtbar geltende Lehre einen unheil⸗ 


baren Riß zu bringen. Zunächſt hat man immer allgemeiner ein⸗ 


geſehen, daß die „Verſtaatlichung der Produktionsmittel“ überhaupt 
nicht als Ziel, ſondern nur als ein Mittel angeſehen werden kann. 


Eine Anderung im Kapitaleigentum bedeutet an ſich noch keine 


Anderung in der Kapitalverwertung. Sie iſt rechtlicher Art und 
berührt nur wenig die wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Die Einwir⸗ 


kungen, die das Kapital, insbeſondere die Maſchine auf den Betrieb 


ausübt, ſind die gleichen, ob das Eigentum dem einen oder andern 


| zuſteht. 


Darum hat auch ſchon Bernſtein in ſeiner Flugschrift „Was 


iſt Scozialiſierung?“ die Frage aufgeworfen: „Glaubt jemand im 


Ernſt, daß dann etwas verbeſſert iſt, wenn man da, ſtatt der Unter⸗ 
nehmer, überall ſchlechtweg Beamte hinſtellt.“ Und heute ſieht man 


in der Verſtaatlichung der Produktionsmittel überhaupt nicht mehr 
den Unterſchied zwiſchen „Kapitalismus“ und „Sozialismus“, macht 
vielmehr nach den Eigentumsverhältniſſen nur noch eine Unter⸗ 


ſcheidung innerhalb des „Kapitalismus“. Man ſtellt heute Privat⸗ 


kapitalismus und Staatskapitalismus einander gegenüber und macht 


dabei überraſchenderweiſe nicht den geringſten Unterſchied zwiſchen dem 


früheren Staat und dem neuen Staat, auch wenn er ſich ganz, wie 


in Oſterreich, in den Händen der Arbeiterſchaft befindet. Ohne jede 
Einſchränkung ſagt der keineswegs gemäßigte bisherige ſozialiſtiſche 


Miniſter Otto Bauer in Oſterreich in feiner Schrift „Der Weg zum 
Sozialismus“ !, die von vielen Seiten als eine Programmſchrift ö 


des öſterreichiſchen Sozialismus angeſehen wird: „Niemand ver⸗ 


waltet Induſtriebetriebe ſchlechter als der Staat.“ Und die ſoziali⸗ 
| ſtiſchen Stimmen mehren ſich, die darlegen, daß der Staatsbetrieb Ä 
nicht nur volkswirtſchaftlich, ſondern auch ſozialpolitiſch ſchwere 
Nachteile hat. 


Außerungen, die früher als extrem „kapitaliſtiſch“ gegolten 


= hätten, finden ſich heute, verſchärft in der Form und kaum noch be⸗ 
ſchwert mit Beweiſen, in der ſozialiſtiſchen Literatur. In der 
führenden Zeitſchrift des öſterreichiſchen Sozialismus „Der Kampf“ 


4 
! 


1 S. 9. 
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wurde kürzlich geſagt: „Heute denkt kein Menſch mehr an einen 
Staatsſozialismus, der darin beſteht, daß ſich an die Stelle der 
privaten Kapitaliſten der Staat ſetzt.“ Wer das bekämpft, wende 


ſich gegen ein „Phantom“. Ganz ähnlich hat die Geſamtheit der 
deutſchen Sozialiſierungskommiſſion in der gemeinſamen Einleitung 
zu ihren beiden Berichten über die Frage der Scsziäaliſierung 
des Kohlenbergbaues !? ſich ausgeſprochen: „Jegliche Ausdehnung 
des ſtaatlichen Betriebes iſt unökonomiſch und daher abzulehnen, 
ſolange nicht die völlige Loslöſung dieſer wirtſchaftlichen Tätigkeit 
des Staates von ſeiner politiſchen und u egen ls 
erfolgt! f | 


III 


Aber wer den Staatsſozialismus ablehnt, will damit noch nicht 
den Sozialismus überhaupt ablehnen. Man ſucht nur ſeinen Inhalt 


heute nicht mehr ausſchließlich bei Karl Marx; und zwar ſtellt man 
der Verſtaatlichung, gegen die das Verantwortungsgefühl und die 


Selbſterkenntnis der unvermutet zur Staatsleitung Berufenen immer 
allgemeiner ſich auflehnen, die Vergeſellſchaftung als etwas durchaus 
anderes gegenüber. In dieſem Sinne ſagt Otto Bauer in ſeiner be⸗ 
reits angeführten Programmſchrift“: wir Sozialdemokraten haben 
„nie die Verſtaatlichung, immer nur die Vergeſellſchaftung der In⸗ 


duſtrie gefordert“. Darunter verſteht man aber die Übernahme der 


Induſtrie nicht durch den Staat, ſondern durch die Geſellſchaft. 
| | | 


1 Engel, Warum nicht ſozialiſieren? Im „Kampf“ vom 2. Auguſt 1919. 
2 Vorläufiger Bericht der Sozialiſierungskommiſſion über die Sogialinerung 
des Kohlenbergbaues. Berlin, R. v. Deckers Verlag, S. 5. 

Ein ähnlicher Umſchwung hat auch im Ausland, insbeſondere in Frank⸗ 
reich, das durch den Wiederaufbau der durch den Krieg zerſtörten Gebiete für 
uns eine ſo große Bedeutung gewonnen hat, ſtattgefunden. Die für den Wieder⸗ 
aufbau ins Leben gerufene ee Unternehmung, die urſprünglich „Service 
des travaux de première urgence“ hieß und dann wegen der von allen Seiten 
gegen ſie gerichteten Angriffe in „Service des travaux entrepris par l'état“ 
umgetauft wurde, hat in Frankreich einen ſcharfen Kampf gegen den „Etatismus“ 
hervorgerufen. Ihre Tätigkeit iſt einſtimmig als Mißerfolg aufgefaßt worden. 
Der Abgeordnete Dubois ſagte in der Sitzung der Kammer vom 23. Januar 
1919: „Die Budgetkommiſſion iſt nicht der Anſicht, daß der Staat Fabrikant 
und Unternehmer werden und ſich durch die Übernahme der Wiederaufbauarbeiten 
in eigene Regie an die Stelle der privaten ee teen kann.“ Heute iſt 
Dubois Handelsminiſter. ö 
1 Bauer, Der Weg zum Sozialismus, S. 9. 
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Was iſt aber die „Geſellſchaft“? 
Das kann nicht im Einzelfall die Geſamtheit aller r Voltsgenoſſen 


fein. Das ſoll vielmehr — wozu bei Marx noch kein Anſatz ſich 
findet — der Teil der Geſellſchaft ſein, der mit der betreffenden 
Unternehmung irgendwie in näherer Verbindung ſteht. Er ſoll die 


Leitung der Induſtrie übernehmen, ſo daß „Vergeſellſchaftung“ das⸗ 


ſelbe iſt, was Moellendorff und Wiſſel in unbewußter Anlehnung 


an den älteren Genoſſenſchaftsſozialismus als „gemeinwirtſchaftliche 


Selbſtverwaltung“ bezeichnen. 


So wandelt ſich die allgemeine Frage: was iſt die Geſellſchaft, 
in jedem Fall in die Tatſachenfrage: welche Perſonenkreiſe ſtehen 
zum betreffenden Unternehmen oder zum betreffenden Induſtriezweig 


in näherer Verbindung? Das ſind bei Otto Bauer vier, bei Moellen⸗ 
dorff und Wiſſel fünf Perſonengruppen. 


Zunächſt die Unternehmer, die bisherigen Leiter, die aber bei 
Bauer fortfallen, wenn eine Verſtaatlichung mit der Vergeſellſchaftung⸗ 


ſich verbindet. Von Dun iſt in dieſem ee nichts weiter | 


zu jagen. | 
Zweitens die Arbeitnehmer, aljo Arbeiter, Angeſtellte, Beamte. 

Gegen ihre Beteiligung iſt grundſätzlich nichts einzuwenden. Denn 
ſie ſtehen auf dem Boden der Unternehmung, von deren Gedeihen 
ihre Exiſtenz abhängt. Dieſe Gemeinſamkeit des Intereſſes gilt es 


bewußt zu machen und damit zum Vorteil des Ganzen auszunutzen. 


Das iſt vielleicht die Hauptaufgabe unſerer Zeit, und es fragt ſich 


allein, in welchen Formen fie am beiten gelöft werden kann. Nur vom 


Standpunkt des gemeinſamen Intereſſes aus iſt das zu beantworten. 
Sonſt ſchadet man dem Ganzen und damit jedem einzelnen Teile. In 
anderem Zuſammenhang iſt davon ſogleich noch weiter zu handeln. 

Eine dritte Gruppe bilden die Vertreter des Staates. Auch 
mit ihrer Beteiligung an der Leitung kann man ſich grundſätzlich 


einverſtanden erklären. Wie die Arbeiterſchaft iſt auch die Geſamt⸗ 
heit am Gedeihen eines Unternehmens intereſſiert. Die Intereſſen 
der Geſamtheit und der Unternehmung laufen unter normalen Ver⸗ 
. - hältniffen überwiegend parallel und, wo fie voneinander abweichen, 


wie es unter dem unnatürlichen Zwang des Krieges ſo oft geſchehen 
iſt, kann es nur nützlich ſein, wenn die Geſamtintereſſen gebührend 
zur Geltung gebracht werden. Der Staat wird vor allem es ver⸗ 


hindern müſſen, daß ſich nach abſchreckendem amerikaniſchen Vorbilde 


ſogenannte „closed shops“ bilden, in denen Unternehmer und Arbeiter 
in engem Bunde bewußt darauf ausgehen, die Verbraucher, die Ar 
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in ſeltenen Fällen der Organisation der Arbeiter und Unternehmer 2 
Gleichwertiges gegenüberzuftellen vermögen, ſkrupellos ausbeuten. Auch } 
bei der Beteiligung des Staates ift allerdings Fürſorge dafür zu 
| treffen, daß der berechtigte Produktionszweck durch ſie nicht zum 
Schaden der Geſamtheit leidet. Der individuellen 8 des 
einzelnen Staatsvertreters ſind klare und feſte Grenzen zu ziehen. 
Anders liegt es bei der vierten Gruppe, die durch die Verbraucher 
gebildet wird. Hier iſt eine unmittelbare Intereſſengemeinſchaft nicht 
vorhanden. Hier handelt es ſich vielmehr um den ſtärkſten Gegen⸗ 
ſatz, der das Wirtſchaftsleben überhaupt durchzieht, den Gegenſatz 
zwiſchen Käufern und Verkäufern, Verbrauchern und Erzeugern, einen 
Geegenſatz, der unabänderlich in den Verhältniſſen begründet iſt und 
daher nicht, wie bloße Verſchiedenheiten in der Auffaſſung, durch 
gegenſeitige Ausſprache ausgeglichen werden kann. 
Es iſt eine ſehr weiſe Beſonderheit der bisherigen Organiſation 
des Wirtſchaftslebens, daß dieſer Gegenſatz aus der Produktions 
unternehmung hinaus verlegt iſt und fern von ihr auf dem Markte 
nach den Preisgeſetzen eine mehr oder minder automatiſche Löſung 
findet 1. Trägt man dieſen Gegenſatz in die Produktion hinein, dann 
wird unfruchtbarer Streit hervorgerufen, wo harmoniſches Zuſammen⸗ 
wirken dringendſtes Gebot iſt. Das muß eine lähmende und kann 
eine ſprengende Wirkung auf die Unternehmung ausüben. 

Organiſieren heißt, Menſchen unter einem Zweck ſo zuſammen⸗ 
zufaſſen, daß ſie dem Ganzen dienen, wenn ſie ihre eigenen Intereſſen 
verfolgen. Je vollkommener es gelingt, den einzelnen ſo einzuſchalten, 
daß er, indem er ſeine eigenen Ziele verfolgt, unbewußt dem Ganzen 0 b 

| 


nützt, um fo wirkſamer ift die Organiſation. Es iſt eine dilettantiſche 
Verkennung des Organiſationsgedankens, Träger dauernd widerſtreiten⸗ | 
der Intereſſen in eine Unternehmung e eee . 2 


z Auch ein ſo extremer Vorkämpfer der Sozialiſierung, wie Neurath, ver⸗ i 
kennt nicht die hier vorliegenden Schwierigkeiten, meint aher, mit „allgemeinen 5 
Betrachtungen“ ſie meiſtern zu können. Er ſagt in ſeinen Vorträgen, Die 
Sozialiſierung Sachſens (Chemnitz 1919, Verlag des Arbeiter⸗ und Soldatenrats 
im Induſtriebezirk Chemnitz, S. 15): „In der freien Verkehrswirtſchaft war ein 
automatiſches Element enthalten. Ganz von ſelber bildeten ſich auf dem Markt 
die Preiſe .. In einer Verwaltungs wirtſchaft. (wie Neurath die ſozialiſierte 
Wirtſchaft nennt) fehlt ein ſolcher Automat. Da müſſen die verwaltenden Stellen 
auf Grund allgemeiner Betrachtungen (I) entſcheiden, welches Einkommen dem 
einzelnen zufällt (). Wenn wir uns auch eine noch ſo vollkommene Organiſation 
denken, ſo dürfen wir nicht überſehen, daß bei dieſer Verteilung ee eine 
große Rolle ſpielen kann“ (). 
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Rund dann die Forderung aufzuſtellen, es müſſe ein Solidaritätsgefühl 


entwickelt werden. Das kann man in der gemeinſamen Not eines 
furchtbaren Krieges tun, wo nichts anderes übrig bleibt und der 


Zwang zur Unterordnung aufs äußerſte geſteigert iſt. Im Frieden, 


wo dieſer Zwang, der ſchon im Kriege ſo vielfach verſagt hat, fort⸗ 
fällt, iſt ein ſolches Vorgehen unmöglich. Da darf nicht vergeſſen 


werden, daß Politik in erſter Linie eine ſchwierige pſychologiſche 


Kunſt der Menſchenbehandlung iſt. Die Aufgabe iſt im Frieden mit 


ſo ſimplen Mitteln nicht zu löſen. 


Schwierigkeiten anderer Art liegen endlich bei der letzten, dem 


ur Handel angehörigen Gruppe vor, die nur von Moellendorf und Wiſſell 
vorgeſehen iſt. Sie ſind einmal darin begründet, daß die berufliche 


Arbeitsteilung in der Produktion und im Handel vielfach verſchieden 
durchgeführt iſt. Die Induſtrie wird regelmäßig durch ſachliche, der 
Handel vielfach durch territoriale Spezialiſierung beherrſcht. Den 
Spezialfabriken für ganz beſtimmte Erzeugniſſe ſtehen allgemeine 


Handelsfirmen (general exporters) gegenüber, die ein beſtimmtes 
Land mit allem, nach dem es Bedarf hat, verſorgen. Solche Handels⸗ 
firmen, die für Deutſchlands Handel von größter Bedeutung find, 


können natürlich unmöglich in allen Fabrikationszweigen Vertretung 


finden, die für ſie Intereſſe haben. Die Vertretung des Handels in 


der Leitung muß daher — von ſeltenen Ausnahmefällen abgeſehen — 


unzureichend und willkürlich bleiben. 


Anderſeits, wo der Handel Vertretung findet, wird ſie un⸗ 
befriedigend ſein müſſen, da die durch die Beteiligung an der Leitung 
gewonnenen Kenntniſſe, zum Beiſpiel über Preiſe, niemals allen 
Intereſſenten gleichmäßig mitgeteilt werden können, ohne ſie vorzeitig 


durch Veröffentlichungen zu entwerten. Solange der Handel nicht 
von Staat zu Staat allgemein betrieben wird, muß dem mit dem 


Ausland arbeitenden Kaufmann, der heute, wo unſere ganze Auslands⸗ 
organiſation zertrümmert daliegt, unſerem Wirtſchaftskörper unent⸗ 
behrlicher iſt als je, ein hohes Maß perſönlicher Bewegungsfreiheit 
im Intereſſe der Geſamtheit gewahrt bleiben. 

Dadurch, daß man alle dieſe Intereſſentengruppen an der Ke 
der Produktion beteiligt, glaubte man, dem demokratiſchen Gedanken 
im Wirtſchaftsleben zum Siege zu verhelfen. Aber die wahre Demo⸗ 
kratie beſteht nicht darin, an den Entſcheidungen die breiteſten Kreiſe 
der Intereſſenten zu beteiligen. Das demokratiſche Prinzip iſt in 
Wirklichkeit nicht ein Prinzip des Handelns, ſondern nur eines der 


Ausleſe. Es will zur Löſung einer Aufgabe nur jemanden berufen, 
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der ſich des Vertrauens der Beteiligten erfreut; es fol nicht den 


einmal Berufenen durch Beſchlüſſe der Intereſſenten hindern, en 


eigenes ſachverſtändiges Urteil frei zu betätigen. 


Das hat auch Karl Marx, obwohl ihm ſeine materialiſtiſche 
Geſchichtsauffaſſung die richtige Würdigung der ſchöpferiſchen Kraft 
der menſchlichen Perſönlichkeit ſo außerordentlich erſchwert hat, klar 


erkannt. Im erſten Buche ſeines „Kapitals“! ſpricht er ſich über 


die Frage der Führerſchaft im Wirtſchaftsleben wie folgt aus: 
„Alle unmittelbar geſellſchaftliche oder gemeinſchaftliche Arbeit auf 
größerem Maßſtab bedarf mehr oder minder einer Direktion, welche die 
Harmonie der individuellen Fähigkeiten vermittelt ... Ein einzelner 


Voiolinſpieler dirigiert ſich ſelbſt, ein Orcheſter bedarf des Muſik⸗ 


direktors.“ Oder: „Der Befehl des Kapitaliſten auf dem Produktions⸗ 


feld wird jetzt ſo unentbehrlich wie der Befehl des Generals auf 


dem Schlachtfeld.“ 


An „Gleichheit der wirtſchaftlichen Rechte aller Volksgenoſſen“, 
wie ſie heute verſchiedentlich gefordert worden ift?, hat Marx nach 
dieſen Worten nicht gedacht. Eher könnte man ſagen, daß er mit 
ihnen ſich in Bahnen bewegt, wie fie unter den Sozialiſten keiner 
-zielbewußter als Saint⸗Simon beſchritten hat. Keiner hat jo klar 
wie dieſer die moderne Induſtrie als einen Bund von Induſtrie 


und Wiſſenſchaft erfaßt. Keiner hat mit ſolcher Begeiſterung das 


Ziel verfolgt, ihre Erzeugniſſe ganz den Geſamtintereſſen des Volkes 


dienſtbar zu machen. Will man aber Induſtrie und Wiſſenſchaft 
zum Höchſten entwickeln, ſo muß der Staat nach Saint⸗Simon mit 


Hilfe der „Chefs des différents genres de travaux d' industrie“, 
d. h. der Unternehmer, die er ſcharf von dem Kapitaliſten ſcheidet, die 


ganze induſtrielle Tätigkeit des Volkes in einem „Système industriel“ 

zuſammenfaſſen. Nur fie befigen die nötige „capacité administrative“ 3. 
Dieſen Vorſtellungen Saint⸗Simons nähern ſich heute die An⸗ 

ſchauungen der Sozialiſten in erſtaunlichem Grade. Es geht etwas, 


wie die Entdeckung des Unternehmers, durch die neueſte ſozialiſtiſche 


1 Marx, Das Kapital. Erſter Band. Bolksausgabe, herausgegeben von 


Karl Kautsky, 1914, S. 278. 

2 Vgl. zum Beiſpiel die Reſolution, die am 17. September 1919 in 
30 Groß⸗Berliner Maſſenverſammlungen der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſch⸗ 
lands gefaßt worden iſt. 1 

3 Saint⸗Simon, Oeuvres, L’Organisateur, Bd. 20, S. 48, ſowie 
Du Système Industriel, Bd. 23, S. 7. Vgl. en Henri de Saint: ‚Simon, 
1908, S. 208, 220, 227, 229. 
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Literatur. Das Loblied, das der genannte Mehrheitsbericht der 
deutſchen Sozialiſierungskommiſſion auf ihn angeſtimmt hat, iſt nicht 
vereinzelt geblieben. In immer weiteren Kreiſen ſieht man ein, daß 
der Unternehmer für abſehbare Zeit nicht zu entbehren iſt, und daß 
man, wenn man ſeiner Hilfe ſich vergewiſſern will, ihm nicht nur 
einen „ausreichenden Spielraum für perſönliche Initiative einräumen, 
ſondern auch die Motive ſozialen Pflichtgefühls und fachlicher 
Arbeitsfreude mit einem wirtſchaftlichen Intereſſe am Produktions- 
erfolge verbinden muß 1. Zahlreiche Stimmen in gleichem Sinne 
ließen ſich anführen?d. Ich muß mich hier begnügen, in Er⸗ 
innerung zu rufen, daß auch kein anderer als Lenin den Schrei 
nach dem Unternehmer in dringendſter Form hat ertönen laſſen. 
Er ſucht heute „die beſten Organiſatoren und die größten Fachleute“ “ 
heranzuziehen und zwar gegen „eine ſehr hohe Bezahlung“? und 
fordert „die widerſpruchsloſe Unterordnung der Maſſen unter den 
einheitlichen Willen der Leiter des Arbeitsprozeſſes“. Die Geſamt⸗ 
entwicklungen ſind vielleicht durch nichts beſſer gekennzeichnet als 
2 die Tatſache, daß die ſozialiſtiſche Regierung in Deutſch⸗ 


Vorläufiger Bericht der Sozialiſierungskommiſſion über die Frage der 
Sozialiſierung des Kohlenbergbaues. Berlin, R. v. Deckers Verlag. 

2 Aus der Fülle ſei nur Weniges herausgegriffen. Erſtens ſei aus der 
Schrift von Karl Korſch, Was iſt Sozialiſierung? Ein Programm des prak⸗ 
tiſchen Sozialismus. Hannover 1919, S. 34 hervorgehoben: „Die ſpezifiſche 
Begabung des induftriellen ‚Unternehmers‘ im beſonderen wird in dieſer erften 
Phaſe der Gemeinwirtſchaft keine ſchlechtere, ſondern eher eine beſſere Bezahlung 
finden als im heutigen kapitaliſtiſchen Staat ... Und nicht nur die Entlohnung, 
ſondern auch die Machtſtellung von Perſonen mit beſonderer Unternehmer⸗ 
begabung wird im autonomen Einzelbetrieb ohne Syndikat eher eine un⸗ 
beſchränktere ſein, als in der heutigen kapitaliſtiſchen Wirtſchaft.“ Ferner ſei 
angeführt, was Cohen-Reuß auf dem Deutſchen Wirtſchaftskongreß vom 
16. April 1919 (S. 17) geſagt hat: „Die Arbeiter allein find nicht in der Lage, 
die Produktion ſo zu verankern ohne die Hilfe der Unternehmer, daß dabei 
Sozialismus herauskäme. Man braucht die Hilfe der Unternehmer, die die 
Dinge kennen. Man braucht nicht allein die Hilfe der ſogenannten techniſchen 
Betriebsleiter, die doch im großen und ganzen nach den Plänen der wirklichen 
Unternehmer gearbeitet: haben, ſondern man braucht auch dieſe vor allen 
Dingen.“ Demſelben Gedanken hat Hue Ausdruck gegeben, wenn er nach den 
Zeitungen geſagt hat: „Wenn Sie die Sozialiſierung durchführen wollen, dürfen 
Sie nicht annehmen, daß wir in unſeren Arbeiter⸗ und Angeſtelltenkreiſen die 
Kräfte hätten, die auch nur teilweiſe die Sozialifierung durchführen könnten.“ 

Lenin, Die nächſten Aufgaben der N 1919 rn der 
Wochenſchrift „Die Aktion“), S. 16. a 

4 a. a. O. S. 44. 8 
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öſterreich begonnen hat, die übernommenen alten Staatsbetriebe in 


gemiſcht⸗wirtſchaftliche Betriebe umzuwandeln, um „den perſönlich 
intereſſierten Kapitaliſten mit allen ſeinen wertvollen Erfahrungen 
zur intenſiven Mitarbeit heranzuziehen“ und daß zu gleicher Zeit 
an die Arbeiter in den bisherigen Staatsbetrieben die Mahnung er⸗ 
geht, daß ſie „bei Durchſetzung ihrer gewerkſchaftlichen und perſön⸗ 
lichen Forderungen nicht einem N einſtreichenden 1 
e 5 


IV 


Die dargelegte Wandlung hängt aufs engſte mit der Aufgabe 
zuſammen, welche als die ſchwierige organiſatoriſche Hauptaufgabe R 


unſerer Zeit bezeichnet werden kann. 

Nie zuvor iſt Führerſchaft auf wirtſchaftlichem wie auf poli⸗ 
tiſchem Gebiet ſo nötig geweſen, und nie zuvor war ſie ſo ſchwierig. 
Denn die Revolution ſtellt eine Auflehnung gegen die Führerſchaft 
dar, gegen Führerſchaft jeglicher Art, Führerſchaft im Heer, im 


Staate, in der Unternehmung, in der Gewerkſchaft. Das Individuum 


lehnt ſich auf gegen den Zwang, der im Kriege für viele Millionen 
eine Steigerung erfahren hat, wie noch nie in der Geſchichte der 
Menſchheit. 


Nachdem er faſt fünf Jahre lang außerindividuellen Zwecken ſich 


unter oft namenloſen Opfern hingegeben hat, bäumt der Menſch als 


Selbſtzweck ſich auf gegen eine Ordnung, die in ihm in erſter Linie 
ein Mittel ſieht?. Das iſt aber ein Gegenſatz, der den Sozialismus 


und ganz beſonders den Marxismus mindeſtens ebenſo ſtark trifft, 
wie den ſogenannten Kapitalismus. Denn gerade der marxiſtiſche 


Sozialismus will ja, wie Kautsky“ ſich ausgedrückt hat, durch. 


vd Vgl. Arſenalicus, Zur Frage der ee ä im 
„Kampf“ vom 13. Dezember 1919. 
2 d. a. O. 


2 Man könnte fagen, daß Marx dieſe Auflehnung gegen die Züßrerfeaft | 


dadurch vorbereitet hat, daß er die Verſtändnisloſigkeit für geiſtige Arbeit all⸗ 
gemein verſtärkt und verbreitet hat. Denn er hat ja — wie Muckle, Das 
Kulturideal des Sozialismus, 1919, S. 178 ſich ausdrückt — „den grotesken 
Verſuch gemacht, die geiſtige Arbeit als ein Vielfaches der ſogenannten einfachen 
Arbeit hinzuftellen . . . Er ftreift ihr den Goldglanz der Vornehmheit ab und 
begünſtigt eine Haltung der überragenden Perſönlichkeit u die nicht 
ohne pöbelhaften Beigeſchmack iſt.“ 

| 4 Kautsky, Die Schwierigkeiten der SENT im „Kampf⸗ vom 
19. Juli 1919. 
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zweckmäßige Ausnutzung der Großproduktion die Produktivität der 
Arbeit ſteigern“. Gerade er ſteht ja auf dem Boden des Groß⸗ 
betriebes und möchte ihn mit Hilfe des Staates über die bisherigen 
Grenzen hinaus ins Ungemeſſene, ins Unmögliche ſteigern. Im Weſen 
des Großbetriebes liegt aber die Unterordnung vieler unter wenige. 


Den Großbetrieb kann man daher wirkſam nur ſteigern, indem man 


einerſeits die Fähigkeit, au leiten, andererſeits die Fähigkeit, fich 
leiten zu laſſen, entwickelt 1. In weſſen Händen das Kapital liegt, iſt dabei 
nicht von file th laggebender; Bedeutung. Auch wenn das Kapital voll⸗ 
ſtändig gleichmäßig unter Arbeiter, Angeſtellte und Unternehmer ver⸗ 
teilt wird, bleibt der Zwang der Unterordnung derſelbe. Im Groß⸗ | 
betrieb und nicht im Kapital wurzelt in letzter Linie das Gefühl 


der Abhängigkeit, das man drückend empfindet. Es handelt ſich nicht . | 


um den Gegenſatz von Kapital und Arbeit, ſondern um den Gegen: 
ſatz zwiſchen dem ſogenannten wirtſchaftlichen Prinzip, an dem der 
ee als dem Prinzip n Handelns mit äußerſter 


ı Auch das hat Lenin eule eingeſehen. Er ſagt in m Schrift: Die 
nächſten Aufgaben der Sowjetmacht, S. 43: „Jede menſchliche Großinduſtrie 
erfordert die bedingungsloſe und ſtrengſte Einheit des Willens, der die gemein⸗ 
ſame Arbeit von Hunderten, Tauſenden und Zehntauſenden von Menſchen / lenkt. 
Wie techniſch, ſo auch ökonomiſch und hiſtoriſch ift dieſe Notwendigkeit augen 
ſcheinlich, und ſie wurde von allen, die über den Sozialismus nachgedacht hatten, 
als eine erſte Bedingung erkannt. Aber wie kann die ſtrengſte Einheit des 
Willens geſichert werden? Durch Unterordnung des Willens von Tauſenden 
unter den Willen eines Einzigen. Dieſe Unterordnung kann bei idealer Er⸗ 
kenntnis und Difzipliniertheit der an der allgemeinen Arbeit Beteiligten mehr 
an die linde Leitung eines Orcheſterdirigenten erinnern. Sie kann die ſcharfen 
Formen eines Diktatorentums annehmen, wenn keine ideale Diſzipliniertheit und 
en vorhanden ſind.“ i 

2 Muckle, der pathetiſchſte Vertreter des Sozialismus, der in ſeinem neuen 
Buche „Das Kulturideal des Sozialismus“ in allen Teilen, die nicht aus der 
vorrevolutionären Zeit, aus der ſein wiſſenſchaftlich wertvolles Buch über 


Saint⸗Simon hervorgegangen iſt, ſtammen, in einer unerträglichen Schwulſt von Br | 


Worten jeden Gedanken erftidt, jagt a. a. O. S. 211 f. ſehr richtig: „Das ganze 
äußere Gefüge des Kapitalismus, ſein wirtſchaftlich⸗ techniſcher Aufbau, würde ja N 
in der neuen Ordnung nicht im geringſten angetaſtet werden.“ Noch weiter geht 

Goldſcheid, der ſonſt gern ſeiner menſchenfreundlichen Phantaſie die Zügel ſchießen 


läßt; er meint nämlich in ſeinem Buch „Sozialiſierung der Wirtſchaft oder Staatd- _ 


bankrott“, 1919, S. 33: „Es macht für ein Unternehmen keinen weſentlichen 
Unterſchied aus, in weſſen Beſitz es ſich befindet, wofern es nur nicht zerſtückelt 
wird und einheitlicher Leitung unterſtellt bleibt. Alle Großbetriebe, namentlich 
die modernen Rieſenbetriebe, ſtellen heute ihrer ganzen Einrichtung und e 2 
nach eigentlich ſchon öffentliche Unternehmungen dar. 2. wu u 
Schmollers Janek XIIV I. N ne | Be, 
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0 85 Konſeguen feſthält und der oberſten ethiſchen Norm, die im Men⸗ N 
ſchen den höchſten Zweck ſieht. Es iſt der Gegenſatz von Marx⸗Kant, 
deer die Wiſſenſchaft ſchon vor dem Kriege beſchäftigt hat! und uns | 
heute dumpf und wirr entgegentönf aus den Maſſen. | | 


Der Sozialismus, da er feine Volksbeglückungspläne a der. 


Grundlage des Großbetriebes aufbaut, kann die Abhängigkeit des 
| einzelnen nicht beſeitigens. Er kann nicht, wie er verſpricht, die 


Unfreiheiten des Arbeitsverhältniſſes aufhebens. Was allein in Be⸗ 


tracht kommt, iſt vielmehr, die im Großbetrieb nie zu beſeitigende 


Abhängigkeit ſo umzugeſtalten, daß man ſich freiwillig ihr fügt. 
Dias iſt alfo ebenſo ſehr ein Erziehungsproblem, wie ein Organi⸗ 
fſationsproblem. Wird das erſtere nicht durch die Führer der Arbeiter⸗ 

ö ſchaft gelöſt, dann kann auch die Löſung des zweiten durch den Staat 
menig nützen. Sind einſichtsvolle Kräfte nicht vorhanden, dann nützt 
es nichts, Schranken zu beſeitigen, die ihrer Betätigung bisher im 
e Wege ſtanden. Solche Schranken fortſchaffen, das iſt es aber allein, 
| das man mit geſetzlichen Maßnahmen erreichen kann. Man kann 
durch ſie das Gefühl zu beſeitigen trachten, völlig einem fremden N 
5 Willen ausgeliefert zu ſein. 


Dieſes heute ſo verbreitete Beruf iſt unzweifelhaft ſtark über⸗ 


ey een Eine „abfolutiftifche” Abhängigkeit hat vor dem Kriege 8 
N regelmäßig nicht mehr beſtanden. Otto Bauer“ ſagt in dieſer Hin⸗ 
ſicht ſehr richtig: „Der Abſolutismus iſt durch die Macht der Ge⸗ 
werkſchaften gebrochen. Der Unternehmer mußte die Macht in der 
Werkſtätte mit den Vertrauensmännern der gewerkſchaftlich organi⸗ 
ſierten Arbeiterſchaft teilen, ganz ähnlich wie der Monarch im Staat 
ſeine Macht mit dem Parlament teilen mußte“ 5, Dieſes frühere 


wi Vgl. Schulze-Gävernig’ Rektoratsrede über Marx oder Kant, 1908. 


- Sowie feinen Aufſatz, Noch einmal Marx oder Kant, im Archiv für Sozialwiſſen⸗ 


ſchaft, März und Mai 1910, ferner . Kant und Marx, Tübingen 


| 1911. Be 5 


2 Auch Muckle, Das Kulturideal des Sozialismus, 1919, S. 211 betont: 


an Auch die wirtſchaftliché Tätigkeit des Sozialismus „beruht auf Arbeitsteilung. 

Solche aber bedeutet für den Menſchen innere Zerſtückelung feiner Seele, Unter⸗ . 
bindung von Kräften, bedeutet Druck und Not. Und die Maſſen ſind nun ein⸗ 

mal auch in der neuen Ordnung dazu verurteilt, ihre Arbeit in dieſen Niede⸗ 


rungen zu verbringen.“ 


5 Das fordert die erwähnte Reſolution der 30 Groß- ⸗Berkiner Maſſen⸗ 


verſammlungen der ſozialdemokratiſchen Partei vom 17. September 1919. 


a. a. O. S. 14. | 
5 Vgl. zum Beiſpiel im gleichen Sinne Fränkel, Die ſoziale Bedeutung u 
des en a im an vom 16. W 1919. — Wenn N | 
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Verhältnis iſt heute nur ſehr ee zumal unter den Jungen, nicht 
mehr bekannt. Die Auflehnung gegen die Führerſchaft hat ja 
auch die alte Organiſation, die die Arbeiterſchaft mühevoll und wirk⸗ 
ſam ſich aufgebaut hatte, zum größten Teil ſchwer erſchüttert. Die 
Arbeiter haben ſelbſt die Gewerkſchaften, wenn ihre Mitglieder⸗ 
zahlen heute auch gewaltig anſchwellen, zum ſehr großen Teil aus⸗ 
geſchaltet und ſie wiſſen oft gar nicht mehr, was ihnen alles durch ſie 
im Gegenſatze zur marxiſtiſchen Lehre von der „kapitaliſtiſchen 
Knechtſchaft“, errungen worden iſt. Es handelt ſich deshalb heute 
nicht mehr darum — wie Otto Bauer meint — die Teilnahme der 
Vertrauensleute der Arbeiterſchaft an der Regierung der Fabrik aus 
einer „tatſächlichen“ in eine „rechtlich geregelte“ zu verwandeln, 
ſondern es muß vielmehr von neuem aufgebaut werden. 

Es iſt tief bedauerlich, daß das wegen der Auflehnung gegen 
die überkommene Führerſchaft nicht durch die Gewerkſchaften unter 
voller Nutzung ihres reichen Kapitals an Erfahrungen geſchehen 
kann. Es iſt auch bedauerlich, daß das nicht ohne einen geſetzlichen 
Eingriff erfolgt. Denn ſo ſicher der Boden an vielen Stellen für 
eine volle „Demokratiſierung der Fabrikleitung“ günſtig iſt, ſo ſicher 
iſt er allgemein noch nicht dazu vorbereitet, weder bei Arbeitern noch 
Unternehmern. Es wäre daher wünſchenswert und zweckmäßig ge- 
weſen, wenn zunächſt auf dem Boden der Arbeitsgemeinſchaft vom 


15. November 1918, unter Sonderung der Beſonnenen von den 


Unbeſonnenen, eine emſige Kleinarbeit im ſtillen ausgeübt worden 
wäre. Man hätte überzeugende Vorbilder ſchaffen müſſen. Sie ſind 
wirkſamer als heiſchende Paragraphen. Man, hätte, mit anderen 
Worten, dem engliſchen Beiſpiel folgen ſollen. Für die Engländer 
kommt es nie auf den Buchſtaben des Geſetzes an, ſondern immer 
nur auf das, was in der Wirklichkeit aus ihm werden kann. Das 


— j — 


hervorragende politiſche und gewerkſchaftliche Führer der Arbeiterſchaft den Tat⸗ 
ſuchen die ihnen gebührende Anerkennung nicht verſagen, ſo muß für Agitations⸗ 
zwecke natürlich ein anderer Ton angeſchlagen werden. So ſtand in den 
30 Maſſenverſammlungen, welche die ſozialdemokratiſche Partei in Groß - Berlin 
am 17. September 1919 veranſtaltet hat, die „Befreiung von der dienſtherrlichen 
Untertänigkeit des Kapitals“ im Vordergrunde. Ebenſo mußte bei der ent⸗ 
ſcheidenden dritten Leſung des Betriebsrätegeſetzes in der Nationalverſammlung 
am 14. Januar 1920 der Vertreter der ſozialdemokratiſchen Partei ſprechen, als 
ob Gewerkſchaften in Deutſchland nie beſtanden oder erfolgreich gewirkt hätten. 
Er ſprach davon, daß die Arbeiter bisher „einer uneingeſchränkten Willkür 
, preisgegeben“ ſeien und nicht in die „alte Hörigkeit“ zurückgeführt werden dürften. 

Das verlangt aus begreiflichen Gründen die parteipolitiſche Taktik. ö 
1 ae 2* 
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Geſet iſt daher regelmäßig für ſie nur die rechtliche Feſtlegung 
natürlicher Entwicklungen und verhindert es nicht, die Differen⸗ 
zierungen vorzunehmen, die das wirkliche Leben, wenn es nicht 
Schaden nehmen ſoll, erfordert. Von dieſem Wege wirkſamer Tat, 
der hier beſonders geboten und nicht ohne Ausſicht auf Erfolg auch 
bereits eingeſchlagen worden war, hat ſich die Regierung unter dem 
Druck unglücklicher Streiks abdrängen laſſen. Sie hat aus einer 
Maßnahme wirtſchaftlichen Aufbaus eine politifch - taftifche Be⸗ 
ſchwichtigungsmaßregel werden laſſen und meint, mit dem Worte 
des Geſetzes ein Problem, das ſtiller differenzierter Arbeit bedarf, 
löſen zu müſſen und löſen zu können. f 

So iſt der Entwurf des Betriebsrätegeſetzes zuſtandegekommen, 
von dem nicht mit Unrecht geſagt worden iſt, es ſchneide tiefer ins 
Wirtſchaftsleben ein als irgendein Geſetz je zuvor. Die Vorlage 
dieſes Geſetzes iſt heute aber eine Tatſache, die nicht mehr rück⸗ 
gängig gemacht werden kann 1. Um fo ſorgſamer muß geprüft und 
berückſichtigt werden, was das Geſamtwohl ihm gegenüber fordert. 
Das Geſetz ſoll — wie es in der Begründung heißt — nicht dem 
Unternehmer ein in der Betriebsleitung gleichberechtigtes Organ zur 
Seite ſtellen. Es wird dargelegt, daß dies entweder zu ſtändigen 
Reibungen und Kämpfen führen würde, die das Unternehmen läh⸗ 
men und ſchließlich dem Untergang zuführen würden, was eine 
ſchwere Schädigung der geſamten Volkswirtſchaft und damit auch 
einer wirkſamen Sozialiſierung bedeuten würde; oder eines der beiden 
Organe — Voörſtand oder Betriebsrat — würde die tatſächliche ein⸗ 
ſeitige Herrſchaft an ſich reißen, und das würde heute in Jr Mehr⸗ 
zahl der Fälle wohl der Betriebsrat ſein. 

Dieſen verſtändigen Grundſätzen kann man vom Stund punk des 
Geſamtintereſſes nur zuſtimmen. Aber nicht alle Geſetzesbeſtimmungen 
ſtehen mit ihnen im Einklang. Das gilt nicht ausſchließlich, aber 
doch vor allein von der Abgrenzung der Aufgabe der Betriebsräte. 
Soweit die ihnen zugewieſenen Aufgaben ſozialer Art ſind, ſich auf das 
Verhältnis von Arbeitgeber und Arbeitnehmer unmittelbar beziehen, 
kann es keine Frage ſein, daß die Gleichberechtigung von Unter⸗ 
nehmer und Arbeiter im neuen Geſetz ebenſo ihre volle Anerkennung 
finden muß, wie. das ſchon in der Vereinbarung über die Arbeits⸗ 
ef im November 1918 geschehen iſt. Soweit aber dieſe 


En Das Geſetz iſt am 4. Februar 1920 vom n Reichspräſtdenten . und 
am 9. ee 1920 im Reichsgeſetzblatt A worden. 
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ö Aufgaben die Leitung des Unternehmens ſelbſt berühren, liegt die 
Sache anders. Auch hier muß freilich anerkannt werden, daß die 
Arbeiterſchaft ein berechtigtes Intereſſe an der Leitung hat und daher 


der Leitung nicht ſo völlig fern ſtehen darf, wie es bisher faſt immer 
der Fall war. Ein Bewußtſein gemeinſamen Intereſſes kann ſich nur 


entwickeln, wenn es gepflegt wird. Der Arbeiter kann nur das 


Gefühl gewinnen, daß es ſich in der Unternehmung um die eigene 
Sache handelt, wenn er wenigſtens im allgemeinen weiß, was in der 


Unternehmung überhaupt vorgeht. Nur aus einem Zuſammen⸗ 
arbeiten geiſtiger Art kann er Arbeitsfreude und Verantwortungs⸗ 


gefühl von neuem und auf die Dauer ſchöpfen. Sein begreiflicher 
Drang, „über die Arbeitsſtelle hinaus das wirtſchaftliche Ganze zu 


ſehen“, darf nicht unberückſichtigt bleiben. 


Aber wenn dieſes Intereſſe an Informierung als berechtigt vom 
Standpunkt des Geſamtintereſſes anerkannt werden muß, ſo iſt da⸗ 
mit nicht gejagt, daß eine Befriedigung im Rahmen der Formen zu. 


geſchehen hat, die für ganz andere Zwecke geſchaffen worden ſind. 
Jahresbilanz und Aufſichtsrat ſind ſicherlich nicht die richtigen Mittel 


zu ſeiner Befriedigung. Die Bekanntmachung der Jahresbilanz iſt 


bei Aktiengeſellſchaften nicht zu einem Bande zwiſchen der Unter⸗ 


nehmung und den Aktionären geworden. Und die Prüfung der Bilanz 
eines großen Unternehmens iſt keine einfache Sache. Sie erfordert ein 


5 ſchwer zu erringendes Sachverſtändnis, das in allen Ländern einen 
Seltenheitswert hat, und von dem nur Laien glauben können, daß 
es ſich in kurzen Kurſen erwerben läßt. Was wird aber durch die 


Bekanntgabe der Bilanzen gewonnen? Vielleicht eine Richtigſtellung 


der übertriebenen Anſichten, die über die Gewinne und das Luxus⸗ 
| leben der Unternehmer durch die Hetzereien des Klaſſenkampfes und 
auch durch die Unwahrhaftigkeiten des Kinos verbreitet worden ſind. 
Dem ſteht aber ſicher als Nachteil gegenüber, daß durch die Bekannt⸗ 


gabe der Bilanz ein junges Unternehmen, das mitten im harten 


5 Kampf ums Dafein fteht, ſchwer erſchüttert, der Aufſtieg des Tüch⸗ 


tigen, der ſelten ohne Wechſelfälle erfolgt, gefährdet werden kann. 


Dem läßt ſich auch durch ziffernmäßige Abgrenzung nicht voll be⸗ 


gegnen; denn im Zeitalter des Großbetriebes fallen Jugend und 
Kleinheit nicht mehr e 


5 1 Man bat . an der Vorſchriſt der Bilanzvorlage feſtgehalten, 
glaubt aber durch zwei Anderungen die vorliegenden Bedenken gemildert zu 


haben. Erſtens fordert man die Vorlage einer anderen Bilanz, als ſie das Handels⸗ 


* 


. ſchwere Strafbeſtimmung gegenübergeftellt worden. Im § 99 Abſ. 4 wird näm⸗ 
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Was aber den Auſſichtsrat anbelangt, ſo neh er dem Arbeiter 
10 vielfach auch dem Unternehmer zu fern. Er iſt außerdem mit 
Aufgaben betraut, für die das Geſetz die „Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Geſchäftsmannes“ fordert und für die ein beſonderes Sach⸗ 
verſtändnis geboten iſt. Zwiſchen den Mitgliedern des Aufſichtsrats 
und den Arbeitervertretern kann ſich ein gegenſeitig förderndes Ver⸗ 
trauensverhältnis nicht entwickeln. Das gegenſeitige Fremdſein kann 
nicht in wenigen Sitzungen überwunden werden. Eine Aufnahme 
der Arbeitervertreter in den Aufſichtsrat wird daher aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach dem Unternehmen im ganzen und damit auch 
ſeinen einzelnen Teilen mehr Schaden als Förderung bringen. Sie 
wird entweder bei den Arbeitervertretern eine Enttäuſchung mit 
allen ihren Folgeerſcheinungen hervorrufen oder ſie in den Verdacht 
bringen, „Knechte des Kapitals“ geworden zu ſein. In beiden Fällen 
wird das gegenſeitige Vertrauen erſchüttert und die Gemeinfchaft 
der aeg e ſtatt e Auf dieſe Weiſe läßt ſich 


geſetzbuch vorſchreibt. | Nach dem Handelsgeſet buch muß nämlich das Vermögen 
des Privatunternehmers in der Bilanz mit aufgeführt werden. Das iſt als 
„zweifellos für die Zwecke der Betriebsräte nicht notwendig“ und als ein „un⸗ 
zuläſſiger Eingriff in die Privatverhältniſſe“ angeſehen worden. Darum ſind 
die neuen Begriffe der „Betriebsbilanz“ ſowie der „Betriebs⸗Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung“ aufgeſtellt worden. Wie ſich die Praxis mit ihnen abfinden wird, 
läßt ſich noch nicht überſehen. Wer die Schwierigkeiten der Umwandlung einer 
Privatunternehmung in eine Aktiengeſellſchaft kennt, weiß, daß die Feſtſtellung 
der in einer Privatunternehmung tätigen Kapitalien nicht einfach iſt. 

Zweitens hat der Regierungsvertreter namens der Regierung die folgende 
Erklärung abgegeben: „Die in den Anträgen Nr. 112 und 113 vorgeſehene 
Faſſung des § 35, wonach dem Betriebsausſchuß oder dem Betriebsrat die 
Bilanz vorzulegen und zu erläutern iſt, kann fur dahin verſtanden werden, daß 
ein darüber hinausgehendes Recht des Betriebsrats auf Vorlegung auch der 

Unterlagen der Bilanz nicht beſteht.“ Ebenſo hat der Vorſitzende als „einmütige 
Auffaſſung des Ausſchuſſes“ ausdrücklich feſtgeſtellt. „daß die Vorlegung der 
Bilanz keine Verpflichtung zur Vorlegung und zur Einſichtnahme (sic!) in ihre 
Unterlagen in ſich ſchließt“. Vgl. Bericht der Nationalverfammlung. vom 18. De⸗ 
zember 1919 (Druckſache Nr. 1888), S. 28. 

Anderſeits iſt dieſer erfreulichen Ablehnung eines Nachprüſungsrechts eine 


lich der Unternehmer, der „in den Darſtellungen, Berichten und Überſichten über 
den Vermögensſtand beſtimmte falſche Tatſachen angibt oder N . 

Tatſachen unterdrückt“, mit Gefängnis und hoher Freiheitsſtrafe bedroht. E 

iſt zu fürchten, daß daraus Verdächtigungen und Streitigkeiten erwachſen, 85 | 
die Gemeinſamkeit der Intereſſen, die angeblich . das Geſetz gefördert 
werden ſoll, * beeinträchtigen. 


2 
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das nicht erreichen, was in den Beſtrebungen des odastbas als 
berechtigt anerkannt werden muß. 

Viel eher führt zum Ziele eine Beſtimmung, die türzlich in den 
Statuten des Carl Zeiß⸗Werks Aufnahme gefunden hat, nämlich 
daß der Vorſtand einer neu eingerichteten Vertrauenskommiſſion aus 


ſechs Angeſtellten und ſechs Arbeitern allmonatlich über die Geſchäfts⸗ 
lage Bericht erſtattet und im Ausſchuß daran eine Erörterung ſtatt⸗ 
findet“. Durch ſolche regelmäßig ſich wiederholende Beſprechungen 
kann das Bewußtſein der Gemeinſamkeit der Intereſſen viel wirk⸗ 


ſamere Förderung erfahren, als durch die Vorlage der Jahresbilanz 
und die Aufnahme in den Aufſichtsrats. 


Wichtiger ſind aber. zwei andere Beſtimmungen. Die eine will x 
den Betriebsrat, wie es im Entwurf heißt, an der „Einführung 
neuer Arbeitsmethoden“ beteiligen und damit ſoll ihm nach der 
etwas ſehr knappen Begründung eine „beſonders bedeutungsvolle ö 


Holle“ zugewieſen werden. Wenn das heißen ſoll, daß der Betriebsrat 


mitzuentſcheiden hat, ob techniſche Neuerungen irgendwelcher Art E 


im Arbeitsprozeß zur Einführung gelangen ſollen, ſo bedarf dieſe 
Beſtimmung dringend der. Abänderung, nicht etwa im einſeitigen 
Intereſſe des Unternehmers, ſondern in dem der Geſamtheit und 
ganz beſonders der Arbeiterſchaft. Die Geſchichte der Technik zeigt 


überall, daß die Arbeiterſchaft regelmäßig für neue Erfindungen kein 
Verſtändnis hat. Und das iſt natürlich. Das kann nicht anders 
ſein. Kein anderer als wiederum Kautsky hat darauf hingewieſen, 4 


daß die Einführung neuer Erfindungen nicht io einfach iſt, wie man 


ſo gern heute meint. Er fagt?: „Die Erfahrung hat uns gezeigt, 


daß alle die modernen Maſchinen und Verbeſſerungen, die heute ſo 


Ungeheures leiſten, Jahre der Erprobung erheiſchten, die oft ſehr 
teures Lehrgeld koſteten, ehe das an ſich richtige und fruchtbare 
| Prinzip in allen Einzelheiten ſo ausgearbeitet war, daß es allen | 


1/Schomeruß, Die neuefte Entwicklung des Cart Bei Wertes, in dieſem 


Jahrbuch 1919, Heft 4, S. 278. 


2 Etwas Ahnliches eiſt nachträglich in das Betriebsrätegeſet en dem 


8. 71 Abſatz 2 u. worden, der beſtimmt: „Ferner hat der Arbeit⸗ 


geber vierteljährlich einen Bericht über die Lage und den Gang des Unter⸗ 


nehmens und des Gewerbes im allgemeinen und über die Leiſtungen des Be⸗ 
triebs und den zu erwartenden Arbeitsbedarf im beſonderen zu erſtatten.“ 


Hoffentlich entwickelt ſich aus ſolchen häufigen Beſprechungen etwas, das man, 


als „Vertrauenskommiſſion“ im wahren Sinne des Wortes bezeichnen kann. 


3 K autsky, Schwierigkeiten der Sozialiſierung, im „Kampf“ vom 
19. Jul 1078. | 2 | en Ars, 


Jede neue Maſchine habe „eine Periode des Lehrgelds zu über⸗ 
winden, die mit jedem Fortſchritt verknüpft iſt, mag er noch ſo 


vorteilhaft und erfolgreich ſein“. Darum gehört Mut zur Ein⸗ 5 
führung neuer Arbeitsmethoden. Mut iſt aber eine höchſt individuelle 


N Eigenſchaft. Mutige Handlungen find Einzelfandlungen! 


Anderſeits iſt jeder Fortſchritt nicht nur mit Lehrgeld, lenden l 
auch mit Reibungen und Nachteilen verbunden. Und dieſe Nachteile, 


en 24. 1 e Hermann ecnmager x SEE 24 


5 Schwierigkeiten ſtandhielt, auf die man erſt in der Praxis ſtieß, f | 
denen der Konſtrukteur nicht von vornherein Rechnung tragen konnte.“ 


die in der Natur des Fortſchritts liegen, treffen leider zum großen 


Teil den Arbeiter. Sie ſtehen für den Arbeiter im Vordergrund. 
Die Arbeiter ſehen ſomit ſtatt den in der Zukunft liegenden dauernden 


Nutzen den vorübergehenden Nachteil in der Gegenwart. Wenn man 
daher den Arbeiter mitbeteiligt an der Entſcheidung, ob techniſche | 


Neuerungen zur Einführung gebracht werden ſollen, dann entfteht 


die Gefahr, daß der vorübergehende Nachteil den dauernden Fortſchritt 
verhindert, d. h. Stagnation eintritt, wie ſie in der Zeit der ver⸗ = 
fallenden Zunftverfaſſung das deutſche Wirtſchaftsleben aus ähn- =. 


lichem Grunde befallen hat!. 


Anders dagegen iſt die Frage, ob be Betriebsrat nicht a 
darum, weil die Nachteile die Arbeiterſchaft treffen, an der Durch⸗ 
. führung einer beſchloſſenen Neuerung zu beteiligen iſt. Allerdings 
muß wan ſich klar ſein, daß auch hier das Arbeiterintereſſe nicht 
immer ausſchlaggebend iſt. Das Tempo der Durchführung wird 


ſehr oft herriſch durch den internationalen Wettbewerb vorgeſchrieben, 

auf den ſorgſam zu achten auch das Intereſſe des Arbeiters gebietet. 
Aber bei der Durchführung ſo weit wie möglich auf die betroffenen 
Arbeiter Rückſicht zu nehmen, gehört ſicherlich in den Tätigkeitskreis 
der Betriebsräte. In dieſer Beſchränkung lan im Teilnahme 
fegensreich wirken. 


Wenn aber der Unternehmer auch weiter die Veruntwortun für | 
er 
daun 


ö . nn neuer Arbeitsmethoden wird tragen müſſen, 


| 1 Der Geſezgeber hofft den Gefahren dadurch . en nen: daß er 
als die Aufgabe des Betriebsrats in $ 66 Nr. 8 bezeichnet hat, an der Ein⸗ 
führung neuer Arbeitsmethoden „fördernd mitzuarbeiten“. Damit ſoll jeder 


Widerſtand gegen techniſche und organiſatoriſche Fortſchritte ausgeſchloſſen 
werden. Leider iſt nur zu befürchten, daß darüber, was als „fördernd“ anzu⸗ 


ſehen ift, große Meinungsverſchiedenheiten ſich entwickeln werden. Dieſe Ein⸗ 


ſchränkung zeigt wohl eine Einſicht in die vorliegenden Gefahren, . nn , 


nicht aus, ſie zu beſeitigen. 
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muß er auch die Freiheit haben, die Maßregeln ergreifen zu können, 


die ihm für die Einführung nötig zu ſein ſcheinen. Das heißt: er 
muß ſich die Mitarbeiter wählen können, die ihm geeignet erſcheinen. 
Da er allein das Ziel genau kennt, kann auch er allein den Weg 
richtig ausfindig machen. Dabei kann er ſich natürlich auch irren. 
Trotz guter Menſchenkenntnis wird er manchen, der ſich als ungeeignet 


erweiſt, alsbald wieder entlaſſen müſſen. Dem Unternehmer darf 


alſo im Intereſſe des Ganzen die Freiheit nicht genommen werden, 
ſich die ihm geeignet dünkenden Menſchen auszuwählen und ſie inner⸗ 


halb einer Probezeit auch wieder zu entlaſſen !. Bei Entlaſſungen 


bereits erprobter und bewährter Kräfte liegt das anders. Da kann 


die Mitwirkung eines Vertrauensausſchuſſes in Frage kommen, wie 


es verſchiedentlich bereits bisher der Fall war?. 

Das ſind die wichtigſten Beſtimmungen, die in bezug auf den 
Wirkungskreis der Betriebsräte in Betracht kommen. Aber Be⸗ 
ſtimmungen allein reichen natürlich nicht aus. Hauptvorausſetzung für 
ein ſegensreiches Wirken iſt es vielmehr, daß ſich die Arbeiterſchaft 


! Die Verhandlungen haben zu einer grundſätzlichen Ablehnung der un⸗ 


mittelbaren Mitwirkung der Arbeiter bei den Einſtellungen geführt, und zwar 
haben die bayeriſchen Erfahrungen mit den Betriebsräten dazu entſcheidend bei⸗ 


getragen. Der Vertreter der Zentrumspartei, Schwarzer, hat in der Sitzung 
der Nationalverſammlung vom 14. Januar 1920 mit Nachdruck erklärt: „Gerichts⸗ 


notoriſch iſt weitgehend — und wir erleben es noch alle Tage —, daß viele 


Betriebsräte dieſes Mitbeſtimmungsrecht, das ganz gut gemeint war, zugunſten 
ihrer Parteirichtuͤng und ihrer Genoſſen direkt mißbrauchen.“ Darum iſt im 
§ 81 Abſatz 4 ausdrücklich beſtimmt worden, daß „über die Einſtellung des 
einzelnen Arbeitnehmers der Arbeitgeber allein ohne Mitwirkung oder Aufſicht 
des Arbeiterrats oder Angeſtelltenrats zu entſcheiden“ hat. Allerdings ſoll der 
Betriebsrat mit dem Unternehmer „Richtlinien über die Einſtellung von Arbeit⸗ 
nehmern“, für die einige „Vorſchriften“ gegeben werden (§ 81 Abſatz 1), ver⸗ 
einbaren (§ 78 Nr. 8) und „im Rahmen dieſer Richtlinien“ hat der Unter⸗ 
nehmer die Einſtellungen vorzunehmen. Wird gegen die vereinbarten Richtlinien 
verſtoßen, ſo kann der Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat Einſpruch erheben, was 


zunächſt zu Verhandlungen des Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrats mit dem Arbeit⸗ 
geber führt und, wenn le keine Einigung erzielen, zu einem San, 


verfahren. 

2 Bei Entlaſſungen können die Arbeiter in vier im 8 84 aufgezählten 
Fällen Einſpruch erheben, indem ſie den Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrat anrufen. 
Wenn ein Vertrauensverhältnis zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſich 


herausbildet, ſind dieſe Beſtimmungen unbedenklich, können ſie ſogar als Sicher⸗ 


— 


heitsventil ſegensreich wirken. Wenn es jedoch an gegenſeitigem Vertrauen 


fehlt, werden ſie zu einer ſtändigen Quelle von Streitigkeiten N und den 
Beteiligten wie der Geſamtheit ſchweren Schaden zufügen. f 


* 
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auch auf den Boden des Geſetzes ſtellt und ernſtlich eine gemeinſame | 
Förderung der gemeinſamen Intereſſen erſtrebt 1. Das ift aber nur 
zum Teil der Fall 2. Die Hauptvorausſetzung muß erſt geſchaffen 
werden. In letzter Linie handelt es ſich daher nicht um eine Auf⸗ 
gabe der Geſetzgebung, ſondern um eine Aufgabe der Erziehung. 
Dieſe mehr und mehr ſich verbreitende Erkenntnis, daß es der Geiſt 


51 . 2 . ‘ 
Be ea 


1 Aus dieſer Erkenntnis heraus ift der $ 68 in das Geſetz hineingefommen. 

Er lautet: „Bei der Wahrnehmung ſeiner Aufgaben hat der Betriebsrat dahin 8 

zu wirken, daß von beiden Seiten Forderungen und Maßnahmen unterlaſſen 
werden, die das Geſamtintereſſe ſchädigen.“ Aber das wm machtloſe Worte, ein 
frommer Wunſch ohne praktiſche Bedeutung. 

2 Die Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands hat aus ihrem erſten Parteitag 
verlangt, daß die Betriebsräte „in allen Angelegenheiten, die das Arbeits⸗ 
verhältnis des Arbeiters und des Angeſtellten zum Unternehmer betreffen, ſelb⸗ 
ftändig nach Anhören des Unternehmers () entſc eiden“ und „die Kontrolle über 
den Produktions⸗ und Geſchäftsbetrieb des Unternehmers ausüben“. Lauffen 
berg geht in ſeiner Rede „Was iſt Sozialiſierung?“ (1919) S. 12 hierüber ſo⸗ 
gar noch hinaus, indem er ausführt: „Aufgabe der Räte iſt die Ausſchaltung 
und Beſeitigung der Funktionen der Kapitaliſten. Von einzelnen Seiten wird f 
befürwortet, die Räte follten ſich auf eine bloße Kontrolle der Betriebe nach der 
ſozialen, techniſchen und kaufmänniſchen Seite beſchränken. Bloße Kontrolle. 
kann keinesfalls auf die Dauer genügen. Mehr und mehr müſſen die Räte die 
ganze Verwaltung der Betriebe in die Hand nehmen.“ Aus einer ähnlichen 
Auffaſſung heraus wird Däumig nicht müde, den Arbeitern zuzurufen: „Schafft 
Euch ießt Leute in die Betriebsräte, die Kontrolle und Mitbeſtimmungsrecht 
verlangen, dann wird jeder Betrieb Brandherd der ſozialen Revolution werden.“ 

Andererſeits haben die Unabhängigen die Geſetzesvorlage mit äußerſter 
Heftigkeit bekämpft. Ihr Vertreter Geper hat ſie in der Nationalverfammlun: g 
am 14. Januar 1920 als „Spottgeburt“ bezeichnet; die „Freiheit“ ſieht in der 
Mitarbeit an ihr „einen offenen Verrat an den Intereſſen der Arbeiter und an 
den Errungenſchaften der Revolution“. Wichtiger iſt, daß man auch in den 
Kreiſen der Mehrheitsſozialiſten ſich keineswegs ‚allgemein auf den Boden des 
Geſetzes ſtellt. Die erwähnten 30 Groß⸗Berliner Maſſenverſammlungen vom 
17. September 1919 ſahen im Betriebsrätegeſetz nur „den erſten Schritt, um das 
Wirtſchaftsleben zu demokratiſieren“. Auch der „Vorwärts“ wünſcht, daß die 

Betriebsräte „in ſtetiger Weiterentwicklung dem Sozialismus den Weg ebnen“. 

So erklärt es ſich, daß es auch in ſozialiſtiſchen Kreiſen an Beſorgniſſen' nicht | 
gefehlt hat. Anfangs haben die Gewerkſchaften aufs ſchärfſte gegen die Betriebs- 
räte Stellung genommen; in ihrem Korreſpondenzblatt wurde die Befürchtung 
ausgeſprochen, ſie würden „die Betriebe in fortwährender Unruhe halten“. Auch 
von anderer Seite betonte man die Gefahr, daß ſie ſich zu „ſyndikaliſtiſchen 
Organen“ entwickeln würden, zu „Organiſationen der Organiſationsloſen, in 
denen entweder der Kommunismus oder die gelbe Gewerkſchaft herrſchen“. Be⸗ 
ſonders Kaliski warnte vor ihnen; ſie würden zu „Inſtrumenten der Schikane 


und anderen Störungen für die Produktion werden“. 
3 
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iſt, der lebendig macht, iſt unter allen Wandlungen der letzten 


Monate die eigenartigſte und bedeutſamſte. Immer allgemeiner ſieht 
man ein, daß die wahre Löſung nur „in den Menſchen ſelbſt“ liegt. 
Dabei handelt es ſich nicht etwa nur um die große Zahl von Mit⸗ 


gliedern der Betriebsräte !, mit denen in Zukunft. zu rechnen ſein 


wird?. Die Erziehungsaufgabe iſt viel umfaſſender. Lange iſt fie 


ſchon vernachläſſigt worden. Der Unternehmer hat ſich ihr nicht 


genügend gewidmet, aber vor allem hat die Überſchätzung der rein 


wirtſchaftlichen Faktoren, die den Marxismus kennzeichnet, auch bei 


Pd 


den Arbeitern zu einer Vernachläſſigung der Erziehungsaufgabe ge- 


führt. Das macht ſich heute um ſo ſchlimmer fühlbar, als hinfort ö 
auch die Diſziplin, die für jeden Großbetrieb auf die Dauer un⸗ 


entbehrlich iſt und bisher überwiegend aus der militäriſchen Or⸗ 


ganiſation als fertiges Erziehungsprodukt übernommen wurde, auf 


dem Boden der Wirtſchaft herangebildet werden muß?. Unternehmer 
und Arbeiter ſelbſt müſſen fie entwickeln!. Da iſt der Anfang un- 
endlich ſchwer und es iſt die Schickſalsfrage unſeres Volkes, ob die 


Selbſterziehung ausreichen oder der ſtrenge ehen bitterfter Kot 


doch noch unvermeidlich ſein wird. 


Dieſe Erkenntnis, daß es ſchließlich auf den Menſchen ankommt, 
erſtreckt ſich aber über dieſe Einzelfrage hinaus auf das ganze Gebiet 


des Sozialismus. Was Adolf Wagner uns ſchon immer lehrte, daß 
die Verwirklichung des Sozialismus weſensandere Menſchen fordere, 
8 man heute im Kreiſe der Sozialiſten ſelbſt l | 

en | 
1 Vögler hat in der Sitzung der Nationalverfammtung vom 14. Januar 


1920 ihre Geſamtzahl auf 5—600000 geſchätzt. 
> Fränkel (Die ſoziale Bedeutung des Betriebsrätegeſetzes, a. a. O.) 
| ſchreibt: „Die Organiſationen werden keine Ausgaben ſcheuen dürfen, um die 


Vertrauensmänner in allen Wiſſenszweigen — es find deren nicht wenige — 


ſo zu unterrichten, daß fie ihrer ſchweren Aufgabe gerecht zu werden vermögen 


nicht bloß allen Kollegen mit Rat und Tat zur Seite ſtehen ſollen, ſondern ſiech 


Die Heranbildung der Vertrauensmänner wird um ſo wichtiger ſein, weil fe 


auch die Achtung und das Vertrauen der Betriebsinhaber erringen müſſen.“ Dem 


hohen Streben, das in dieſen Ausführungen zum Ausdruck kommt, kann man 


Achtung nicht verſagen. Leider aber iſt nicht Alles lehrbar und lernbar. Die 


Schule des Lebens kann durch die ſchönſten Kurſe nicht erſetzt werden. 


Vgl. meinen Aufſatz „Unternehmertum und Sozialismus“, a. a. O. S. 23. 
4 Lenin hat in einer Rede im Kongreß der Volkswirtſchaftsräte am 


14. 27.) Mai 1918 gejagt; „Die ſchwierigſte der uns bevorſtehenden Aufgabe 


it die Einführung der Arbeitsbiſziplin“. Vgl. Kaplun⸗ Besen Auge 


Wirtſchaftsleben En der Herrſchaft der Bolſchewiki, 1919, S. 10. 
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zu erkennen. Wilbrandt, der begeiſterte Vorkämpfer des Sozialismus, 
ſteht nicht allein, wenn er heute die bange Frage aufwirft!: „Sit die 
Seele reif für den Sozialismus? Iſt der Seelenzuſtand des deutſchen 
Volkes ein ſolcher, daß ſozialiſiert werden kann, ohne daß nachher 
alles — Wilbrandt ſperrt dies ‚alles‘ — zuſammenbricht.“ Und 
wie ſein Buch ungewollt die ganze geiſtige Wirrnis unſerer Tage 
widerſpiegelt, ſo iſt vielleicht für die Kriſis im Sozialismus nichts 
bezeichnender als der Satz, mit dem er ſein Buch ſchließt: „Der 
Sozialismus wird, wenn jemals verwirklicht, als Geſellſchaftsbedürfnis 
pflegen, was heute gepredigt, doch in der Welt fremd iſt: das 
Chriſtentum.“ | | Ä 3 / | 


I Wilbrandt, a. a. O. S. 327. 
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Bolſchewismus und Marxismus 
Von Dr. Wilhelm Mautner - Amfterdam 


5 Inhaltsverz ichnis: Einleitung: Die Wiederherſtellung des wahren Marxismus 


S. 29—33. — I. Entſtehung und Untergang des Staates S. 34—39. — 
II. Staat und Revolution S. 39—44. — III. Der Weg der ſozialen Re⸗ 
volution S. 44—49. — IV. Die Zerſtörung der Staatsmaſchine S. 49—54. 
— V. Die Mittel der Zerſtörung des alten (bürgerlichen) und die Schaffung 


des neuen (proletariſchen) Staates S. 54—59. — VI. Die Diktatur des 


Proletariats S. 60 66. — VII. Die Form der neuen Geſellſchaft S. 66— 72. 
— VIII. Die Vorausſetzungen der ſozialen Revolution S. 72—79. 


ngeſichts der unerhörten Verbreitung, die die Entſtellungen 
„des Marxismus gefunden haben“ !, der Verſuche, die großen 
Revolutionäre Marx und Engels nach ihrem Tode „zu unſchädlichen 
Gottesbildern zu machen“ , gegenüber, dieſer Verflachung des Marxis⸗ 


mus durch die Opportuniſten“, — wozu nicht nur Bernſtein, ſondern 


auch Kautsky gerechnet werden — gilt es, „die wahre Lehre des 
Marxismus vom Staat wiederherzuſtellen“!; aber nicht nur die 
vom Staat. So tritt der Bolſchewismus mit der Behauptung und 


dem Anſpruch auf, der einzig wahre Marxismus zu ſein, jener 


Marxismus, der allein dem revolutionären Denker Marx entſpricht 


und den die heutigen Auch⸗Marxiſten, zu Konzeſſionen an die kapita⸗ 
liſtiſche Welt- und Wirtſchaftsordnung nur allzubereit, vergeſſen, ent⸗ 
ſtellt und verfälſcht haben. 


Dieſe von den erſten Führern des Bolſchewismus aufgeſtellte 
Behauptung wird nicht nur von ihren Anhängern kritiklos über⸗ 
nommen, ſondern ebenſo bereitwillig auch von jenen, die mit der 


Verurteilung des Bolſchewismus auch den Marxismus zu treffen 


meinen und erſteren daher gern als äußerſte Konſequenz des letzteren 
darſtellen. Nicht weniger unkritiſch wird dieſe Theſe vielfach von 
jenen abgelehnt, die dadurch den Marxismus in der öffentlichen 
Meinung „retten“ zu müſſen glauben. So bewegen ſich beide, Gegner 
wie Anhänger dieſer Anſchauung, auf dem gleichen Boden gefühls⸗ 
mäßig beſtimmter Stellungnahme, die nur verwirrend, nicht klärend 
zu wirken vermag; und daß auch andere Opportunitätsgründe die ſo 


dringend notwendige kritiſche Unterſuchung dieſes Problems wohl nur 


äußerſt mangelhaft zu erſetzen vermögen, wird ruhig ausgeſprochen 


1 Lenin, Staat und Revolution, S. 5. 


| 


are 


werden dürfen. Namentlich einer von dieſen Gründen ſcheint, bewußt 


oder unbewußt, bei den bolſchewiſtiſchen Verkündern der Behauptung 
| „Bolſchewismus iſt Marxismus“ nicht zu fehlen. Der Gedanke, den 


jedem denkenden Arbeiter ehrwürdigen und auch für den weniger 


denkenden mit einem faſt myſtiſchen Glanze verklärten Namen 
Karl Marx' parteimäßig in dem Sinne auszunutzen, daß die eigene 
Anſicht als die Marx' ausgegeben wird, liegt nur zu nahe. So er⸗ 
ſcheint es notwendig, die bolſchewiſtiſche Behauptung kritiſch nach⸗ 
zuprüfen und zu verſuchen, das Verhältnis des Bolſchewismus zum 


Marxismus, mag es nun das der Identität, der Verwandtſchaft oder 
des Gegenſatzes ſein, an Hand der Schriften Marx und jener der 


bolſchewiſtiſchen Theoretiker aufzuhellen. Dieſe Ahnlichkeiten und 
Gegenſätze der wichtigſten bolſchewiſtiſchen und marxiſtiſchen Gedanken- 
gänge nachzuweiſen, iſt Aufgabe dieſer Ausführungen !. 

Sie können ſich auf einige, und zwar die wichtigſten, Anſchau⸗ 
ungen um ſo eher beſchränken, als ein großer Teil der marxiſtiſchen 
Lehren überhaupt von der bolſchewiſtiſchen Theorie nicht behandelt, 
ſondern als unbeſtreitbare Wahrheit, als Axiom, auf dem weiter⸗ 
gebaut werden kann und muß, übernommen wird. So etwa iſt kaum 
je von der Marxſchen Wert⸗ und Mehrwertlehre die Rede; die Kon⸗ 


zentrations⸗ und Ausbeutungstheorie werden einfach als der Dis 5 


kuſſion nicht mehr bedürftige Lehrſätze angeſehen uſw. 

Die Punkte aber, die zu einer Stellungnahme Anlaß geben, weil 

in ihnen der Bolſchewismus auch vordem als „orthodox⸗marxiſtiſch“ 
angeſehene Führer von der wahren Lehre Marx' abweichen ſieht, 
laſſen ſich auf drei zurückführen: Staat, Revolution und künftige 
Geſellſchaft (und das Verhältnis des Sozialismus zu ihnen). Da⸗ 
neben wird ſelbſtverſtändlich noch den Vorausſetzungen der möglichen 
Umwandlung der kapitaliſtiſchen in die ſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ 
ordnung eingehendere Erörterung gewidmet, da ja nur von dieſen 
aus die Entwicklung, welchen Gang immer ſie gehen möge, begriffen 
zu werden vermag. 


Noch muß hier vorausſchickend bemerkt werden, daß auch die 


. bolſchewiſtiſche Theorie nicht durchaus einheitlich aufgebaut iſt. Viel⸗ 
mehr laſſen ſich die Schwankungen, die die bolſchewiſtiſche Praxis 
kennzeichnen, deutlich auch in den Schriften der Parteitheoretiker ver⸗ 


zur marxiſtiſchen Theorie zu unterſuchen und zu löſen verſucht in meinem unter 
der Preſſe befindlichen Buche „Der Bolſchewismus. Vorausſetzungen, Geſchichte, 
Theorie. Zugleich eine Unterſuchung N Verhältniſſes zum Marxismus. = 
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1 Eingehender habe ich die Frage des Verhältniſſes der bolſchewiſtiſchen 
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folgen. Will man nun zu einer gerechten Würdigung der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Lehre gelangen (und nur mit dieſer, nicht mit der Praxis 
hat es die vorliegende Arbeit zu tun), ſo wird ſie vor allem in der 
Geſtalt geprüft werden müſſen, wie ſie ſich aus den Schriften ihrer 
Bekenner in erſter Reinheit ergibt, unbeeinflußt von der Geſtaltung, 
die die Wirklichkeit ihr ſpäter aufzwang. | 

Eine Beſtimmung des Begriffes „Bolſchewismus“ ergibt, daß 
darunter heute dreierlei verſtanden werden muß, drei Begriffe alſo, 
die weder in den theoretiſchen Erörterungen ndch im politiſchen Tages⸗ 
kampfe mit der wünſchenswerten Deutlichkeit . 
werden, und die das eine Wort umfaßt. 

1. Bolſchewismus als Kommunismus. Die bolſchewiſtiſche Partei 
nennt ſich ſelbſt „kommuniſtiſche“, teils um den Namen jener wieder 
aufleben zu laſſen, an deren Spitze Marx ſtand, als er das Kom⸗ 
muniſtiſche Manifeſt, „das Evangelium der jetzigen Revolution bis 
auf den heutigen Tag“, ſchrieb, teils um durch den Namen bereits 
den Gegenſatz zu den ſeitherigen ſozialiſtiſchen Parteien darzutun. 

2. Der Bolſchewismus als Methode, dieſes Ziel zu erreichen, 
Bolſchewismus nicht als Kommunismus, ſondern als „Weg zum 
Wee 3 

Die dieſer Methode anhaftenden und aus ihr hervorgehenden 
Ungebeuerliceiten, Sie find es vor allem, die dem Bolſchewismus 
Feinde machen, auch dort, wo ſeine Lehre nicht gekannt iſt. 

Wiſſenſchaftlicher Behandlung, ſoweit fie nicht pſychologiſche 
Forſchung ſein will, ſind natürlich nur die erſte und zweite Bedeutung 
zugänglich. Für die vorliegende Unterſuchung iſt aber auch das 
Problem des Kommunismus als ſolches auszuſcheiden, mag man ihn 
nun dem Sozialismus gleichſetzen, wie es die Wiſſenſchaft der letzten 
Jahrzente vielfach tat?, oder fie unterſcheiden, wie es früher in der 
„bürgerlichen“ Wiſſenſchaft geſchah und wie es jetzt der Bolſchewismus 
tut, der als Sozialismus ein Stadium nicht reſtloſer Erfüllung kom⸗ 
muniſtiſcher Ideale bezeichnet. Denn einmal greift die Erörterung 
des Sozialismus oder Kommunismus über den Rahmen dieſer Arbeit 
hinaus, und zum andern iſt das Ziel, dem der Sozialismus marxiſti⸗ 

ſcher Prägung und der Kommunismus zuſtreben, dasſelbe: die — in 


1 Bucharin, Programm der se S. 67 (Ausgabe „Die Soziale 
Menton 
2 Max Adler, „Arbeiterzeitung“, Wien, 2. April 1919. 
3 Gruenberg, Art. „Sozialismus und Kommunismus“, Wörterbuch der 
Volkswirtſchaft, Bd. II, S. 828. 
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ihrem Ausbau freilich nicht immer eindeutig vorgefellte - — - Hafen 
und wohl auch ſtaatsloſe Geſellſchaft. 

So bleibt für die Unterſuchung des Verhältniſſes von Morris 
und Bolſchewismus vor allem die zweite Bedeutung des Wortes 
übrig: der Bolſchewismus als Methode. Hier, und vor allem hier, 


behauptet er die Identität mit dem wahren Marxismus, und Lenin 


verſucht, für dieſe Behauptung den Beweis zu erbringen in ſeiner 
für die ganze bolſchewiſtiſche Theorie grundlegenden Schrift „Staat 
und Revolution“. Mit ungewöhnlichem Aufwande grübelnden Scharf— 


ſinns unternimmt er es, „die Lehre des Marxismus vom Staat und N ö 


die Aufgaben des Proletariats in der Revolution“! klarzuſtellen und 
Marx Anſichten hierüber zu entwickeln, ſie der gewollten und un⸗ 
gewollten Unkenntnis, die darüber herrſcht, zu entreißen. 

Marx hat kein Werk hinterlaſſen, das ſeine endgültige und Gohl 
erwogene Stellungnahme zum Problem des Staates und der Revo⸗ 
lution enthielte, und auch die bisherige marxiſtiſche Theorie hatte es 
unterlaſſen, eine einheitliche Darſtellung von Marx' Anſchauungen 
zu dieſem Gegenſtande zu geben. Lenin verſucht dies. Ja, mehr als 


das. Auf ihr aufbauend, will er die marxiſtiſche Theorie in diefem __ j 


Punkte zu einem Syſtem ausbauen und feſtigen. Die Frage ſpitzt 
ſich nun dahin zu, ob ihm dies gelungen iſt oder ob dieſer Gedanken⸗ 
bau, zwar aus marxiſtiſchen Bauſteinen aufgeführt, nicht durch 
ſeinen Schöpfer ſoviel Eigenart aufgedrückt e um aa neue Lehre f 
gelten zu müſſen. | Ä 
Lenin muß das Material zu dieſem Bau aus den über eine 
Beitfpanne von etwa vierzig Jahren zeritreuten gelegentlichen Auße⸗ 
rungen Marx⸗Engels' zu gewinnen verſuchen. Darin allein ftedt. 
ſchon etwas Mißliches. Denn es läßt ſich von Anfang an annehmen, 
daß dieſe Außerungen nicht ſtets gleichleibend ſein werden, daß auch 
Marx, ein Lernender und Lehrender ſein Leben lang, zu verſchiedenen 
Zeiten ſich verſchieden zu dieſen Fragen äußerte. Lenin hält ſich, um 
hier eine einheitliche Richtung im Denken Marx' aufzuzeigen, vor 


allem an den „echten“, d. h. den revolutionären Marx, namentlich | 


— doch nicht ausſchließlich — der Jugendjahre. | 
f Das Fehlen einer ſyſtematiſchen Darſtellung des Verhältniſſes 


des Proletariats zu Staat und Revolution beſagt nun freilich nicht, 


daß Marx an dem Problem „Staat“ etwa achtlos vorübergegangen 


wäre. Es war vielmehr ſein Plan, den vierten Teil jenes un 
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geheuren Werkes, das zu ſchaffen er als ſeine Lebensaufgabe anſah 
und von dem die drei Bände des „Kapital“ nur den erſten bilden“, 
eben dieſer Frage zu widmen. Die Sorge um das tägliche Brot, 
Krankheit, Erlahmen der Schaffenskraft, ein zu früher Tod haben 
dieſen Plan trotz treuer Freundeshilfe unausgeführt gelaſſen. 

Wenn daher Marx' Anſchauungen und ihre Darſtellung durch 
Lenin nachgeprüft werden ſollen, ſo muß auf die erwähnten ver⸗ 
einzelten Außerungen zurückgegriffen werden. Die Gefahr, nach dem 
Satze zu handeln: „Im Auslegen ſeid friſch und munter, legt ihr's 
nicht aus, ſo legt was unter“, iſt bei einem Thema, das leicht finden 
läßt, was man finden will, nur zu beträchtlich. Ein beſonderer Um⸗ 
ſtand vergrößert ſie. Das iſt die bereits angedeutete, von ſozialiſtiſchen 
und nichtſozialiſtiſchen Schriftſtellern aufgezeigte Gegenſätzlichkeit der 
Perſönlichkeit Marx, der ſich auch ſeine Lehre nicht immer entziehen 
kann. Oftmals iſt ſie ſo ausgelegt worden, als habe der gereifte, 
der Gelehrte Marx evolutionär, der jugendliche, der Stürmer Marx, 
revolutionär empfunden und geſprochen. Gewiß iſt etwas Wahres 
daran und Marx ſelbſt muß es empfunden haben; ſo in ſeiner Auße⸗ 
rung zu Engels: „Aber die gemütlichen delusions und der faſt 
kindliche Enthuſiasmus, mit dem wir vor Februar 1848 die Revo⸗ 
lutionsära begrüßten, ſind zum Teufel. Zudem wiſſen wir jetzt, welche 
Rolle die Dummheit in Revolutionen ſpielt und wie ſie von Lumpen 
exploitiert werden“?, Zutreffender aber ſcheint, daß Marx, der nüchtern 
und enthuſiaſtiſch empfinden konnte, oft unter den Eindrücken des 
Tages ſtand und ſo in gärenden Zeiten revolutionärer, in anderen 
ruhiger dachte. Doch darf darüber nicht die Einheit des Menſchen 
und des Werkes überſehen werden. Sie gelangt auch in den ver⸗ 
ſtreuten Außerungen über das hier zu behandelnde Problem ſchließlich 
zum Durchbruch. Und ſind ſie vorwiegend Gelegenheitsäußerungen, 
Tagesſchriften und Briefen entſtammend, wo das einzelne Wort nicht 
ſo genau gewogen wird, ſo muß um ſo höhere Bedeutung jenen 
Außerungen beigelegt werden, wo Marx gewiſſermaßen „ex kathedra“ 
ſprach. Nicht eine einzige Außerung darf daher zur Grundlage eines 
Syſtems genommen werden, ſondern nur ihre Geſamtheit. 


Brief Marx' an Engels vom 2. April 1858. Briefwechſel, Bd. II, 
S. 265. N ö 

Ebenda vom 13. Februar 1863. Bd. III, S. 116. Vgl. dazu die ganz 
ähnlichen Außerungen in den Briefen vom 9. April 1863 und 6. Mai 1868 
(Bd. III, S. 127 und Bd. IV, S. 46); der letztgenannte von Engels an Marx. 
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Dieſes iſt nun, nach Lenin, die Auffaſſung Marx von Staat, 
Revolution und künftiger Geſellſchaft. „Der Staat iſt das Produkt 
und die Außerung der Unverſöhnlichkeit der Klaſſengegenſätze“ und 
er iſt „ein Organ der Klaſſenherrſchaft, ein Organ der Unter⸗ 
drückung der einen“ (der ökonomiſch ſchwächeren) „Klaſſe durch die 
andere“ (die ökonomiſch herrſchende). Dieſe Anſicht Marx' werde in 
doppelter Hinſicht verfälſcht: einmal von jenen, die „Marx ſo zu⸗ 
rechtſtutzen, daß der Staat als Organ der Klaſſenverſöhnung er⸗ 
ſcheint“?, zum andern von jenen, die wohl ſeine Eigenſchaft als 
Organ der Klaſſenherrſchaft zugeben, aber vertuſchen, daß die Be⸗ 
freiung der geknechteten Klaſſen ohne gewaltſame Revolution und 
ohne „Beſeitigung des Apparates der Staatsgewalt der herrſchenden 

Klaſſe““ unmöglich iſt. | 
Und der Gang dieſer Befreiung ſtellt ſich alſo dar: Als Pro- 
dukt der heutigen Gefellſchaftsordnung ſei der Staat mit ihrem. 
Verſchwinden auch ſelbſt zum Verſchwinden verurteilt, und der Weg 
der Entwicklung werde der ſein, daß auf den bürgerlichen Staat der 
proletariſche, der „kein eigentlicher Staat“ mehr ſei, folge, der, aber 
nicht etwa in der Form der Demokratie, ſondern in der der Diktatur 
des Proletariats den Sozialismus (als unterſchieden vom Kommu⸗ 
nismus) verwirklichen werde“. Auf eine erſte werde eine zweite 
Phaſe der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft, die des vollkommenen Kommu⸗ 


nismus, folgen, in der dann gelten werde: Jeder nach ſeinen Fähig⸗ 


keiten, jeder nach feinen Bedürfniſſen. Der Übergang des bürger⸗ 
lichen in den proletariſchen Staat erheiſche das Zerbrechen der 
Staatsmaſchine. Die erſte Phaſe der kommuniſtiſchen Geſellſchaft 
werde aber langſam und unmerklich in die zweite übergehen können. 

Dieſer Grundgedanke dürfte — Einzelheiten ſeien hier zunächſt 
außer acht gelaſſen — als im weſentlichen mit der marxiſtiſchen 
Auffaſſung übereinſtimmend angeſehen werden. Mit aller Schärfe 
aber offenbart ſich ein Gegenſatz zu ihr, wo die Formen und Einzel⸗ 
heiten des Überganges zu der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft zu beſtimmen, 
die Vorausſetzungen für ihr Kommen, die Mittel für ihre Durch⸗ 


1 Lenin, Staat und Revolution, S. 6. 

Ebenda S. 7. 3 Ebenda S. 8. 

4 An anderen Stellen wird, worauf noch zurückzukommen fein wird, der 
Verſuch gemacht, die Diktatur als die „Demokratie der Ausgebeuteten, der 
Armen uſw.“ erſcheinen zu laſſen. . | 
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führung anzugeben find. Erleichtert wird dieſe Abweichung durch 


die unklare Anwendung der auch bei Marx nicht immer mit der 
erwünſchten Schärfe gebrauchten Begriffe „Staat und Revolution“, 
„ſoziale Revolution“ uſw. 


Das Entſtehung des Staates nach der marxiſtiſchen Auffaſſung j 


hat Engels in feinem Buͤche „Der Urſprung der Familie, des Privat⸗ 


‚eigentums und des Staats“ geſchildert, daſelbſt auch den Begriff 
des Staates feitgeftellt!. Ihm iſt der Staat „die Zuſammenfaſſung 
der ziviliſierten Geſellſchaft, der in allen muſtergültigen Perioden 


ausnahmslos der Staat der herrſchenden Klaſſe iſt und in allen 


Fällen weſentlich Maſchine zur Niederhaltung der W 


ausgebeuteten Klaſſe bleibt“. 


Der Staat iſt alſo „Klaſſenſtaat“?. Während er aber für 
Engels weſentlich Maſchine zur Niederhaltung ...“ bleibt, iſt er 


für Lenin nur das. Das ſcheint nur ein quantitativer, unbedeu⸗ 
tender Unterſchied zu ſein, verdient aber inſofern Beachtung, als 


Lenins ganze Theorie und Darſtellung des Staates eben auf dem 
Gedanken von dem nur unterdrückenden Staate fußt. Wie weit 
hier das ruſſiſche Vorbild, das Staat und Deſpotismus gleichſetzen 
5 lehrte, auf dieſe Auffaſſung eingewirkt hat, muß ununterſucht bleiben, 


und es ſei nur erwähnt, daß man in dieſem Punkte wie anderwärts 


| im Bolſchewismus Erſcheinungen und Anſchauungen begegnet, die 
eine Erklärung nur durch den Hinweis auf das Milieu, in dem = 


jeine Führer aufwuchſen, zuzulaſſen ſcheinen. 
| Daß und welche andere Funktionen Engels dem Staate zu⸗ 


ſchrieb, geht aus folgenden Worten hervor: „Der Staat hat zwar 
im großen und ganzen der Bewegung der Produktion zu folgen, 


reagiert. aber auch, kraft der ihm innewohnenden, d. h. ihm allein 


übertragenen und allmählich weiter entwickelten relativen Selbſt⸗ | 
ſtändigkeit wieder au die Bedingungen und den Bang, der Pro: 


duktion“. 5 


Die Behauptung, als ob der Staat von Marx⸗ Engels als 


Organ der Klaſſenverſöhnung angeſehen wurde, kann hier aus⸗ 


geſchaltet werden; ſie ſcheint uns in ihren Schriften keine Stütze zu 


„finden, es ſei denn, daß man etwa die Worte Engels' von der „Geſell⸗ 


1 En gels, Urſprung, S. 177/8. | 

2 Dies ift er auch in der Auffaſſung des orthodoxen Marxismus vgl. 

Kautsky, Entwurf des neuen Parteiprögrammes. „Neue Zeit“, Jahrgang 9, 
Bd. II, S. 727. 

3 . Berlin 1895, Nr. 44. 
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ſchaft, ae eg im Staate“ !, dahin 8 will. Ihr 
wahrer Sinn geht aber aus dem Satz im „Anti⸗Dühring“ unzweifel⸗ 
haft hervor: „Der Staat war der offizielle Repräſentant der ganzen 
Geeſellſchaft; aber er war dies nur, inſofern er der Staat derjenigen 

Klaſſe war, welche ſelbſt für ihre Zeit die ganze Geſellſchaft vertrat ?.“ 
| Vielleicht mag dieſe Auffaſſung vom Staate als Organ der 
Klaſſenverſöhnung dadurch entſtanden fein, daß die dialektiſche Ent⸗ 
wicklung des Staatsbegriffs eine Vereinigung von Theſis (herrſchende 
Klaſſe) und Antitheſis (beherrſchte Klaſſe) zu einer Syntheſis (Staat) 
notwendig zu machen ſchien. Und ſo hat es tatſächlich nicht an 


0 Stimmen gefehlt, die in Marx einen „Staatsſozialiſten“ ſehen 


wollten, eine Auffaſſung, in der ſich fo verſchiedene Denker, wie 


1 einerſeits Nieuwenhuis und Bakunin, dem Marx „der glühendſte 


Anhänger des Staatskommunismus iſt““, anderſeits Philippovich, 
der auch der . ſtaatsſozialiſtiſchen Charakter zu- 5 
Schreibt, begegnen. | 

„ Diooch das ruſſiſche Vorbild mag noch anders gelehrt haben ls 
die Auffaſſung des Staates als Deſpotismus: die wiſſenſchaftliche 
Anwendung jener naiven Auffaſſung, die im Staat nur den Gendarmen 
und den Steuerexekutor, den Soldaten und den Beamten ſieht, jene 
menſchlichen Organe der Exekutivgewalt, und die ſo Staat und 
„Staatsmaſchine, Staat und Staatsapparat. gleichſetzt, eine Auf⸗ 


u faſſung, die bei Lenin fortdauernd wiederkehrt und gegen die ſich 


Marx, namentlich in den höhnenden Worten des Gothabriefes ſo 
entſchieden gewendet hat . Dies iſt ein zweiter, dem erſten ver⸗ 
wandter Unterſchied in der vom Marxismus abweichenden Auffafſung 


des Bolſchewismus vom Staat. 


Als Produkt der Klaſſengegenſätze wird e Staat mit ihnen 
verſchwinden. Wie wird ſich dies vollziehen? In der bisherigen 
Marx⸗Literatur waren Engels’ Worte, vom Abſterben“ und „Auf⸗ 
heben“ des Staats, wie Lenin hervorhebt, dahin gedeutet worden, 
daß es ſich um einen Gegenſaz gegen die von den Anarchiſten ge⸗ 


1 


5 


5 Engels, Urſprung, Vorrede, S. VIII. (16. Aufl) 2 | 

2 Engels, Herrn Eugen Dührings Umwälzun uſw., S. 302. (3. Aufl.) 
3 Brief Bakunins an Herzen vom 28. Oktober 1869, zitiert bei Mehring, 
Karl Marx, S. 430. 

I 4 Philipp ovich, Grundriß der Politiſchen Sites Bd. I, S. 478. 
Ul. Aufl.) 

| 5 Vgl. Senin, Staat und Revolution, S. 23, 56. Marx, Neue Zeit“, 
Jahrgang 9, Bd. I, S. 565. we „„ 
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forderte, Abſchaffung⸗ des Staates handle, alſo um ein allmähliches | 
gegenüber einem jähen Ende des Staates, wogegen eingewendet 
werden müßte, daß Engels' Worte, daß „das Proletariat durch 
Übernahme der Staatsgewalt ‚auch den Staat als Staat‘ aufhebe“, 

ſich nur auf den bürgerlichen Staat (durch die Revolution des 


Proletariats), die vom Abſterben aber auf „die Überreſte proletariſcher 
Staatlichkeit“! bezögen. Das „Abſterben“, „Einſchlafen“ des Staates 
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beziehe ſich auf die Zeit nach der ſozialiſtiſchen Revolution, d. h. auf 


die Zeit nach der Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel, einer 


Zeit der auf die Diktatur folgenden vollkommenen Demokratie, ne 


erſt als letzte Staatsform abſterben werde. 
Dieſe Auslegung erſcheint geiſtreich, doch dürfte ſie einer kriti⸗ 


| ſchen Unterſuchung nicht Stand halten. Denn: Wenn wir uns be- 


mühen, den Sinn der Engelsſchen. Worte richtig zu erfaſſen, dann 
können die Worte: „das Proletariat hebe den Staat als Staat auf“, 
doch nur den Sinn haben, daß ſie ſich auf jeden Staat, nicht nur 
auf eine ſpezifiſche Staatsform (den bürgerlichen Staat) beziehen, 


daß der Staat als ſolcher, als Inſtitution aufgehoben wird. Das 


geht aus dem Wortlaut der ganzen Stelle hervor, wo es heißt: 


„Das Proletariat ergreift die Staatsgewalt und verwandelt die: 
Produktionsmittel zunächſt in Staatseigentum. Aber damit hebt es 
ſich ſelbſt als Proletariat, damit hebt es alle Klaſſenunterſchiede 


und Klaſſengegenſätze auf und damit auch den Staat als Staat.“ 


Alſo: durch die Verwandlung der Produktionsmittel in Staats 


eigentum werden die Klaſſengegenſätze aufgehoben und mit ihnen der 
Staat, der ja auf ihnen beruht, ihr Produkt iſt und mit ihrem Fall 
und nur durch ihn aufgehoben werden kann. Das Mittel zur Herbei⸗ 


führung dieſer Beſeitigung des Staates iſt das Ergreifen der Staats⸗ 
gewalt durch das Proletariat und dieſes Ergreifen bedeutet die Um⸗ 


wandlung des „bürgerlichen“ Staates in einen „proletariſchen““, 


aber noch nicht die Aufhebung der Inſtitution Staat, des „Staates 
als Staat“. Das ſagt auch mit aller Deutlichkeit das Kommuniſtiſche 
Manifeſt: „Wenn das Proletariat ... als herrſchende Klaſſe 
die alten Produktionsverhältniſſe ... die Exiſtenzbedingungen des 


Klaſſengegenſatzes, die Klaſſen überhaupt aufhebt“?, ſo auch damit 
„ſeine eigene Herrſchaft als Klaſſe“, und jetzt „verliert die öffentliche 


Gewalt den politiſchen mu d. h. der Staat als Staat ver- 
ſchwindet. 


> Lenin, Staat und Revolution, S. 17. 
2 Marx⸗ asel, e Manifeſt, S. 45. 
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| So ann ſch die Umgeſtaltung des bürgerlichen in den prole⸗ 
tariſchen Staat freilich, wie Lenin ſagt, nicht im Wege des Ab- 
ſterbens vollziehen, denn das, was abitirbt, ift, darin muß ihm bei⸗ 
gepflichtet werden, der proletariſche Staat; aber: nur dieſer und kein 


anderer wird „aufgehoben“ durch die auf die Verwandlung der Pro⸗ 


duktionsmittel in Geſellſchaftseigentum beruhende Beſeitigung der 


näher zu betrachten, zumal im Hinblick auf die ſpäter zu erörternde 
Frage. ob die kommuniſtiſche Geſellſchaft ein Staat ſein wird. 
Gegen die Auffaſſung, daß der proletariſche Staat kein „Staat“ 


Kl-laſſengegenſätze. Andernfalls müßte man, wenn das „Abſterben 2 
des Staates“ nicht dem „Aufheben“, alſo dem reſtloſen Verſchwinden 
gleichgehend wäre, folgern, daß der proletariſche Staat, der auf den- 

| bürgerlichen folgen ſoll, überhaupt kein Staat mehr iſt. Und in, der 
Tat erſcheint es notwendig, den Charakter dieſes Staates etwas 


. 


ſein werde, 8 aber nicht nur Engels' Worte, daß der Staat 


die Beſitzergreifung der Produktionsmittel vornehmen werde, ſondern 
auch die von Marx, nach denen dies durch einen Staat und zwar 
den des als „herrſchende Klaſſe organiſierten Proletariats“ erfolgen 
ſolle; ſchließlich und vor allem Lenin ſelbſt, der dieſe Marxſchen 
. Worte wiederholt und unterftreiht?. Allerdings taucht der Einwand 
auf: Iſt der Staat Reſultat der Klaſſenherrſchaft, dann iſt der pro- 
letariſche Staat, der Staat der proletariſchen Diktatur, Staat kat’- 
exochen; da er aber ſtets Staat der ökonomiſch (nicht nur politiſch) 


N herrschenden Klaſſe ſein ſoll, als ſolche das Proletariat aber doch 


nicht gut angeſprochen werden kann, ſo ſcheint die Möglichkeit der 
Exiſtenz eines proletariſchen „Staates zu fehlen. 

Dieſer Unklarheit ſucht Lenin dadurch zu entgehen, daß er den 
proletariſchen Staat verſchwommen einen „Halbſtaat“ nennt, was an 
Engels Worte, daß die Kommune „kein Staat im eigentlichen Sinne“? 


war, erinnert. Die Begründung für dieſe Auffaſſung gibt Lenin da⸗ 


mit, daß er ſagt, in dieſem Staate unterdrücke nicht die Minorität 
die Majorität, ſondern umgekehrt. Der Sinn der Worte Engels' iſt 
aber wohl ein anderer. Ein Staat, der bewußt auf ſeinen eigenen 
Untergang hinarbeitet — und das tut der proletariſche durch Auf⸗ 
hebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln und der 
auf 8 beruhenden ae —, iſt von jedem anderen durch Selbſt⸗ 


1 Marx⸗Engels, Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. 
2 Lenin, Staat und Revolution, S. 23. | 
8 Engels bei Bebel, Aus meinem Leben, Bd. II, S. 322. 


39 7 


„ 
* 


— 


Er darin, daß er eben Staat wohl der mächtigſten, aber nicht der 
Ne bkonomiſch herrſchenden Klaſſe iſt. 8 
8 N * Und nur aus dieſer unklaren und ſchwankenden Auffaſſung heraus 
1 Lenin denn eine Behauptung aufſtellen wie die: „Es iſt klar, 
daß von einer Beſtimmung des Zeitpunktes, zu dem das Abſterben 
it einſetzen wird, keine Rede fein kann, um jo mehr, als es ſich ſelbſt⸗ 
verſtändlich um einen Dauerprozeß handelt“ l. Denn nach Marx 
wird dieſer Zeitpunkt ſehr genau beſtimmt: durch den erſten Akt 
der Verſtaatlichung. Dieſer, der die Beſeitigung des Privateigentums 


8 ele. bahnt die Aufhebung des auf ihm und ſeinen Folgen be⸗ 


3 ruhenden Staates an. Daran ändert natürlich auch der Umſtand 
. 7 nichts daß es ſich um einen Dauerprozeß handelt; auch der muß 
BT einen — und zwar den erwähnten — Anfangspunkt haben. 

7 Alſo: letzte, höchſte und zugleich verfallende Form des Staates 
wi rd der proletariſche Staat fein, der auf den bürgerlichen folgt. 
fr durch ſein Abſterben den „Staat“ als „Staat“ auſheben. 
Der bürgerliche wird freilich bereits durch den proletariſchen „auf— 
Be >. choben⸗ „nicht aber der Staat als Staat. Auch dieſe Unterſcheidung 
9 1 . unbedeutend erſcheinen; ſie gewinnt ihre Bedeutung aber durch 
5 5 Folgerungen, die für dieſes kee und Abſterben“ gezogen 


II 


Be | 
SE Von der dialektiſchen Geſchichtsauffaſſung Marx⸗Engels' aus⸗ 
gehend, erhält dieſe Forderung, daß auf den bürgerlichen ein prole⸗ 
3 RL tariſcher Staat folge, ihre weitere Begründung. Im Schoße der 
9 5 irgerlichen Geſellſchaft bilden ſich die Keime der ſozialiſtiſchen; der 
8 bürgerliche Staat erzeugt fein dialektiſches Gegenſtück, den proletari- 
u und beider höhere Vereinigung wird eine neue Form des 
uſammenlebens ſein, mag es nun „Staat“ in einem höheren Sue 
3 oder ſtaatslos ſein. 


m 8 
7 


| 75 5 Sr Wie aber erfolgt dieſes Aufheben des bürgerlichen Staates und 
wie e das des Staates überhaupt? Durch ein Hineinwachſen in die 
BES: eue Ordnung, durch eine gewaltſame Revolution oder eine Kette 
1 5 olcher? Für Lenin iſt es nicht zweifelhaft, daß nur eine gewalt- 
RER jame Beſeitigung der alten Ordnung möglich fein wird, und er führt 
N 3 ur Unterftügung einige Stellen aus Marx⸗Engels an, die eine „wahre 


OF = ut, Staat und Revolution, ©. 77. 
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Lobpreiſung“ der Gewalt darftellen. Zugegeben, daß dieſe Stellen 
recht eindrucksvoll ſein mögen, den wahren Sinn Marx⸗Engels' wieder- 
zugeben dürfen ſie kaum beanſpruchen. Der geht aus einer Reihe 
anderer Außerungen hervor, die zuſammengehalten ein getreues Bild 
der Marx⸗Engelſchen Gedankengänge geben. 

Die eine dieſer Außerungen — und die bekannteſte — iſt Engels’ 
Vorrede vom 6. März 1895 zu Marx' „Klaſſenkämpfen. in Frank⸗ 
reich“, kurz vor ſeinem Tode geſchrieben. Sie ſetzt ihn faſt dem 
Verdachte aus — gegen den er ſich übrigens entſchieden gewehrt 
hat —, ein „friedfertiger Anbeter der Geſetzlichkeit um jeden Preis 
zu ſein“ 2. So liegt die Behauptung, daß Engels „wohl ehedem 
ſehr revolutionär empfand, die Unhaltbarkeit ſeines revolutionären 
Standpunktes erkannte und auch anerkannte“, nahe, wird aber von 
Kautsky mit triftigen Argumenten widerlegt. Mag dem aber ſein 
wie immer, ſo laſſen Engels' Worte eine grundſätzliche Bevorzugung 
der „friedlichen“ Methode unzweifelhaft hervortreten. Sie tritt aber 
als wahre Grundauffaſſung Engels' hervor, wenn man ſie zuſammen⸗ 
hält mit jenen Anſchauungen, die er zur Zeit der Abfaſſung des 
kommuniſtiſchen Manifeſtes niederlegte. . 

Bekanntlich hatten Marx und Engels hierfür je einen Entwurf 
ſelbſtändig verfaßt. In dem von Engels werden in ſchlichten, der 
„Katechismusform, in der fein Entwurf gehalten iſt, angepaßten Sätzen 
die für das Proletariat weſentlichſten Fragen erörtert. Und da wird 
auch die Frage: Wird die Aufhebung des Privateigentums auf fried⸗ 
lichem Wege möglich ſein? geſtellt und ſo beantwortet: „Es wäre zu 
wünſchen, daß dies geſchehen könnte und die Kommuniſten wären ge⸗ 
wiß die letzten, die ſich dagegen auflehnen würden ... Sie ſehen 
aber auch, daß die Entwicklung des Proletariats in faſt allen zivili⸗ 
ſierten Ländern gewaltſam unterdrückt, und daß hierdurch von den 
Gegnern der Kommuniſten auf eine Revolution mit aller Macht hin⸗ 
gearbeitet wird. Wird hierdurch das unterdrückte Proletariat zuletzt 
in eine Revolution hineingejagt, ſo werden die Kommuniſten ebenſo 
gut mit der Tat, wie jetzt mit dem Wort die Sache der Proletarier 
verteidigen“ ?. Daraus geht wohl deutlich hervor, daß der alte wie 
der junge Engels den Weg. der nicht gewaltſamen Revolution lieber 
beſchritten ſah, als den der Gewalt. Die wollte er nur, wenn anders 


1 Lenin, Staat und Revolution, S. 19. 
2 „Neue Zeit“, Jahrgang 27, Bd. I, S. 7 ff. 
3 Engels, Grundſätze des Kommunismus, S. 23. 
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die Befreiung des Proletariats nicht zu erreichen wäre. Dann; aber 
auch nur dann, fordert er ſie. Will eine Lehre, die Gewalt fordert, 
ſich alſo auf Marx⸗Engels berufen, jo müßte fie erſt den Nachweis 
erbringen, daß die Sun des Proletariats auf anderem Wege 
unmöglich iſt. 

Bevor die Auffaſſung Maır - Engel3 hierüber erörtert wird, 
wenden wir uns der Auffaffung des Bolſchewismus von der Revo⸗ 
lution zu. Für ihn iſt nur die Revolution wirklich Revolution, wo 
die „Gewalt als Geburtshelferin der neuen Geſellſchaft“ auftritt, 
um das berühmte Wort Marx auch hier anzuwenden. Doch ſind 
die Begriffe „gewaltſam und ungeſetzlich“, „friedlich und geſetzlich“ 
wohl zu ſcheiden“, und auch Gewaltſamkeit iſt mit Gewalt durchaus 
nicht identiſch. Für den Bolſchewismus iſt die Revolution „Revo⸗ 
lution im Heugabelſinne“, wie dies Laſſalle einmal nannte, nur die 
Anwendung rückſichtsloſeſter phyſiſcher Gewalt: „Die Revolution 
diskutiert nicht mit ihren Feinden, ſie zerſchmettert ſie“?. Dieſe 
einſeitige Auffaſſung des Begriffes der Revolution führt zu weiteren 
wichtigen Unterſchieden hinſichtlich ihrer Rolle. 


Marx⸗Engels ſahen die Revolution mit zunehmender Ziviliſation 
immer unblutiger werden: „In demſelben Maße, in welchem das 
Proletariat ſozialiſtiſche und kommuniſtiſche Elemente in ſich auf⸗ 
nimmt, genau in demſelben Verhältnis, wird die Revolution an 
Blutvergießen, Rache und Wut abnehmen“ ?. Und: „Wäre es 
überhaupt möglich, das ganze Proletariat kommuniſtiſch zu machen, 
ehe der Kampf ausbricht, ſo würde er ſehr friedlich verlaufen 
Ich glaube indes, daß bis zum Ausbruch des ganz offenen direkten 
Krieges der Armen gegen die Reichen ... ſich wenigſtens ſoviel 
Klarheit über die ſoziale Frage im Proletariat verbreiten wird, 
daß mit Hilfe der Ereigniffe die kommuniſtiſche Partei imſtande 
ſein wird, das brutale Element der Revolution auf die Dauer zu 
überwinden?.“ Nur nebenbei ſei angemerkt, wie ſehr dieſe Außerung 
mit den vorerwähnten über die Bevorzugung der friedlichen gegen⸗ 
über den gewaltſamen Mitteln übereinſtimmt. Das find Worte des 


jungen, des „revolutionären“ Engels, . eines Zwei⸗ oder Drei⸗ 


agen! 


\ 


— 


Vgl. Kautsky, Soziale Revolution, S. 8. 
2 Radek, Die Diktatur des Proletariats, S. 25. 
3 Engels, Lage der arbeitenden Klaſſen in England, S. 299 f. 
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Anders denkt der Volſchewismus. Ihm wird nicht nur der 


| | Klaſſenkampf unbedingt phyſiſcher Kampf, er wird ihm ſogar Bürger- 


krieg im brutalſten Sinne des Wortes. So heißt es: „In Wirk⸗ 
lichkeit hat der Klaſſenkampf ſtets und unvermeidlich die Form 
des Bürgerkriegs angenommen, und der Bürgerkrieg iſt undenkbar 
ſowohl ohne Zerſtörungen der ſchlimmſten Art, wie auch ohne Terror 
und Einſchränkungen der formalen Demokratie“.“ Oder: „Bürger⸗ 
kriege zu verneinen oder zu vergeſſen, hieße in den äußerſten Oppor⸗ 
tunismus verfallen und auf die ſozialiſtiſche Revolution verzichten?.“ 


Erſt war dieſe Anſicht von Lenin mehr als Forderung, dann als 


hiſtoriſches Geſetz aufgeſtellt worden; bei den Jüngeren iſt ſie nur 
ſolches: „Die Unglücklichen ſchrecken uns mit dem Bürgerkrieg. 
Meinen ſie, daß in anderen entwickelteren Ländern die ſozialiſtiſche 
Revolution ohne Bürgerkrieg von ſtatten gehen wird? ... Tauſende 
niedergeſchoſſener finniſcher Genoſſen ſind der beſte Beweis, daß 
der Bürgerkrieg in den entwickelten kapitaliſtiſchen Ländern noch 
heftiger, noch grauſamer ſein wird. Man kann vorausſehen, daß 
zum Beiſpiel in Deutſchland der Klaſſenkrieg außerordentlich er⸗ 
bittert ſein wird ... Nur durch den Bürgerkrieg und die eiſerne 
Diktatur des Proletariats kann man zur kommuniſtiſchen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Produktion gelangen?. Und fo ſagt Radek ſchließlich 
mit Worten, deren Vorzug zwar nicht logiſche Schärfe, aber große 
Deutlichkeit iſt, was für den Bolſchewismus Revolution iſt: „Die 
Revolution 1 eben darin, daß fie ein Bürgerkrieg iſt“.“ Das 
Urteil darüber, wie weit dieſe Auffaſſung ſich als marxiſtiſch be⸗ 
zeichnen darf, muß Anhängern und ee der marxiſtiſchen Lehre 
überlaſſen bleiben. 

Weitere Unterſchiede der bolſchewiſtichen und der marxiſtiſchen 
Lehre haben ſich hiermit herausgeſtellt: die Verſchiedenheit der 
Anſicht über die grundſätzliche Bevorzugung friedlicher oder gewalt⸗ 
ſamer Mittel; die über die Revolution im allgemeinen und über 
ihren Charakter in De zunehmender e Entwicklung im 
beſonderen. 

| N . nur von der Revolution ſlecthin die Rede, ſo ſei 


Ben Brief an die amerikaniſchen Arbeiter. „Aktion ⸗ 1918, S. 672. 
2 Len in⸗Trotzki, Krieg und Revolution, S., 164. 
Bucharin, Programm det Kommuniſten, ©. 66067. 

Radek, a. a. O. ©. 25. 
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nun auf die Frage eingegangen, was „ ſoziale“ Revolution fur Marx 


und Engels iſt. 
Für Marx iſt „ſoziale Revolution“ die „durch Veränderung der 


ökonomiſchen Grundlagen bewirkte, langſamere oder raſchere Um: 


wälzung des ganzen ungeheuren juriſtiſchen und politiſchen Überbaues 


der Geſellſchaft“ !“. Das Verhältnis der ſozialen zur politiſchen Revo⸗ 


lution wird dann dahin zu beſtimmen ſein, daß wohl jede ſoziale 


Revolution eine politiſche ſein muß (Umwälzung des ganzen juriſti⸗ 


ſchen und politiſchen überbaues “), nicht aber auch jede politiſche 
eine ſoziale. Jene iſt vielmehr, wie Kautsky ausführt, „die Eroberung 


der Staatsgewalt durch eine neue Klaſſe“?. Man könnte nun bei 


dem engen Verwachſenſein ökonomiſcher, geſellſchaftlicher und politiſcher 

Macht nahezu jede politiſche Revolution, da ſie in der Regel von 
einer nicht nur politiſch, ſondern auch ökonomiſch unterdrückten Klaſſe 
ausgeht, als ſoziale anſprechen, und gerade die große franzöſiſche 


Resolution könnte hierfür als Beiſpiel dienen. Und fie war wohl 


auch eine „ſoziale Revolution“ für ihre Zeit. Aber die ſoziale Revo⸗ 
lution im Marxſchen Sinne war fie nicht. In ihr tritt ein — zwar 
vorhandenes — Element nicht genügend deutlich in Erſcheinung: 


„die Umwälzung des ganzen juriſtiſchen Überbaues“. Für dieſen 
aber gibt die juriſtiſche Kategorie „Eigentum“ den auf die kürzeſte 


Formel gebrachten Ausdruck, und da hierunter wieder das bürgerliche 


Privateigentum als der „letzte und vollendetſte Ausdruck der Erzeugung 
und Aneignung der Produkte“? anzuſprechen iſt, fo muß ſich die voll⸗ 
kommene ſoziale Revolution als eine durchgreifende Umwälzung in 
den Eigentumsverhältniſſen — unter unſeren Verhältniſſen als Über: 
gang von Privat⸗ zu Kollektiveigentum — darſtellen. Dies oder eine 


für die damalige Zeit gleichbedeutende Umwälzung brachte die fran⸗ 


zöſiſche Revolution nicht, da fie, wenngleich „das Feudaleigentum zu⸗ 


gunſten des bürgerlichen Eigentums abſchaffend““, doch das Prinzip 


des Privateigentums unangetaſtet ließ. Erſt in der Vollſtändigkeit 
dieſer Umwälzung liegen aber Weſen und Bedeutung der ſozialen 


Resolution; iſt doch die „kommuniſtiſche Revolution das radikalſte 


25 Brechen mit den überlieferten Eigentumsverhältniſſen“ . 


1 Rare Kritik der politifchen Okonomie, S. LV. | 
' „2 Soziale Revolution S. 8/9 und die weiteren hierauf bezüglichen Aus⸗ 
führungen in dieſem Buche. | 
* Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 38. 
Ebenda. * 
S8 q. a. O. S. 44. 
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Es läßt ſich annehmen, daß die von Marx und Engels als not- 


wendig erachteten Mittel zur Durchführung der politiſchen und der 


ſozialen Revolution als verſchiedenen Zielen angepaßt voneinander 
verſchieden fein werden. Der Bolſchewismus aber ſpricht unter- 
ſchiedslos nur von den der „Revolution“ gemäßen. Mitteln und 


| Methoden. 


III 
Es fragt ſich aber, wie ſich dieſe Methode, dieſer Weg oder dieſe 
Wege im einzelnen darſtellen. Führt er, wenn die moderne Revo⸗ 
lution durch das Proletariat durchgeführt wird — und nur mit 
dieſem Fall iſt nach Marx in den modernen Induſtrieſtaaten zu 
rechnen —, vom nichtdemokratiſchen Staatsweſen weg zum demo⸗ 
kratiſchen und über dieſes zur ſozialen Gemeinſchaft durch immer 


weiteren Ausbau jenes oder iſt das demokratiſche Staatsweſen eine 
überflüſſige Zwiſchenſtufe? 


Marx und Engels haben dieſen Weg, und das überſieht mit 
Lenin die ganze bolſchewiſtiſche Literatur, ſo deutlich und greifbar 
aufgezeigt, daß man ſich nur wundern mag, daß ihre Anſchauung 


gerade hierüber nicht von marxiſtiſcher Seite mit Berufung auf Marx 


widerlegt wurde. Es handelt ſich eben um die Verſchiedenheit 
der der politiſchen und der ſozialen Revolution an⸗ 


e Mittel. 


„Vor Erörterung dieſer Wege und ihrer hier vorweggenommenen 
Ergebniſſe: demokratiſches Staatsweſen als Ergebnis der politiſchen, 
ſozialiſtiſches Gemeinweſen als Ergebnis der ſozialen Revolution, ſei 
darauf hingewieſen, daß die Möglichkeit dieſer Wege von Marx⸗ 


Engels natürlich als von gewiſſen ökonomiſchen Vorausſetzungen ab- 
hängig gedacht war. Das iſt für Anhänger des ökonomiſchen Materia⸗ 


lismus eine platte Selbſtverſtändlichkeit. Die Stellungnahme des 
Bolſchewismus zu den dazu von Marx geäußerten Anſchauungen 
wird ſpäter dargelegt werden. 

Grundſätzlich wäre neben dem revolutionären Weg auch der 
reformiſtiſche möglich. Der iſt aber für Marx⸗Engels wohl aus⸗ 
geſchloſſen. Ihn aus ihren Schriften herausleſen wollen, ift. vergeb⸗ 
liches Bemühen. Vielmehr ſtellt ſich ihnen der Weg, den ſie von 
Jugend auf wieſen, folgendermaßen dar: „Der nächſte Zweck der 
Kommuniſten iſt derſelbe, wie der aller übrigen proletariſchen Parteien: 
Bildung des Proletariats zur Klaſſe, Sturz der Bourgeoisherrſchaft; 
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Eroberung der politiſchen Macht durch das Proletariat“! und „der 
erſte Schritt in der Arbeiterrevolution iſt die Erhebung des Prole⸗ 
tariats zur herrſchenden Klaſſe, die Erfämpfung der Demokratie““, 
worunter natürlich das demokratiſche Staatsweſen zu verſtehen iſt 
(denn nur in einem Staatsweſen kann es eine herrſchende Klaſſe 
geben und umgekehrt). Die weiteren Worte des Kommuniſtiſchen 
Manifeſtes, daß das Proletariat „durch den gewaltſamen Sturz 
der Bourgeoiſie ſeine Herrſchaft begründet” ?, zeigen, daß es ſich bei 
der Erkämpfung der Demokratie um wirklichen Kampf handelt, 
deſſen Ziel eben das demokratiſche Staatsweſen iſt. Und ſo beant⸗ . 
wortet auch der Engelsſche Katechismus die dort geſtellte Frage: 
„Welchen Entwicklungsgang wird die Revolution nehmen?“ folgender⸗ 
maßen: „Sie wird vor allen Dingen eine demokratiſche Staats- 
verfaſſung und damit direkt oder indirekt die politiſche 
Herrſchaft des Proletariats herſtellen““. Dieſe und andere 
Außerungen, von denen nur noch die des ganz jungen Engels in 
ſeinem Brief vom 23. Oktober 1846 an das Brüſſeler Komitee über 
die Abſichten der Kommuniſten hervorgehoben ſei: „... kein anderes 
Mittel zur Durchführung dieſer Abſichten anzuerkennen als die ge⸗ 
waltſame demokratiſche Revolution“, laſſen wohl unzwei⸗ 
deutig erkennen, daß ſich Marx⸗Engels als Ziel der politiſchen Revo⸗ 
lution die Erkämpfung eines demokratiſchen Staatsweſens vorgeſtellt 
haben und zwar die wahrſcheinlich gewaltſame Erkämpfung, was 
natürlich nichts über die grundſätzliche Bevorzugung dieſer oder der 
friedlichen Methode ausſagt. | 

Dieſer Standpunkt ift auch durchaus zu eu Marx' und 
Engels' Erfahrungen zeigten ihnen — und die ſeitherigen haben es 
beſtätigt —, daß die demokratiſche Staatsform oder wenigſtens die 
Grundlagen dazu, kaum je ohne Gewaltſamkeit errungen worden ſind. 
Begreiflich. Hier ſtehen den unterdrückten die herrſchenden Klaſſen 
im Beſitze aller Machtmittel des Staates gegenüber, und gutwilliger 
Selbſtverzicht wird von dem, der über alle Macht verfügt, kaum er⸗ 
wartet werden können. Die Demokratie muß abgetrotzt werden. 

Von dieſer Erkenntnis der Marx⸗Engelsſchen Auffaſſung über 
die politiſche Revolution und ihr Ergebnis ausgehend, iſt weiter zu 
fragen: Bedeutet oder gewährleiſtet für Marx⸗Engels die demokratiſche 

* Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 38 

2 Ebenda S. 44. 3 Ebenda S. 36. 


Engels, Grundſätze, S. 24. 
5 Marx⸗Engels, Briefwechſel, Bd. I, S. 42. 
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| Republik bereits die Herrſchaft des Proletariats, und wenn ja: Iſt 


anzunehmen, daß der Übergang des Privateigentums an den Pro⸗ 
duktionsmitteln in Kollektiveigentum, alſo das, was die politiſche 
Revolution zur ſozialen macht, auch „gewaltſam“, mit Mitteln 
phyſiſcher Gewalt vor ſich gehen wird? 

Die erſte dieſer beiden Fragen erſcheint durch die Worte im 
Kommuniſtiſchen Manifeſt und mehr noch jene im Katechismus (Her⸗ 
ſtellung einer „demokratiſchen Staatsverfaſſung und damit direkt 
oder indirekt die politiſche Herrſchaft des Proletariats ) bejaht zu 
werden. Volle Klarheit über dieſen Punkt vermag aber nur die Dar⸗ 
legung der Marx⸗Engelsſchen nee zur demokratiſchen Re⸗ 


publik zu geben. 


Sich auf ein Engelsſches Zitat ſtützend 1, behauptet Lenin: „Die 
demokratiſche Republik iſt die denkbar beſte politiſche Umhüllung des 
Kapitalismus“ und daß „daher das Kapital, nachdem es .. von 
dieſer beſten Umhüllung Beſitz ergriffen hat, ſeine Macht dert ſicher 
und feſt begründet, daß kein Wechſel der Perſonen, Behörden oder 
Parteien dieſe Macht in der demokratiſchen Republik zu erſchüttern 
vermag“ 2. Und mit ihm und ſchärfer noch als er, ſagt Radek: „Sie 
(die bisherige Demokratie) iſt konkret genommen nichts anderes als 
die Herrſchaft des Kapitals, das ſo ſtark iſt, ſo verankert in den An⸗ 
ſchauungen der Volksmaſſen, daß es ſich den Luxus erlauben kann, 
ihnen die Freiheit zu gewähren, über Staatsangelegenheiten zu reden?“ 
“und die „moderne Demokratie iſt“ nichts anderes als „eine Kuliſſe 
der Kapitalherrſchaft“ 3. 

Für die bolſchewiſtiſche Theorie iſt alſo die demokratiſche Re⸗ 
publik nur eine andere Form der Unterdrückung (wieder ſpielt der 
Gedanke, ſie iſt Staat und daher nur Unterdrückung, mit hinein), 
und einen anderen Vorzug als den, „eine breitere, freiere, offenere 
Form des Klaſſenkampfes und der Klaſſenknechtung“ und ſomit „eine 
gigantiſche Erleichterung im Kampfe für die Beſeitigung der Klaſſen 
überhaupt“ zu ſein, geſteht Lenin ihr nicht zu. So kann denn auch für 


ihn die demokratiſche Republik beſtenfalls der nächſte Weg zur Dik⸗ 


tatur, nicht Staatsform dieſer ſelbſt ſein und, merkwürdig 
genug, beruft er ſich zur Stütze dieſer Anſchauung auf Engels' Worte: 


| etwas feftiteht, jo. iſt es dies, a RR, Partei und die 


N eine ©. 131. 
2 Lenin, Staat und Revolution, S. 5 
3 Radek, e S. 24. 
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Arbeiterklaſſe nur zur Herrschaft kommen kann unter der Form der 
demokratiſchen Republik !.“ 

Unbefangen geprüft, erſcheinen dieſe Worte freilich anderen Sinn. 
Au ER nämlich den, daß die demokratiſche Republik die Staats 
* form ſein wird, unter der das Proletariat feine Herrſchaft üben, die 
Bourgeoiſie endgültig beſeitigen wird. Der auf den von Lenin zitierten 
Satz Engels' unmittelbar folgende (pon Lenin aber verſchwiegene) 
erhärtet dies zur Gewißheit: „Dieſe (die demokratiſche Republik) iſt 
ſogar die ſpezifiſche Form für die Diktatur des Prole— 
tariats, wie ſchon die große franzöſiſche Revolution gezeigt hat“ ?. 
And nur mit dieſer Auffaſſung in Einklang zu bringen, aber 
3 re auch unterſtützend, ſind die Worte Engels', daß die demokratiſche 
7 Be: Republik „die höchſte Staatsform . .. iſt, die in unſern modernen 
IE Geſellſchaftsverhältniſſen mehr und mehr unvermeidliche Notwendig— 
| 8 keit wird. und die Staatsform iſt, in der der letzte Entſcheidungs— 


N ann“. . 
5 So erſcheint denn, mag im übrigen die demokratiſche Republik 
eeine Form ſein, in die ein ſehr verſchiedener Inhalt gegoſſen werden 
ai kann — daher die verſchieden klingenden Urteile Engels’* — die 
demokratiſche Republik als die ſpezifiſche Form der Diktatur des 
Proletariats, und Kautsky hat in klarer und einwandfreier Weiſe 
den Marx⸗Engelsſchen Gedanken wiedergegeben, als er ſchrieb: „Wir 
können unter der Diktatur des Proletariats nichts anderes verſtehen, 
b Seine Herrſchaft auf der Grundlage der Demokratie.“ 
Pr So ftellt ſich die Erkämpfung der demokratiſchen Republik nicht 
nur zwecks, ſondern auch als Durchführung der proletariſchen Diktatur 
als weiterer Schritt auf dem Wege der ſozialen Revolution nach 
Marx⸗Engels heraus. 
Die Erörterung der Rolle der demokratiſchen Republik bei Marx 
* und Lenin iſt natürlich unzertrennlich von dem Problem der Demo- 
kratie überhaupt und des Verhältniſſes der Diktatur zu ihr. 


= N — 
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£ Re. Zweierlei it nun unter „Demokratie“ zu verſtehen: Der Ge— 

| Kap | Engels, Kritik des Erfurter Programms. „Neue Zeit“, Jahrgang 20, 

.. 11. | 2 Ebenda. 

Engels, Urſprung, ©. 181. | 

Be 4 Sp im Briefe Engels’ an Marx vom 15. November 1862. Brief⸗ 
Ex, wechſel, Bd. III, ©. 98, wo der Wert der bürgerlich demokratiſchen Republik 


. beſprochen wird. 
weh: 5 Kautsky, Diktatur oder Demokratie, S. 38. 
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danke der Demokratie, der „Demokratismus“ , q wie es Steffen nennt, 
und die Staatsform, in der der Gedanke Wirklichkeit gewinnen ſoll. 
Sie wird um ſo mehr dieſen Namen verdienen, je mehr ſich in ihr 
der Demokratismus durchſetzt. Der Demokratismus läßt als Ge— 
danke, als platoniſche Idee, keine Teilung zu. Er iſt oder iſt nicht. 
Beſonders deutlich wird dies, wenn wir das Wort überſetzen: Volks⸗ 
herrſchaft. Herrſchaft des Volkes, unterſchiedslos, des ganzen Volkes 
(ſoweit gewiſſe natürliche Vorausſetzungen gegeben ſind), daher es 
denn auch keine „Demokratie der Mehrheit und der Minderheit, der 
Reichen und der Armen uſw.“ geben kann. Demokratismus im 
politiſchen Sinn iſt eben, wie Steffen ſagt: „Volksſouveränetät“ ?. 
Nur die Verwirklichung der Idee kann vollkommener N unvoll⸗ 
kommener erreicht werden. 

Lenin iſt dieſe Scheidung von Demokratie als Gedanken und 
ihn verwirklichende Staatsform wohlbekannt?. Allein um den Ge⸗ 
danken der Diktatur als Staatsform mit dem des Demokratismus 
zu verſöhnen, wird mit unklaren Begriffen gearbeitet, wird die 
„Demokratie der Mehrheit“ erfunden, dann darauf hingewieſen, daß 
„volle Demokratie“ unmöglich ſei, man ſich alſo mit jener begnügen 


müſſe. An anderer Stelle aber wird von der „Heuchelei der for⸗ 
malen Demokratie“ geſprochen, der gegenüber der Staat der Sowjets 
die wahrhafte Demokratie verkörpert, und aus all dieſen Außerungen 
iſt Schließlich vor allem das eine klar, daß dem Gedanken der viel- 


geſchmähten Demokratie doch Konzeſſionen gemacht werden, was ſich 
beſonders in dem Bemühen verrät, nachzuweiſen, daß der Bolſche⸗ 
wismus die Mehrheit des Volkes hinter ſich habe?. Auf der einen 


Seite alſo das ariſtokratiſche (und ſyndikaliſtiſche) Wort „Mehrheit 


iſt Unſinn“, auf der anderen das Streben, nachzuweiſen, daß man 
eben dieſe Mehrheit hinter ſich habe. 

Und zwiſchen der Anſicht jener, die eine b Bewegung 
als „Bewegung der ungeheuren Mehrheit“ fordern und jenen, die 
von der Demokratie überhaupt nichts wiſſen wollen, verſucht Trotzki 
die Brücke zu ſchlagen: „Als Marxiſten ſind wir nie Anhänger der 


formalen Demokratie sn 2 Allerdings iſt es gerade wieder 


1 Steff en, Das Problem der Demokratie, e 
2 Ebenda S. 120. | 
3 Lenin, Staat und Revolution, S. 94. 
4 Lenin, Brief an die amerikaniſ chen Arbeiter, S. 677. 
5 Lenin, Nächſte Aufgaben der Sowjetmacht, S. 6 und 7, 
6 Trotzki, Von der Oktoberrevolution bis zum Breſter en S. 95. 
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Trotzki, der die Überlegenheit der Demokratie prinzipiell zugeſtand: 
„Er (Kautsky) bewies, daß für die arbeitende Klaſſe die Veibehaltung 
der Grundlagen demokratiſchen Aufbaues letzten Endes ſtets von 
Nutzen ſei. Im großen und ganzen iſt dies natürlich richtig. 

Wenn es letzten Endes für das Proletariat vorteilhaft ſei, 
ſeinen Klaſſenkampf und ſogar ſeine Diktatur in die Rah⸗ 
men demokratiſcher Inſtitutionen zu leiten, ſo bedeutet 
das noch keineswegs, daß die Geſchichte dem Proletariat immer eine 
ſolche Kombination ermöglicht, 1.“ Ganz läßt ſich eben die lange 
Schulung im Geiſte des Marxismus nicht verleugnen, und dieſer 
forderte, wie nachgewieſen werden ſoll, Demokratie ſtets und überall. 


IV 


u ’ is 

Die vollſtändige Demokratie, die aber als Endziel aufgeftellt 
wird, erſcheint nur auf dem Wege des Ausbaues der proletariſchen 
Demokratie möglich. Darin ſind ſich Marxismus und Bolſchewismus 
wohl einig. Eine glatte Überführung der bürgerlichen in die end⸗ 
gültige wahrhafte Demokratie wird für unmöglich gehalten. Dafür 
iſt vielmehr Zerſtörung der Staatsmaſchinerie Vorausſetzung und Be⸗ 
dingung. Aber, von ähnlichen Grundſätzen ausgehend, weicht der 
Bolſchewismus wieder in den zu ihrer Verwirklichung dienenden 
Maßnahmen vom Marxismus ab. 

Marx hat nicht ausdrücklich geſagt, was unter „Staatsapparat, 
Staatsmaſchine uſw.“ zu verſtehen iſt, hat nur Beiſpiele dafür ge⸗ 
bracht. Nach dieſen wird angenommen werden dürfen, daß er vor 
allem die äußeren Machtmittel der Exekutivgewalt darunter ver⸗ 
ſtanden wiſſen wollte. 

Staat aber darf mit dieſer oder mit jenen nicht gleicgefegt 
werden, jo wenig politiſche und öffentliche Gewalt für Marx zu: _ 
ſammenfallen. Letztere wird es auch im ſozialiſtiſchen Gemeinweſen 
geben („die öffentliche Gewalt verliert den politiſchen Charakter“) ?. 
So bedeutet denn auch „Zerſtörung der Staatsmaſchinerie“ nicht 
etwa Vernichtung des ganzen Staates oder der ganzen Staats⸗ 
gewalt, ſondern nur die Vernichtung der politiſchen Gewalt des 
bürgerlichen Staates. Daß es ſich nur um ein. Zerſtören in 
Ae Sinne handelt, erhellt mg nur aus Marx' Worten in feinem 


1 Trotzki, a. a. O. S. 95. 
2 Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. Ber 
Schmollers Jahrbuch XLIV I. a en 4 
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Brief an Dr. Kugelmann: „. .. daß ich als nächſten Verſuch der 
franzöſiſchen Revolution ausſpreche, nicht mehr wie bisher die 
bureaukratiſch-militäriſche Maſchinerie aus einer Hand 
in die andere zu übertragen, ſondern fie zu zerbrechen“ !, ſondern 
beſonders klar auch aus denen Engels’; daß nur die „unter- 
drückende Macht der bisherigen zentraliſierten Regierung, Armee, 
Polizei, Bureaukratie ... fallen ſolle!“. „Die Kommune mußte 
gleich von vornhinein anerkennen, daß die Arbeiterklaſſe, einmal zur 
Herrſchaft gekommen, nicht fortwirtſchaften konnte mit der alten 
Staatsmaſchine ?.“ 

In Marx' Worten „die bureaukratiſch⸗ militäkiſche Maſchinerie 
zu zerbrechen“ iſt nach Lenin kurz ausgedrückt, „die Hauptlehre des 
Marxismus zur Frage über die Aufgaben des Proletariats in der 
Revolution gegenüber dem Staat enthalten“ ?. Aber dies bringt 
nicht klar zum Ausdruck, daß es ſich nicht nur um ein Zerſtören, 
vielmehr auch um ein Erſetzen handelt. (Lenin vermeidet dieſes 
Mißverſtändnis wohl, doch liegt es bei der ſtarken Betonung der 
endgültigen Abſchaffung des Staates für den mit dieſer Frage we⸗ 
niger Vertrauten nicht ferne, und dies mag, trotz der ſcharfen Po- 
lemik, die Lenin gegen die Anarchiſten führt, manche Anziehung auf 
anarchiſtiſch geſinnte Kreiſe ausgeübt haben.) So ſoll die Revolution 
nicht darin heſtehen, „daß eine neue Klaſſe das Kommando über⸗ 
nimmt und mit Hilfe der alten Staatsmaſchine die Herrſchaft übt, 
ſondern darin, daß dieſe neue Klaſſe die alte Maſchine zerſtört und 
mit Hilfe einer neuen Maſchine leitet und verwaltet““. All das 
wird als im ganzen mit Marx' Auffaſſung übereinſtimmend an⸗ 
geſehen werden können, und wieder offenbart ſich, daß die bolſche⸗ 
wiſtiſche Lehre zwar vielfach auf marxiſtiſche Grundlagen aufgebaut 
iſt, aber und namentlich in den aus ihnen gezogenen und zu ziehen- 
den Folgerungen von ihnen abweicht ö. 

So auch hier. Marx hatte in dem erwähnten Briefe an 
Dr. Kugelmann dieſes Zerbrechen der bureaukratiſch⸗ militärischen 


1 „Neue Zeit“, Jahrgang 20, Bd. I, S. 709. 
2 Engels, Vorrede zu Marx. Bürgerkrieg in e Ausgabe „Die 
Aktion“, S. 14. 
1 Lenin, Staat und eee S. 34. 
2. Ebenda S. 109. 
5 Ausgenommen bei dem Problem Diktatur der Demokratie und der 
Frage der ökonomiſchen Vorausſetzungen und der Durchführung der ſozialen 
Revolution, die freilich die Kernpunkte der Diskuſſion abgeben, wo nicht einmal 
dies der Fall iſt. | 
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Maſchine als die „Vorbedingung jeder wirklichen 8 olksrevolu tio n. 
auf dem Kontinent“ bezeichnet! und damit offenbar das An⸗ 
wendungsgebiet dieſer Notwendigkeit eingeſchränkt. Lenin legt dies 
nun dahin aus, daß Marx 1871 ſo ſchreiben konnte und durfte, 
weil England damals „noch das Muſter eines rein kapitaliſtiſchen 
Staates ohne Militarismus und in hohem Grade ohne Bureau⸗ 
kratie war” ?. Dieſe Auslegung ſcheint auf den erſten Blick manches 
für ſich zu haben, doch zeigen andere Schriften und Außerungen 
Marx', daß ihm eine ganz andere n vorſchwebte, als er 
dieſen Satz niederſchrieb ?. 

Der wahre Grund war vielmehr, daß Marx⸗ Engels in Eng: ö 
land ein freiheitliches Staatsweſen erblickten, eine Demokratie, und 
die Anſicht vertraten, daß in einer ſolchen und von einer ſolchen 
aus ein Übergang zur ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung ohne Ge⸗ 
waltſamkeit durchaus möglich ſei, im Gegenſatz zu anderen Staaten, 
die im Abſolutismus oder einer andern das Volk bedtückenderen 
Regierungsform verharrten; denn fie unterſchieden in „ihrer Politik“ 


ſcharf „zwiſchen demokratiſchen und nichtdemokratiſchen Staaten“, wie ö 


Kautsky betont und nachweiſt“. 

Die Begründung dieſer Auffaſſung läßt fi unschwer erbringen: 
Schon in feinem Katechismus hatte Engels gejagt, „daß die Revo⸗ 
lution . . . eine demokratiſche Staatsverfaſſung und damit direkt oder 
indirekt die politiſche Herrſchaft des Proletariats herſtellen werde. 
Direkt in England, wo die Proletarier ſchon die Majorität des 
Volkes ausmachen, indirekt in Frankreich und Deutſchland“, wo dies 
noch nicht der Fall war. Und 1872, nach dem Schluß des Haager 
Kongreſſes der Internationale (2.—7. September 1872), alſo nur 
wenig über ein Jahr nach der Niederſchrift des Briefes an Kugel⸗ 
mann (12. April 1871), führt Marx in einer Volksverſammlung in 
Amſterdam aus: „Der Arbeiter muß eines Tages die politiſche Ge⸗ | 
walt in der Hand haben, um die neue Organiſation der Arbeit zu 
begründen. Er muß die alte Politik umſtürzen, welche die alten 
Inſtitutionen aufrecht erhält ... Aber wir haben nicht behauptet, 
daß die Wege, um zu dieſem Ziele zu gelangen, überall dieſelben 
ſeien. Wir willen, daß man die Inſtitutionen, die Sitten und das 


1 „Neue Zeit“, Jahrgang 20, Bd. I, S. 709. 
2 Lenin, Staat und Revolution, S. 34. | 
3 Vgl. zu dem ganzen N Kautsky, Diktatur des Breit 
und Demokratie oder Diktatur. 
4 Ebenda S. 11. 

„Er 


0 8 
„ 


52 = SR \ z Wilhelm Mautner | f [52 | 


ee nen 15 verſchiedenen Gegenden berücksichtigen muß, und wir 
leugnen nicht, daß es Länder gibt, wie Amerika, England und, 
wenn ich eure Einrichtungen beſſer kennte, würde ich vielleicht hin⸗ 
. zufügen, Holland, wo die Arbeiter auf friedlichem Wege zu ihrem 
Ziel gelangen können. Doch nicht in allen Ländern iſt dies der 
Fall !.“ * eh 
7 Sn. den Worten: „Aber wir haben nicht behauptet, daß die 


1 921 Wege, um zu dieſem Ziel zu gelangen, überall dieſelben ſeien,“ liegt 


nur die grundſätzliche Anerkennung der Gangbarkeit eines ſolchen 
Weges; die Aufzählung der Länder, in denen Marx ihn für möglich 
hält, tut dar, daß es ſich um ſolche handelt, wo die Demokratie 
mehr oder weniger weitgehend verwirklicht iſt (und nicht um die 
| größere oder geringere kapitaliſtiſche Entwicklung). 

Jeder Zweifel an der Richtigkeit dieſer Auslegung dürfte 
ſchwinden, wenn man ſich Engels' 1891 geſchriebene Sätze vor Augen 
hält: „Man kann ſich vorſtellen, die alte Gefellſchaft könne friedlich 
in die neue hineinwachſen, in Ländern, wo die Volksver— 
tretung alle Macht in ſich konzentriert, wo man ver— 
faſſungsmäßig alles tun kann, was man will, ſobald man die Majo⸗ 

rität des Volkes hinter ſich hat, in demokratiſchen non 
wie Frankreich und Amerika, in Monarchien wie England ... wo 
die Dynaſtie gegen den Volkswillen ohnmächtig iſt?.“ 

Vergeblich verſucht Lenin dies abzuſchwächen durch die Worte: 
„Er (Engels) erkenne an, daß in Republiken oder in Ländern mit 
weitgehender Freiheit man ſich vorſtellen kann (bloß vorſtellen“!) eine 
| friedliche Entwicklung zum Sozialismus ?.“ Denn Engels ergänzt 
ſeine obigen Sätze noch durch dieſe: „Aber das Faktum, daß man 
nicht einmal ein offen republikaniſches Parteiprogramm in Deutſch— 
land aufſtellen darf, beweiſt, wie koloſſal die Illuſion iſt, als könne 
man dort auf gemütlich⸗friedlichem Wege die Republik einrichten, 
und nicht nur die Republik, ſondern die kommuniſtiſche Geſellſchaft. 


8 Indeſſen kann man an der Republik ſich allenfalls vorbeidrücken. 


Was aber nach meiner Anſicht hinein ſollte und hinein kann, das ift 
die Forderung der Konzentration aller politiſchen Macht 
in den Händen der Volksvertretung“.“ Und er fährt, nach⸗ 


dem er die Zuſtände in Deutſchland und die Möglichkeit ſeiner Um⸗ 


— — 


1 Zitiert bei Kautsky, Demokratie oder Diktatur. S. 10. 
2 Engels, Kritik des Erfurter Programmes, S. 10. 

3 Lenin, Staat und Revolution, S. 64. 

Engels, Kritik, S. 11. 
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wandlung in eine unteilbare Republik beſprochen hat, fort: „Von. 


allen dieſen Sachen wird nicht viel ins Programm kommen dürfen. 
Ich erwähne fie’ auch hauptſächlich, um die Zuſtände in Deutſchland 
zu kennzeichnen, wo ſo etwas nicht angeht, und damit gleichzeitig 
die Selbſttäuſchung, die ſolche Zuſtände auf ee Wege in 
die kommuniſtiſche Geſellſchaft führen will.““ 

Dieſe Sätze tun nicht nur dar, wie Engels die Methode des 
Kampfes den Verhältniſſen angepaßt wiſſen wollte, ſondern auch, 


wie ſehr ihm die demokratiſche Staatsverfaſſung die Möglichkeit der | | 


Herrſchaft des Proletariats — bei entſprechender Schichtung der Be⸗ 
völkerung — zu * ſcheint. Damit iſt unſere oben geſtellte 
Frage beantwortet. 

Die zitierte Stelle vom „friedlichen Hineinwachſen“ zeigt auch, 
was Engels, der es liebte, die Dinge derb und deutlich auszuſprechen, 
meinte, wenn er in ſeinem Brief an Kautsky von dem „Loshauen“ 
auf das „friſch⸗fromm⸗fröhlich⸗freie ‚Hineinwachjen‘ der alten Sauerei 
in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft“? ſprach: die Vorſtellung, daß dies 
unter jeder Staatsform geſchehen könnte. | 

Die Wirklichkeit hat auch hier der Theorie des Bolſchewismus 
eine neue Faſſung aufgezwungen. Nicht Zerſtörung und Neuaufbau 
und zwiſchen beiden ein Interregnum, ſondern gleichzeitiges Einreißen 
und erſetzendes Neuaufbauen iſt notwendig. Und in dieſer Frage, 
wie in ſo mancher andern hat ſich Engels' Wort, daß es die Ironie 
der Geſchichte gewöhnlich, wenn Doktrinäre ans Ruder kommen, wolle, 


daß die einen wie die andern das Gegenteil von dem tun, was ihre 


Schuldoktrin vorſchrieb?, als prophetiſch erwieſen. So werden die 


Marxſchen Worte von der Zerſtörung der Staatsmaſchine bald in 


einer weniger phraſenhaften Anwendung, doch in einem der win. 
keit angemeſſeneren Sinn von Trotzki gebraucht. Er hat fie daͤhi 
ausgelegt, daß das Proletariat den Staatsapparat „gänzlich um⸗ 
bauen muß“, und fo heißt es: „wenn wir ... als Arbeiterklaſſe uns 
einfach des alten Apparates der Staatsgewalt nicht bemächtigen 
können, ſo bedeutet das keineswegs, daß wir ohne alle die Elemente, 
die den Beſtand des alten Apparates der Staatsgewalt ausmachten, 
auskommen können... Nachdem fie zur Macht gekommen iſt, muß 

ſie den alten Staatsapparat als einen Apparat der Klaſſenunter⸗ 


m Engels, Kritik, S. 12. 

2 Ebenda S. 5. 

Engels, Vorwort zu Marx, Bürgerkrieg, S. 13. 35 
Trotzki, Arbeit, Diſziplin und Orbmung, S. 7. . 
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drückung betrachten. Aber fie muß gleichzeitig aus dieſem Apparat 
alle qualifizierten Elemente, die für ſie techniſch notwendig ſind, 
herausholen, ſie an die richtige Stelle ſetzen und durch dieſe Elemente 
ihre proletariſche Klaſſenmacht erhöhen“ 1. Und das Schickſal, das 
ihn an die Spitze des Volkskommiſſariats für militäriſche Angelegen⸗ 
ir berufen hatte, zwang ihm die Erkenntnis auf: „Tatſächlich 

konnte das Kommiſſariat nicht umhin, ſich auf jenen mili- 
täriſchen Apparat zu ſtützen, den es von der vorhergegangenen Epoche 
übernommen hatte 2 


V 

= Als Mittel des Zerbrechens und Zerſtörens finden wir bei Marx⸗ 
Engels: Abſchaffung der ſtehenden Heere und ihre Erſetzung durch 

das bewaffnete Volk; Beſeitigung der Bürokratie durch Beſetzung 

aller Staatsämter durch Wahlen nach dem allgemeinen Stimmrecht 

und auf jederzeitigen Widerruf durch die Beteiligten; Beſorgung des 


öffentlichen Dienſtes für Arbeiterlohn und ſchließlich Ausgeſtaltung 
der Kommune nicht zu einer „parlamentariſchen“, ſondern zu einer 


„arbeitenden“ Körperſchaft, einer zugleich geſetzgebenden und voll- 
1 . 


In der Durchführung dieſer Maßnahmen, die ſie zu verwirklichen 
verheißt, weicht nun wieder die bolſchewiſtiſche Theorie und Praxis 
vollſtändig vom Marxismus ab. „Das erſte Dekret der Kommune 
war ... die Unterdrückung des ſtehenden Heeres und feine Erſetzung 
durch das bewaffnete Volk.“ Durch das Volk, das alle umfaßt; das 
iſt keine gezwungene Auslegung, denn ausdrücklich heißt es bei Marx: 
„Paris konnte nur Widerſtand leiſten, weil es infolge der Belagerung 
dil Armee losgeworden war, an deren Stelle es eine hauptſächlich 
aus Arbeitern beſtehende Nationalgarde geſetzt hatte s.“ Aus dieſer 
Forderung der Volksbewaffnung macht Lenin die Bewaffnung nur 
des Proletariats (oder vielmehr nur der Anhänger der kommuniſtiſchen 
Partei) als des Vortruppes der Ausgebeuteten“. 
| Die Beſetzung aller Staatsämter durch Wahlen nach dem all- 
: gemeinen Stimmrecht wird erſetzt durch Wahlen nach einem aus⸗ 
geklügelten Syſtem, das einmal den bürgerlichen Einfluß und dann 


1 Tro gti, Arbeit, Difziplin und Ordnung, ©. 7. 
2 Trotzki, Rote Armee, S. 3. 

3 Marx, Bürgerkrieg, S. 49. 

4 Lenin, Staat und Revolution, und anderwärts. 
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den des Landes ausſchaltet oder ſchwächt zugunſten des Proletariats 
und der Stadt. So in der Jugendzeit des Bolſchewismus. Dies, 
ja ſogar die ſpäter geforderte (und geübte) Beſetzung der wichtigſten 
Stellen durch Ernennung und Bekleidung der Ernannten mit dikta⸗ 
toriſcher Gewalt! ſoll dem Geiſte des Marxismus entſprechen, jenes 
Marx, der gerade über die Kommune, die wieder Lenin als maß⸗ 
geblichſtes Vorbild hinſtellt, geſchrieben hatte: „. .. Nichts konnte 
dem Geiſte der Kommune fremder ſein, als das allgemeine Stimm- 
recht durch hierarchiſche Inveſtitur zu erſetzen!“? 

Die gleichartige Entlohnung für alle Beamten und Arbeiter hat 
der Bolſchewismus längſt wieder aufgegeben; damit hat er zweifellos 
beſſer nach dem Geiſte als nach den Worten der Marxſchen Lehre 
gehandelt. Denn: der proletariſche Staat wird, als Staat der öko⸗ 
nomiſchen Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus 
trotz energiſchſten Strebens, den Sozialismus zu verwirklichen, in 
ökonomiſcher Beziehung ein Miſchgebilde beider Wirtſchaftsprinzipien 
darſtellen müſſen, in dem anfangs die kapitaliſtiſchen, ſpäter die 
ſozialiſtiſchen Elemente überwiegen. In einer ſolchen müſſen aber die 
Marxſchen Preis- und Wertgeſetze weitergelten, und ihnen entſpricht 
nicht die gleiche Bezahlung bei ungleichen geſellſchaftlichen Repro⸗ 
duktionskoſten, die doch wohl noch auf lange vorliegen werden?. 
Dieſe gleichmäßige Bezahlung wird ſonach mehr aus politiſchen Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen denn als Ergebnis wiſſenſchaftlicher Unterſuchung 
gefordert werden können. Nur wer die abſolute Gleichwertigkeit aller 
Arbeit nicht nur in ethiſcher, ſondern auch in praktiſcher Beziehung 
behaupten wollte, könnte dies vertreten. Marx tat dies, aber nicht 
für eine nahe Gegenwart, ſondern für eine ferne Zukunft. Die 
Schrift Lenins aber ſieht eine derartige Vereinfachung der ſtaats⸗ 
leitenden und verwaltenden Tätigkeit gegeben, heute ſchon gegeben, 
daß ſie ſich ihr in mechaniſche „Regiſtrierung und Kontrolle“ ſo ein⸗ 
facher Art auflöſen, daß ſie von jedermann geleiſtet werden können; 
und ſo kann er auch die praktiſche Gleichwertigkeit der Arbeiten be⸗ 
haupten und demgemäß gleiche Entlohnung fordern. Doch auch in 
dieſen Dingen hat der Bolſchewismus bald „umlernen“ müſſen. 

Über die Frage der Möglichkeit und des Vorteils jederzeitiger 
N und Abſetzbarkeit ift wenig zu ſagen. Das ſind heute viel⸗ 


1 Lenin, Die nächſten Aufgaben der Somjetmasit paſſim. 
2 Marx, Bürgerkrieg, S. 51. 
3 Siehe Marx, Kapital, Bd. I, ©. 126 127 at 152 tsausgabe. 
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leicht zu wenig beachtete Fragen, aber Fragen, die nichts dem Marxis⸗ 


mus allein Eigentümliches enthalten. Und ebenſo wird die letzte 


hierhergehörige Forderung, die Umwandlung der parlamentariſchen 


in arbeitende Körperſchaften, zu beurteilen ſein. Marx war kein über⸗ 


mäßiger Freund des Parlamentarismus und konnte es ſchwerlich ſein, 
wenn man ſich die geſetzgebenden Körperſchaften ins Gedächtnis ruft, 


die er vor Augen hatte, und dazu ſeine ganze Geiſtesrichtung und 
ſein Temperament hält. Damals wie ſpäter öfter fehlten die zwei 
Vorausſetzungen, die Kautsky für das Gedeihen des Parlamentarismus 


aufſtellt: „Eine ſtarke einheitliche Majorität“ und „ein großes ſoziales 


Ziel, dem dieſe Majorität energiſch zuftrebt“ 1, und fo iſt Marx' bitteres 
und böſes Wort vom „parlamentariſchen Kretinismus“? zu werten, 


das den antiparlamentariſchen Tendenzen in der Arbeiterbewegung 
. Stütze bot. 


Mit der Erpäßnang der Stellungnahme Marx' zum Porlamen⸗ 
tarismus iſt ein Punkt erreicht, der wieder zurückführt zu dem Thema 


Demokratie und Diktatur, das zwecks Erörterung der Frage der 


Staatsmaſchine und ihrer Zerſtörung verlaſſen worden war; zugleich 
aber haben wir es hier mit der vornehmſten Grundlage der Demo⸗ 
kratie zu tun — mit dem allgemeinen Wahlrecht. Hier, wie in allen 
Fragen der praktiſchen Politik, trennt ſich die bolſchewiſtiſche Lehre 


wieder in augenfälligfter Weiſe von der marxiſtiſchen und läßt die 


Weſensverſchiedenheit beider beſonders klar zutage treten. 
Lenin beruft ſich bei der Bildung ſeiner Vertretungskörperſchaften | 


auf das Vorbild der Kommune. Deren Bildung aber war, wie Mark | 


Schreibt, folgendermaßen erfolgt: „Die Kommune bildete ſich aus den 


durch allgemeines Stimmrecht in den verſchiedenen Bezirken 


von Paris gewählten Stadträten... Ihre Mehrzahl beſtand ſelbſt⸗ 
redend aus Arbeitern oder anerkannten Vertretern der Arbeiterklaſſe.“ 
Und: „Das allgemeine Stimmrecht ſollte dem in Kommunen 
konſtituierten Volk dienen, wie das individuelle Stimmrecht jedem 
andern Arbeitgeber dazu dient, Arbeiter auszuſuchen 2.“ Und 
Engels bekräftigt es: „Sie beſetzte alle Stellen . durch Wahl nach 
dem . Stimmrecht der Beteiligten, und zwar auf 


1 Kautsky, Weg zur Macht, S. 47. 

. 2 Marx, Revolution und Konterrevolution, S. 107 und ganz ahnlic im 

Brief an Engels vom 27. Dezember 1863. Briefwechſel, Bd. III, S. 151. 
3 Lenin ea zitiert dieſe Worte, S. 37 und 40. 
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| jederzeitigen Widerruf durch dieſelben Beteiligten !.“ Demgemäß war 
auch ihre Zuſammenſetzung keineswegs derartig, daß politiſchen Geg⸗ 
nern die Teilnahme, ſei es an der Wahl, ſei es an der Vertretungs⸗ 


5 . körperſchaft, unmöglich gemacht war?. 


Ganz anders die bolſchewiſtiſchen Schriften und die Somjet- 
verfaſſung, ſowie die fih auf fie ſtützende praktiſche Politik. Da 
werden nicht nur die Bourgeois oder die „nicht Werktätigen“ vom 
Wahlrecht ausgejchloffen?, ſondern ſogar Beſchlüſſe auf Ausſtoßung 
auf Grund dieſes Wahlrechtes gewählter Rätemitglieder gefaßt, ſo⸗ 
fern ſie mit den bolſchewiſtiſchen Parteigrundſätzen nicht überein⸗ 
ſtimmen. So dekretiert das Allruſſiſche Zentral⸗Exekutivkomitee am 

18. Mai 1918 nach Aufzählung der Gründe für dieſe Maßnahme: 


„Die Vertreter der ſozialrevolutionären Partei (des rechten Flügels | 


und des Zentrums) und der Menſchiwiki werden ausgeſchloſſen; zu⸗ 


gleich wird allen Sowjets der Arbeiter⸗, Soldaten⸗, Bauern⸗ und 


Koſakendeputierten vorgeſchlagen, die Vertreter dieſer Fraktionen aus 
ihrer Mitte zu entfernen “.“ | 

Vielleicht ließ ſich Lenin bei feiner Forderung, das allgemeine | 
Wahlrecht durch ein Einklaſſenwahlrecht ſchlimmſter Art zu erjegen, 
durch das Urteil beeinfluſſen, das Engels einmal darüber ausſprach: 
„Das allgemeine Wahlrecht iſt ſo der Gradmeſſer der Reife der 
Arbeiterklaſſe. Mehr kann und wird es nie fein im heutigen Staats.“ 

Doch hiergegen iſt einzuwenden: erſtens, daß Engels ſeine Worte 
auf den / „heutigen“, d. h. den bürgerlichen, nicht demokratiſchen Staat 
bezieht 11 nicht auf den proletariſchen „demokratiſchen; zweitens, 
daß bei Lenins Bemerkung, Engels ſpreche hier „unter offenſichtlicher 
Berückſichtigung der langjährigen Erfahrungen der deutſchen Sozial⸗ 
demokratie“, Behauptung für Beweis ſteht. Engels“ Buch erſchien 
| 1884, eine deutsche Sozialdemokratie gab es ſeit 1875 7. Ganz N 


1 Engels, Vorwort zu Marx, Bürgerkrieg, S. 15. | 
2 Unter den 90 Mitgliedern der Kommune waren 21 Oppoſitionelle. Auch | 
„Kapitaliſten“ gehörten ihr an. Von einem unter ihnen (Beslay) ſagt Marx, 
daß ihn dieſe Eigenſchaft „nicht verhinderte, ein aufopferndes ee der 
Pariſer Kommune zu fein"! Bürgerkrieg, S. 35. f 8 
Sopjetverfaſſung, Art. 64. 


4 Zitiert in dem — kommuniſtiſchen — we „Der n 5 


Staat“ von Hans Berliner. Berlin 1919. 
5 Engels, Urſprung, S. 182. 
6 Lenin, Staat und Revolution, S. 13. 

. Selbſt wenn man die Erfahrung ihrer Vorläuferinnen im Norddeutſchen 
Ä Bund und im Reich hinzunimmt, ſtanden N erſt ſeit 22 zur Verfügung. 
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klingt denn auch, als die Erfahrungen älter geworden waren, als 
das allgemeine Wahlrecht in der ſchweren Zeit des Sozialiſtengeſetzes 
feine Schuldigkeit getan hatte, die Wertung, die ihm Engels zuteil 
werden läßt. So heißt es in der erwähnten Vorrede zu den „Klaſſen⸗ 
kämpfen“: „Sie (die deutſchen Arbeiter) haben ... ihren Genoſſen 


aller Länder eine neue, eine der ſchärfſten Waffen geliefert, indem 


ſie ihnen gezeigt, wie man das allgemeine Stimmrecht gebraucht. 
Das allgemeine Stimmrecht hatte ſchon lange in Frankreich beſtanden, 
war aber in, Verruf gekommen durch den Mißbrauch, den die bona⸗ 
partiſtiſche Regierung damit getrieben... Die Arbeiter der roma⸗ 
niſchen Länder hatten ſich angewöhnt, das Stimmrecht als einen 
Fallſtrick, als ein Inſtrument der Prellerei anzuſehen. In Deutſch⸗ 
land iſt das anders. Schon das Kommuniſtiſche Manifeſt hatte die 


Erkämpfung des allgemeinen Wahlrechts, der Demokratie, als eine 


der erſten und wichtigſten Aufgaben des ſtreitbaren Proletariats 
proklamiert! “ Das iſt nichts anderes als die vertiefte und konſe⸗ 
quente Fortführung des von dem franzöſiſchen Parteiprogramm von 
Le Havre (1880), das unter der Mitwirkung von Marx, Engels, 
Guesde und Lafargue aufgeſtellt worden war, verkündeten Satzes: 
„Daß eine ſolche Organiſation mit allen dem Proletariat zu Gebote 
ſtehenden Mitteln angeſtrebt werden muß, inbegriffen das allgemeine 
Stimmrecht, das ſo aus einem Mittel der Prellerei, das es bisher 
war, zu einem Mittel der Emanzipation wird (transformé ce moyen 
de duperie qu'il a été jusqu’ici en instrument d’&maneipation)” ?. 

Alſo: Mittel zur Emanzipation der Arbeiterklafig, das iſt für 
Marx und Engels das allgemeine Wahlrecht; das lehren fie in ſorg⸗ 
fältig erwogenen programmatiſchen Kundgebungen. 

Nicht ſo erſcheint es den bolſchewiſtiſchen Führern. Da wird 
ſeine Verwerfung als demokratiſche Inſtitution mit dem Argument 
begründet, „in der Klaſſengeſellſchaft beſeitigen die demokratiſchen 
Inſtitutionen nicht nur den Klaſſenkampf nicht, ſondern fie verleihen 
den Klaſſenintereſſen einen höchſt unvollkommenen Ausdruck“. Es 
iſt, als hätte Marx dieſen Einwurf vorausgeſehen, und ſo erwidert 
er bereits ſieben Dezennien früher: „Aber wenn das allgemeine 
Stimmrecht nicht die wundertätige Wünſchelrute war, wofür re⸗ 
publikaniſche Biedermänner es angeſehen hatten, beſaß es das 


| 1 S. 16. Intereſſant ift hier die ee des allgemeinen Wahl⸗ 
rechts mit der Demokratie. 
2 Abgedruckt in „Neue Zeit“, Jab bang 9, Bd. II, S. 508. | 
Trotzki, Oktoberrevolution, S. 93. f a 


e 
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ungleich höhere Verdienſt, den Klaſſenkampf zu entfeſſeln, 
die verſchiedenen Mittelſchichten der kleinbürgerlichen Geſellſchaft ihre 
Illuſionen und Enttäuſchungen raſch durchleben zu laſſen, ſämtliche 


Funktionen der exploitierenden Klaſſe in einem Wurfe auf die Staats⸗ 


höhe zu ſchleudern und ihnen fo die trügeriſche Larve abzureißen“ !. 
Aber Trotzki hält an ſeiner unmarxiſtiſchen Auffaſſung feſt. 
In ſeiner Rede. Über die Rote Armee heißt es: „Wir leben nicht 
unter den Bedingungen des Regimes einer formalen Demokratie und 
des allgemeinen Wahlrechts, das beſtenfalls in einer Zeit von revo⸗ 
lutionären Zuſammenſtößen einen Appell an die Arbeiterbevölkerung 
erlaſſen kann; nach dieſem Appell würde die Hauptrolle immer noch 
dem materiellen Kräfteverhältnts der 8 überlaſſen fein . 
Dies vermögen nur jämmerliche Doktrinäre des Kleinbürgertums 
nicht zu begreifen“ 2. Offenbar muß zu dieſen auch Marx gerechnet 
werden, da er die Bedeutung des allgemeinen Wahlrechts für den 


Klaſſenkampf mit dieſen Worten zeichnet: „Der umfaſſende Wider⸗ 
ſpruch dieſer Konſtitution beſtand darin: Die Klaſſen, deren geſell⸗ 


ſchaftliche Sklaverei ſie verewigen ſoll, Proletariat, Bauern, Klein⸗ 
bürger, ſetzt ſie durch das allgemeine Stimmrecht in den 
Beſitz der politiſchen Macht. Und der Klaſſe, deren alte geſell⸗ 
ſchaftliche Macht ſie ſanktioniert, der Bourgeoiſie, entzieht ſie die 
politiſchen Garantien dieſer Macht, ſie zwängt ihre politiſche 


Herrſchaft in demokratiſche Bedingungen, die jeden Augen⸗ 


blick den feindlichen Klaſſen zum Sieg verhelfen und die Grund⸗ 
lagen der bürgerlichen Geſellſchaft ſelbſt in Frage 
ſtellen“s. 


Noch ein letztes Wort Marx', bas klar erkennen läßt, was für 


ihn das Verwerfen des allgemeinen Wahlrechts bedeutet: „Die 


Bourgeoiſie, indem fie das allgemeine Wahlrecht, mit dem fie ſich 


bisher drapiert hatte, aus dem ſie ihre Allmacht ſaugte, verwirft, 
geſteht unverhohlen: Unſere Diktatur hat bisher beſtanden 
durch den Volkswillen, fie muß jetzt hefeftigt wider den 


Volkswillen“ !. Was von der Diktatur der Bourgeoiſie gilt, muß 
von jeder anderen gelten; und daß ein Marx die Diktatur der 


Arbeiterklaſſe wider den Volkswillen errichtet ſehen wollte, das kann 
nur r behaupten, wer ſein Werk nicht kennt oder es nicht kennen will. 


1 Ma E. Klaſſenkämpfe, S . 39/40. 
2 Trotzki, Rote Armee, S. 11. 
2 Marx, en S. 52. 
+ Ebenda S. 97. i 
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Durch die angeführten Mittel ſoll der alte Staat zertrümmert, 8 

der neue aufgebaut werden. Während aber bei Marx Zerſtörung und 
Aufbau Werk des ganzen Volkes ſein ſollen, als wirkſamſtes Werkzeug 


das allgemeine Wahlrecht dargeſtellt wird, kurz, all dies „Bewegung 
8 5 der ungeheuren Mehrheit im Intereſſe der ungeheuren Mehrheit“ ſein 
muß, ſieht der Bolſchewismus dieſe Aufgabe nur dem Proletariat, dem 


„Vortrupp der Ausgebeuteten“, ja in ſpäteren Schriften nur dem 
„kommuniſtiſchen Proletariat“ zufallen. Die Diktatur des Proletariats 
wird gefordert, aber in einer, dem marriſtiſchen e durchaus 
widerſprechenden Weiſe. 

Denn: trotzdem mehr als n der Verſuch Auntef fd den 


wird, den Gedanken der Diktatur mit dem der Demokratie zu ver⸗ 


ſöhnen (durch die Behauptung, daß man die Mehrheit des Volkes 
hinter ſich habe und die Diktatur in ihrem Intereſſe übe), iſt doch 
daran feſtzuhalten, daß die Diktatur eines „Vortrupps“, einer Partei 


und ihre Ausübung durch Rechtloserklärung der der Partei Nicht⸗ 
angehörigen, gefordert und als gerechtfertigt hingeſtellt wird. Die: 


logiſche Fortführung dieſes 1 aber fordert die Einſchränkung 


der die Diktatur Übenden auf einen immer kleineren Kreis, auf die 


Diktatur immer kleinerer Minderheiten, ja Einzelner, während der 
Anwendungsbereich ein immer ausgedehnterer wird, vom politiſchen 


auf das N Gebiet, vom Staate auf die hela Fabrik 
übergreift. 


A priori wäre hierzu bereits zu 1 ER daß es ſonderbar und 


Rn widerſpruchsvoll erſchiene, hätte Marx, deſſen demokratiſche Neigungen. 


wie qus allen ſeinen Schriften, auch aus den oben gebrachten Neleg- 
ftellen deutlich hervorgehen, dem Gedanken der Diktatur des Prole⸗ 
tariats wirklich jene Geſtalt gegeben, die ſie in der bolſchewiſtiſchen 


Lehre erhält. Marx hat die Diktatur des Proletariats gefordert, 


aber er forderte ſie auf demokratiſcher Grundlage; die demokratiſche 


— 


Republik iſt ihm die ſpezifiſche Form dieſer Diktatur und das all⸗ 
gemeine Stimmrecht die hierfür unerläßliche Vorausſetzung. Es be⸗ 
darf aber auch kaum eines anderen, als dieſes Mittels, folgerichtig, 
angewendet. Denn da in der Demokratie die Zahl das ausſchlag⸗ 
gebende Moment iſt, wird in ihr herrſchen können, wer über ſie ver⸗ 
fügt, und ſo kann in der Demokratie die unumſchränkte Herrſchaft 


einer Partei beſtehen, die über eine ſtarke Mehrheit verfügt. Iſt 


tele Partei eine Klaſſenpartei, sam wird eben dieſer Klaſſe die 
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Herrſchaft und die Regierung zufallen. Der Staatsapparat, auf den 
ſie ſich ſtützt und den ſie handhabt, wird dann freilich den Forde⸗ 
rungen des neuen Geiſtes gemäß umgeſtaltet werden müſſen und um 
jo gründlicher, je grundſätzlicher die Verſchiedenheit, der neuen von 
der alten Auffaſſung auf allen Gebieten geſellſchaftlichen Lebens be⸗ 
tont wird. Und ſo durfte Kautsky ſchreiben: „Die Diktatur war 
ihm (Marx) ein Zuſtand, der bei überwiegendem Proletariat aus der 
Demokratie notwendig hervorgeht.“. | 

Es bleibt aber immer noch die Frage zu beantworten, ob über- 
haupt der Gedanke der Diktatur mit dem der Demokratie verträglich 
iſt und ob die Anſicht, die das behauptet, nicht eine Art Taſchen⸗ 
ſpielerkunſtſtück vornimmt. Iſt der Gedanke nicht an und für ſich 
durchaus undemokratiſch und daher unmarxiſtiſch? Was Marx und 


Engels begrifflich unter der „Diktatur des Proletariats“ verſtanden 


haben, iſt bereits geſagt worden: die politiſche Übergangsperiode, 
die der revolutionären Umwandlung der kapitaliſtiſchen in die kom⸗ 
muniſtiſche Geſellſchaft entſpricht; oder, wie dies Kautsky zu einer 
Zeit, wo das Problem keineswegs ein aktuelles war, formulierte: 


„die politiſche Alleinherrſchaft des Proletariats als der einzigen 


Form, in der es die politiſche Macht auszuüben vermag“. 

Nun iſt wohl zu beachten, daß der Gedanke von der Diktatur 
des Proletariats von Marx nicht erſt 1875 im Gothabrief aus⸗ 
geſprochen wurde, alſo nach den Erfahrungen der Kommune, wie 
dies Lenin behauptet?, und worin ihm offenbar auch Kautsky bei⸗ 


pflichtet, der darauf hinweiſt, daß Marx dieſe Worte einmal und 


erſt im Gothabrief gebraucht habe“. Marx hat dieſem Gedanken 
vielmehr bereits in ſeiner Jugend Wort verliehen, und zwar in den 
Aufſätzen der „Neuen Rheiniſchen Zeitung“, die ſpäter zu der 
Schrift „Die Klaſſenkämpfe in Frankreich“ zuſammengefaßt wurden. 
Hier gebraucht Marx eine Definition, die ſich mit der ein Viertel⸗ 
jahrhundert ſpäter aufgeſtellten im Gothabrief faſt wörtlich deckt: 
„. . . der revolutionäre Sozialismus, der Kommunismus | 
Dieſer Sozialismus ift die Permanenzerklärung der Revolution, die 
Klaſſendiktatur des a als notwendiger 9 


1 Kautsky, Deer ate S. 38. Ä x 

2 Kautsky, Weg zur Macht, S. 20. 

3 Lenin, Staat und Revolution, S. 23. 

4 Kautsky, Diktatur, S. 20 und 60. 

5 So ſpricht er pon der Diktatur des un und der der Bourgeoifi 


auf ©. 43, 69, 89, 92, 94. 
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zur Abſchaffung ſämtlicher Produktionsverhältniſſe, worauf fie be- 
ruhen, zur Abſchaffung ſämtlicher geſellſchaftlicher Beziehungen, die 
dieſen Produktionsverhältniſſen entſprechen, zur Umwälzung ſämt⸗ 


licher Ideen, die aus dieſen geſellſchaftlichen Beziehungen hervor— 


gehen 1.“ Alſo: Die Diktatur des Proletariats iſt kein gelegentlicher 


Einfall von Marx, ſondern eine von ihm zu verſchiedenen, weit aus⸗ 


einander liegenden Zeitpunkten geäußerte Anſicht. 

Aber dieſe Schrift, die nicht nur den Gedanken von der Diktatur 
des Proletariats zum erſtenmal formuliert, gibt auch den Schlüſſel 
zu dem Verſtändnis deſſen, was Marx unter ihr verſtand. Sie iſt 
ihm, das geht nicht nur aus einzelnen Stellen dieſer Schrift hervor, 
das Spiegelbild der Diktatur der Bourgeoiſie, wie die Kommune 


nach Marx eben der Gegenpol des Kaiſerreichs war?. Das iſt ganz 


begreiflich. In dieſen Jahren, in denen Marx dialektiſche Geſchichts— 
auffaſſung in allen Schriften hervortrat, konnte für ihn der prole— 
tariſche Staat als Gegenpol zum Bourgeoisſtaat, nichts anders denn 
die Diktatur des Proletariats als Gegenbild jener der Bourgeoiſie 
ſein. Hatte ſich ihm die Bourgeoisdiktatur etwa in Form der „fon= 
ſtitutionellen Republik“ (eine Phraſe der Jahre 1848/49) dargeſtellt, 
ſo die Diktatur des Proletariats als „ſoziale“, als „demokratiſche“ 
Republik. Nur das ganze Volk oder ſeine übergroße Mehrheit kann 


die Diktatur üben: „Es iſt da freilich einzuwenden, daß das vrai 


peuple, einmal ſiegreich, ſelbſt Diktator geweſen wäre?.“ Nur aus 
dieſer dialektiſchen Gegenüberſtellung ſcheint der Gedanke der Diktatur 


des Proletariats begreiflich, denn von Diktatur haben Marx⸗Engels 


auch bei anderen Gelegenheiten geſprochen: So, wie erwähnt, von 
der der Bourgeoiſie, von der des Volkes, aber auch von der der 
Nationalverſammlung“. Aber eben dieſe verſchiedenen Subjekte der 
Diktatur weiſen wieder darauf hin, was für Marx die Diktatur 
als ſolche im allgemeinen und die Diktatur einer einzelnen Klaſſe 
im beſonderen bedeutete. Eine wie die andere, die Bourgeoiſie— 
wie die. Proletariats⸗ Diktatur, iſt dadurch gekennzeichnet, daß in ihr 
eine Klaſſe die „Allein“ herrſchaft auf die vorübergehende, der öfono- 
miſchen Umwandlung entſprechende Zeit innehat. Das bedeutet aber 
nicht die g Rechtloserklärung, die Vogelfreiſtellung der 


1 Marx, Klaſſenkämpfe, S. 94. 

2 Marx, Bürgerkrieg, S. 48. 

s Engels an Marx, Brief vom 11. Dezember 1851. Briefwechſel 
Bd. I, S. 276/7. 

4 Marx an Engels, Brief vom 9. Dezember 1851. Ebenda S. 274. 
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anderen Klaſſe. So wenig der Proletarier im Bourgeoisſtaat nur 
Objekt, nicht Subjekt der Rechts ordnung ſein konnte, ſo wenig der 
Bürger im Feudalſtaate rechtloſer Sklave war, kann dies der Bour⸗ 
geois im proletariſchen Staate ſein; ja weniger noch, den geänderten 


Humanitätsidealen entſprechend. Diktatur einer Klaſſe bedeutet viel⸗ 


mehr, daß die Klaſſe, der ſie zufiel, den allein maßgebenden, aus⸗ 
ſchlaggebenden Einfluß in dem ihr und ihren ökonomiſchen Zuſtänden 
gemäßen Staatsweſen ausübt. Gebrauch und Umwandlung des 
Staatsapparates vor allem im Sinne ihrer Wünſche, zur Sicherung 
ihrer Herrſchaft und ihrer ökonomiſchen Ziele. Und weiter: übt die 
Bourgeoiſie ihre Diktatur durch das ihr eigentümliche Machtmittel, 


das wirtſchaftliche, dann entſpricht ihm die Waffe der Zahl als die 


dem Proletariat eigentümliche. 


Darum alſo keine Diktatur des Proletariats ohne demokratiſche 
Republik, ohne allgemeines Wahlrecht, ohne weitgehende und immer 


weitergehende Verwirklichung des demokratiſchen Gedankens. Dieſe 
und nur dieſe Staatsform gibt den Rahmen ab für die Diktatur 


des Proletariats im Marxſchen Sinne; einen Rahmen, den es aus⸗ 


füllen kann, ſobald es an Zahl und Reife, im weiteſten Sinne des 
Wortes, ſtark genug dazu iſt. Es handelt ſich darum, dieſe Möglichkeit 
zur Wirklichkeit zu machen, dieſen eroberten Rahmen mit einem be⸗ 
ſtimmten Inhalt zu erfüllen. Der kann ſehr wohl der Sturz einer 
beſtehenden und der Aufhau einer neuen Ordnung ſein, wenn das 
den Anſchauungen der allgewaltigen Mehrheit entſpricht. Und er⸗ 


ſcheint ihr dies nur möglich durch eine Anderung der Eigentums⸗ 


verhältniſſe — wofür natürlich beſtimmte ökonomiſche Vorausſetzungen 


für Marx: Engels gegeben fein’ müſſen —, dann kann ohne weiters 


auch dieſe Gegenſtand der in demokratiſchen Formen gehandhabten 
Staatstätigkeit und Geſetzgebung bilden. Auf dieſem Wege ſoll das 
ſozialiſtiſche Gemeinweſen Wirklichkeit werden. 


Unter den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen und der ihnen 
entſprechenden Schichtung der Bevölkerung läuft aber jeder Verſuch, 
die Diktatur des Proletariats zu verwirklichen, auf nichts anderes 
heraus, als den Erſatz einer Minderheitsherrſchaft durch eine andere. 
Darum iſt die Verwirklichung des marxiſtiſchen Grundgedankens im 


Augenblick unmarxiſtiſch zu nennen. Die bolſchewiſtiſche Lehre kann 


ſich dem nur durch Anwendung zweier Kunſtgriffe entziehen und ſo 


verſuchen, ſich mit der marxiſtiſchen als identiſch hinzuſtellen. Der 


eine iſt, daß das „Proletariat als Führer der Werktätigen die 
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Leitung der ungeheuern Maſſe der Bevölkerung. mA übernehmen 
ſoll; der andere, daß der Begriff des Proletariers überhaupt durch 
den des „Werktätigen“ erſetzt wird, der aber ſelbſt wieder vor 
allem in dem Sinne der Handwerktätigen gebraucht wird. 

Marx und Engels haben den Begriff des Proletariers ſo auf⸗ 


gefaßt: „Unter Proletarier iſt ökonomiſch nichts zu verſtehen als 


der Lohnarbeiter, der das „Kapital“ produziert und verwertet und 


aufs Pflaſter geworfen wird, ſobald er für die Verwertungsbedürf⸗ 


niſſe des „Monſieur Kapital“, wie Pecgeur dieſe Perſon nennt, über⸗ 
flüſſig iſt?s.“ Und Engels gibt in ſeinen „Grundſätzen“ auf die 
Frage: „Was iſt das Proletariat?“ eine längere, im gleichen Sinne 
gehaltene Antwort“. 

Der Begriff der Werktätigen wird weder bei Lenin, noch in der 


ſonſtigen bolſchewiſtiſchen Literatur, noch in der Sowjetverfaſſung, 


die mit ihm operiert, definiert. Er nähert ſich aber — das geht 


beſonders aus ihren Artikeln 64 und 65 hervor — wohl dem, was 


Marx als „produktiven Arbeiter“ bezeichnet hat: „Unter die pro⸗ 
duktiven Arbeiter gehören natürlich alle, die zur Produktion der 
Ware in der einen oder anderen Weiſe mitarbeiten, vom eigentlichen 
Handarbeiter bis zum Direktor, Ingenieur (als unterſchieden vom 
Kapitaliſten)“ “. 

Aber ſchließlich ſollen weder die Werktätigen, das wäre ja 
wirklich die ungeheure Maſſe der Bevölkerung, noch das Proletariat, 
nach der bolſchewiſtiſchen Theorie die Diktatur üben. So heißt es 
bei Lenin, daß der durch den Marxismus erzogene „Vortrupp des 
Proletariats“, die Arbeiterpartei, die Macht an ſich nehmen und 
das ganze Volk zum Sozialismus führen fol! (Alſo nicht Klaſſen⸗, 
ſondern Parteidiktatur). Die Arbeiterpartei ſoll „die neue Ordnung 


leiten und organiſieren, Lehrer, Leiter und Führer aller Werktätigen 


und Ausgebeuteten bei Geſtaltung ihres geſellſchaftlichen Lebens 
ohne und entgegen der Bourgeoiſie ſein“ . So bahnt ſich unmerf- 
lich der Weg von der Diktatur der Arbeiterklaſſe zur Diktatur der 
Partei über die Arbeiterklaſſe und von dieſer zur Diktatur einer 
Gruppe innerhalb der Partei und ſchließlich einzelner innerhalb der 


Gruppe. en der Gedanke der Diktatur der ungeheuren Mehrheit 


ai Senin, 5 Staat und Revolution, S. 25. 
2 Kapital, Bd. I, S. 550. 
3 S. 9 und 11. 
5 Theorien über den Mehrwert I, S. 258. 
Br Lenin, Staat und Revolution, S. 25. . 5 i b 
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aufgegeben, ‚jo iſt alles Weitere nur niehr logiſche Entwicklung der 


Wirklichkeit und der ihr gemäßen Begriffe. Aufgabe des Gedankens 


von der Diktatur der Mehrheit und doch Feſthaltenwollen an dem 
Gedanken der Diktatur ſelbſt bedeutet Verkehrung der marxiſtiſchen 
Forderung in ihr Gegenteil. = 
Daß nur die dargeſtellte Auffaſſung von der Diktatur des Prole- | 
tariats den Anspruch erheben kann, die marxiſtiſche zu fein hat nie⸗ 
mand überzeugender nachgewieſen — als Karl Liebknecht. In ſeiner 
Polemik gegen Jean Jaures ſchrieb er 1902: „Wenn ſich Jaures mehr⸗ 
mals mit Emphaſe gegen die angebliche Idee des Manifeſtes wendet, 
den Kommunismus mit Hilfe einer Minorität durchzuführen, ſo 
jei nur auf den nirgends abgeſchwächten Satz verwieſen: ‚Die prole- 
tariſche Bewegung iſt die ſelbſtändige Bewegung der ungeheuren 
Mehrzahl im Intereſſe der ungeheuren Mehrzahl.“ Auch über die 
} Diktatur des Proletariats und das Revolutionsprogramm verfällt | 
Jaures einem entſcheidenden Irrtum. Das Manifeft fest, wie er⸗ 
wähnt, einen Sieg der Majorität, deren Herrſchaft mit der 
Demokratie wohl vereinbar iſt, voraus. Weil aber eine, wenn auch 


demokratiſche Klaſſenherrſchaft des Proletariats ſtabiliert und 


dieſe Klaſſenherrſchaft zu einer energiſchen Ausnutzung der Staats⸗ 
maſchinerie im proletariſchen Sinne verwendet werden ſoll, ſo ſpricht es 
das Manifeſt von „Diktatur“ des Proletariats. Das iſt — wie auch 


Engels' Programmbrief zeigt — der Sinn befonder8 der Sätze auf 


S. 24 des Manifeſts, in denen das Wort „Demokratie freilich einen 
etwas weniger verſchwommenen Sinn hat, als im reviſioniſtiſchen 
Jargon!.“ | 
Und weil Lenin ſchon früh von der Tätigkeit energifcher Minori⸗ 

täten allzuviel hielt — das mag wohl auch in bedeutendem Maße bei 


ſeiner Auffaſſung der Diktatur des Proletariats mitgeſpielt haben —, f 


hatte er ſich von Anfang an gegen den Vorwurf des „Blanquismus“ 


zu wehren, den Marx und Engels ſo ſcharf verurteilten. Es kann 


nicht geleugnet werden, daß für fie fein Weſen dies iſt: „... die 
Anſicht .. .., daß eine verhältnismäßig kleine Zahl entſchloſſener, 
wohlorganiſierter Männer imſtande ſei, in einem gegebenen günſtigen 
Moment das Staatsruder nicht nur zu ergreifen, ſondern auch durch 
Entfaltung großer, rückſichtsloſer Energie ſolange zu behaupten, bis 
es u ien, die Maſſe des Volkes in bie: Revolution 3 | 
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on und um die führende kleine Schar zu gruppieren. Dazu ge— 
hören vor allen Dingen ſtrengſte diktatoriſche Zentraliſation aller 
Gewalt in der Hand der neuen revolutionären Regierung !.“ Lenin 
geht darüber hinaus: er will nicht nur die politiſche, ſondern auch 
die ſoziale Umgeſtaltung durch eine Minderheit erzwingen. Doch auch 
das wird als Marxismus hingeſtellt, wie die Vertauſchung des Begriffs 
a der Diktatur der Mehrheit mit dem der Diktatur einer Minderheit. 


Faſſen wir alle die geſ childerten Abweichungen des Bolſchewismus 


gegenüber dem Marxismus in der Frage der Bildung der Vertretungs— 


körperſchaften, des allgemeinen Wahlrechtes, des Begriffs und der 
Anwendung der Diktatur zuſammen, dann ſtellt ſich uns die Ver— 


neinung der Demokratie und die unterſchiedsloſe Anwendung der ge— 
waltſamen Methode auf die politiſche und ſoziale Revolution als der 
| a un der beiden Lehren dar. 


VIII 
Am Ende 1550 ne deren Ausdruck die ſoziale Revo⸗ 


lution und die Diktatur des Proletarials ſind, ſteht nun die neue 
= Gejelichaft. In ihr iſt die Quantität in die Qualität übergegangen 
und konnte es, denn durch die — demokratiſche — Diktatur wird 
deer wirtſchaftliche Demokratismus herbeigeführt, der das unerläßliche 


Komplement des politiſchen im Begriff des Sozialismus iſt. Denn: 


== wirtſchaftlicher und politiſcher Demokratismus zuſammen ſtellen den 


Sozialismus dar, wie Steffen betont. „Die Bourgeoiſie iſt nur 


politiſch demokratiſch, will nur politiſch den Gedanken der Gleich— 
berechtigung gelten laſſen, lehnt ſeine Verwirklichung auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete ab?.“ Denn „die Bourgeoiſie hat, höchſtens, 
ein politiſches Demokratismusideal. Wirtſchaftlich iſt die Bourgeoiſie 
ſtets Anhängerin der ſozialen „Diktatur“ der Kapitaliſtenklaſſe ge: 
weſen s.“ So kann es wohl eine (politiſch) demokratiſche Bourgeoiſie 
geben, aber keine ſozialiſtiſche; denn zu gut weiß und empfindet ſie: 
kon ſequente 3 auch auf wirtſchaftlichem Gebiete heißt Sozia⸗ 
lismus. So muß begriffsnotwendig jedes ſozialiſtiſche Syſtem ein 
5 demokratiſches ſein, um dieſen Namen zu verdienen, und erſt recht 


jenes, das dem Sozialismus die wiſſenſchaftliche Grundlage geben 


will: das marxiſtiſche, und die Partei, die ihn zu verwirkt ſtrebt. 


Darum ſagt Grünberg in klarſten Worten: 


. Engel 8, Vorrede zu Marx' Bürgerkrieg, S. 14. | | 
2 Steffen, Problem der Demokratie, S. 4. 2 Ebenda S. 148. 
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„Als ſozialdemokratiſch bezeichnen wir alle politiſchen Parteien 
mit ſ ozialiſtiſchem Programm, d. h. mit dem Ziel einer Neuordnung 
der Rechts-, Wirtſchafts- und Geſellſchaftsordnung auf ſozialiſtiſcher 
Grundlage nach vorhergegangener Erringung der Staatsgewalt. 
Die Sozialdemokratie iſt angewandter Sozialismus, wie umgekehrt 
eine Anwendung des letzteren auf anderer als demokratiſcher Grund— 
lage begrifflich ausgeſchloſſen iſt !.“ 

So tritt denn auch bei Marx überall die Forderung nach politiſcher 
Demokratie als Mittel zur Erringung des Sozialismus, alſo auch 
der wirtſchaftlichen, auf, und dieſer ſelbſt iſt nur Stufe zur Erfüllung 
des Ideals: der Demokratie als Gleichberechtigung aller in allen 
Außerungen des geſellſchaftlichen Lebens. | 

Dieſe Auffaſſung, daß Sozialismus nicht nur politifcher, ſondern 
auch ökonomiſcher Demokratismus iſt, tritt bei Engels deutlich zutage: 
„Die Vorſtellung, daß alle Menſchen als Menſchen etwas Gemein⸗ 
ſames haben und, ſoweit dieſes Gemeinſame reicht, auch gleich ſind, 
iſt ſelbſtverſtändlich uralt. Aber hiervon ganz verſchieden iſt die mo⸗ 
derne Gleichheitsforderung; dieſe beſteht vielmehr darin, aus jener 
gemeinſchaftlichen Eigenſchaft des Menſchſein, jener Gleichheit der 
Menſchen den Anſpruch auf gleiche politifche reſp. ſoziale 
Geltung aller Menſchen oder doch wenigſtens aller Bürger eines 
Staates oder aller Mitglieder einer Geſellſchaft abzuleiten?.“ Und: 


„Die Proletarier nehmen die Bourgeoiſie beim Wort: die Gleichheit N | 


ſoll nicht bloß ſcheinbar, nicht bloß auf dem Gebiete des 
Staates, ſie ſoll auch wirklich auf dem geſellſchaftlichen, 
ökonomiſchen Gebiete durchgeführt werden s. ..“ 

Haben die Epigonen dies auch bisweilen verkannt“, ſo hat doch 
gerade Kautsky ſpäter den Zuſammenhang von Demokratie und 
Sozialismus klargeſtellt und ihn alſo ausgeſprochen: „Man unter⸗ 
ſcheidet mitunter zwiſchen der Demokratie und dem Sozialismus, alſo 
der Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel und der Produktion, in 
der Weiſe, daß man 1 dieſe ſei unſer Endziel ..., die Demokratie 
bloßes Mittel zu dieſem Zweck. .. ‚Genau genommen iſt jedoch nicht 
der Sozialismus unſer Endziel, ſondern dieſes beſteht in der Auf⸗ 


Art. Sozialdemokratie. Wörterbuch d. Vw., Bd. II, S. 799. 

2 Engels, Anti-Dühring, S. 100. 

3 Ebenda S. 104. 

Kautsky, „Neue Zeit“, Jahrgang 9, Bd. II, S. 816: „Indes iſt die 
Demokratie für uns nicht Selbſtzweck, ſondern nur das Mittel zu einem größeren, 
wichtigeren Zweck: der N n der Geſellſchaft.“ 
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hebung ‚jeder Art der Ausbeutung und unterdrückung. richte ſie ſich 
gegen eine Klaſſe, eine Partei, ein Geſchlecht, eine Raffe‘. Die ſozia⸗ 
liſtiſche Produktionsweiſe ſetzen wir uns in dieſem Kampfe deshalb 
als Ziel, weil fie bei den heute gegebenen techniſchen und ökonomiſchen 
Bedingungen als das einzige Mittel erſcheint, das Proletariat zu 
befreien. Würde uns nachgewieſen, daß wir darin irren, daß etwa 
die Befreiung des Proletariats und der Menſchheit überhaupt auf 
der Grundlage des Privateigentums an den Produktionsmitteln allein 
oder am zweckmäßigſten zu erreichen ſei, wie noch Proudhon annahm, 
dann müßten wir den Scszialismus über Bord werfen, ohne unſer 
Endziel im geringſten aufzugeben, ja wir müßten es tun, gerade im 
Intereſſe dieſes Endziels. Demokratie und Sozialismus unterſcheiden 
ſich alſo nicht darin, daß die eine Mittel iſt und der andere Zweck. 
Beide find Mittel für den gleichen Zweck k.“ Kautsky ſieht hier als 
„Sozialismus“ nur den wirtſchaftlichen Demokratismus an, nicht 
ſeine Vereinigung mit dem pplitiſchen. Doch dieſer entſprechen ſeine 
weiteren Worte: „Wir verſtehen unter dem modernen Sozialismus 
nicht bloß geſellſchaftliche Organiſierung der Produktion, ſondern 
auch demokratiſche Organiſation der Geſellſchaft?.“ 

Das deutet uns das Gemeinweſen der kommenden Geſellſchaft 
im marxiſtiſchen Sinne an: es wird politiſch und ökonomiſch ein 
durchaus demokratiſches ſein müſſen, was ja auch Lenin behauptet. 
So hat es ſich auch Marx gedacht; es ſoll dieſe Geſellſchaft „eine 
Aſſoziation ſein, worin die freie Entwicklung eines jeden die Be⸗ 
dingung für die freie Entwicklung aller iſt“ “. Hinſichtlich der Einzel⸗ 
heiten, ja auch hinſichtlich des Weſens dieſer a Organi⸗ 
ſation war Marx nicht ganz konſequent“. 

Hier intereſſiert aber vor allem die Frage, welches die politiſche 
Geſtalt dieſes neuen demokratiſchen Gemeinweſens ſein wird, ob es 
"Staat oder Nichtſtaat fein wird. Hier ſtehen Außerungen Marx', 
die beiden Auffaſſungen zur Stütze dienen können, unvermittelt gegen⸗ 
über. Scheinen ſchon die Worte im Kommuniſtiſchen Manifeſt, daß 
„die öffentliche Gewalt den politiſchen Charakter verlieren werde” ?, 
dafür zu ſprechen, daß das kommende Gemeinweſen nichtſtaatlichen 


1 Kautsky, Demokratie oder Diktatur, S. 7. 
2 Ebendd S. 8. 
3 Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. ur | 
4 Vgl. hierzu R Diktatur. „Neue Zeit“, Jahrgang 37, Bd. I, 
170 ff. | 
o Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 44. 
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Charakters ſein werde, ſo wird dieſe Auffaſſung noch 9 durch 
die viel ſpäteren: „Alle Sozialiſten ſind darin einverſtanden, daß der 
Staat und mit ihm die politiſche Autorität verſchwinden werden, 
d. h. daß die öffentlichen Funktionen ihren politiſchen Charakter ver⸗ 
lieren und ſich in einfache adminiſtrative verwandeln werden, die die 

ſozialen Intereſſen überwachen !.“ f 
Aber auch die Außerungen, die mehr oder minder deutlich da⸗ 
gegen ſprechen, fehlen nicht. So klingen die Worte im Gothabrief: 

„. . . Statt die beſtehende Geſellſchaft (und es gilt das von jeder künf⸗ 
tigen) als Grundlage des beſtehenden Staates (oder künftigen für 
künftige Geſellſchaft ..)“? und „welche Umwandlung wird das Staats⸗ 
weſen in einer kommuniſtiſchen Geſellſchaft erleiden“, ganz. danach, 
als habe ſich Marx die kommende Geſellſchaft als in einem Staats⸗ 
weſen organiſiert vorgeſtellt. Beſonders verſtärkt wird dieſer Eindruck 
durch die von dem proletariſchen Staat als der Diktatur des Prole⸗ 
tariats ausgehenden Worte: „Das Programm hat es weder mit 
letzterer noch mit dem zukünftigen Staatsweſen der kom⸗ 
muniſtiſchen Geſellſchaft zu tun“.“ 

Nicht mühelos ſind dieſe Ausſprüche miteinander zu verſöhnen. | 
Vielleicht liegt — begrifflich — die Löſung dieſer Frage darin, daß 
das eine Mal, wenn der künftigen Geſellſchaft die Staatlichkeit ab⸗ 
geſprochen wird, an den Begriff des Staates als „Unterdrückungs⸗ 
organ“ gedacht wird, in dem andern aber der Staat einfach als Ge- 
meinweſen mit öffentlicher Gewalt angeſehen wird. Iſt dies der Fall, 
dann iſt der von Engels in ſeinem Briefe an Bebel empfohlene Aus⸗ 
druck „Gemeinweſen“ trotz ſeiner Farbloſigkeit zutreffender. Seine 
rechte Bedeutung erhält er erſt durch den Gegenſatz, in den * Engels 
zum Staat (als Unterdrückungsorgan) ſtellt. 

An dieſer Unklarheit der Begriffe hat auch Steffen Anſtoß ge⸗ 
nommen, der der Frage eine etwas eingehendere Unterſuchung widmet. 
Und dieſe Unklarheit der Begriffe vermeidet auch Lenin nicht. War 
ihm ſchon der proletariſche Staat ein „Halbſtaat“, ſo ſpricht er 
ſpäter, wo er von den beiden Phaſen der kommuniſtiſchen Geſellſchaft 
handelt, davon, daß „bis zum Eintritt der höheren Phaſe des Kom- 
munismus die Sozialiſten die ſtrengſte Kontrolle durch die Geſell⸗ 


a 5 
1 „Über das Autoritätsprinzip“, bei N. Riaſanow. Ein Beitrag zur 
Geſchichte der Internationale. „Neue Zeit“, Jahrgang 32, Bd. J, S. 39. 
2 Marx, Gothabrief, S. 572. 
3 Ebenda S. 573. 4 Ebenda. 
Problem der Demokratie, S. 22 ff. 
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ſchaft und durch den Staat über das Maß der Arbeit und Kon— 


ſumtion fordern“ 1. Dieſe „Zuchtloſigkeit der Begriffe“ erreicht den 


Gipfel in den nachſtehenden Worten von der „dringenden und aktuellen 
Frage der heutigen Politik: ... Umwandlung aller Bürger in Ar- 


beiter und Angeſtellte eines großen ‚Syndikates“, nämlich des ganzen 
Staates, und völlige Unterordnung der geſamten Tätigkeit dieſes 
ganzen „Syndikates“! unter den ‚wahrhaft demokratiſchen Staat, den 

Staat der Soldaten⸗ und Arbeiterdeputiertenräte“ !,“ womit man 


einerſeits Lenins eigene Worte vom Weſen wahrer Demokratie ver- 


gleiche, anderſeits auch bedenke, wie es überhaupt zu ermöglichen ſein 
ſoll, daß ſich das Syndikat, „nämlich der ganze Staat“, dem Staat 


der Arbeiter⸗ und Soldatenräte unterordne. „Begreife, wer kann,“ 
wie Marx ſagen würde. Doch weil gilt: „Gewöhnlich glaubt der 
Menſch, wenn er nur Worte hört, es müſſe ſich dabei auch etwas 


denken laſſen,“ ſo darf wohl geſagt werden, daß dieſe unvollziehbare 
V.orſtellung ſicher aus der Unklarheit der Begriffe ſtammt, mit denen 


gearbeitet wird: einmal iſt „Staat“ gleich der Aſſoziation Marx', 
dem Syndikate Lenins, das andere Mal gleich dem Gewaltorganismus. 
Vielleicht iſt es aber doch möglich, auch dieſe Widerſprüche der 


Terminologie in höherer Einheit des Gedankens aufgehen zu laſſen; 


vielleicht iſt hier einer jener — angeblich nicht ſo ſeltenen — Fälle, 
wo der Blick des Dichters tiefer dringt als der des Forſchers, oder 
jener noch ſeltenere, wo der Dichter den Gelehrten beſſer verſtand, 


als es die Umwelt tat. Wenigſtens ſcheinen die Worte Anatole 


Frances, die er ſeiner vollendetſten Geſtalt, ſeinem literariſchen Selbſt⸗ 
bildnis, Mr. Bergeret, in den Mund legt, die vielleicht einzige 


Möglichkeit einer Löſung zu bieten: „Und was iſt denn der Staat? 
Mlle. Bergeret beeilte ſich, auf dieſe Frage zu antworten: Der 


Staat, lieber Vater, das iſt ein armſeliger, unliebenswürdiger Herr 
hinter einem Schalter. Du verſtehſt wohl, daß man keine Luſt ver— 
ſpürt, ſich ihm zuliebe etwas abgehen zu laſſen. — Ich verſtehe, er- 
widerte Herr Bergeret lächelnd. Ich habe mich immer bemüht, zu 
verſtehen und habe darüber wertvolle Energien verloren. Erſt ganz 
ſpät entdeckte ich, daß Nichtverſtehen Stärke und Kraft-bedeutet. Das 
erlaubt bisweilen, eine Welt zu erobern. Hätte Napoleon ſo viel 
Verſtand gehabt wie Spinoza, dann hätte er vier Bände in einer 


Manſarde geſchrieben. — Ich verſtehe. Aber dieſem unliebenswürdigen 


und armſeligen Herrn, der hinter einem e hockt, dem ver⸗ 


Lenin, Staat und Revolution, S. 91. 
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trauſt du deine Briefe an, Pauline, die du der Agentur Tricoche 
nicht anvertrauen würdeſt. Er verwaltet einen Teil deines Ber: 
mögens und wahrlich weder den kleinſten noch den unbedeutendſten. 
Du ſiehſt nur ſein verärgertes Geſicht. Aber wenn er alles ſein wird, 
wird er nichts mehr ſein. Oder vielmehr, er wird nur wir ſelbſt 
ſein. Vernichtet durch ſeine Allumfaſſendheit, wird er aufhören, ein 
Schwierigkeitenſucher zu ſein, Argernis zu erwecken. Man iſt nicht 
boshaft, mein Kind, wenn man ein Niemand iſt. Was uns an ihm 

zu jetziger Stunde mißfällt, iſt, daß er das Privateigentum benagt, 
hier etwas, dort etwas zuſammenkratzt und ⸗ſcharrt, den Großen 
wenig und den Kleinen viel abbeißt. Das macht ihn unausſtehlich. Er 
iſt habgierig. Er hat Bedürfniſſe. In meinem Gemeinweſen wird er 
wie die Götter ſein: wunſchlos. Er wird alles und wird nichts 
haben. Wir werden ihn nicht ſpüren, denn unſerem Weſen ent⸗ 
ſprechend wird er von uns ununterſchieden ſein. Es wird ſein, als 
ob er nicht beſtünde. Und wenn du glaubſt, daß ich die Einzelnen 
dem Staat opfere, das Leben einem Begriff, ſo iſt es im Gegenteil 
der Begriff, den ich der Wirklichkeit unterordne, der Staat, den ich 
unterdrücke, indem ich ihn mit der geſamten geſellſchaftlichen Tätig⸗ N 
keit gleichſetze. “ 


Und ſo erſcheint es auch nicht zufällig, daß alle Welt von einm 


„Zukunftsſtaat“ ſpricht, ſich die künſtige Ordnung halb unbewußt 
als eine ſtaatliche vorſtellt; wäre das anders, ſo wäre dieſer Aus⸗ 
druck kaum geprägt, oder, wenn von der Studierſtube aus in Um⸗ 
lauf geſetzt, nicht zum Gemeineigentum geworden. 

Wie aber dieſes Gemeinweſen, für deſſen Aufbau die Vergeſell⸗ 


ſchaftung der Produktionsmittel und der Produktion die ökonomiſche 


Grundlage abgibt, ſich weiter entwickeln ſoll, das hat Lenin durch 
den Hinweis auf die zwei Phaſen der kommuniſtiſchen Geſellſchaft 
ſcharf herausgearbeitet. Doch Harf hier, da wir uns an den ſelbſt 
geſteckten Rahmen halten wollen, vor allem die bolſchewiſtiſche Me⸗ 
thode aufzuzeigen, von der 8 dieſes Teiles der . wohl 
abgeſehen werden. 

Damit iſt nun, I in der gleichen Reihenfolge, wie ſie Lenin 


ſeinen Ausführungen zu den ſtrittigen Fragen zugrunde legt, der 


Gang gezeigt, wie ihn nach bolſchewiſtiſcher und marxiſtiſcher Auf- | 
faſſung die Entwicklung nehmen fol, die vom heutigen bürgerlichen 
über den proletariſchen Klaſſenſtaat zum klaſſenloſen Staat (oder, 


Anatole France, Mr. Bergeret à Paris, S. 253 ff. (dieſe Stelle zitiert 
auch Vandervelde, Le socialisme contre l’Etat). 
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da dies fast als e in N erſcheint) zur ſtaatsloſen 


Geſellſchaft führen wird. Es bleibt nur noch übrig, die Voraus⸗ 
ſetzungen für . Entwicklung bei Re ud im Bolſchewismus zu 


va 5 

| vu 
| Die Spaltung der Geſellſchaft in eine —— und eine 
ausgebeutete Klaſſe, ein herrſchende und eine unterdrückte, iſt Engels 


Ergebnis der geringen Entwicklung der Produktion und als ſolche 
hat ſie ihre geſchichtliche Berechtigung. Freilich nur für einen ge— 


ER gebenen ‚Zeitraum. Sie wird hinweggefegt werden durch die volle 


Entfaltung der Produktivkräfte. Ihr Verſchwinden hat zur „Voraus: 
ſetzung einen hohen Grad der Entwicklung der Produktion, auf dem 
Aneignung der Produktionsmittel und der Produkte und damit der 
politiſchen Herrſchaft, des Monopols der Bildung und der geiſtigen 


. 5 Leitung durch eine beſondere geſellſchaftliche Klaſſe nicht nur über⸗ 
flüſſig, ſondern auch ökonomiſch, politiſch und intellektuell ein Hinder⸗ 


nis der Entwicklung geworden ſind!.“ Und mit ihm übereinſtim⸗ 
mend, und die durch die ökonomiſche Entwicklung gegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen unterſtreichend, ſagt Marx: „Eine Geſellſchaftsform geht 
nie unter, bevor alle Produktivkräfte entwickelt ſind, für die ſie 
weit genug iſt, und neue, höhere Produktionsverhältniſſe treten nie 
an die Stelle, bevor die materiellen Exiſtenzbedingungen derſelben 
im Schoße der alten Geſellſchaft ſelbſt ausgebrütet ſind?.“ Dieſe 
Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe ſetzt ihre vorherige 
höchſte Entwicklung als notwendig voraus: „das Kapitalmonopol 
muß zur Feſſel der Produktionsweiſe“ geworden ſein, „die mit und 
unter ihm aufgeblüht iſt, die Zentraliſation der Produktionsmittel 
und die Vergeſellſchaftung der Arbeit“ müſſen „einen Punkt erreicht 


* haben, wo ſie unverträglich werden mit ihrer kapitaliſtiſchen Hülle“? 
Dann erſt wird „dieſe geſprengt, die Stunde des kapitaliſtiſchen 


y Privateigentums hat geſchlagen, die Expropriateurs werden expro— 
priiert““. 

Dagegen genügt es für den Bolſchewismus, um die Voraus⸗ 

ſetzungen zur ſozialen Revolution als gegeben zu ſehen, wenn „in 
einem Lande die kapitaliſtiſche Entwicklung ſo weit vor ſich gegangen 

iſt, daß die gen Zweige der Induſtrie, des Kredits und Ver⸗ 


2 Engels, Anti⸗ -Dühring, S. 30314. : \ | 25 
2 Marx, Kapital, S. XVI. ä 3 Ebenda S. 691. 
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kehrs ſich in den Händen kapitaliſtiſcher konzentrierter Gruppen, be 
finden” !, denn „dann wird das Proletariat, das fich erhoben hat, 
nicht nur können, ſondern es wird müſſen verſuchen, die Induſtrie, den 
Verkehr und den Kredit in ſeine Hände zu nehmen, in die Hände 
des ſiegreichen, als Staatsgewalt organiſierten Proletariats“ “?. 

Erſchien Marx der Übergang von der einen zur andern Form 
der Produktion und Geſellſchaftsordnung nur von dieſer höchſten 
Entwicklung der Produktionsmittel aus möglich, jo bedeutet ein 
Dawiderhandeln ein Überſpringenwollen einzelner Entwicklungs⸗ 


phaſen, vor dem niemand eindringlicher gewarnt hat als er: „Auch 
wenn eine Geſellſchaft dem Naturgeſetz ihrer Bewegung auf die 


Spur gekommen iſt, kann ſie naturgemäße Entwicklungsphaſen weder 
überſpringen noch wegdekretieren, aber ſie kann die Geburtswehen 
abkürzen und mildern?.“ Und fo ruft er der Arbeiterklaſſe zu: „Die 
Arbeiterklaſſe verlangte keine Wunder von der Kommune. Sie hat 
keine fix und fertigen Utopien durch Volksbeſchluß einzuführen. Sie 
weiß, daß um ihre eigene Befreiung und mit ihr jene höhere Lebens⸗ 
form hervorzuarbeiten, der die gegenwärtige Geſellſchaft durch ihre 
eigene öknonomiſche Entwicklung unwiderſtehlich entgegenſtrebt, daß 
ſie, die Arbeiterklaſſe, lange Kämpfe, eine ganze Reihe geſchichtlicher 
Prozeſſe durchzumachen hat, durch welche die Menſchen wie die Um⸗ 
ſtände gänzlich umgewandelt werden. Sie hat keine Ideale zu ver⸗ 
wirklichen; ſie hat nur die Elemente der neuen Geſellſchaft in Frei⸗ 
heit zu ſetzen, die ſich bereits im Schoß der zuſammenbrechenden 
Bourgeoisgeſellſchaft entwickelt haben?.“ 

Daß dieſe Auffaſſung des unbedingten Rechnunghaltens mit | 
den beſtehenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen, dem wahren Marxis⸗ 
mus entſpricht, hat klar Lenin ſelbſt klargelegt. In dem namens 
der aus der Schweiz abreiſenden Mitglieder der R. S. D. A. P. 
von ihm verfaßten „Abſchiedsbrief an die Schweizer Arbeiter“ vom 
8. April 1917 — alſo kaum eine Woche, bevor er, in Rußland an⸗ 
gelangt, die ſofortige ſoziale Revolution forderte — “, heißt es: 
„Dem ruſſiſchen Proletariat iſt die große Aufgabe zuteil geworden, 
eine Reihe von Revolutionen zu beginnen, die mit objektiver 
Notwendigkeit durch den imperialiſtiſchen Krieg erzeugt worden ſind. 


Radek, Diktatur, S. 15. 
2 Marx, Kapital, XXXXVIII. 
Marx, Bürgerkrieg, S. 53/54. b 
+ Vgl. ſeine beiden Reden vom 16. und 17. En 1917, abgedruckt in den 
Auslandslektoratsberichten nach verſchiedenen ruſſiſchen Zeitungen. | 
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Wir wiſſen ſehr gut, daß das ruſſiſche Proletariat ſchwächer organi- 
ſiert und weniger geiſtig vorbereitet iſt, als die Arbeiterklaſſe 
anderer Länder ... Beſondere hiſtoriſche Bedingungen haben das 
ruſſiſche Proletariat für eine möglicherweiſe kurze Zeit zum 
Vorkämpfer des revolutionären Proletariats der ganzen Welt ge— 
macht. Rußland iſt ein Agrarland, eines der rückſtändigſten aller 
europäiſchen Länder. Unmittelbar kann jetzt der Sozialis— 
mus in Rußland nicht fiegen. Aber der Bauerncharakter 
des Landes kann angeſichts des großen feudalen Grundbeſitzes — 
wie die Erfahrung des Jahres 1905 gezeigt hat — der bürgerlich— 
demokratiſchen Revolution in Rußland einen ungeheuren Schwung 
geben, ſie zu einem Vorſpiel der ſozialiſtiſchen Weltrevolution 
machen und damit die Einleitung zu ihr bilden .“ 
Wenige Sätze ſpäter wiederholt Lenin bekräftigend das Geſagte: 
„In Rußland kann der Sozialismus nicht ſofort und 
direkt ſiegen.“ „Aber die Bauernmaſſe kann die unausbleib- 
liche und ſchon reife agrariſche Umwälzung bis zur Konfiskation 
des ungeheuren feudalen Beſitzes in Rußland führen !.“ 
| Es muß Lenin beigeſtimmt werden, wenn er fortfährt: „Eine 
ſolche Umwälzung wäre an nnd für ſich keine ſozialiſtiſche?,“ und 
nachdem er dargelegt, was die Revolution in Rußland durchführen 
könnte, zieht er die Folgerung: „Das ruſſiſche Proletariat iſt nicht 
imſtande, mit eigenen Kräften allein die ſozialiſtiſche Revolution 
durchzuführen?, fie kann als Auslöſehebel der Weltrevolution 
wirken, zur ihrer Vollendung als ſozialiſtiſche bedarf ſie der Mit⸗ 
wirkung des Weltproletariats.“ 
Die gleiche Auffaſſung, daß eine ſozialiſtiſche Revolution in 
Rußland unmöglich ſei, ſpricht auch aus den Worten der Reſolution 
der Berner Konferenz der Auslandsgruppen der R. S. D. A. P. vom 
1. November 1914, wo in dem Satze: „Der Bürgerkrieg, den die 
revolutionäre Sozialdemokratie in dieſer Epoche zu ihrer Loſung 
macht, das iſt der Kampf des Proletariats mit den Waffen in der 
Hand gegen die u. für die Expropriation der Kapitaliflen- 
klaſſe in den führenden kapitaliſtiſchen Ländern, für die demo— 
kratiſche Revolution in Rußland (demokratiſche Republik, 
Achtſtundentag, Konfiskation des Großgrundbeſitzes), für die Re⸗ 
publik in anderen e Monarchien““ zum Ausdruck kommt, 


1 Lenin⸗Trotzki, Krieg und Revolution, S. 157. 
2 Ebenda. 3 Ebenda S. 158. Ebenda S. 146. 
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daß Rußland für eine foziale Revolution nicht reif gehalten wird. 


Denn eine andere Begründung iſt der Unterſcheidung zwiſchen den 
Zielen und dem Charakter der Revolution in Rußland und ander⸗ 
wärts nicht zu geben!. 

Als aber die „proletariſche“ Revolution, mit Unterſtützung des 
„kleinbürgerlichen“, d. h. am Kleineigenbeſitz hängenden Bauern ge⸗ 
ſiegt hatte, da verkündete Trotzki, daß nicht nur die Unvermeidlichkeit 


N 


der Revolution vorausgeſagt worden war, fondern auch, daß fie, 
wenn „lie zur ſiegreichen Vollendung kommen wird, unvermeidlich die 


Arbeiterklaſſe, geſtützt auf die ärmſten Klaſſen der Bevölkerung, an die 
Macht ſtellen wird?.“ 


Vor allem aber ſucht Radek dem Geſchehenem nachträglich eine 


theoretiſche Grundlage zu geben; aber welcher Abſtand vom Marris- 
mus, der, wie obige Ausſprüche Marx' zeigen, gerade in dieſem 


Punkte das evolutionäre Moment überaus ſtark betonte. Radek 


ſchreibt, daß die Auffaſſung, die durch den Marxismus den Arbeitern 
gezeigt habe, daß der Sieg des Sozialismus von der Entwicklung 
der Produktionskräfte abhängig, daß „die ſozialiſtiſche Revolution 


nur dann möglich ſei, wenn der Kapitalismus die ganze Wirtſchafts⸗ 


weiſe einer Nation erfaßt habe, wenn er ſozuſagen ſie reſtlos in 
einen kleinen Haufen von Kapitaliſten und in die erdrückende prole⸗ 


tariſche Mehrheit geſpalten habe“, eine „verballhorn e“ iſts. Dem⸗ | 


gegenüber ſei, was gerade dieſen Punkt betrifft, auf Marx' Worte 
im Kapital verwieſen: „Dort handelte es ſich um die Expropriation 
der Volksmaſſe durch wenige Uſurpatoren“ (bei der Verwandlung 
des zerſplitterten Privateigentums in kapitaliſtiſches), „hier handelt 
es ſich um die Expropriation weniger Uſurpatoren durch die Volks⸗ 


maſſe““ (bei Verwandlung des bereits auf geſellſchaftlichem Pro⸗ 


duktionsbetrieb beruhenden kapitaliſtiſchen Eigentums in geſell⸗ 
ſchaftliches). 

An den Marxſchen Worten feſthalten heißt aber nach Radek 
„aus dem Marxismus ein mechaniſches Rechenexempel machen“ und 


1 Marx Engels haben die Vorausſetzungen, ſpeziell der ruſſiſchen 
ſozialiſtiſchen Revolution mehrmals erörtert. Mehr gelegentlich zum Beiſpiel 
im Briefe Engels an Marx vom 23. Mai 1851 und eingehender in der Vorrede 
zu der von Wera Saſſulitſch vorgenommenen Überſetzung des Kommuniſtiſchen 


Manifeſts im Jahre 1882. — Sie iſt in den neueren deutſchen Auflagen mit 


abgedruckt. 
Trotzki, Arbeit, Diſziplin und Ordnung, S. 3. 
Radek, Diktatur, S. 13 ff., . S. 15. 
„ Narr, Kapital, S. 8 
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„der Menſchheit zu Ehren iſt zu ſagen, daß die mechaniſche Auf— 
faſſung vom Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus allen 
Tatſachen der bisherigen hiſtoriſchen Auffaſſung widerſpricht, wie 


jeder vernünftigen Auffaſſung der kapitaliſtiſchen Entwicklung“, und 
H aẽuch die früheren Wirtſchaftsweiſen find nicht erſt dann unter⸗ 
gegangen, wenn ſie die Grundlagen einer neuen Ordnung völlig 


fertig zurückgelaſſen haben, ſondern wenn ſie für die Elemente der 
neuen Ordnung zum drückenden Hemmſchuh wurden .“ 
Demgegenüber wird als der Sinn der marxiſtiſchen Auffaſſung 
wohl feſtzuhalten ſein, daß Marx forderte, daß die „Elemente der im 
Schoße der alten Geſellſchaft vorgebildeten neuen“ mindeſtens ſoweit 
vorgebildet ſein müſſen, daß ſie ſich beim Zuſammenbruch der alten 
Geſellſchaftsordnung als lebensfähig erweiſen. Wird das nicht be- 
achtet, dann wird von jeder proletariſchen Revolution gelten müſſen, 
was Marx von der Pariſer Februarrevolution betonte: „Von dem 
Proletariat, die Waffen in der Hand, ertrotzt, prägte es ihr ſeinen 


Stempel auf und proklamierte ſie als ſoziale Republik. So wurde 


der allgemeine Inhalt der modernen Revolution angedeutet, der im 
ſonderbarſten Widerſpruch ſtand zu allem, was mit dem vorliegenden 
Material, mit der erreichten Bildungsſtufe der Maſſen unter den ge- 
gebenen Umſtänden und Verhältniſſen zunächſt ins Werk geſetzt werden 
konnte“ ?, und ähnlich äußerte ſich Engels über die ſpaniſche Republik 
von 1873. „Spanien iſt ein in der Induſtrie ſo ſehr zurückgebliebenes 
Land, daß dort von einer ſofortigen vollſtändigen Emanzipation 


der Arbeiterklaſſe noch gar nicht die Rede ſein kann. Ehe es dahin 


S8. 269. 


kommt, muß Spanien noch verſchiedene Vorſtufen der Entwicklung 
durchmachen und eine ganze Reihe von Hinderniſſen aus dem Wege 
räumen“ 3. Und ſchon viel früher billigte Marx die Worte Jones' 
an Koſſuths Adreſſe: .. . „the revolutions of Europe mean the 
crusade of labour against capital and... are not to be cut down 
to the intellectual and social standard of an obscure semibarbarous 


people like the Magyars s 


Die Logik ift aber unerbittlich; und ſo muß es nach Radek 
von der ruſſiſchen Revolution, von der ein Jahr zuvor Lenin be⸗ 


1 Radek, Diktatur, S. 15. . 
2. Marx, Der Achtzehnte Brumaire, S. 13. 
Engels, Internationales aus dem Volksſtaat, S. 17 ff., zitiert bei 
Kautsky, Terrorismus und Kommunismus, S. 109. 
4. Brief Marx' an Engels vom 1. Dezember 1851. e Bd. I. 
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hauptet hatte, daß fie unmöglich eine ſozialiſtiſche werden könnte, 
bald heißen, „daß ſie aber eine Revolution des Proletariats iſt, daß 


ſie heroiſch die anarchiſtiſch⸗kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe durch 


ſozialiſtiſche Organiſation zu überwinden ſucht, daß ſie alſo eine 


ſozialiſtiſche Revolution iſt ... können ihr ebenſowenig die Menſche⸗ 


wiki noch ihre eugopäifchen Nachbeter nehmen, ſo wenig ſie auf ihren 
ſozialiſtiſchen Grundcharakter verzichten kann: denn der ſozialiſtiſche 
Charakter ſteht über ihr als ihr Schickſalsſtern, er iſt mit eiſerner Not⸗ 


wendigkeit aus dem imperialiſtiſchen Charakter des Krieges geboren” !. - 
Gewiß, ſie iſt ein „heroiſcher Verſuch“, die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 


ſchaftsordnung zu überwinden, die ſozialiſtiſche zu ſchaffen. Doch 
beſagt dies etwas darüber, ob ſie kam, als die Stunde des Kapita⸗ 


lismus, die kommen muß, wahrhaft erfüllt war? | 


So erſcheint auch die mit der mehrfach von Radek betonten Auf- 


faſſung übereinſtimmende Anſicht Bucharins: „Der Kapitalismus in 


Rußland zerſetzte ſich früher als der eines beliebigen anderes Landes, | 


weil die Laſt des Weltkrieges ſich am ſchwerſten an dem jungen kapi⸗ 
taliſtiſchen Staate unſeres Landes äußerte. Bei uns gab es keine 
ſo ungeheure Organiſation der bürgerlichen Klaſſe wie in England, 
Deutſchland, Amerika. Sie konnte daher weder mit den Forderungen 
fertig werden, die der Krieg ihr ſtellte, noch mit dem mächtigen An⸗ 
ſturm der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe und der ärmſten Bauern, die in 
den Oktobertagen die Bourgeoiſie aus dem Sattel hoben und die 
Macht in die Hände der Partei der Arbeiterklaſſe, der Kommuniſten⸗ 
Bolſchewiki gaben“?, kaum mit der Anſchauung Marx' über die 
Vorausſetzung einer ſozialen Revolution vereinbar. Sie mag, das 
kann nur die Geſchichte lehren, durchaus zutreffend ſein, zutreffender 
vielleicht als die Marx'; aber den Anſpruch, die Anſchauung Marx' 
wiederzugeben, den darf dieſe Theorie nicht erheben. = 
Und ebenſowenig bedeutet es eine mehr als ſcheinbare An⸗ 
lehnung an die Worte Marx', wonach die revolutionäre Initiative 


wahrſcheinlich von Frankreich, alſo einem induſtriell weniger ent⸗ 


wickelten Lande, ausgehen wirds, wenn Radek darlegt, „daß die 
ſozialiſtiſche Revolution keineswegs dort anfangen wird, wo der Kapi⸗ 
talismus am höchſten entwickelt iſt“ . Denn die Worte Marx' be⸗ 


1 Radek, Diktatur, S. 18. ö 

2 Bucharin, Programm, S. 8 und dazu Radek, a. a. O. S. 17 u. 18. 

In der weiter unten wiedergegebenen „Konfidentiellen Mitteilung“. 
„Neue Zeit“, Jahrgang 20, Bd. II, S. 476/77. | | | 

+ Radek, Diktatur, S. 17. 
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ziehen ſich nur auf den Ausbruch der Revolution überhaupt, während 
ihm die Möglichkeit einer ökonomiſchen an eine höchſte 
Stufe induſtrieller Entwicklung gebunden iſt, was 
— im geraden Widerſpruch zu Radek — klar aus den Sätzen der 
„Konfidentiellen Mitteilung“ hervorgeht, weshalb er denn die ſoziale 
Revolution von dem damals am weiteſten induſtrjaliſierten England 
erwartet. In dieſer Mitteilung erſcheinen als Vorausſetzung der 
ſozialen Revolution unbezweifelbar feſtgeſtellt: 


Großkapitaliſtiſche Form faſt der ganzen Prodüffke 

Volle Induſtrialiſierung des Landes; 

Majorität der Bevölkerung aus Lohnarbeitern beſtehend; 

Reife und Allgemeinheit des Klaſſenkampfes und der Organi⸗ 
ſation der Arbeiterklaſſe !. 


Hier ſind die Vorausſetzungen ſo ſcharf formuliert, daß alle anderen 
Auffaſſungen, mögen ſie ſich auch als marxiſtiſch bezeichnen, durch 
den Hinweis auf dieſe Stelle als mit dem Marxismus unverträglich 
bezeichnet werden dürfen. Von ihnen kann meiſtens nur gelten, daß 
ihnen „ſtatt der wirklichen Verhältniſſe der bloße Wille zum Trieb- 
rad der Revolution wird“ ?. So wird der „revolutionären Entwid- 
| 1 Die betreffenden / Sätze der „Konfidentiellen Mitteilung“ lauten: „Ob- 
gleich die revolutionäre Initiative wahrſcheinlich von Frankreich ausgehen wird, 
kann England allein als Hebel für eine ernſthafte ökonomiſche Revolution 
dienen. Es iſt das einzige Land, wo es keine Bauern mehr gibt und wo der 
Grundbeſitz in wenigen Händen konzentriert iſt. Es iſt das einzige Land, wo 
die kapitaliſtiſche Form — d. h. die kombinierte Arbeit auf großer 
Stufenleiter unter kapitaliſtiſchen Unternehmern — ſich faſt der ganzen Pro- 
duktion bemächtigt hat. Es iſt das einzige Land, wo die große Majorität der 
Bevölkerung aus Lohnarbeitern beſteht. Es iſt das einzige Land, wo der 
Klaſſenkampf und die Organiſation der Arbeiterklaſſe durch die Tradek Unions 
einen gewiſſen Grad der Reife und der Allgemeinheit erlangt haben. Dank 
ſeiner Herrſchaft auf dem Weltmarkte iſt es das einzige Land, wo jede Revo— 
lution ſeiner ökonomiſchen Verhältniſſe unmittelbar auf die ganze Welt zurück— 
wirken muß. Wenn der Landlordismus und der Kapitalismus ihren klaſſiſchen 
Sitz in dieſem Lande haben, jo find hinwiederum die materiellen Be- 
dingungen ihrer Vernichtung dort am höchſten entwickelt. Der General— 
rat iſt jetzt in der glücklichen Lage, die Hand direkt auf den großen Hebel der 
proletariſchen Revolution zu legen 

Die Engländer beſitzen alle notwendigen materiellen Lorbedtngu ngen 
der ſozialen Revolution. Was ihnen fehlt, das iſt der Geiſt der Berallgemeine- 
rung und die revolutionäre Leidenſchaft. Es iſt nur der Generalrat imſtande, 
fie einzuflößen und dadurch eine wahrhaft revolutionäre Bewegung in dieſem 
Lande und infolgedeſſen allenthalben zu Wee 5 

2 Marx, Enthüllungen, S. 53. 
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lung die Phraſe der Revolution untergeſchoben“ . Und dieſen Unter: 
ſchied zwiſchen revolutionären Worten und revolutionärer Entwicklung, 
pſeudorevolutionären Taten und wahrhaft revolutionärem Geſtalten 
haben Marx-Engels ſtets feſtgehalten. „Wir können der Sache nach 
revolutionärer ſein als die Phraſenmacher, weil wir etwas gelernt 
haben und fie nicht, weil wir wiſſen, was wir wollen und ſie nicht ...“ ?. 
Revolutionäres Handeln muß vor der Geſchichte als ſolches beſtehen 
können, darf nicht durch fie entlarvt werden als „eine ſcheinbar voll- 
ſtändig revolutionäre Bewegung .. ., die in der Tat eine reaktionäre 
Bewegung iſt .. . trotz ihres revolutionären Gebarens“ ?. 

So darf wohl gegenüber der Behauptung des Bolſchewismus 
„das, was wir jetzt in Rußland verwirklichen, das iſt nichts anderes 
als die große unverfälſchte Lehre des deutſchen Kommu— 
nismus, den Marx vor der Arbeiterklaſſe der ganzen Welt ver⸗ 
trat“ “, daran feſt gehalten werden, daß allein ſchon die ganz neue 
Lehre von den Vorausſetzungen der Weltrevolution, nicht minder als 
die angewendeten Methoden, dartut, daß dieſer Anſpruch wohl er⸗ 
hoben, nicht aber begründetermaßen aufrechterhalten werden kann. 


Dieſe Unterſchiede der Lehren und der Methoden müſſen ſich auf. 


eine letzte Urſache zurückführen laſſen. Die ſcheint uns der eine 
große Gegenſatz zu ſein, der Gegenſatz in der Anſicht darüber, wem 
der Vorrang gebührt: der Perſönlichkeit vor dem Individuum oder 
umgekehrt. Das trennt zutiefſt Marx und Lenin: deutſche oder 
ruſſiſche Weltanſchauung; der Menſch als Ziel oder der Menſch als 
Mittel; Demokratismus oder Deſpotismus. Dieſe Anſchauung iſt 
es, die Mittel und Formen des Kampfes um die neue Weltordnung, 
die Bolſchewismus wie Marxismus wollen, ſo verſchieden geſtaltet 
und trotz des gemeinſamen Endzieles beide Lehren fo entſcheidend 

trennt. N . 


Marx, Enthüllungen, ©. 53. 
2 Engels Brief an Marx vom 13. Februar 1851. Briefwechſel, Bd. I 

S. 143. a N 

Laſſalle, Schriften, Bd. 1, ©. 13, 14. 

Radek, Die ruſſiſche und deutſche Revolution und die Weltlage. S. 29/30. 
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Arſachen und Wirkungen der Geld⸗ 
entwertung 


Von Dr. Otto Auhagen - Berlin 
Profeſſor an der Landwirtſchaftlichen Hochſchule zu Berlin 


3* einer der größten Sorgen unſeres jetzt ſo ſorgenreichen Volkes 
hat ſich die Valutafrage entwickelt. Der kataſtrophale Sturz 
unſerer Wechſelkurſe erſcheint uns als ungeheure Schädigung; ſie 
ſchreckt uns zugleich als Symptom unſerer Lage; denn die innere 
Stärke unſerer Volkswirtſchaft, der Kredit, den wir im Auslande 
genießen, ſpiegeln ſich im Valutaſtande wider. | 

Wie find wir zu dieſem Unheil gelangt? Iſt eine kurzſichtige 
Finanz und Währungspolitik daran ſchuld, die uns mit Papiergeld 
leichtſinnig überſchwemmt hat? Oder hat uns die Gewalt der Er⸗ 
eigniſſe auf die abſchüſſige Bahn gedrängt? 

Zuvörderſt müſſen wir uns über das Weſen unſeres Papier⸗ 
geldes klar ſein. Außerlich iſt es dem Papiergelde vor dem Kriege 
ähnlich wie ein Ei dem anderen; die innere Beſchaffenheit iſt aber 
eine ganz andere. Die Reichsbanknoten vor dem Kriege waren An⸗ 
weiſungen auf Gold; ſie konnten jederzeit gegen Gold eingewechſelt 
werden. Mindeſtens ein Drittel der Noten mußte bar gedeckt ſein, 
und dieſe Deckung beſtand größtenteils aus Gold. Das reichte für 
alle Anſprüche in Friedenszeit aus. Im übrigen waren die Noten 
durch gute Wechſel gedeckt, die ihrerſeits ihren e in wirt⸗ 
ſchaftlichen Gütern hatten.“ 

Der Ausbruch des Krieges zwang zu einſchneidenden an 
Mit Sicherheit war vorauszuſehen, daß ein großer Krieg den Bedarf 
an Zahlungsmitteln gewaltig vermehren würde, daß dieſer Mehr⸗ 
bedarf nur durch Papiergeld befriedigt werden konnte und daß das 
Goldgeld verſchwinden würde, wenn das Papiergeld gegen Gold 
einlösbar blieb. Gemäß der finanziellen Mobilmachung, die in 
Friedenszeit vorbereitet war, erfolgte am 4. Auguſt 1914 eine Reihe 
geſetzlicher Anordnungen, die unſere Geldverfaſſung von Grund aus 
änderten. Die Pflicht zur Einlöſung des Papiergeldes gegen Gold 
wurde aufgehoben. Damit traten wir aus der Goldwährung fak⸗ 


1 Rektoratsrede (unter Auslaſſung des Schlußworts) an der Landwirt⸗ : 
ſchaftlichen Hochſchule zu Berlin im Februar 1920. 
Schmollers Jahrbuch XLIV I. ö 1 6 
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tiſch in die Papierwährung über. Die Papiermark hat ſeitdem 
nichts mehr mit dem Golde zu tun außer der Hoffnung, daß ſie 
dereinſt einmal wieder auf eine Goldbaſis geſtellt werden wird. 
An den Deckungsvorſchriften für die Banknoten wurde ſcheinbar 
nichts geändert; es blieb bei der Deckung zu mindeſtens einem 
Drittel durch Bargeld, im übrigen durch Wechſel. Aber die Deckungs— 
mittel wurden verwäſſert. Zur baren Deckung zählte auch vor dem 
Kriege nicht nur Metall, ſondern auch Papiergeld, ſoweit dies nicht 
von der Reichsbank ſelbſt ausgegeben war. Die Papierdeckung war 
aber früher geringfügig; fie beſtand in der Haupſache aus Reichs⸗ 
kaſſenſcheinen, deren Betrag ja ſehr beſchränkt war. Das änderte 
ſich ſeit dem 4. Auguſt durch die Errichtung der Reichs-Darlehns— 


kaſſen. Sie gewähren Kredit gegen Verpfändung von Wertpapieren 
und Waren und geben den kreditierten Betrag durch Vermittlung, 
der Reichsbank, an die fie angelehnt find, in Form der Darlehns⸗ 


kaſſenſcheine her. Dieſe Scheine gelten nun gleichfalls als bare 
Deckung der Reichsbanknoten. Bei Lichte betrachtet iſt das Lombard⸗ 
geſchäft der Reichsbank auf beſondere Inſtitute abgeſchoben und zur 
Quelle von Bardeckung gemacht, während vor dem Kriege die For— 
derungen aus dem Lombardkredit nicht einmal zu der unbaren, 
ſogenannten „bankmäßigen“ Deckung zählten. Die Reichsbank hat 


es nun vollkommen in der Hand, große Beträge von Darlehnskaſſen⸗ 


ſcheinen bei ſich zu behalten und dafür den dreifachen Betrag in 


Noten auszugeben. Es erinnert dies an Till Eulenſpiegel, der 


beim Kauf der Hühner den Preis ſchuldig bleibt und den mit⸗ 
gekauften Hahn zum Pfande läßt, oder an den Baron Münchhauſen, 
der ſich an ſeinem eigenen Zopf aus dem Sumpfe zieht. In der 
Tat macht die Reichsbank von jener Möglichkeit auch vollen Gebrauch. 
Am 7. Februar 1920 betrug ihr Barbeſtand 13,1 Milliarden, 
davon nur 1,1 Milliarden Gold, Kaſſenſcheine faſt 12 Milliarden. 
Die Bank durfte demgemäß 39,3 Milliarden an Noten ausgeben; 
ktatſächlich liefen 38 Millarden um. (Zuweilen kommt der Noten- 
umlauf der Höchſtgrenze noch näher.) | 

Wie ſteht es nun um den inneren Wert der Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine? Nach dem Geſetze ſollen ſie dem Kreditbedürfnis vor⸗ 
nehmlich von Handel und Gewerbe dienen, und danach könnte man 
denken, daß dieſer Lombardkredit eine gute, reelle Unterlage habe. 
In Wirklichkeit aber werden die Darlehnskaſſen hauptſächlich von 
den Kommunalverbänden in Anſpruch genommen; im Jahre 1918 
entfielen auf ſie und die Bundesregierungen von den gewährten 
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Krediten 84,5 % . Die Kriegsgeſellſchaften waren mit 4,6 %% beteiligt, 
der private Handel dagegen nur mit 1,6 %, die Induſtrie nur mit 
0,8 %o. Zum größten Teile dienen als Pfandobjekte Kreditpapiere, 
vor allem Kriegsanleihe. Je mehr Kriegsanleihe ausgegeben wurde, 
um ſo mehr wurde bei den Darlehnskaſſen lombardiert und an 
Kaſſenſcheinen ausgegeben, mit deren Deckung dann die Reichsbank 
den dreifachen Betrag an Noten in Umlauf ſetzen konnte. 

Doch zu zwei Dritteln müſſen die Noten bankmäßig durch Wechſel 
gedeckt ſein. Aber auch dieſer Teil der Deckung hat ſeinen inneren 
Wert völlig verändert. Seit dem 4. Auguſt 1914 gelten auch Reichs⸗ 
ſchatzwechſel als bankmäßige Deckung; dieſe, die lediglich durch den 
Kreditbedarf des Reiches geſchaffen ſind, drängen die Wechſel des 
Wirtſchaftslebens mit realer Unterlage immer mehr in den Hinter⸗ 
grund. 

Formell hält das Reich ehrbar an den alten Deckungsvorſchriften 
feſt; in Wirklichkeit aber kann es ſo viel Papiergeld ausgeben, wie 
es will, und von dieſer Möglichkeit hat es in rieſenhaft wachſendem 
Maße Gebrauch gemacht. Während vor dem Kriege nur 2½ Mil⸗ 
liarden Noten zirkulierten, waren am 15. Oktober 1918 an Reichs⸗ 
banknoten und Darlehnskaſſenſcheinen im Umlauf 28 Milliarden. 
Seit dem Zuſammenbruch iſt kein Halten mehr. In dem einen 
Jahre bis zum 15. Oktober 1919 kamen 13,6 Milliarden hinzu; im 
Durchſchnitt wurden alſo täglich 37,3 Millionen in Verkehr geſetzt. 
Und immer unheimlicher wird die Teuerung, immer rieſiger der 
Finanzbedarf, und immer fieberhafter muß die Notenpreſſe arbeiten. 
Seit dem 15. Oktober 1919 bis zum 7. Februar 1920 hat ſich der 
Umlauf um weitere 9,3 Milliarden vermehrt, alſo im Tagesdurch⸗ 
ſchnitt um 80,6 Millionen. Im ganzen waren an dem genannten 
Tage im Umlauf rund 51 Milliarden, davon Reichsbanknoten 38, 
Darlehnskaſſenſcheine gegen 13 Milliarden. | 

Seit dem 4. Auguſt 1914 hat ſich der Wert unſeres Geldes, 
wie geſagt, vom Goldwert getrennt. Unſer Papiergeld beruht heute 
lediglich auf dem Kredite des Reiches, d. h. auf ſeiner Finanzkraft 
und letzten Endes auf der Leiſtungsfähigkeit und den Ausſichten 
unſerer Volkswirtſchaft. 

Auch nach außen wurde die Verbindung zwiſchen unſerem Gelde 


und dem Golde dadurch zerſchnitten, daß private Goldzahlungen an 


das Ausland verboten wurden und ſelbſtverſtändlich verboten werden 
mußten. 


Die Kurſe ug Balu ſäumten nicht, auf die Umgeftaftung = 


* 


84 | Auhagen „ 84 


unſeres Geldweſens zu reagieren. Werfen wir einen Blick auf die 
Entwicklung unſerer Wechſelkurſe ſeit Kriegsausbruch“! Wir ge: 
winnen damit für die Erkenntnis der Urſachen der Geldentwertung 
eine wichtige Grundlage. 

Gleich nach Kriegsausbruch begann die Mark zu ſinken, zu 
unſerer Verwunderung ſchneller als die franzöſiſche Valuta, während 
wir doch des Sieges ſicher zu ſein glaubten. Ende Auguſt hatte 
die Mark an der Züricher Börſe 4% eingebüßt. Ende November 
machte der Kursrückgang annähernd 10% aus; dann tritt eine leichte 
Beſſerung ein, die aber bald durch eine Verſchlechterung abgelöſt 
wird. Immerhin vermag ſich nach dem Durchbruch bei Gorlice am 
2. Mai 1915 die Mark auf dem Niveau von etwas unter 90% zu 
halten. Von Oktober ab beginnt ſie ſchärfer zu ſinken; Anfang 
Januar 1916 ſteht ſie nur noch auf 80 . Ein Jahr darauf hatte 
ſie weitere 10% eingebüßt. Die Vereinigten Staaten traten in die 
Reihe unſerer Feinde ein. Die Mark beginnt rapider zu ſtürzen. 
Ende Juli 1917 ſteht fie in Zürich nur noch auf 53 %;; auf dieſer 
Höhe hält ſie ſich dort bis zum November, während ſie an anderen 
ausländiſchen Plätzen noch weiter ſinkt. Dann aber tritt eine jähe 
Wendung aufwärts ein, gleichzeitig mit den Erfolgen in Oberitalien, 


vor allem aber ſeit dem Siege der Bolſchewiſten in Rußland und 


ihrem Friedensangebot. Zur Jahreswende hat ſich der Kurs in 
Zürich auf 70 % erholt, in Amſterdam ſogar auf 76 %% . Dann 
bröckelt er etwas ab, um bei Beginn der großen Offenſive in Frank⸗ 
reich Anfang März 1918 ungefähr dieſelbe Höhe wieder zu erreichen. 
Aber gleich danach ſetzt eine neue Abwärtsbewegung ein. Während 
wir glaubten, es gehe dem ſiegreichen Ende zu, ſinkt der Kurs im 
April auf 66, im Mai auf 63, im Juni auf 56, im Juli auf 54%. 
In den folgenden Wochen verhält ſich die Bewegung nicht einheitlich; 
Anfang Oktober aber erfolgt als deutliche Wirkung unſeres Waffen— 
ſtandsangebotes, obgleich wir hiermit unſere Unterlegenheit bekennen, 
eine entſchiedene Aufwärtsbewegung. Man glaubte im neutralen 
Ausland, daß der Friede und damit die Wiederkehr geſunder Zuſtände 
vor der Tür ſtände. Die Mark hob ſich auf annähernd 60°, an 
einzelnen Plätzen ſogar darüber. Dies war das letzte Aufflackern 
der Hoffnung, daß die Mark die alte Goldparität wieder erreichen 
könne. Die Waffenſtillſtandsbedingungen und der politiſche Umſturz 


1 Bis Ende 1919 nach der graphiſchen Darſtellung in der RER 
der Außenhandelsſtelle Nr. 448 wiedergegeben. 
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| offenbaren, daß Deutſchland zuſammengebrochen iſt. Von da an be⸗ 
ginnt die Mark in ſteiler Kurve, faſt ohne Unterbrechung, zu ſinken. 
Ende Dezember ſteht fie auf 48% ꝗͤ Ende Mai auf 30. Der Juni 
bringt eine kleine Beſſerung. Nach Unterzeichnung des Friedens⸗ 
vertrags ſetzt ein noch jäherer Sturz ein. Im September iſt die 
Mark auf 20% geſunken, zu Ende des Jahres auf 10 % , und heute 
hat ſie nur noch 5% ihres früheren Wertes. Ende Januar war 
fie infolge einer beſonderen Panik ſogar auf 4½ % geſtürzt. In 
abſoluten Zahlen bedeutet dies, daß man in Zürich für 100 Mk. 
ſtatt 123½ Franken nur noch 6 ¼ Franken zahlt; in Deutſchland 
gibt man für 100 Franken, die in Friedenszeiten zu 81 Mk. zu 
haben waren, 1620 Mk. 
Welche Heiterkeit erweckte es in e Gemütern, als vor 
einigen Monaten erzählt wurde, daß die öſterreichiſche Valuta ſo ge⸗ 
ſunken ſei, daß eine ſchweizeriſche Mineralwaſſerfabrik die Kronen⸗ 
ſcheine als Etiketten verwende. Heute iſt die Mark auf dieſem 
Standpunkt angelangt. Die Mark ſteht heute verhältnismäßig ſogar 
erheblich ſchlechter als die tſchecho⸗ſlowakiſche Krone. | 
Die deutfche Regierung war während des Krieges bemüht, dem 50 
Sinken unſerer Valuta nach Möglichkeit Einhalt zu tun. Die Ein⸗ 
fuhr von Waren wurde aufs äußerſte beſchränkt, größtenteils ganz 
verboten. Alle Zahlungsmittel auf das Ausland wurden gemäß der 
im Kriege erlaſſenen Deviſenordnung der Kontrolle der Reichsbank 
unterſtellt. Im Reichsamt des Innern war eine Einfuhrkommiſſion 
tätig, die aufs ſtrengſte bedacht war, die Wareneinfuhr mit dem 
Vorrat an Deviſen in Übereinſtimmung zu bringen. Selbſt auf die 
Einfuhr dringend erwünſchter Lebensmittel wurde manchmal aus 
7 Valutarückſichten verzichtet. Anderſeits gaben wir in beträchtlichem 
Umfange Waren an das Ausland ab, wie Kohlen und andere wichtige 
Güter, um uns Guthaben im Auslande zu ſchaffen. Handels⸗ und 
Kreditabkommen mit neutralen Ländern wie der Schweiz, Holland 
und den ſkandinaviſchen Ländern unterſtützten dieſe Politik. 
Die bisher betrachteten Deviſenkurſe geben nur die auswärtige 
„Bewertung unſeres Geldes wieder. Noch viel wichtiger aber für uns 
waren die Anderungen, die der inländiſche Geldwert erfuhr. 
HLiiider ſind wir nicht in der Lage, die Bewegung der Kaufkraft des 
Geldes im Inlande ſo genau zu meſſen wie die der äußeren Kurſe. 
Eine genügend umfaſſende Index⸗Berechnung beſitzen wir in Deutſch⸗ 
land nicht. Die Preiserhöhung der verſchiedenen Bedarfsgüter zeigt 
große Abweichungen; manche Dinge find auf das 20 — 30 fache ihres 


t 


86, Auhagen = 186 
Friedenspreiſes geſtiegen, andere nur auf das Doppelte. Man wird 
ſagen dürfen, daß die Koſten des gewöhnlichen Lebensunterhaltes, 
wenn auf frühere Luxusgenüſſe verzichtet wird, auf anmügernd das 
Fünffache des Friedensbetrages geſtiegen ſind. 

Wie iſt nun diefe Entwertung des Geldes zu erklären? Die 
beiden Phänomene, die ungeheure Vermehrung der Zirkulationsmittel 
und die unerhörte Steigerung der Preiſe, ſtehen offenbar in innigem 
Zuſammenhang miteinander. Nach einer verbreiteten Anſchauung 
hat die Vermehrung des Geldes die Schuld an der Teuerung. In 
der Volkswirtſchaftslehre hat dieſe Anſicht ihren Ausdruck gefunden 
in der Quantitätstheorie, wonach die Höhe der Preiſe durch die 

Menge der Zahlungsmittel beſtimmt wird. Die Geſamtheit der 
Zahlungsakte teilt ſich in die Summe der Zahlungsmittel; je größer 
die letztere, ein um ſo höherer Betrag entfällt auf die einzelne 
Zahlung, d. h. um fo höher iſt der Preis. Auch für die Metall⸗ 
währung beanſprucht die Ouantitätstheorie Geltung, und ſicher wird 


man ihr gerade für die Metallwährung einen berechtigten Kern nicht 


abſprechen können. Das geht ſchon aus der einfachen Überlegung 
hervor, daß der Wert des Goldgeldes auf ein Minimum ſinken 
müßte, wenn man den Stein der Weiſen erfände und Gold ſo 
gemein wie Kieſel würde. Aber mit Unterlegung einer abſurden 
Annahme läßt ſich die tatſächliche Tragweite wirtſchaftlicher 
Theorien nicht ermeſſen. Die wirkliche Bewegung der Preiſe kann 
durch die Quantitätstheorie nur zu gewiſſem Teil erklärt werden. 
Man muß verſuchen, eine lebendige Anſchauung von den Wirkungen 
einer Vermehrung der Geldmetalle, zum Beiſpiel des Goldes, zu ge- 
winnen. Erhöhte Goldproduktion bedeutet: vermehrte Feſtlegung 
wirtſchaftlicher Kräfte für dieſen Zweck, Steigerung der Nachfrage 
nach Konſumgütern ſeitens der Goldproduzenten, beides preishebende 
Umſtände, ferner erhöhte Anſammlung von Gold bei den Zentral⸗ 
banken, Senkung des Diskonts, Anſtoß zu lebhafterem Geſchäfts— 
gang, der gewöhnlich zu ſteigenden Löhnen und infolge davon zu 
erhöhten Preiſen führt. Dieſe Einflüſſe ſind ſicherlich vorhanden, 
vermiſchen ſich aber mit anderen Kräften, gegen die die im Sinne 
der Quantitätstheorie denkbaren Wirkungen unter Umfegutpet ſehr 
in den Hintergrund treten. 

Außerlich ſtellt ſich die Bewegung der Preiſe als Ergebnis der 
wirtſchaftlichen Kämpfe dar, die zwiſchen den verſchiedenen Intereſſen⸗ 
gruppen, ſich fortgeſetzt abſpielen. Jeder ſucht ſeinen Verdienſt zu 
mehren. Dieſe Kämpfe führen in ſtändigem Wechſel bald zur Ver⸗ 


! 
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beſſerung, bald zur Verſchlechterung für die einzelne Gruppen. 
Das Ergebnis iſt aber nicht ein Verharren der Preiſe auf einer 
gleichbleibenden Durchſchnittslinie, indem etwa eine heutige Er⸗ 
höhung morgen durch Herabſetzung kompenſiert würde: vielmehr pflegt 
die Gewerbegruppe, der der Rohſtoff oder das Arbeitsgerät verteuert 
wird, ſich dadurch ſchadlos zu halten, daß ſie für ihre eigenen 
Erzeugniſſe den Preis hinaufſetzt. Dieſem Beiſpiel folgen andere, 
und ſo ſchrauben ſich die Preiſe ringsumlaufend allmählich höher. 

Ihren inneren Grund hat die Bewegung der Preiſe in den 
Schwankungen der Produktionskoſten und der Konjunktur. Die preis⸗ 
erhöhenden Umſtände wirken aber im allgemeinen nachhaltiger als 
die preiserniedrigenden. Gibt zum Beiſpiel eine Steigerung der 
Produktionskoſten den Anſtoß zur Erhöhung für beſtimmte Erzeug⸗ 
niſſe, ſo überträgt ſich dieſe Bewegung in der geſchilderten Weiſe 
leicht auf andere Zweige; auch deren Erzeugniſſe ſteigen im Preiſe, 
dies kann auf den primär beteiligten Produktionszweig derart zurück⸗ 
wirken, daß er ſeine Preiſe nicht wieder auf das alte Niveau zurück⸗ 
ſetzt, wenn der Grund der Preiserhöhung erloſchen iſt. Beſonders 
wegen der ſekundären Wirkungen, die eine Preisänderung auf andere 
Preiſe und damit auf das allgemeine Lohnniveau ausübt, unterliegt 
die Bewegung der Preiſe abwärts dem Geſetz der Trägheit ſtärker 
als die Aufwärtsbewegung. 

Das ſtarke Rückgrat dieſer nach oben gerichteten Tendenz iſt 
in den Arbeitslöhnen zu ſuchen. Die Steigerung der Arbeitslöhne 
iſt gewöhnlich das Ergebnis ſozialer Auseinanderſetzungen von aus⸗ 
geprägt perſönlichem Charakter. Eine Wiederherabſetzung des Lohnes 
macht böſes Blut; der Arbeitgeber wird ſich hierzu nur im Notfall 
entſchließen und es im allgemeinen vorziehen, ſich Erſatz durch 
Preisaufſchlag für feine Produkte zu verſchaffen. Die Arbeitslöhne 


als wichtiges Element der Produktionskoſten führen die Preiſe der 


Waren allmählich aufwärts. 

Bei Metallwährung kann dieſe Tendenz ſich nur inſoweit aus⸗ 
wirken, als das Metallgeld zur Zahlung der höheren Löhne und 
Preiſe ausreicht. Dieſe Schranke der Geldverfaſſung kann jedoch durch 
Entwicklung des unbaren Zahlungsausgleiches weit hinausgeſchoben 
werden. 

So wollen wir bei Quantitätstheorie zugeſtehen, daß ein metalliſche 
Geldverfaſſung um jene ſäkulare Erhöhungstendenz einen Reif legt; 
dieſer Reif iſt aber nicht ſtarr, ſondern elaſtiſch. 

Bei einer ungebundenen Papierwährung kann ſich dagegen jene 


A 
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Tendenz unbeſchränkt austoben. Ich deute damit meine Anſicht 
über die Anwendung der Quantitätstheorie auf unſere jetzigen Ver⸗ 
hältniſſe bereits an. Allerdings erſcheint dieſe Theorie gerade jetzt 
auf den erſten Blick ſehr plauſibel. Iſt nicht die ungeheuere Geld— 
vermehrung, dieſe „wahnwitzige Inflation“ doch ſchuld an der furcht— 
baren Teuerung? Müſſen die Preiſe nicht ſteigen, wenn das Land 
derart mit Papiergeld überſchwemmt wird? 

Dieſe Auffaſſung wird jedoch dem wirklichen Gange der Ereig⸗ 
niſſe nicht gerecht. Man darf ſogar ſagen, daß die Quantitätstheorie 
in ihrer eigentlichen Formulierung! das urſächliche Verhältnis auf 
den Kopf ſtellt. Vergegenwärtigen wir uns doch die tatſächlichen 
Entwicklung! Sie iſt uns allen ja noch in lebhafter Erinnerung. 
Gleich nach Kriegsausbruch zogen die Preiſe für Lebensmittel an. 
Die Heeresverwaltung trat als rieſige Käuferin auf. Um den Preis 
wurde nicht ängſtlich gefeilſcht; alles war auf den baldigen Sieg 


‚ eingeftelt. Von Kriegslieferanten wurden bald große Gewinne er: 


zielt, die ihre Rückwirkungen auf das Niveau der Preiſe und Löhne 
ausüben mußten. Das ſind Vorgänge, die ſich bisher noch in jedem 
Kriege abgeſpielt haben. Allmählich tritt aber auch eine empfindliche 
Knappheit an Waren ein, die im Laufe der Jahre zu einem immer 
drückenderen Mangel wird. Die Herausziehung von Millionen von 
Männern, die immer umfaſſendere Einſtellung aller nationalen Kräfte 
für den Krieg, die Abſperrung vom Auslande tun ihre Wirkung. 
Der Kampf um die täglichen Bedarfsgüter, insbeſondere um die 
Lebensmittel, wird immer ſchärfer. Der Krieg zwingt den Staat 
zu immer rieſigeren Ausgaben, die durch die zunehmende Teuerung 
noch erhöht werden. Außer den Kriegsanleihen muß das Reich ge— 
waltige Beträge von Schatzwechſeln durch die Reichsbank diskontieren 
laſſen. Ungeheuer ſchwillt der Beſitz an Kriegsanleihen und ſonſtigen 
Guthaben gegen das Reich im Volke an. Breite Schichten, nicht 
nur die großen Kriegsgewinnler, haben das Gefühl, im Gelde zu 
ſchwimmen, und um ſo geringer wird der Widerſtand gegen die 
Preiserhöhung. So ſteigen Preiſe und Löhne immer höher. 

Nach dem Zuſammenbruch ſetzt ſich die Bewegung fort. Die 
Blockade hält noch lange an. Das Reich iſt zu arm und ſchwach 


geworden, als daß es den Mangel im Inlande durch Einfuhr hätte 


erſetzen können. Die Arbeitszeit wird verkürzt, die Arbeitslöhne 
ſchnellen empor, die Produktionskoſten in der Landwirtſchaft, im 


1 indem ſie behauptet, die Geldvermehrung habe die Preiserhöhung ver⸗ 
urſacht. 
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Gewerbe und Bergbau ſteigen außerordentlich; der Mangel wird 
ſchlimmer, vor allem an Kohle, Kleidung, Metallen und Bauſtoffen. 
Infolgedeſſen wird das Reich, trotzdem der Krieg aufgehört hat, zu 
ungeheuren Ausgaben weiter genötigt. | 

Aus dieſen Einwirkungen auf Angebot und Nachfrage ergab 


0 ſich die Teuerung. Selbſtverſtändlich wurde dieſe Entwicklung unter⸗ 


ſtützt, ja überhaupt nur möglich durch die ungemeſſene Ausgabe 
von Papiergeld. Es wäre aber ganz falſch, hierin den treibenden 
Grund der Teuerung zu ſuchen. Relativ, d. h. im Verhältnis zum 
j Bedarf, ift die Zunahme des Papiergeldes gar nicht ſo groß geweſen. 
Der Bedarf an Zirkulationsmitteln iſt ſeit Kriegsausbruch ganz ge⸗ 
waltig geſtiegen. Das Heer gebrauchte rieſige Mengen an barem 

Gelde. Die militäriſchen Erfolge dehnten das Umlaufsgebiet unſerer 
Währung aus. Die Steigerung der Warenpreiſe und Löhne be⸗ 
anſpruchte wachſende Mengen an Zahlungsmitteln. Immer größere 
Geldmengen verſickerten bei Arbeitern, kleinen Händlern und Bauern, 
die nicht daran gewöhnt waren, ihre Zahlungsgeſchäfte möglichſt 
durch die Bank vermitteln zu laſſen. Die Umlaufsgeſchwindigkeit 
des Geldes nahm ab. Als die politiſche Lage unſicher wurde, 
namentlich nach dem Umſturz, wurde Geld in großen Beträgen ge⸗ 
hamſtert; rieſige Summen wurden in das Ausland geſchafft; auch 
die Ausländer ſelbſt legten zu ſpekulativen Zwecken große Beträge 
feſt. Man ſchätzt, daß ſich im Auslande 15—20 Milliarden unſeres 
Papiergeldes befinden. 

So beanſpruchten Staat und Volk eine immer 1 15 Menge 
von Papiergeld, und auch das Ausland abſorbierte immer mehr da⸗ 
von. Die Reichsbank hatte Not, mit dem ſteigenden . Schritt 
zu halten. 

Nicht der Überfluß an Geld trieb die Preiſe in bie Höhe, 


ſondern die Preiſe ſtiegen infolge der Knappheit und der erhöhten 


Kaufkraft im Volke, und dies zog einen erhöhten Geldbedarf nach 
ſich (der im übrigen auch durch andere Momente geſteigert worden 
iſt). Wenn die Ausgabe von Papiergeld dieſem Bedürfnis nicht 

Jentſprochen hätte und ein Mangel an Zirkulationsmitteln fühlbar 
geworden wäre, ſo hätte dies ſofort zu ganz unerträglichen Zuſtänden 
geführt. Von den Beſitzenden würde Geld im größten Maßſtabe an⸗ 
geſammelt und zurückgehalten worden ſein. Unter den allgemeinen 
volkswirtſchaftlichen Bedingungen Deutſchlands war die Vermehrung 
der Zirkulationsmittel eine abſolute e ein Mangel an 
ihnen durfte nicht fühlbar werden. 
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Zu den Faktoren der Preiserhöhung gehörte, wie ich bereits 

bemerkte, auch die Steigerung der Kaufkraft im Volke. Dieſe 
Steigerung ergab ſich aber nicht etwa aus der Vermehrung des 
Geldes, ſondern daraus, daß infolge des Krieges breite Schichten 
der Bevölkerung ihren Verdienſt vermehrt hatten. Infolge der Kriegs⸗ 
beſchaffungen zu hohen Preiſen hatte das Reich in Form von Kriegs— 
anleihen einen neuen Kapitalbeſitz von vielen Milliarden geſchaffen 
und hierdurch bewirkt, daß bei dem Kampf um die Waren immer 
höhere Preiſe gezahlt werden konnten. Es war eine bedauerliche 
Unterlaſſung der Finanzverwaltung, daß die vom Reich geſchaffene 
neue Kaufkraft nicht alsbald zu größerem Teile wieder weggeſteuert 
wurde, wie dies in England geſchehen iſt; anderenfalls hätten die 
Preiſe während des Krieges nicht ſo hoch klettern können. 
N Daß die Quantitätstheorie die Entwicklung der Preiſe, alſo die 
Entwertung des Geldes ſeit dem Kriegsausbruch nicht befriedigend 
zu erklären vermag, geht auch ſchon aus der Überlegung hervor, 
daß die baren Zahlungen nur einen verhältnismäßig geringen Teil 
des geſamten Zahlungsausgleiches darſtellen. 

In die geſchilderte Entwicklung griff nun aber die Bewegung 
des Außenwertes, die Entwicklung ae Deviſenkurſe ein, die zunächſt 
für ſich erklärt werden muß. 

Es kommen hierfür beſonders drei Momente in Betracht. Zu⸗ 
nächſt die Rückſicht auf den augenblicklichen Wert des Geldes im 
Inlande. Wenn das Ausland deutſche Markwechſel annimmt oder 
kauft, ſo fragt es ſelbſtverſtändlich nach der Kaufkraft, die die Mark 


in Deutſchland hat. Wenn die Kaufkraft niedrig iſt, wenn alſo bei 


uns die Preiſe hochſtehen, ſo muß darunter auch der Wechſelkurs leiden. 

Das Ausland fragt aber nicht nur nach dem gegenwärtigen 
Geldwert, ſondern urteilt auch über die künftige Entwicklung. 
Denn große Mengen von Deviſen find im ausländiſchen Beſitz, die 
nicht von heute auf morgen abgeſtoßen werden können. Es wird 
daher nach dor vorausſichtlichen militäriſchen, politiſchen und wirt- 
ſchaftlichen Entwicklung gefragt. Je ungünſtiger unſere Zukunft 
eingeſchätzt wird, um ſo tiefer müſſen die Kurſe ſinken. Sehr wichtig 
iſt dann ſchließlich die Geſtaltung der internationalen Zahlungs— 
bilanz, die ja früher, im Verkehr Deutſchlands mit anderen Gold— 
währungsländern, den Hauptfaktor der Valutaſchwankungen bildete. 
Je ungünſtiger das Verhältnis zwiſchen Ausfuhr und Einfuhr und 
je reichlicher aus ſonſtigen Gründen deutſche Deviſen e 
werden, um ſo mehr wird der Kurs gedrückt. 
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Obgleich ſelbſtverſtändlich eine Ausgleichungstendenz zwiſchen 


dem Außen- und Binnenwert vorhanden iſt, ſo fallen die beiden 


Bewegungen doch keineswegs zuſammen. Das Verhältnis zwiſchen 
ihnen hat ganz beſonders im Laufe des letzten Jahres höchſt be⸗ 


merkenswerte Wandlungen durchgemacht. Zu Anfang des Krieges 
war der äußere Kurs im allgemeinen weniger zurückgegangen als 
der innere Wert. Die Preiſe waren bei uns durchſchnittlich ſchon 


auf das Doppelte geſtiegen, während der äußere Kurs nur 30 bis 
40% verloren hatte. Wer damals in das neutrale Ausland fuhr, 
hatte die Möglichkeit, dort mit Markvaluta billiger e als 
in Deutſchland. | 


Hierin tft im Laufe des letzten Jahres, beſonders ſeit vorigem 


Sommer, eine jähe Wendung eingetreten. Der auswärtige Kurs iſt 
heute viel ſchlechter als der innere Geldwert. Dieſer ſteht augen⸗ 


blicklich durchſchnittlich auf etwa 20 % des Friedenswertes, während 
der Wechſelkurs nur noch 5% beträgt. Das Mißverhältnis iſt um 


ſo größer, als ja auch im Ausland die Preiſe ſehr geſtiegen ſind, 
alſo auch der ausländiſche Geldwert geſunken iſt. Die Wandlung 
in dem Verhältnis zwiſchen Außen- und Binnenwert erklärt ſich 
einmal aus der unheilvollen Entwicklung unſerer Zahlungsbilanz. 
Die haushälteriſche Valutapolitik des geſchloſſenen Staates, die 
während des Krieges getrieben wurde, konnte nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand nicht mehr fortgeſetzt werden. Wir waren nicht mehr 


Herr unſerer Grenzen; aus den beſetzten Gebieten ſtrömten un⸗ 


geheure Mengen von Waren ein, die größtenteils keinem not- 
wendigen Bedarf, weder des Konſums noch der Produktion, dienten. 
Vom März bis zum Oktober ſollen durch das Loch im Weſten für 


17 Milliarden Mk. Waren eingeführt worden ſein, darunter allein für 


4 Milliarden Mk. Tabak und Zigaretten. Die Blockade hörte auf, die 
Deviſenordnung wurde aufgehoben, auch bei der legalen Einfuhr 


wurde nicht mehr ſo ſtreng gefragt, ob die Waren unbedingt not⸗ 


wendig ſeien. Die Einfuhr von Kaffee, Apfelſinen uſw.“ wurde in 
großem Umfange zugelaſſen, ſtatt unſere Zahlungskraft ausſchließlich 
auf die Einfuhr von unentbehrlichen Lebensmitteln und notwendigen 
Rohſtoffen für unſere Landwirtſchaft und Induſtrie zu beſchränken. 
Unſere Ausfuhr wurde durch die Störungen unſeres Wirtſchafts⸗ 
lebens ſtark beeinträchtigt. So ergab ſich aus dem Verhältnis 
zwiſchen Einfuhr und Ausfuhr eine rieſige Mehrforderung * Aus⸗ 
landes. 

Außerſt ungünftig wirkte N die Zahlungsbilanz die Stu 
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deutſchen Geldes ins Ausland ein, mochte ſie aus Furcht vor der 
Steuerſchraube oder vor unſerm völligen Zuſammenbruch, vor dem 
Geſpenſt des Staatsbankrotts erfolgen. Je kräftiger die Steuer⸗ 
geſetze Vermögen und Einkommen zu faſſen ſuchten, um ſo größer 
ſcheint die Kapitalflucht geworden zu ſein. Die Defraudanten ſuchten 
im Auslande oder mit ausländiſchen Helfern im Inlande ihren 


Marblbeſitz in fremde Werte einzuwechſeln. Die Folge davon war 


ein rieſiges Überangebot an deutſchen Deviſen. 
Noch verhängnisvoller war der Umſchwung in dem Vertrauen, 


das das. Ausland unſerem Lande beimißt. Selbſt noch einige Monate 


nach dem Umſturz ſtand der Außenkurs im Verhältnis zum inneren 
Geldwert günſtig. Das neutrale Ausland war feſt überzeugt, daß 
das deutſche Volk, das ſo Gewaltiges im Kriege geleiſtet hatte, 
aus der Kataſtrophe ſich ſchnell wieder in die Höhe arbeiten würde. 
Die Ausländer konnten ſich nicht vorſtellen, daß ſich ſolch ein Wandel 
in Deutſchland vollzogen haben ſollte. Dann aber erhielten fie Ge⸗ 
legenheit, ſich mehr und mehr von den Zuſtänden bei uns zu über— 
zeugen. Entſetzt fragten ſie: iſt dies dasſelbe Land, dasſelbe Volk, 


wo dereinſt Fleiß und Redlichkeit herrſchten und wo ſich nun die 


Korruption breit macht und die Arbeitsſcheu prämiiert wird? Das 


Ausland wurde peſſimiſtiſch und begann zu glauben, daß Deutſchland 


vor völligem Ruin nicht mehr zu bewahren ſei. Dies ungünſtige 


Urteil über Deutſchlands Zukunft wurde ſelbſtverſtändlich geſtärkt . 
durch die furchtbaren Opfer und Verpflichtungen, die uns der Ver— 
ſailler Friedens ſchluß auferlegt. 


Sehr merkwürdig iſt im Gegenſatz zu dem Schicksal unſerer 
Mark das Verhältnis zwiſchen dem Außen⸗ und Binnenwert des 
ruſſiſchen Rubels. Während der Rubel in Rußland kaum noch die 
frühere Kaufkraft einer Kopeke hat, gibt man in Stockholm für 


1000 Dumarubel noch 70 Kronen =: 79 Mk. Gold, für Zarenrubel 


ſogar 200 Mk. Gold. Der Binnenwert des. Rubels beträgt daher 
nur 1%, während ſelbſt der Dumarubel im Auslande noch 3% 


ſeines früheren Wertes beſitzt. Offenbar kommt hierin das Vertrauen 


auf die unverwüſtlichen natürlichen Kräfte dieſes rieſigen Achar kmdes 
zum Ausdruck. 

Fragen wir uns nunmehr nach den Folgen mister Valuta⸗ 
entwertung! Zunächſt muß betont werden, daß die Entwertung des 
Geldes an und für ſich keine Verringerung unſeres Volksvermögens 
bedeutet. Sie führt zu gewaltigen Verſchiebungen zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Individuen und Klaſſen unſeres Volkes, im ganzen aber wird 


A 


Urſachen und Wirkungen der Geldentwertung 93 


5 das Volk unmittelbar dadurch nicht ärmer. Die für die Volksgeſamtheit 


ſchädlichen Wirkungen ergeben ſich nicht ſo aus dem Tiefſtand der 
Valuta wie vielmehr aus ihrer Unfeſtigkeit, aus ihren großen 


Schwankungen. 


Beſonders beklagt wird die Geldentwertung ſelbſtverſtändlich 


. von allen Beſitzern von Forderungsrechten, die unter früheren Ver— 
70 2 2 * „e 7 
Es hältniſſen begründet waren, den Inhabern von Rentenanſprüchen, 


den Eigentümern von Hypotheken, von Obligationen, alſo auch von 
Reichs⸗ und Staatsanleihe. Überaus zahlreiche Angehörige des Mittel— 
ſtandes, aber auch der Arbeiterſchaft werden hierdurch hart betroffen. 
Die Sparkaſſen, Genoſſenſchaften, die Landesverſicherungsanſtalten, 
alſo die Trägerinnen der Alters- und Invalidenverſicherung, haben 
große Verluſte erlitten und mit ihnen Millionen von Perſonen, die 
hinter dieſen Einrichtungen ſtehen. Es kommt hierbei nicht nur der 


a Kursrückgang der Kriegsanleihen und ſonſtigen Obligationen in Be— 


tracht, ſondern viel mehr noch die geringere Kaufkraft der aus ihrer 


Er Verzinſung vereinnahmten Gelder. 

| Für alle Schuldverpflichtungen aus früherer Zeit bedeutet die 
Geldentwertung dagegen eine entſprechende Erleichterung. Der Land— 
wirt zum Beiſpiel hat an ſeinen Hypothekenzinſen weniger ſchwer 


zu tragen, wenn die Preiſe ſeiner Produkte nicht nur abſolut ſteigen, 


ſondern auch im Verhältnis zu den Produktionskoſten, wenn alſo 


der Reinertrag ſeines Betriebes ſich vergrößert und hierdurch die 
Entwertung des Geldes ganz oder auch nur zum Teil ausgleicht. 
In grandioſeſtem Maße kommt dieſe Schuldentlaſtung dem größten 


Die: Schuldner im Lande, dem deutſchen Reichsfiskus, zuſtatten. Infolge 


| der Dehnung aller Wertverhältniſſe fließen auch feine Einnahmen, 
vor allem die Steuern, ergiebiger; die Zinſen- und Tilgungslaſt da— 


gegen bleibt unverändert. Wenn die Einnahmen des Reiches gleichen 
Schritt hielten mit der Erhöhung der Preiſe, ſo würden die 
200 Milliarden Reichsſchulden nicht drückender ſein als nach früherem 
Maßſtabe 40 Milliarden, und wenn ſich der innere Geldwert und die 
Reichseinnahmen dem Außenkurs anpaßten, ſo würde die Schulden— 
laſt nach ehemaligem Begriff nur einem Betrage von 10 Milliarden 


entſprechen. 


Eigentümliche Wirkungen übt die Papierwährung auf die Finanz⸗ 
politik aus. Im Zeichen der Goldwährung konnte ſich der Finanz⸗ 
miniſter gegenüber den Forderungen der Reſſorts hinter dem Argu— 


ment des friderizianiſchen Marginalbeſcheides verſchanzen: Non 
habeo pecuniam, ich habe kein Geld. Heute hat dies Wort feine 


— 
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Beweiskraft, ſogar feinen Sinn verloren. Früher war das Geld ein 
feſter, realer Begriff; da hieß es, ſich nach der Decke ſtrecken. Heute 
gibt es das gar nicht, daß es kein Geld gibt. Es kann ja unbegrenzt 
gedruckt werden. Für Erwerbsloſenfürſorge, für verluftbringende Ab 
gabe teurer ausländiſcher Nahrungsmittel zur Verbilligung der Lebens⸗ 
haltung werden Milliarden ſchlank bewilligt. Begrenzt dagegen, jo: 
gar ſehr begrenzt iſt heute die Gütererzeugung, die der Nahrung, 


Kleidung und allem ſonſtigen Bedarf des Volkes dient. Geld iſt 
eine Anweiſung auf eine Quote an dieſen Gütern. Geld iſt der 
Verteilungsſchlüſſel. Je mehr Geld die einen an ſich bringen oder 

je mehr Geld vom Staate für beſtimmte Zwecke bewilligt wird, 


deſto kleiner wird die Quote für die übrigen. Für ſtaatliche Geld— 


ausgaben gilt daher heute erſt recht, daß fie weniger nach fiskaliſchen . 
Geſichtspunkten als vielmehr nach ihren allgemeinen volkswirtſchaft— 


lichen und ſozialen Wirkungen erwogen werden müſſen. 


In den Beziehungen zum Ausland äußert ſich die Geldentwertung 


hauptſächlich nach folgenden Richtungen: 
Der Bezug von Lebensmitteln und Rohſtoffen aus dem Auslande 
erfährt eine Verteuerung, die um ſo drückender wirkt, je tiefer der 


Außenwert unter den Binnenwert des Geldes ſinkt. Was dies für 


unſer Volk in der jetzigen Lage bedeutet, bedarf keiner Ausführung. 
Das Mißverhältnis zwiſchen dem Außenkurs und dem inneren Geld⸗ 
wert hat anderſeits die Warenausfuhr aus Deutſchland außerordent⸗ 


llich erleichtert. Mit 100 Franken kann der Schweizer für 2000 Mk. 
Waren bei uns kaufen. Deutſchland iſt für das Ausland das billigſte 


Land geworden. Keine andere Erſcheinung hat uns in den letzten 
Monaten ſo erſchreckt wie der ſogenannte Ausverkauf Deutſchlands. 


Unſer Land, das ſo arm an Bedarfsgütern geworden iſt, muß zu— 


ſehen, wie ſelbſt Kleidungsſtoffe und Schuhwerk in großen Mengen 


exportiert werden, und wie ſogar Getreide und Vieh in unheimlichem 


Umfang über die Grenze geſchmuggelt werden. Es handelt ſich aber 
nicht nur um einen Ausverkauf von Vorräten aus früherer Zeit, 
Sondern es ſcheint ſich überhaupt der künftige Verkehr mit dem Aus- 
lande auf der Grundlage einrichten zu wollen, daß uns teure Roh: 
ſtoffe zugeführt werden, die wir als Fabrikate billig wieder abgeben 
— ein Veredelungsverkehr, in dem die Verſklavung des deutſchen 
Volkes zum Ausdruck gekommen iſt, noch ehe die eigentliche Aus— 
führung des Verſailler Friedens recht begonnen hat. Es iſt heute 
zum Beiſpiel möglich, Seide zu unerſchwinglich ſcheinenden Preiſen 
zu importieren, und trotzdem ſind die daraus hergeſtellten Erzeugniſſe 
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exportfähig. Dies iſt möglich, weil die Verarbeitung des Rohſtoffes 
in Deutſchland mit Kohle und menſchlicher Arbeitskraft erfolgt, die 
im Vergleich mit dem Ausland, im Verhältnis zu den Deviſenkurſen 
billig ſind. Denn ſo ſehr die Löhne geſtiegen ſind, ſo viel über 
„unvernünftige“ Lohnforderungen der Arbeiter geklagt wird, in Wirk— 
2 lichkeit find die Löhne niedrig. Der Arbeiter kann ſich für feinen 
Lohn lange nicht ſd viel leiſten wie in früherer Friedenszeit. Selbft- 
pverſtändlich gibt dies dem Arbeiter nicht das Recht, ſich als beſon— 
deren Märtyrer zu fühlen; viele andere haben unter der Geld— 
eeentwertung noch mehr gelitten. Im übrigen beruht der niedrige 


5 Arbeitslohn auch darauf, daß im Verhältnis zum Außenwert 
Auulnſeres Geldes — ich betone dies — die Lebensmittel, wenigſtens 


die amtlich zugeteilten, billig ſind. Die amtlichen Preiſe, wie ſie 
zuletzt beſtanden, waren anch niedrig im Verhältnis zu den Pro— 
duktionskoſten. 

8 So droht uns der „Ausverkauf“ bettelarm zu macheu. Es iſt 
2 dies eine Gefahr, die allgemein mit Papierwährung oder, genauer 
* . mit ſtarkem Weichen der Wechſelkurſe verbunden iſt, wenn 

der innere Geldwert in der rückläufigen Bewegung ein lui 
Zeitmaß innehält. Schon vor 100 Jahren ſchrieb Heinrich Rau! 
„Solange das Sinken des Papieres gegen Münze noch for 
währt, iſt es begreiflich, daß die Preiſe der Waren nicht ſchnell 
genug dieſer Veränderung folgen können“ .. .. „Die Folge .. 

82 it, daß . . . . inländiſche Waren von Fremden um einen allzu, 
niedrigen Preis gekauft werden können, bei dem zwar nicht gerade 

die Verkäufer, aber wegen des zu geringen Lohnes die Arbeiter, 
die Erzeuger von Nahrungsmitteln und dergleichen, verlieren.“ 

Wie hat früher das Sinken der Papierrubels, der Sturz der 

Silberrupie Getreide aus Rußland, aus Indien herausgeſogen! 
Man pflegte zu ſagen, die Ausfuhr aus jenen Ländern beruhe weniger 
auf tatſächlichem Überſchuß als auf der Unterernährung des Hindu— 
bauern und des ruſſiſchen Muſhiks. 

Wir ſuchen uns dieſer Kalamität zu erwehren, indem wir 
darauf gehalten, daß an Ausländer möglichſt mit Valutazuſchlägen 
verkauft wird. Eine weite Spannung bleibt aber dennoch zum 
Schaden unſerer Volkswirtſchaft beſtehen. 

Selbſtverſtändlich muß der Export unſere Inlandspreiſe in die 

Höhe treiben. Es beſteht ſomit eine ſtändige Ausgleichungstendenz 


1 Lehrbuch der politiſchen Okonomie, 2. Bd., S. 420. 
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zwiſchen dem Außen⸗ und Binnenwert des Geldes. Solange aber 
unſere allgemeine volkswirtſchaftliche und finanzielle Lage ſich nicht 
beſſert, iſt zu befürchten, daß die Außenkurſe dem inneren Geldwerte 
in der Abwärtsbewegung weiter vorausgehen. 

Auf ähnliche Weiſe wie der Warenausverkauf wird auch der 
Übergang deutſcher Vermögenswerte, immobiler und mobiler Werte, 


an das Ausland begünſtigt. Das Eindringen ausländiſchen Kapitals 


in unſere Aktiengeſellſchaften, das bis zu einer gewiſſen Grenze in— 
ſofern erwünſcht ſein kann, als das Ausland dadurch an der Wieder— 
kräftigung unſerer Wirtſchaft intereſſiert wird, kann zu einer Gefahr 
werden, wenn es zur dominierenden Macht wird. Gegen dieſe ſo— 
genannte Überfremdung ſuchen ſich die Geſellſchaften durch Ausgabe 
von Vorzugsaktien mit erhöhtem Stimmrecht in geſichertem deutſchen 
Beſitz oder durch andere Maßnahmen zu ſchützen. Trotzdem werden 
wir anſcheinend nicht dem Schickſal entgehen können, daß bedeutende 
Teile des deutſchen Bodens und zahlreiche gewerbliche Unternehmungen 


gegen ein viel zu ne Entgelt unter die Gewalt der Fremden 
kommen. 


Sehr empfindlich iſt elle die Erſchwerung der Auswanderung 
durch den Valutaſturz. Wie die Dinge bei uns nun einmal liegen, 
iſt es begreiflich, wenn Hunderttauſende und Millionen junger ſtreb— 


ſamer Männer ſich aus der Engigkeit und dem grauen Elend der 


Heimat hinausſehnen, um in der Fremde ihr Glück zu begründen. 
Aber mit welchen Koſten iſt heute eine Reiſe über den Ozean ver— 
knüpft! Und wenn der Auswanderer vielleicht mit 20 000 Mk. drüben 
ankommt, fo gilt dieſe Summe dort nur 250 Dollars. Nach wenigen 
Wochen iſt er am Ende ſeiner Mittel. 

Doch es kann hier nicht meine Aufgabe ſein, alle materiellen 


u Wirkungen der Geldentwertung zu erſchöpfen. Aber vergeſſen dürfen 


wir nicht das furchtbare ethiſche Unheil, das aus der Bewegung der 
Preiſe und Valutakurſe entſpringt, die wilde Spekulation, die Un⸗ 
ſolidität, die immer mehr in Handel und Wandel einreißt, das 


Schiebertum, das ſeinen Nährboden in der ohnehin vorhandenen 


Teuerungstendenz findet und dadurch die Teuerung noch verſchlimmert. 

Kurzum, es ſind traurige, ja unleidliche Zuſtände. Parlament 
und Regierung, Theoretiker und Praktiker zerbrechen ſich die Köpfe 
über den Ausweg. Wäre es nicht das beſte, den Sprung in eine 
ganz andere Ordnung zu wagen, in den Kommunismus, der uns 


von allen Sorgen und Leiden dieſer (wie es ſcheint) unrettbar ver⸗ 


Fahrenen Privatwirtſchaft zu befreien Nerſpeich Sind wir dem 
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Kommunismus nicht ſchon durch die Geldentwertung praktiſch nahe⸗ | 
gerückt. Ein Mann, der eine Million Kriegsunleihe befigt, iſt nach 
Rechnung des ausländiſchen Valutaſtandes und unter Berückſichtigung 


des Kursverluſtes dieſer Papiere nicht reicher als der Beſitzer von 


40 000 ME. in früherer Friedenszeit und auch dies nur inſoweit, als 
ihm der Reichsfinanzminiſter ſein Geld nicht abnimmt. Iſt dies 
nicht ſchon Verwirklichung des Kommunismus? Ja, dies wäre gut 
und ſchön vom Standpunkt des Ideals, daß jeder nur vom Ertrag 
ſeiner Arbeit leben ſoll. Aber wir wiſſen: gleichzeitig hat ſich ein 
ungeheurer neuer Beſitz gebildet, großenteils in erheblich weniger 
reinen Händen als der alte zerſtörte Beſitz. Es iſt begreiflich, wenn 
man beim Anblick der Kriegs- und Revolutionsgewinnler kommuniſtiſche 
Anwandlungen empfindet. | 5 

Indeſſen (von allem anderen abgeſehen): würde der Kommunismus 
das Geld abſchaffen können? Wie ſollen die unzähligen wirtſchaft⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen den Millionen Subjekten einer kommu⸗ 
niſtiſchen Ordnung geregelt werden ohne den Jahrtauſende alten 
Regulator des Geldes. Wie will man zum Beiſpiel die Millionen von 
Kleinbauern bewegen, über den Bedarf ihrer Familie und Wirtſchaft 
hinaus zu produzieren, wenn die Aufhebung der Geldwirtſchaft ſie 
der Möglichkeit beraubt, ihr Vermögen zu mehren und für ihre 
Kinder zu ſparen? Mag ſein, daß im Laufe der Zeiten dieſe Pro⸗ 
bleme gelöſt werden. Jetzt würde die Beſeitigung des Geldes das 
Chaos und eine ungeheure Minderung der Produktion herbeiführen. 
Solange aber Geld beſteht, wird ſich immer wieder neuer. Reichtum 
bilden, wenn auch der alte guillotiniert wird. Selbſt der kon⸗ 
ſequenteſte kommuniſtiſche Praktiker, Lenin, hat dies nicht verhindern 
können. Auch im Räte⸗Rußland iſt das Geld nicht abgeſchafft, und 
wenn ſich die Schleier lüften, wird man ſtaunen, was dort Speku⸗ 
lanten, Schieber und Wucherer an ſich gebracht haben. Auch in 
Lenins Reich praſſen die einen, während die anderen darben. Der 
Wolga⸗-Kaviar will gegeſſen fein. | 

Ohne Geld wird die Volkswirtſchaft für absehbare Zeit nicht 
beſtehen können. Wir müſſen daher In uns mit ihm erträglich 
einzurichten. 

Für die Reform kommen zwei giele in Frage: die Feſtigung 
und die Erhöhung des Geldwertes. Daß das erſte anzuſtreben 
iſt, kann nicht zweifelhaft ſein. Bezüglich der Erhöhung gehen die 
Intereſſen und Anſichten ſehr auseinander. Dem Auslande gegen⸗ 


über bedeutet die Erhöhung der n an ſich keine W 
Schmollers Jahr buch XLIV I. j | 
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rung unſeres Volkes; worauf es ankommt, iſt die Feſtigkeit der 
»Kurſe und die unter dieſer Vorausſetzung unausbleibliche- Aus⸗ 
gleichung des Außenwertes mit dem Binnenwert unſeres Geldes. 
Im inneren Verkehr iſt an der Erhöhung des Geldwertes natürlich 
der Beſitzer von Staatsanleihen und ſonſtigen Forderungen intereſſiert. 
Dem älteren Beſitz gegenüber iſt es ja auch recht und billig, auf 
eine Verbeſſerung des Geldwertes hinzuwirken. Hierbei iſt aber zu 
beachten, daß daraus auch der neue Beſitz Vorteil zieht, der bei 
niedrigem Geldwert begründet iſt, und im übrigen alle Schuldner 
benachteiligt werden, deren Verpflichtungen aus den letzten Jahren 
herrühren, an erſter Stelle das Reich. Der Ausgleich zwiſchen 
dieſen widerſtreitenden Intereſſen kann daher nur auf mittlerer Linie 
erwünſcht ſein. Eine Rückkehr der Mark zu dem Münzfuß unſerer 
ehemaligen Goldwährung kann nicht und darf nicht angeſtrebt werden. 
Eine Devalvation bei ſpäterer Rückkehr zur Gold⸗ oder Goldkern⸗ 
währung wird nicht zu vermeiden ſein. 

Zu einer Feſtigung unſerer Valuta fehlen augenblicklich noch 
die volkswirtſchaftlichen Vorausſetzungen. Unſer Schifflein ſchaukelt 
noch auf zu ſtürmiſchen Wellen. Einſtweilen kommen nur Maß— 
nahmen in. Frage, die auf eine Erhöhung des Geldwertes, alſo auf 
einen Abbau der Preiſe hinwirken. 

Es ſind zahlreiche finanzpolitiſche und währungstechniſche Aktionen 
| 9 oder auch ſchon in Angriff genommen worden. Der 
Erfolg erſcheint mir bei allen dieſen Mitteln zweifelhaft oder doch 
nicht durchſchlagend. 

Durch allerlei Steuern fol die Kaufkraft gemindert werden, 
die das Reich ſeit Kriegsausbruch geſchaffen hat. Ein anſcheinend 
zweckmäßiger Weg, wenn man berückſichtigt, daß jene Kaufkraft⸗ 
vermehrung zu den Faktoren zählte, die die Preiſe in die Höhe 
trieben. Indeſſen wird eine rückläufige Entwicklung ſich bei weitem 
nicht ſo glatt vollziehen wie die Aufwärtsbewegung. Viele Pro⸗ 
duzenten und Kaufleute werden die Steuern durch Preisaufſchläge 
abzuwälzen ſuchen. Vor allem aber werden die Arbeiter ſchwer dazu 
zu bewegen ſein, in eine Reduktion der Löhne einzuwilligen, und die 
Löhne bilden nun einmal das Rückgrat der Warenpreiſe. 

Die Steuern verfolgen ja nun aber in erſter Linie den Zweck, 
unſere Finanzen zu ſanieren, mit den unſoliden ſchwebenden Schulden 
Naufzuräumen und den Reichsfiskus durch den Einklang der Ein- 

nahmen mit den Ausgaben der Notwendigkeit zu entheben, durch 
fortgeſetzte Begebung von Reichsſchatzwechſeln die Notenpreſſe in 
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Gang zu halten. Wenn dies gelänge, ſo würde dies zweifellos 2 
einen guten Eindruck auf das Ausland machen und unſere Wechſel⸗ 
kurſe günſtig beeinfluſſen. 


Aber der Erfolg iſt eben zweifelhaft. Die volkswirtſchaftliche | 


Produktion wird durch die Steuergeſetze nicht gehoben. Die 
Knappheit an Lebensmitteln und Rohſtoffen wird nicht dadurch ge⸗ 


ändert. Die Preiſe werden daher weiter ſteigen, die zunehmende 
Teuerung wird den Finanzbedarf weiter erhöhen, das Reich kommt 


daher nicht aus dem Defizit heraus, und ſolange die Teuerung an⸗ 

hält, wird eine Einſchränkung des Notenumlaufs aus dem früher = 

dargelegten Grunde nur mit Vorſicht ftattfinden können. . 
Es iſt nicht etwa ein Unkenruf, ſondern feſtſtehende Tatſache, > 


daß alle die neuen Steuergeſetze eine weitere Preisſteigerung nicht we 


verhindern können. Die Kohlenpreiſe werden in kurzen Zeitabſtänden 
immer höher hinaufgeſetzt, die Eiſenbahntarifſätze werden am 1. März 
verdoppelt, eine bedeutende Erhöhung der amtlichen Preiſe für 

landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſteht bevor und muß erfolgen, wenn 
die Produktion von Lebensmitteln nicht noch weiter ſinken ſoll. Ein 

Abbau der Zwangswirtſchaft liegt im dringenden Intereſſe der 
Landwirtſchaft; die unvermeidliche Folge wird eine weitere ganz 
außerordentliche Verteuerung der Lebenshaltung ſein. Die Steuer⸗ 
geſetze werden vorderhand hinter dieſer tatſächlichen Entwicklung 


einherhinken, das Defizit bleibt. Je ſchärfer die Steuerſchraube von | | 


neuem angeſetzt wird, deſto ſchlimmer wird die Kapitalflucht werden, 
deſto ſtürmiſcher werden deutſche Deviſen auf den Markt geſchleudert. 


Zu allem kommen ja noch die Forderungen der Feinde, die 
eigentlich auf den Betrag „unendlich“ lauten, jo daß alle 
Sanierungsverſuche, ſelbſt wenn ſie an ſich zweckmäßig ſind, keine 


fühlbare Erleichterung ſchaffen können. Optimiſten hoffen ja nun 
allerdings, daß die Suppe nicht ſo heiß gegeſſen wird, wie ſie in 
Verſailles gekocht wurde. 52 
Wahrlich, unſere Lage iſt faft verzweifelt En es iſt nicht zu 
verwundern, wenn ganz verwegene Projekte auftauchen, um die 
Situation in letzter Stunde zu retten, ſo von Bendixen, der nicht 
mehr und nicht weniger vorſchlägt, als daß das Reich ſich mit einem 
Schlage aller ſeiner Sorgen um Verzinſung und Tilgung der Kriege 
anleihen dadurch erledigt, daß es die Stücke anfordert und durch 
Anbringung eines Stempels die Talons als gleichlautende Darlehns⸗ 
kaſſenſcheine, alſo als Papiergeld zurückerſtattet. Eine Kur à la 
Eiſenbart. Die Folge wäre, daß der Staat ſich des Kredits für 


durchmachen müſſen. 
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1 abſehbare Zeit begäbe und durch die rieſige Vermehrung der Zirku⸗ 


lation, die in dieſem Falle tatſächlich eine Inflation im Sinne der 
Quantitätstheorie wäre, die Preiſe noch gewaltig emporſchnellen 
würden und damit auch der Finanzbedarf. Das Defizit wäre alſo 
doch gleich wieder da. Aber wer weiß? Die Not der Zeit wird uns 


. vielleicht zu ganz abenteuerlichen Maßnahmen zwingen. 


Eine wirkliche Geſundung unſerer Währung, unſerer Finanzen, 


Aer Volkswirtſchaft können wir nur von der Wiederhebung der 


Produktion erwarten. Die Arbeit muß wieder zu Ehren kommen. 
Der Sozialismus nennt ſich das Evangelium der Arbeit. Da darf 


ein Kautsky den Kleinbauern nicht als kulturloſen Heloten ſchelten, 
weil deſſen Tage von früh bis ſpät durch Arbeit für ſeine Scholle 
ausgefüllt wird. Wer ſo ſpricht, iſt ſich des Segens der Arbeit, des 
inneren Glückes, das ſie gewährt, nicht bewußt. „Das menſchliche 


Leben währt 70 Jahre, und iſt es köſtlich geweſen, ſo iſt es Mühe 


und Arbeit geweſen. en 


Nur durch Bieberverlängerung der Arbeitszeit, durch Wieder⸗ 


herſtellung der Arbeitsdiſziplin, durch beſſere Verbindung der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge mit der Arbeitspflicht kann Deutſchland wieder 
in die Höhe kommen. Manches hat ſich in den letzten Monaten ſchon 


gebeſſert, aber von einer wirklichen Geſundung ſind wir noch weit 
entfernt. Es ſcheint, als ob wir eine noch viel härtere Schule 


er 
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2 (| bie Bolſchewiſten am 21. März 1919 in Ungarn zur Regierung 
gelangten, fanden ſie dort ein ſpezifiſches Währungsproblem 

[Es bildete eine Grundlage, mit der die Durchführung der 
e bolſchewiſtiſchen Geldpolitik in irgendeiner Art zu rechnen 
haben mußte. Es . deshalb e im folgenden kurz feiert 
werden. 


l. Wie * Währung am 21, März 1919 


Gold hatte ſich in der Monarchie nie recht im Verkehr halten 
können und war alsdann während des N ganz verſchwunden. 


Dieſer Aufſatz baut ein Teilgebiet meiner im vorigen Hefte dieſer Zeit” 
ſchrift erſchienenen Abhandlung über die Wirtſchaftsführung der ungariſchen 


Bolſchewiſten weiter aus. Ich unterlaſſe es infolgedeſſen an dieſer Stelle, die 


bolſchewiſtiſche Geldpolitik durch eine beſondere Einführung in den allgemeinen 
Rahmen der bolſchewiſtiſchen Wirtſchaft ge und Ir die Kenntnis 
dieſer Beziehungen als bekannt voraus. | 

Für weitgehende Unterſtützung bei meiner Bearbeitung gerade dieſes 
Spezialgebietes bin ih Herrn Dr. Rarzell Fiſchel zu beſonderem Danke 
verpflichtet. . | 

Die zur Ergänzung meiner eigenen Wahrnehmungen und Enqueten heran 
gezogene Literatur wurde bereits zu Beginn meiner erwähnten Abhanolung ans 
gegeben. Neu zugezogen wurden u. a. noch die Zeitungen „Az ujsäg“ und 

„Pesti hirlap“. 

Quellennachweiſe für herangezogene Geſetze und Verordnungen ſowie einige 

Auszüge aus ihnen fin den ſich am Ende dieſes Aufſatzes. 
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Das Silbergeld war bereits ſeit 1915 allmählich eingezogen worden. 
So kurſierte am 21. März 1919 in Ungarn mit Ausnahme eiſerner 
und nickelner Scheidemünzen nur Papiergeld, und zwar handelte es 
ſich hierbei einmal um das früher gemeinſame Geld der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie. Es waren dies verſchiedene Banfnoten- 
emiſſionen der Oſterreichiſch⸗ ungariſchen Bank mit der Stückelung: 


10000, 1000, 100, 50, 20, 10, 2, 1 K, ſoweit fie nicht von den 


Teilſtanten der alten Monarchie überſtempelt waren. Dieſe nationale 
Überſtempelung war bereits vor dem Auftreten der Räteregierung 
überall mit Ausnahme von Ungarn, Polen und Rumänien erfolgt oder 
doch begonnen. Schon in der zweiten Hälfte des Februar hatte die 
Tfchecho⸗ Slowakei ihre freilich primitive Kennzeichnung der Noten, 
und zwar der Stücke von 10 — 10000 K, in Angriff genommen. 
In Jugoſlawien hatte ſich die Maßnahme überhaupt auf ſämtliche 
Werte erſtreckt, doch war ſie hier in beſonders leicht nachahmbarer 
Weiſe erfolgt. Deutſch⸗Oſterreich endlich hatte kurz vor dem 21. März 
überſtempelt, und zwar wie die Tſchecho⸗Slowakei nur die Noten von 
10—10 000 K. Ein weſentlicher Teil! der von dieſen drei nationalen 
Kennzeichnungen nicht betroffenen Noten der genannten Emiſſionen 
kurſierte nun in Ungarn. Sie wurden hier im Volksmunde ſpäter, 
mit Ausnahme der 2 und 1 K, „altes blaues“ Geld genannt. Zu 
dieſer Gruppe von in Ungarn gültigen Emiſſionen war jedoch noch 
eine, zweite getreten. Einmal hatte nämlich die Oſterreichiſch— 
ungariſche Bank unter dem Datum des 27. Oktober e 1918 in Wien 
und Budapeſt primitiv einſeitig bedruckte Noten mit der Stückelung 
200 und 25 K, erſtere mit der Numerierung 1— 1999, letztere 
1—2999 herausgebracht. Dieſes Geld wurde im ungariſchen Volks⸗ 
munde ſpäter „altes weißes“ oder „weißes Einſergeld“ genannt. 
Es war urſprünglich beſtimmt für die ganze Monarchie und war in 
ſeiner Umlaufszeit bis zum 30. Juni 1919 beſchränkt. Infolge des 
Zerfalles der Monarchie wurde es jedoch von der Tſchecho⸗Slowakei 
und Jugoſlawien nicht mehr anerkannt und galt deshalb tatſächlich 
nur in Deutſch⸗Oſterreich und Ungarn. In Wien wurde es entgegen 
der ürſprünglichen Beſtimmung bereits zum 31. März einberufen. 
In Wirklichkeit aber wurde dieſer Termin weder in Ungarn noch 
in Deutſch⸗Oſterreich eingehalten. Außer dieſer zunächſt eigentlich 
für alle Länder der Monarchie beſtimmten Emiſſion war endlich vor 


1 Ein geringerer Teil entfiel noch auf Siebenbürgen ann die Bukowina 
und auf Galizien. 


+, 
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dem 21. März in Ungarn noch eine weitere in Umlauf. Sie war 
von vornherein nur für Deutfch- Ofterreih und Ungarn heraus⸗ 
gebracht. Sie umfaßte einen Neudruck lediglich der alten blauen 
20 Kronennoten mit dem beſonderen Vermerke: 2. Auflage. 

Die Noten dieſer verſchiedenen Emiſſionen fand alſo der Bol⸗ 
ſchewismus nebeneinander in Ungarn vor. Sie alle aber zeigten 
eine bedeutſame Eigenſchaft: ſie beſaßen zwar zum großen Teile ihr 
Hauptumlaufsgebiet in Ungarn, aber ſie waren trotz der nationalen 
Überſtempelungen infolge ihrer Herleitung aus der Währung der 
„Monarchie in mehr oder minder geringem Umfange auch 
noch außerhalb der Grenzen Ungarns im Verkehr. 
Deswegen mußten auf alle geldpolitiſchen Maß⸗ 
nahmen, welche die ungariſche Räteregierung etwa 
gegenüber dieſen Noten treffen wollte, Faktoren von 
außen her einwirken, denen gegenüber die eee 
Bolſchewiſten keine Machtmittel beſaßen. 

Waren aber auch ſo die am 21. März in Ungarn im Umlaufe 
befindlichen Noten als anational charakteriſiert, ſo trafen doch 
gerade wegen dieſer Eigenſchaft die Bolſchewiſten eine beſondere 
Tendenz der vorangegangenen Regierung zur Nationaliſierung der 
Währung an. Schon ſeit der Auflöſung der Monarchie wünſchte 
Ungarn über die alten gemeinſamen aus der Währung ſich ergebenden 
Schulden mit der Tſchecho-Slowakei, Jugoſlavien und Deutſch⸗ 
Oſterreich zu verhandeln. Es begegnete aber einer Ungeneigtheit 
der beiden erſtgenannten Länder. Dadurch befand ſich Ungarn in 
einer ſchwierigen Lage. Ließ man die anderen Staaten durch Über 
ſtempelung und gleichzeitige Zählung ihren Schuldenteil ſelbſtherrlich 
regeln, jo blieb, falls nicht etwa ein anderer Verteilungsſchlüſſel 
von der Entente beſtimmt wurde, auf Ungarn der ganze Reſt der 
Schuld haften. Dieſe Verteilung aber wäre im Falle einer Iden⸗ 
tifizierung der umlaufenden Notenmenge mit der Schuld des Staates 
(Umlaufgebietes) an die Notenbank ungerecht geweſen. Als Schutz 
gegen die Aufbürdung eines zu hohen Schuldenteiles blieb deshalb 
nur die ſelbſtherrliche Nationaliſierung der Währung auch in Ungarn 
übrig. Dieſer Frage trat man jedoch erſt ſehr ſpät näher, um nicht 
den Eindruck zu erwecken, daß gerade das beſiegte und Anſchluß an 
die Entente ſuchende Ungarn die Übernahme des Teiles der Schuld 
ablehne, zu der es rechtlich verpflichtet war. Erſt als die anderen 
Länder mit ihrem Beiſpiele vorangegangen waren, bereitete man 
auch in Ungarn die Nationaliſierung vor. Und zwar wollte man 
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zunächſt die Noten der Emiſſionen der Monarchie überſtempeln. 
Darauf ſollte etwa im Juni 1919 nach Überwindung der großen 


Schwierigkeiten des in. Budapeſt keine genügenden techniſchen Ein- 


richtungen vorfindenden Notendruckes die Einführung ſelbſtändigen 
eigenen Geldes folgen. Die künſtleriſchen Entwürfe für dieſes Geld 


waren bis zum 21. März bereits fertig geſtellt. Auf dieſe Grund— 


tendenz der Nationaliſierung der ungariſchen Währung, die übrigens 
ſchon in den Verhältniſſen der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie 
Wurzeln beſaß !, traf der Bolſchewismus. 


II. Das urſprüngliche kommuniſtiſche Gelbpes z der 
Bolſchewiſten und die Ausſichten für feine. Verwirklichung 


Die Bolſchewiſten fanden alſo in Ungarn am 21. März eine 


Geldwährung. Das heißt fie fanden einen Verkehr in einem Spezialgut 


als allgemein gebräuchlichem Tauſchvermittler. Sein Tauſchwert war 
mit geſtützt auf den Eigenwert einzelner Güter (Metall) oder Forde⸗ 
rungen. Die Rechnungseinheit des Tauſchvermittlers leitete ſich ab 
von der Mengeneinheit eines beſtimmten Gutes. Für den ſo charakteri⸗ 
ſierten Tauſchvermittler aber beſtand die Tendenz einer nationalen 
ungariſchen Umgrenzung. 

Dieſer Währung und dieſer Tendenz ſetzten nun die Bolſche⸗ 
wiſten zunächſt den allgemein kommuniſtiſchen Gedanken einer völligen 
Abſchaffung des allgemeinen Tauſchvermittlers entgegen. Zweitens 
aber wollten ſie die trotzdem noch für den Vergleich der Güter unter⸗ 
einander nötige Rechnungseinheit nicht mehr ſchöpfen aus dem 


Werte eines Spezialgutes, ſondern aus dem allen Gütern gemein- 
ſamen Produktions prozeß. 


Für die ſehr kurz gedachte Übergangszeit bis zur gänzlichen 
Außerverkehrsſetzung des Geldes ſollte wenigſtens der Gebrauch von 
Bargeld in der Zahl ſeiner Transaktionen möglichſt eingeſchränkt 
werden. So beſtimmten die für das Finanzkommiſſariat aufgeſtellten 


1 Einerſeits war ſchon ſelbſt im Rahmen des gemeinſamen Noteninſtitutes 


den beſonderen ungariſchen Verhältniſſen Rechnung getragen (Agrarwechſel. 


m. 


Beſondere Inanſpruchnahme der Hypothekarabteilung der Bank durch die unga⸗ 
riſche Reichshälfte). Anderſeits beſtand ſeitens der Unabhängigkeitspartei ſchon 
ſeit Jahrzehnten die Forderung nach ſelbſtändiger Währung. Dieſes Programm 
mußte aber gerade bei der Auflöſung der Monarchie wie geſagt vorläufig zurück⸗ 
geſtellt werden. Selbſt die Unabhängigkeitspartei vertrat nun aus dem im 
Texte erwähnten Grunde die Auffaſſung, die Verſelbſtändigung ſo lange als 
möglich aufzuſchieben. 
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Leitſätze, daß Bargeldzahlungen vermieden, alle Verrechnungen durch 
Kontoübertrag erfolgen und die ſtaatlichen Amter Zahlungen Privater 
in von der Poſtſparkaſſe garantierten Schecks annehmen ſollten. 
Dieſe Beſtimmungen ſollten jedoch, wie geſagt, überhaupt oder. als 
allein daſtehend nur eine kurze Übergangszeit betreffen. 

Alsbald ſollte dann der Güterverkehr auf der Grundlage eines 
allgemeinen Tauſchvermittlers ein Ende nehmen. An ſeine Stelle 
ſollte ein unmittelbarer Verkehr in den Produkten der Geſellſchaft 
treten. Er ſollte ſich nur Verrechnungen und individuell aus⸗ 
geſtellter ſtaatlicher Quittungen über Anſprüche auf Güter bedienen. 
Um jedoch dieſe Verrechnungen zu ermöglichen und die Anſprüche 


ſo zu fixieren, daß das Individuum auf Grund ihrer ſich aus den 


Menge aller Güter nach ſeinem Geſchmacke wählen könnte, ſollte ein 
neuer gemeinſamer Nenner geſchaffen werden, auf Grund deſſen alle 


Güter miteinander vergleichsfähig wurden. Es ſollte eine neue 


Rechnungseinheit aufgeſtellt werden, und zwar eine ſolche, die in 
engſter natürlicher Verbindung mit der Produktion ſämtlicher 
Güter ſtand. Dieſe geſuchte Rechnungseinheit bot ſich in der Arbeits⸗ 
ſtunde. Mittelſt ihrer ſollten nunmehr die Wertbeziehungen der 
einzelnen Güter untereinander, gemeſſen an der für die Produktion ö 
aufgewendeten, Arbeitszeit, ausgedrückt und fortlaufend feſtgeſtellt 
werden. Alsdann wollte man jedem Mitgliede der Geſellſchaft gemäß 
ſeiner Arbeitsleiſtung eine individuelle Quittung über eine ent⸗ 
ſprechende Anzahl von Rechnungseinheiten ausſtellen. Für dieſe ſollte 
er entſprechend den jeweiligen Beziehungen zwiſchen Geſamtgütermenge 
und Zahl der Rechnungseinheiten und entſprechend den jeweils feſt⸗ 
geſtellten Wertrelationen der Güter untereinander einen Bruchteil der 
ſozialen Produkte erhalten. 

Die erwähnte Quittierung über Reänungseinfeiten und die in 
folgenden Anſprüche auf Güter ſollte in ſogenannten Arbeitsbüchern ! 
erfolgen. In dieſen individuell ausgeſtellten Büchern ſollten die vom 
Eigentümer geleiſteten Arbeitsſtunden und ſodann die Güterentnahme, 

ER in ihrem Arbeitsſtundenwerte, vermerkt werden?. Dieſe 


1 Vgl. als Vorbild der ungariſchen Bolſchewiſten hinsichtlich t der Arbeits⸗ 
bücher: Bucharin, Das Programm der Kommuniſten (Bolſchewiki). Budapeſt | 
1919, Verlag des Volkskommiſſariats für . Kap. XII, S. 48 f.; 
Kap. XV, S. 61f. a 

Vgl. hierzu den Auszug aus Vargas 1918 im Nepfzana-Berlage er⸗ 
ſchienenem Buche: „Die Herrſchaft des Geldes im Frieden, ihr Sturz im Kriege“ 
in dem Aufſatze: „Das Ende der Geldherrſchaft“ in „Pénzviläg“ vom 29. März 
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Verrechnungen in Arbeitsbüchern ſollten aber auch nur einen Bruch— 
teil der früheren Transaktionen in Geld erſetzen. Sie ſollten nur 
beim Eigentumsübergang von Gütern erfolgen. Ein ſolcher aber 
fand jetzt auf dem geſamten Wege des Gutes vom Produzenten bis 
zum Konſumenten nur einmal ſtatt, nämlich beim Übergang aus der 
Hand des Staates in die des Individuums. Im übrigen aber trat 
nur mehr Beſitzwechſel zwiſchen einzelnen ſtaatlichen Amtern ein. 


Hier aber ſollte alles durch eine innere Verrechnung des Staates in 


ſich erledigt werden. Freilich Papiere mit gewiſſen, auch dem früheren 
Gelde verbundenen Funktionen wären auch dabei nicht zu umgehen 
geweſen. Auch die Arbeitsbücher hätten eine Tauſchfunktion beſeſſen, 
wenn auch nicht eine ſolche, allgemeine, daß ſie dadurch als Geld 
charakteriſiert worden wären. Die Bolſchewiſten allerdings glaubten, 
mit dem Gelde auch jede Geldfunktion aus der Welt zu jchaffen ! 
und waren ſich daher der wirklichen Tragweite ihres Programms 
nur unklar bewußt. b 

Die erwähnten Tendenzen wurden von den ungariſchen Bolſche⸗ 
wiſten bereits vor dem Regierungsantritte und auch zu Beginn der 
Räteherrſchaft kräftig, auch publiziſtiſch, vertreten?. Und für die 


1919. Allgemein über den Unterſchied des Geldes in der Räterepublik und im 
Kapitalismus ſiehe auch den Aufſatz „Unſer Geld“ in „Peſter Lloyd“ vom 
20. Mai 1919, Morgenblatt, S. 1 f. Der Aufſatz iſt wiſſenſchaftlich allerdings 


ganz minderwertig, dagegen pſychologiſch intereſſant. Gerade das, was hier in 


den ſchärfſten Ausdrücken dem Gelde des Kapitalismus vorgeworfen wird, ſollte 
1—2 Monate nach dem Erſcheinen des Artikels die Räteregierung ſelbſt in einer 
Form getan haben, wie a ſich noch e je in kapitaliſtiſchen Staaten ereignet 
hatte. 

1 Nur ganz ſelten einmal wurde die Stimme eines Mannes laut, der 
anders dachte. So betont zum Beiſpiel Paul Einzig, Die Valutapolitik des 
Kommunismus („Pénzviläg“ vom 29. März 1919), daß das Geld als abſtrakte 
Rechnungseinheit werde immer bleiben müſſen. Dieſe Rechnungseinheit werde 
jetzt nur nicht mehr einer Quantität Edelmetall überbaut werden, ſondern 
der Arbeitszeit. Dieſe Anweiſung auf Arbeitszeit ſei prinzipiell gar nicht ſo 
verſchieden vom Sinne des kapitaliſtiſchen Geldes. Auch in dieſer neuen Wirt⸗ 
ſchaft könne man ſich eine Inflation vorſtellen. 

2 Ein Aufſatz: „Geldſurrogate ſtatt Bargeld“ in „Päizyils ig“ vom 
29. März' 1919 betonte, daß Varga eine weitere Inanſpruchnahme der 
Notenpreſſe vermeiden wolle. Das Publikum müſſe ihn jedoch unterſtützen, 
indem es überflüſſiges Geld in die Banken trage und ſich weitgehendſt der Geld⸗ 
ſurrogate bediene. Die Scheu vor dem bargeldloſen Verkehr zu bekämpfen, ſei 


nach Anſicht des Verfaſſers des Artikels jetzt die Hauptſache. Sie ſei es ſchon 


deshalb, weil der Übergang zu den Anweiſungen auf Grund der geleiſteten 
Arbeitsſtunden viel einfacher ſich vollziehen werde, wenn die Bevölkerung ſchon 


Durchführung eines derartigen Programmes waren die Möglichkeiten 
in Ungarn tatſächlich günſtige. Denn einmal handelte es ſich um 
ein räumlich kleines Gebiet. In dieſem aber erhielt ferner der Staat 
einen großen Teil der Produkte und zudem alle Geldinſtitute un⸗ 


verſehrt — im Gegenſatz zu Rußland — in die Hand und zentrali⸗ 


ſierte die letzteren in denkbar ſtarkem Maße. Dazu kam noch eine 
gewiſſe Gunſt der Verhältniſſe hinſichtlich der pſychiſchen Stellung⸗ 
nahme der Bevölkerung gegenüber den geplanten Güteranweiſungen. 
Allerdings hatte ſich das Publikum gegenüber dem bargeldloſen Ver⸗ 
kehr bisher recht ablehnend verhalten . Aber ſeit langem ſchon war 
doch die Bevölkerung der Monarchie wenigſtens an Papiergeld ge⸗ 
wöhnt. In dieſes hatte ſie ſich nicht bloß unter dem Zwange des 
Krieges widerwillig gefügt, ſondern ſeit geraumer Zeit brachte ſie 
ihm eine ſolche Zuneigung entgegen, daß insbeſondere Gold ſich nicht 
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recht im Verkehr hatte halten können, ſondern zur Bank zurückſtrömte. 


So hatte man jetzt in Ungarn alſo nicht mehr mit dem anderwärts 


oft ſo ſtarken traditionellen Haften des Volkes am Metall zu kämpfen. 


Die Bevölkerung hatte ſich hier nicht mehr erſt pſychiſch an Papier 


vorher an bargeldloſen Verkehr gewöhnt ſei. Ein Aufſatz ferner: „Erleichte⸗ 
rungen im Geldverkehr der Finanzinſtitute“ im „Peſter Lloyd“ vom 26. März 
1919, Morgenblatt S. 5 f., erklärt, daß über das zur Aufrechterhaltung der 
Produktion und die Sicherung des Lebensunterhalts aller Arbeitenden erforder⸗ 


liche Maß hinaus kein Bargeld mehr in den öffentlichen Verkehr gelangen ſolle. 


Die Banknoteninflation würde zu einer weiteren Verteuerung des Lebens⸗ 
unterhaltes führen, der im Intereſſe des arbeitenden Volkes mit N Mitteln 
vorgebeugt werden müſſe. | 


Der Aufſatz „Geldſurrogate ſtatt Bargeld“ in „Pénzviläg“ vom 29. März 
1919 beleuchtete dieſe Verhältniſſe durch die nachfolgenden Angaben. Der 
Clearingverkehr der Poſtſparkaſſe umfaßte im letzten Friedens jahre faſt 
2 Milliarden. 1916/17 aber hatte er ſich kaum vervierfacht, während der Bar⸗ 


geldumlauf ſich verzehnfacht hatte. Ferner betrug die Zahl der Teilnehmer am | 


Clearingverkehr: 
1912 ur a. er er | 1084 041 
191. en are ve 1129 756 
1914, 1. Halbjah t 605473 
1914/15. „. 908 008 
1915/16... 910277 
191% / œũ (ł;ll ner „881221 


Allerdings iſt bei der Beurteilung des Rückganges in dieſen Zahlen mil⸗ 
dernd in Betracht zu ziehen, daß in dieſer Zeit Konzentrationen wirtſchaftlicher 
Unternehmungen ſtattfanden, die gerade als e am Eleazingoertehr be⸗ 
ſonders in Betracht . waren. 
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| überhaupt, fondern. nur noch daran zu gewöhnen, daß das Papier 


eine andere Form als die des Geldes erhielt, nicht mehr ein genereller, 
ſondern nur noch ein ſpezieller Tauſchvermittler war und neuartig 
fundierte Rechnungseinheiten umfaßte. 

Den nicht ungünſtigen Möglichkeiten für die Durchführung des 
kommuniſtiſchen Geldprogrammes ſtanden nur drei gegebenenfalls zu 
beachtende Hemmungen gegenüber. Die erſte Schwierigkeit lag in 
den allgemeinen Verhältniſſen jedes Zuſammenſtoßes verſchieden ent- 
wickelter Wirtſchaftskörper begründet. Für eine Übergangszeit mußten 
Bedürfniſſe nach Geld noch beſtehen bleiben, bis die neuen Organi— 
ſationen der Güterſammlung und »verteilung, die ſtatiſtiſchen Vor— 
arbeiten uſw. wirklich vollendet ſein würden. In dieſer Zeit konnte Geld 


erforderlich ſein, um inzwiſ chen die Alten, Kranken und Kinder unter Be- 


nutzung von Teilen ihres früheren Vermögens zu verſorgen. Es konnte 
gebraucht werden ferner für Transaktionen von Gütern, deren Pro— 
duktionsweg oder deren fertig vorgefundene Mengen noch nicht joziali- 
ſiert werden konnten. Gegebenenfalls konnte auch zur Auszahlung 


von Löhnen noch längere Zeit Geld vonnöten bleiben. Und es konnte 
ſogar geſchehen, daß ſich beſondere Bedürfniſſe nach erheblichen Mengen 


von Bargeld entwickelten. Zwar konnte dem durch die Unterſtützung 
des privaten Scheck⸗ und Kontoverkehrs und durch umfangreiche Ver— 


rechnungen der Staatsämter untereinander entgegengewirkt werden. 


Aber es lag die Gefahr nahe, daß in der Bevölkerung ſchon aus 


pſychiſchen Motiven (Umlauf des am 21. März vorhandenen Geldes 


auch im Auslande!) Geld thefauriert und daher dem Verkehr ent— 
zogen werde. Und ’es konnte dazu geradezu ein materieller Zwang 
zur Theſaͤurierung treten. Wenn nämlich die in Ungarn jo weit 
überwiegende landwirtſchaftliche Produktion nicht ſchnell insgeſamt 


ſozialiſiert werden konnte, würde man landwirtſchaftliche Produkte 


haben bezahlen müſſen. Sollte nun aber der Fall eintreten, daß man 


den landwirtſchaftlichen Produzenten infolge der zu erwartenden 


ſcharfen Blockade oder noch aus anderen Gründen nicht gewerbliche 


Erzeugniſſe bereitſtellen konnte, die ſie für ihr Geld zu kaufen in der 


Lage waren, ſo mußte das gezahlte Geld bei den Landwirten einfach 
liegen bleiben, ohne in den Verkehr zurückſtrömen zu können. Eine 
ſtändige ſtarke Saugſtelle für das Geld mußte damit auftreten. 
Aus dieſen Gründen konnte und mußte in einer Übergangszeit 
ein dem kommuniſtiſchen Programm durchaus nicht entſprechendes 
Geldweſen ſich in Ungarn breit machen. Wie lange dieſer Zuſtand 


dauern würde, hing aber nicht fo ſehr von der Geldpolitik als ſolcher, 
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als von der Schnelligkeit der Durchführung der allgemeinen kom⸗ 
muniſtiſchen Maßnahmen ab. Doch brauchte es ſich hier immerhin 
eben nur um einen Übergang zu handeln, mit dem die ungariſchen 
Bolſchewiſten an ſich auch rechneten“, der nur unter Umſtänden viel 
länger dauern konnte, als man urſprünglich annahm. 

Gefährlicher dagegen konnte ein zweites Moment für die Durch⸗ 
ſetzung des kommuniſtiſchen Programmes werden. Als ein ſolcher 
Faktor konnte ein politiſches Motiv ſich einſtellen. Sollte die Re⸗ 


gierung etwa abhängig werden von beſtimmten Lohnempfängern der 


Geſellſchaft, ſo konnte ſie verleitet werden, dieſe durch phantaſtiſche 
Lohnhöhen zu blenden. Das konnte in der Übergangszeit eine Geld⸗ 


inflation bedeuten. Aber es konnte auch über dieſe Zeit hinaus 


weiter wirken und auch dann noch dem kommuniſtiſchen Programm 
entgegenarbeiten. Auch nach der Einführung der Arbeitsbücher war 
durch eine falſche Inbeziehungſetzung der vorhandenen Gütermengen 
zur Rechnungseinheit Arbeitsſtunde eine Inflation denkbar. Dann 
aber litt das kommuniſtiſche Programm trotz ſeiner Durchführung in 
der äußeren Form an einer grundſätzlichen inneren Nichterfüllung. 
Die äußerlich ſeinen Güteranweiſungen gegebene Deckung entſprach 
alsdann nicht der Deckung gemäß dem kommuniſtiſchen Prinzip. 
Und endlich war zu beachten ein drittes Moment. Es betraf 
nicht wie die beiden erſtgenannten die innere, ſondern die äußere 
Geldpolitik. Es lag begründet in dem notwendigen äußeren Verkehr 
mit kapitaliſtiſchen Staaten für den Fall eines Ausbleibens oder 
ſelbſt einer Verzögerung der Weltrevolution. Ein Verkehr Sowjet⸗ 
ungarns mit anderen kommuniſtiſchen Organiſationen hätte zwar die 
Frage der äußeren Geldpolitik ihrer ſelbſtändigen Bedeutung ſehr 
erheblich entkleidet. Es wären Beſonderheiten nur infolge des örtlich 
verſchiedenen Güterwertes der Arbeitsſtunde zu überwinden geweſen. 
Anders jedoch lag es hinſichtlich des Verkehrs mit kapitaliſtiſchen 
Staatsgebilden. Bei ihrem Regierungsantritte in Ungarn glaubten 
die Kommuniſten allerdings, daß auch in dieſem Falle zum mindeſten 
eine Durchkreuzung ihres kommuniſtiſchen Programms nicht zu be⸗ 
n ſei. Sie glaubten, einfach Waren tauschen zu können, die 


1 Schon gaſtützt auf ihr ruſſiſches Vorbild. Budarin, Das Programm 
der Kommuniſten (Bolſchewiki), Budapeſt 1919, ſagt zum Beiſpiel im XV. Kapitel: 
„Nach den Eintragungen .. werden ... die Produkte .. ohne Geld. 
verabfolgt. Natürlich kann man das nicht aut einmal einführen“ (S. 62). Und 
ferner: „Wir wiederholen, es iſt noch recht weit bis IN In der nächſten 
Zukunft kann davon keine Rede ſein“ (S. 63). 
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im tapitatififcjen Auslande Wert beſaßen. Dabei meinten fie des 
Geldes als eines Mittlers entweder ganz entbehren oder im Aus⸗ 
lande ſelbſt für ihre Güter die fremde Valuta erhalten und dafür 
ſogleich an Ort und Stelle fremde Waren kaufen zu können. Auf 
dieſe Weiſe wäre ihr eigenes kommuniſtiſches Programm nicht be— 
rührt worden. Dennoch aber lagen tatſächlich auf dieſem Gebiete 
für ihr Programm beſondere Gefahren vor. Verpflichtungen an das 
Ausland mußten in erheblichem Umfange beſtehen für Abfindungen 


an Ausländer bei der Sozialiſierung ihrer in Ungarn befindlichen 


Unternehmungen, ſodann für Zahlungen alter Schulden, ferner für 
Propaganda und endlich für die in Ungarn benötigten ausländiſchen 
„Waren. Nun beſaß ein kommuniſtiſches Ungarn für die Begleichung 
folder Verbindlichkeiten in Form von im Auslande geſuchten Gütern 
zwar an ſich Möglichkeiten von nie gekanntem Ausmaße. Zum erſten 
Male konnte ja hier eine völlige Überſichtlichkeit der intervalutariſchen. 
Potenz des Staates beſtehen. Dieſe aber mußte bedeutend ſein. Der 
Staat konnte in Ungarn innerhalb kurzer Zeit verfügen über a) Edel⸗ 
metalle und Juwelen, die durch Beſchlagnahme bei Privaten und 
Juwelieren zu gewinnen waren. Er konnte b) beſitzen Effekten, Wert⸗ 
papiere und ausländiſche Valuta, die während des Krieges in großem 
Umfange von den Banken zwecks Vermögensverbergung im Auslande 
gehamſtert worden war . Sodann war c) zu beachten, daß jetzt die 
Forderungen und Verpflichtungen gegen das Ausland offen vor dem 
Staate dalagen, ebenſo die während des Krieges ins Ausland ge— 
flohenen Vermögen (beſonders auch ſeitens der Banken und Bankiers), 
da man ja nunmehr in alle Bücher der Privaten Einſicht nehmen 
konnte. Endlich lag d) eine beſondere valutariſche Stärke im ſtaat⸗ 
lichen Beſitze der exportfähigen Produkte. Von dieſen waren auch 
ohne Berückſichtigung einer eigenen bolſchewiſtiſchen Erzeugung vor 
allem Wein und Wolle von früherer Zeit her in beachtenswerten 
Mengen vorhanden. Aber dieſe ſcheinbare Gunſt der Verhältniſſe litt 
gan einem großen dreifachen Mangel. Einmal handelte es ſich bis 
auf die Produkte Ungarns um in der kommuniſtiſchen Wirtſchaft 


irreproduzible Güter. Ihre Verwertung kam deshalb nur für eine 


begrenzte Zeit in Betracht. Zweitens aber beſtand die dringende 
Gefahr, daß das kapitaliſtiſche Ausland in ſeiner Bekämpfung des 


— 
5 


1 So ſollen am 2. Mai infolge der Bankkonzentrierung in Budapeſt bei 
der Oſterreichiſch⸗ ee Bank 48 Millionen K in fremder Valuta vor⸗ 
gelegen haben. 
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kommuniſtiſchen Grundgedankens die Mehrzahl dieſer Güter als vom 
Staate nicht rechtmäßig erworben anſehen und daher als Austauſch⸗ 
objekte nicht annehmen würde. Und drittens war zu gewärtigen, daß 
die Entente im Rahmen der Blockade die Ausfuhr ungariſcher Pro⸗ 
dukte verhindern oder das Ausland ſogar dieſe als nicht im recht⸗ 
mäßigen Eigentum des Staates ſtehend betrachten würde. Dann 
aber konnte für den Verkehr mit dem Auslande, ſoweit er überhaupt 
möglich war, zum Beiſpiel für die Bezahlung der Auslandspropa⸗ 
ganda, nur Geld verwendet werden. Damit aber mußte eine grund⸗ 
legende Durchbrechung der im kommuniſtiſchen Programm nahezu 
völligen Vereinheitlichung der inneren und äußeren Geldpolitik ein⸗ 
treten. Es mußte unabhängig von der inneren kommuniſtiſchen Geld⸗ 
politik die Notwendigkeit entſtehen, für den äußeren Verkehr ein 
kapitaliſtiſch brauchbares Geld zu ſchaffen oder zu erhalten. Be⸗ 
ſonders ſtark aber konnte dieſe Hemmung des kommuniſtiſchen Pro⸗ 
grammes werden, wenn die Bolſchewiſten in Ungarn etwa in der 
Produktion eigener Güter nicht genügend leiſtungsfähig ſein und 
wenn ſie ſich die bisher im ungariſchen Geldweſen leitenden Männer 
zu im Auslande gegen die Annahme der ungariſchen Güter arbeiten⸗ 
den Feinden machen ſollten. 

So beſtanden für die Durchführung des kommuniſtiſchen Geld⸗ 
programms in Ungarn nicht bloß günſtige Momente, ſondern es 
drohten ihr auch beachtenswerte Gefahren. Ihre zum Teil unumgeh⸗ 
baren Wirkungen auf ein Mindeſtmaß herabzudrücken, war eine be⸗ 
ſondere Aufgabe der Sowjetregierung. Die Löſung dieſer Aufgabe 
aber erforderte beſondere Kenntnis des kapitaliſtiſchen wie des kom⸗ 
muniſtiſchen Geldweſens, einen weiten Blick und eine große Feſtigkeit 
im Einhalten des einzuſchlagenden Weges. Dieſe Eigenſchaften jedoch 
ſollten entwickelt werden — das war eine neue gewaltige Schwierig⸗ 
keit — unter den ſpeziellen ungariſchen Verhältniſſen der menſchlichen 
Bildung und Pſyche und unter den generellen Bedingungen gerade 
einer Proletarierdiktatur. Was hat nun auf dem Gebiete der Geld⸗ 
politik der Bolſchewismus tatſächlich geleiſtet? Wie berührten dieſe 
Leiſtungen die alten ungariſchen Geldverhältniſſe oder wurden von 
dieſen beeinflußt? Und wie verwirklichten ſie das e 
Programm? 
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II. Die geibpolitifcgen Maßnahmen der Bolſchewiſten 
und ihre Folgen | 
1. Die innere Geldpolitik 


Die Bolſchewiſten ſahen ſogleich richtig ein, daß man für eine 
Übergangszeit bis zur Vollendung aller organiſatoriſchen Arbeiten 
noch Geld brauche. Für die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes hielt 


jedoch der Finanzkommiſſar Lengyel Anfang April die im Umlaufe 


befindlichen zuzüglich der mit der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank der 


Regierung in die Hände gefallenen Notenbeftände* für durchaus zu— 


reichend. Lengyel meinte?, die Räterepublik ſei für lange hinaus 
mit Noten verſorgt, weil die Geldzirkulation bereits in den erſten 
Tagen weſentlich verringert ſei. Die Sowjetregierung werde über⸗ 
haupt die Rolle des Geldes mit einem Schlage in einen engen Kreis 
zwingen, weil täglich neue Betriebe in Gemeinbeſitz übernommen 
würden und deren gegenſeitige Abrechnung geldlos durch die Geld- 
inſtitutszentrale erfolge. Auch der ſkeptiſchere Varga erklärtes zum 
mindeſten, daß man das rufſiſche Beiſpiel in der Geldpolitik nicht 


befolgen wolle. Die Regierung wolle das weitere Sinken der Kauf⸗ 


kraft des Geldes verhindern. Nur wenn das Publikum theſauriere 
und nicht bargeldlos verkehren wolle, werde man neue Noten drucken 
müſſen. Auch in Rußland ſei die Notentheſaurierung die Urſache 


für den Neudruck geweſen und habe ſo zu einer ganz unkommuniſtiſchen 


Geldpolitik geführt. In Ungarn wolle man dies vermeiden, aber die 
Politik der Regierung werde nur die Folge ſein können einer größeren 


1 Von den insgeſamt vorhandenen Noten waren durch die zwangsweiſe 
Übernahme der Hſterreichiſch⸗ungariſchen Bank noch nicht in Umlauf geſetzte 
Noten in Höhe von 1 973 000 000 K am 21. März in die unmittelbare Ver⸗ 
fügungsgewalt der Räteregierung übergegangen. In dieſer Summe waren ent— 
halten: 1 130 000 000 K in alten 200⸗Kronenſcheinen und 80 000 000 K in 
25⸗Kronennoten. In blauen 10 000⸗ Kronennoten fanden ſich 227 000 000 K 
vor, in Wechſelgeld 5 Millionen. (Nach Angaben Lengyels im Zentral⸗ 
Arbeiter⸗ und Soldatenrat, „Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919. Die Geſamt⸗ 
ziffer deckt ſich ungefähr mit einer Angabe der „Neuen Freien Preſſe“ Nr. 19 745 
vom 14. Auguſt 1919, S. 10, Sp. 3.) | 

2 Vgl. Bèkeſſy Imre im „A Kurir“ vom 5. April 1919 über fein 
Interview mit Julius Lengyel über die Übernahme der Oſterreichiſch-ungariſchen 
Bank, die Verſorgung mit Banknoten, die Theſaurierung, die Geldinſtituts⸗ und 
Dedifenzentrale. . 

3 Vgl. Paul Einzig, Die Valutapolitik des Kommunismus. „Pénz- 
viläg“ vom 29. März 1919. 
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oder geringeren Verſtändigkeit des Publikums. Von dieſem werde 
alles abhängen. Die Gefahr der Theſaurierung betonte auch 
Lengyel 1. Er verſuchte, das Publikum zu der gewünſchten Einſicht 
durch Drohungen zu erziehen, die allerdings ſeinerſeits eine große 
Unkenntnis der Dinge verrieten. Er ſagte, daß die auf den Banken 
freigegebenen Guthaben ſtets in jeweils umlaufsfähigem Gelde aus⸗ 
zahlbar ſeien, wodurch das theſaurierte Geld automatiſch entwertet 
werde (1) 2. Sobald das Publikum theſauriere, könne jeder Betrag 
über 2000 K, der nicht in einer Bank deponiert ſei, für wertlos 
erklärt werden. So hoffte man, falls das Publikum das Geld nicht 


verſteckte, ohne Notenneudruck auszukommen, und hoffte, die Be⸗ 


völkerung von der Theſaurierung abzuhalten. Damit hätte ſich 
die geſamte innere Geldpolitik darauf erſtreckt, bis 
zur endgültigen Beſeitigung des Geldes überhaupt, 
einfach das bisherige Geld beſtehen zu laſſen und 
durch geeignete Maßregeln die Zahl ſeiner Bartrans⸗ 
aktionen zu verringern. 

Aber ſehr raſch bereits erwies die Anſchauung, daß dies möglich 
ſei, ſich als Irrtum. Unlösbar zeigte ſich das Problem 
des Auskommens mit der alten Währung. Zunächſt um⸗ 
faßte der Gedanke des Finanzkommiſſars überhaupt ſchon den Verzicht 


auf eine Einberufung der weißen Noten zum 31. März. Denn das 


alte blaue, bei der Bevölkerung beliebte, im Auslande verwertbare 
Geld wurde aus Furcht vor der Vermögensbeſchlagnahme katſächlich 


maſſenhaft verſteckt, beſonders auch von den Bauern feſtgehalten. 


Zudem wurde es, ſtatt der weißen Scheine, von der Regierung in 
erheblichem Maße für Abfindung von Ausländern und Propaganda 
im Auslande ausgegeben. Die Verwendung des weißen Geldes für 
dieſe Zwecke iſt praktiſch augenſcheinlich nicht immer möglich geweſen. 
Daß es ſich im übrigen bei Wr Auslandspropaganda im ganzen 
um ſehr große Summen handelte, erweiſt zum Beiſpiel die Tatſache, 
daß Anfang Mai der ungariſchen Geſandtſchaft in Wien 135000000 K 
entwendet werden konnten. So konnte die Räteregierung das weiße 


1 Vgl. das erwähnte Interview von Békeſſy Imre in „A Kurir“. 

2 Es iſt dies ein dem ruſſiſchen Vorbilde entlehnter Gedanke. (Vgl. zum 
Beiſpiel Ziffer 9 eines in „A Kurir“ vom 29. März 1919, S. 11 f. erſchienenen 
Aufſatzes: „Die Wirtſchaftspolitik der ruſſiſchen Sowjetregierung“.) Allerdings 
überſah Lengyel den in Rußland bereits klar zutage getretenen Fehlſchlag der 


Maßregel und insbeſondere auch den Einfluß der Tatſache, daß das alte unga⸗ 


riſche Geld noch in ausländiſchen Staaten im Verkehr war. 
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7 
7 


\ 


und 25 K. Von den alten gemeinſamen Emiſſionen aber waren die 
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Geld. für den innern Umlauf nicht entbehren. Durch Verordnung 
vom 5. Mai mußte fie es weiter als geſetzliches Zahlungsmittel er- 
klären. Aber auch dieſes Geld erwies ſich als unzureichend. 


| a) Die Wechfelgeldfrage 
Zunächſt zeigte ſich der erwähnte Mangel hinſichtlich beſtimmter 
Stückelungswerte, nämlich in der Frage des Wechſelgeldes. 
Die weißen Noten, in denen die Räteregierung ſchon im Monat 
April die Löhne der Fabrikarbeiter zahlte, lauteten ja nur auf 200 


20 und 10 Kronennoten nur in geringer Zahl vorhanden geweſen, 
und zudem wurden ſie wie geſagt jetzt theſauriert. Ebenſo wurden 
die 2 und 1 Kronennoten dem ungariſchen Verkehr entzogen. Durch 
die tſchechiſche Überſtempelung hatten nämlich die dort national ge— 
kennzeichneten Noten gegenüber den ungeſtempelten ein großes Agio 
erhalten. Nun waren jedoch in der Tſchecho⸗Slovakei die 2⸗ und 1⸗ 
Kronennoten nicht mit überſtempelt worden. Da ihr Wert aber ein 
feſtſtehender Bruchteil deſſen der großen tſchechiſchen Geldſcheine war, 
ſo nahmen ſie im Gebiete der Tſchecho⸗Slovakei an dem Agio teil. 
Es war deshalb vorteilhaft, in Ungarn für ungeſtempelte große 
Scheine 2⸗ und 1⸗Kronennoten zu kaufen, dieſe in die Tſchecho⸗Slovakei 
zu exportieren und dort in überſtempelte große Noten umzutauſchen. 
Ein derartiger Export erfolgte nun tatſächlich in großem Umfange 
ſeit Ende März, vor allem infolge der tſchechiſchen Überſtempelung, 
ſei es zu rein ſpekulativen Zwecken, oder um die an ſich gerade nach 
Böhmen ausſtehenden erheblichen Zahlungen zu leiſten. Jedenfalls 
aber fand er ſtatt unter Einſtreichung der geſamten 20— 100 be— 
tragenden Kursdifferenz. Was aber an den genannten Noten nicht 
auf dieſe Weiſe aus Ungarn abfloß, wurde dort als den alten 
Emiſſionen angehörig theſauriert. Zu dieſen Gründen eines Ver⸗ 
ſchwindens des Wechſelgeldes kam ferner hinzu, daß auch das Nickel— 
und Eiſengeld verſteckt wurde!, daß viel Kleingeld durch die Rote 
Armee in die Dörfer gelangte und dort blieb?, und daß endlich die 
Regierung als Stock zur Erleichterung des Verkehrs nur ſehr 
geringe Mengen Wechſelgeld bei der Oſterreichiſch⸗ ungariſchen Bank 


1 Lengyel erklärte im Interview mit Bekeſſy Imre („A Kurir“), daß 
es Dörfer gebe, in denen man nur für Nickel⸗ und Eiſengeld einkaufen könne. 
Der Grund dieſer Theſaurierung ſei die Furcht vor einer ungarischen liber: 
ſtempelung und raſchen Einwechſelung in neues Papiergeld. 

j 2 Vgl. Varga im „Peſter Lloyd“ vom 15. Mai 1919, Morgenblatt, 
S. 7, Sp. 3. 
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vorgefunden hatte . Unter dieſen Umſtänden leuchtet es ein, daß als⸗ 


bald ein erheblicher Kleingeldmangel eintreten mußte. Dieſer ge⸗ 


ſtaltete ſich in kurzer Zeit geradezu zu einer Kriſe?. Raſch trat der 
Zeitpunkt ein, in dem eine Prämie auf Kleingeld gezahlt wurde. 


Auch nahmen viele das weiße Geld, mit deſſen großen Stücken ſie . 
nichts anfangen konnten, gar nicht mehr an. Dieſer Kriſe gegenüber 
half ſich das Publikum durch Zahlung in Briefmarken und An⸗ 


wendung von privaten Schecks. Ferner verwandte es auf Depots 


— zum Beiſpiel eines 200⸗Kronenſcheines — in einem Geſchäftsladen 


jußende Kontoſcheine, auf denen gemäß den getätigten Einkäufen das 


Depot allmählich verrechnet wurde. In dieſer Art gingen Ge⸗ 


ſchäfte aller Art bis hinab zum Grünzeughändler, ebenſo Kaffeehäuſer, 


Reſtaurationen, Friſeure vor. Auch der unterſte Arbeiter gewöhnte 
ſich auf dieſe Weiſe raſch an eine Art Scheckverkehr. Damit war 


eine gute Grundlage für ſpätere bargeldlose Wirtſ ſchaft geſchaffen. 


| Aber die Regierung ſelbſt tat in Wahrheit trotz mancher Preſſe⸗ 


äußerungen praktiſch nur wenig, um dieſe Richtung zu fördern. 


Sie beſchränkte ſich eigentlich auf eine verſpätete, mit dem Datum 
des 14. Juni publizierte Verordnung des Volksrates für Wirtſchafts⸗ 
weſen (Nr. 43) über von der Poſtſparkaſſe garantierte Schecks. Der 


Verkehr in Briefmarken als Kleingelderſatz wurde ſeitens der 
ſozialiſierten Betriebe oft ſogar geradezu behindert. Die Regierung 
verſuchte es vielmehr zunächſt mit der Prägung von eiſernen 10: und 


20⸗PHellerſtückens. Dieſe aber trafen das Bedürfnis ſachlich nur zu 


einem kleinen Teile und konnten zudem wegen der techniſchen 
Schwierigkeiten erſt ſehr ſpät hergeſtellt werden. Da mithin alles 


beim Alten blieb, ſuchte die Regierung durch Anwendung von Ge⸗ 5 


walt zum Ziele zu ee Sie wies. un: eine eu 


In einer Sitzung des Budapeſter Zentral ⸗ Arbeiter⸗ und Soldatenrates | 


gab Lengyel dieſe vorgefundene Summe an mit 3 Mill. in 2⸗ Kronen⸗, 


2 Mill. in 1⸗Kronenſcheinen. Vgl. „Die wirtſchaftliche Lage“, „Volksſtimme“ 


vom 12. Juni 1919 ſowie „Peſter Lloyd“ vom 12. Juni 1919, Morgenblatt. 

2 Viekleicht lagen die Dinge in der Provinz ſtellenweiſe etwas beſſer. 
Hier hatte zum Beiſpiel ſchon ſeit dem Mai 1918 und dem Januar 1919 die 
Stadt Sopron Kleingeld im Werte von 10 und 50 Hellern herausgegeben. 


9 Lengyel gab in der erwähnten Sitzung des Zentral⸗Arbeiter⸗ und 
Soldatenrates an, daß man die in Budapeſt lagernden abgenützten Maſchinen 


der Arme bänvaer (Kremnitzer) Ba in Cſepel wieder aufmontiert und 
11 Mill. Stück jenes Eiſengeldes in Verkehr gebracht habe. Vgl. manche Einzel⸗ 


angaben über die Prägung des Eiſengeldes auch in dem Aufſatze „Behebung des 


ee in „Beite Lloyd“ vom 16. Mai 1919, Abendblatt, S. 1. 
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uber das Wechſeln G. Mai) wirkungslos geblieben war, die Rote 


Wache zum Einſchreiten an, falls jemand das Herausgeben auf einen 


großen Schein verweigere, obwohl er im Beſitze von Kleingeld ſei !. 


= Nunmehr erließ das Landes⸗Oberkommando der Roten Wache unter 


dem 25. Maj eine ſehr ſcharfe Verfügung. Auch dieſes Vorgehen 
blieb gänzlich erfolglos. So entſchloß man ſich endlich zur Heraus⸗ 
gabe eigenen Wechſelgeldes. In der Provinz wurde ſolches Geld, 


hauptſächlich von Anfang Mai ab, in Höhe von 20, 10, 5, 2, 1 K 
von zahlreichen Direktorien, Städten uſw. emittiert?. Ferner gab 


ſowie in der Wiedergabe von Lengyels Rede auf dem Rätekongreſſe in 


r 


„Peſter Lloyd“ vom 17. Juni 1919, Morgenblatt, S. 8, ei 1. Ferner gab 
der Leiter des Staatsmünzamtes, Urmöſſ ſy, nach „Az ujsag* (ungariſch) vom 


11. November 1919 an, daß in der Zeit vom 7. April bis zum 1. Auguſt 1919 


22 Millionen 20: und 10⸗Hellerſtücke geprägt worden ſeien. 

ö 1 Lengyel glaubte im übrigen auch, gegebenenfalls Maßnahmen treffen zu 

können, die das verſteckte Eiſen⸗ und Nickelgeld entwerten würden (I). Er drohte 

wenigſtens mit ſolchen Maßregeln in dem erwähnten Interview von Bekeſſy Imre. 
2 Aus eigener Anſchauung lernte ich folgendes Geld kennen, deſſen Auf- 


. zählung keinerlei Anſpruch auf Vollzähligkeit macht: 


a) Czegled, Stadt, 20, 10, 1 K, 31. Mai. 
b) Eſztergom, Komitats-, Arbeiter⸗ und Soldatenrat, 2, 1 K. Letztere 
vom 10. Juni. 
c) Györ, 50, 10 K, Peſter Ungariſche Kommerzialbanl, 7. Mai. Ferner: 
20, 10 K, Allgemeine Sparkaſſe, 7. Mai. Ferne 5 K, Ungariſche 
| Allgemeine Kreditbank, 6. Mai. 
d) Keeskemét, 2 K, Ungariſche Allgemeine Kreditbank, 5. Juni. 
e) Miskolcz, Stadt, 10, 1 K. Letztere 14. Mai. | 


| | - f) Szom bathely, Komitat und Stadt. 10, 5 6. Mai. 


g) Wieſelburg, Komitat, 10, 2, 1 K, 7. | 
Dieſes Provinzgeld ift untereinander 5 verſchieden. Die Form 
iſt manchmal techniſch gut, häufig aber ganz primitiv, nur einſeitigen 
Druck aufweiſend. Die Deckung iſt ganz verſchiedenartig. Zuweilen erfolgt 


Einlöſung. in irgendeinem geſetzlichen Gelde, in Eſztergom ſogar in Noten⸗ 
eemiſſionen der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank. Zum Teil haften die Geldinſtitute 


für die Noten mit ihrem ganzen Vermögen. Dieſe Angabe iſt an ſich un— 
verſtändlich, da es ſich ja um ſozialiſierte Geldinſtitute handelt. Man gewinnt 
hinſichtlich der Deckung häufig den Eindruck, daß' bei Ausgabe dieſes Geldes 
entweder keinerlei Verſtändnis für die Grundgedanken der kommuniſtiſchen 


Organiſationsform vorlag, ſo daß man weiterhin deckte, als ob das einzelne 


Geldinſtitut Privatunternehmung geblieben wäre. Oder es ſollte eine bewußte 


„Irreführung des Publikums ſtattfinden, welches der Sie dieſer Bank⸗ 


inſtitute zu trauen gewohnt war. 

Zu bemerken ſind noch die eigentümlichen Verhältniſſe in Györ. Die 
Verſchiedenartigkeit und Höhe der hier ausgegebenen Noten iſt wohl durch die 
Nähe Deutſch⸗Oſterreichs zu erklären, die ein ſehr raſches Abſtrömen des blauen 
Geldes veranlaßte. | 
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der Staat in den größeren Fabriken und anderen Betrieben beſondere 
Bons heraus, in denen ein Teil der Löhne gezahlt wurde, und gegen 
welche die Arbeiter in den Lebensmittelgeſchäften der Fabriken kaufen 
konnten !. Ferner aber ſtellte die Zentralregierung neben die bisher 
umlaufenden vorkommuniſtiſchen Notenemiſſionen eigene neue. Sie 
ſchuf durch Geſetz XCH vom 16. Mai als Emiſſton der ungariſchen 
Poſtſparkaſſe 5⸗Kronennoten?. Sie trugen das Datum des 15. Mai. 
Sie mußten von jedermann in unbeſchränkter Menge als geſetzliches 
Zahlungsmittel angenommen werden. Die Poſtſparkaſſe verpflichtete 
ſich, den vollen Gegenwert in von der Oſterreichiſch⸗ ungariſchen 
Bank emittierten Noten zu hinterlegen, und haftete außerdem mit 
ihrem ganzen Vermögen. Bei dieſer Emiſſion handelte es ſich im 
Prinzip nicht um ein eigenes Geld der Räteregierung. Das früher 
gemeinſame Geld bildete die Währung? Als jedoch 
ſpäter die Räteregierung das früher gemeinſamte Geld zugunſten 


N 

Aus eigener Anſchauung lernte ich folgende Scheine kennen: 

a) Athenaeum, 1 K, 5. Mai. Einwechſelbar in Gruppen zu 25 Stück. 

b) Chinoin, Ujpeſt, 1 K, 1. Juli. 

c) Elektrizitätsfabrik, 1 K, Juni. Gültig bis 31. Dezember 1919. 

d) Ganz⸗Danubius (Werft), 2 K. N 

e) Allgemeine Induſtriewerke, Budapeſt, 2 K, 20 h. 

f) Lögrady (Buchdruckerei und Verlag), 1 K. 

g) Peſter Lloyd, 2 K. N 
h) Schlick⸗Nicholſon (Maggon⸗, Schiffbau⸗, Mafchinenfabrif), 1 K. Gilt bis 

31. Juli. 

i) Waffen⸗ und Maſchinenfäbrik, 5, 1 K. Gültig bis 31, August 1919. 

1 Weiß, Manfred, Konſervenfabrik, Budapeſt, 6, 2½, 2, 1 K. 12. Mai. 
Gültig bis 30. September 1919. 
Dieſes für den inneren Gebrauch der fozialifierten Betriebe beſtimmte Geld 
war in der Form manchmal künſtleriſch hochwertig. Häufig trug es den Ver⸗ 
merk, daß es für die Käufe im Konſumverein des Betriebes beſtimmt ſei. | 

2 Urfprüngli wollte man auch 10⸗Kronenſcheine emittieren. Vgl. hierzu 
die Außerungen Lengyels in dem Aufſatze „Behebung des Kleingeldmangels“ 
in „Peſter Lloyd“ vom 16. Mai 1919, Abendblatt, S. 1. 

3 Das wurde auch von den Bolſchewiſten beſonders betont. Bol. auch 
den Aufſatz „Behebung des Kleingeldmangels“ in „Peſter Lloyd“ vom 16. Mai 
1919, Abendblatt, S. 1. — Allerdings wurde die Deckung der 5⸗ Kronenſcheine 
durch früher gemeinſames Geld ſpäter fiktiv. Die Räteregierung brachte nämlich, 
wie wir noch ſehen werden, eine Fälſchung der früher gemeinſamen Noten 
heraus, die in Wirklichkeit eigenes Rätegeld darſtellte, aber durch die Bolſche⸗ 
wiſten offiziell, als von der Sſterreichiſch-ungariſchen Bank emittiert erklärt 
wurde und daher von ihnen im A jener Deckung mit verwertet werden 
konnte. 


* 


8 Dem n 16 


| eines öffentlich zugegebenen eigenen aus dem Verkehr zu ziehen be⸗ 
gann, es jedenfalls offiziell ſchrittweiſe nicht mehr als gültig an⸗ 


erkannte, konnte fie die 5⸗Kronenſcheine nicht mehr mit von der 
Oſterreichiſch⸗ ungariſchen Bank emittierten Noten decken. Es erfolgte 
deshalb eine zweite Emiſſion der 5⸗Kronennoten. Sie war gleich— 
falls vom 15. Mai datiert, gelangte jedoch erſt am 5. Juli in Ver⸗ 
kehr. Dieſe Noten waren in anderen geſetzlichen Geldarten ein- 


zulöſen, alſo in irgendeinem, auch zukünftigen, von der Sowjet⸗ 


regierung als in ihrem Gebiete gültig anerkannten Gelde. Hier 


| handelte es fi“ mithin um möglicherweiſe eignes Geld der Räte⸗ 

regierung. Tatſächlich war dies der Fall. Denn inzwiſchen hatte 

der große Umſchwung in der Stellung der en zur Einführung 
- einer eigenen Währung eingeſetzt. 


Durch dieſe beiden, in der Stückelung neuen, aber nicht un— 


günftigen Emiſſionen gelang es, dem Kleingeldmangel wenigſtens eine 
geringe Abhilfe zu ſchaffen. Unterſtützt wurde dieſer Erfolg noch 


durch eine zweite, freilich viel weniger einwandfreie Maßnahme. Sie 


betraf die Stückelung 2⸗ und 1⸗Kronen. Um dem Mangel an dieſen 
Scheinen abzuhelfen, gab die Räteregierung einfach auf photo- 
chemiſchem Wege hergeſtellte Fälſchungen der 2= und 1⸗Kronennoten 
heraus. Doch wurde die Fälſchung immerhin gegenüber der Oſter⸗ 


reichiſch⸗ungariſchen Bank durch die Anbringung einer unterſcheiden⸗ 


den Seriennummer ohne weiteres erſichtlich gemacht?. Dieſe eigen⸗ 


tümliche Bekanntgabe der Fälſchung erfolgte wohl aus Rückſicht auf 


Deutſch⸗Oſterreich, das man als nächſtes Land für den Bolſchewis⸗ 


mus gewinnen und daher zuvorkommend behandeln und mit dem 


man ſich Verhandlungen in der Geldfrage offen halten wollte. Als 


Motiv aber für die Ausgabe dieſer 2⸗ und 1⸗Kronennoten überhaupt 


dürfte neben dem Kleingeldmangel vielleicht auch der Wunſch geltend 
geweſen ſein, bolſchewiſtiſchen Parteigängern Spekulationen nach der 


Tſchechoſlowakei weiter zu ermöglichen. 
Durch die erwähnten Maßnahmen wurden bis zum 10. Juni 


| 57 Millionen Kronen in 5⸗, 2: und 1⸗Kronenſcheinen ausgegeben? 
und Mitte a täglich a 000 Stück 5⸗ n in den Ber: 


4 Vgl. „Peſter Lloyd vom 1. Juli 1919, Morgenblatt, S. 7, Sp. 3. 
2 Von den 2⸗Kronennoten ſcheinen auch Fehldrucke in den Verkehr gelangt 
zu ſein. Sie zeigen nur den Rot⸗ nicht aber den Graudruck. 
Nach Angabe Lengyels in der Sitzung des Budapeſter Zentral⸗ Arbeiter⸗ 
und Soldatenrates. ne vom 12. Juni 1919. 
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kehr geworfen . Trotzdem gelang es nicht, dem Kleingeldmangel 
wirklich erfolgreich zu fteuern. Immerhin aber wurde doch manches 
zur Entſpannung der Kriſe erreicht. Freilich war das geſchehen auf 


Koſten des urſprünglich geplanten paſſiven Verhaltens gegenüber der 


alten Währung in der Übergangszeit. Aktiv hatte man eine neue 
Stückelung einführen müſſen, wenn auch geſtützt zunächſt vollkommen 


auf die alte Währung. Allmählich aber hatte man Geldſcheine 


eigener Währung emittiert in der zweiten Auflage der 5⸗Kronennoten 
und in der Fälſchung der 2- und 1⸗Kronenſcheine, die in dieſer 
neuen Ausgabe von der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank nicht an⸗ 
erkannt wurden. Dieſer Umſtand jedoch ſtand in urſächlichem Zu⸗ 
fame auge mit einer allgemeineren Frage der Geldpolitik. 


b) Wie 8 des Auskommens mit den . Noten 
| überhaupt 


Während man in der Löſung des Wechſelgeldproblemes langſam 


vorwärts ſchritt, zeigte ſich gebieteriſch ein anderes Bedürfnis von 
viel größerem Ausmaße und weiterer Bedeutung. Es erwies ſich 
bereits Anfang Mai von Tag zu Tag mehr, daß die Auffaſſung des 
Finanzkommiſſars, mit dem vorhandenen früher gemeinſamen Gelde 
auszukommen, nicht bloß hinſichtlich einzelner Stückelungswerte 
irrtümlich geweſen war. Es wurde vielmehr unverkennbar, 

daß überhaupt zu wenig Geldmittel vorhanden waren. 


Einmal war dies der Fall infolge der großen Theſaurierungen. Wass 


in Rußland geſchehen war, was in Ungarn die Volſchewiſten ge⸗ 
fürchtet hatten, und was wir oben als Gefahr für die Durchführung 
des kommuniſtiſchen Programms drohen ſahen, trat ein. Unter dem 


Drucke der Vermögensbeſchlagnahme wurde das im Auslande ver⸗ 


wertbare Geld verſteckt. Und bei den Bauern blieb es liegen, weil 
die Regierung nicht in der Lage war, es durch Bereitſtellung von 


Induſtrieartikeln wieder zu ſich zurückzuleiten. So verſchwanden 


große Mengen Geldes in der Bevölkerung. Immer wieder verſuchte 


die Räteregierung dieſer Entwicklung entgegenzutreten. Sie ſah aber 


wohl zumeiſt die pſychologiſche Bedingtheit des Werdeganges nicht 


Vgl. Vargas Rede am dritten Sitzungstage des Rätekongreſſes („Volks⸗ 
ſtimme“ vom 17. Juni 1919). Nach Lengyels Rede auf dem Rätekongreſſe 
waren bis zum 17. Juni etwa 12—13 Millionen Stücke in Verkehr gebracht 
(„Peſter Lloyd“ vom 17. Juni 1919, Morgenblatt, S. 3, Sp. 1), danach wären 


alſo am 10. Juni ſiebenmal 800 000 Stück weniger, alſo etwa 5 Millionen im 


Werte von 35 en K vorhanden geweſen. 


J 


27) 
* 


. 
, 


120 Reinhard Junge ö | 120 


ein. Sie erklärte vielmehr die Theſaurierungen zum Teil für ein 
bewußtes gegenrevolutionäres Kampfmittel, das Verwirrung erzeugen 
und Unzufriedenheit mit den Bolſchewiſten ſäen ſollte. Die Maß⸗ 


nahmen aber, welche die Regierung ergriff, waren erfolglos. Sie 


waren erfolglos, obwohl man alsbald das kommuniſtiſche Programm 
in erheblichem Maße opferte. Es wurden nämlich vollkommen frei 
verfügbare Einlagen geſchaffen, für die alſo die Sperrvorſchriften 


der Bankkonten nicht galten, und die man ſogar verzinſte !. Aber 


das Publikum ließ ſich durch dieſe Verlockung nicht bewegen, ſein 
verſtecktes Geld einzuzahlen. Es mißtraute dieſer Einlagemöglichkeit 
und theſaurierte weiterhin. So wurde die Menge des umlaufenden 
Geldes der alten Währung mehr und mehr vermindert. Auf der 
anderen Seite aber entſtanden große Ausgaben der Regierung für 
Abfindungen an Ausländer und für Auslandspropaganda. So waren 
die oben geſchilderten Gefahren hinſichtlich der Geldmenge in der 
Übergangszeit zur Wirklichkeit geworden. Aber der entſcheidende 
Faktor für ein raſches Wachſen des Bedürfniſſes nach mehr Geld— 
mitteln trat noch von einer ganz anderen Seite her auf den Plan. 
Dieſen Grund ſuchte die Regierung allerdings ſtets zu verſchleiern. 
Er beſtand im Folgenden. Die Arbeiter ſtellten allmählich Anſprüche 
auf höhere Löhne. Dazu erforderte der Ausbau der Roten Armee 


die Verfügbarkeit bedeutender Mengen von Großgeld ?. 


1 Man begründete die Maßnahme in doppelter Weiſe. Einmal wolle man 
den Proletariern die Möglichkeit geben, Arbeitseinkommen, das ſie vorläufig 
nicht verwenden könnten, zu ſparen. Es war dies ein Geſichtspunkt, der aller- 
dings dem früher aufgeſtellten Satze widerſprach, daß man Löhne nur ſoweit 
zahlen wolle, als ſie verwendbar ſeien. Es enthüllt ſich hier bereits der grund⸗ 
legende Fehler der Regierung, daß ſie eben Löhne zahlte, die nicht mehr in 
Gütern realiſierbar waren, womit ſie tatſächlich die Geldinflation herbeiführte, 


deren Gefahr ſie früher ſelbſt vorausgeſehen hatte. Als zweiter Grund wurde 


angegeben, daß der Einleger dem Proletarierſtaate nütze, indem er die kleinen 
Banknoten von 1—50 K in die Staatskaſſen zurückleite und fo den Mangel an 
Wechſelgeld bekämpfen helfe. Vgl. Varga im „Peſter Lloyd“ vom 15. Mai 1919, 
Morgenblatt, S. 7, Sp. 3. Vgl. ferner die Mitteilung des Ungar.⸗Tel.⸗Korr.⸗ 
Bureaus in „Peſter Lloyd“ vom 11. Mai 1919, Morgenblatt, S. 8, Sp. 1. 

2 Zu welchen unkommuniſtiſchen Verhältniſſen die Bedürfniſſe der Armee 
in Verbindung mit dem Geldverlangen der nichtſozialiſierten Bauern führten, 
zeigt zum Beiſpiel folgender Fall: Man hatte aus Mangel an Organiſation, 


um die Verſorgung der Armee ſicherſtellen zu können, private Heereslieferanten 


heranziehen müſſen. Dieſe aber mußte man in Geld bezahlen, da ſie ſonſt von 
den Bauern nichts erhalten. hätten. Vgl. Lengyel in dem mehrerwähnten 
Interview von Békeſſy Imre in „A Kurir“. 
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Entziehung des Geldes aus dem Verkehr und 
gleichzeitig, trotz der Einführung umfangreicher 
ſtaatlicher Verrechnungen, ein raſches Wachſen des 
Geldbedürfniſſes war alſo das Bild, das ſich ziemlich 
bald in der Räterepublik zeigte. Bei dieſen Umſtänden 
war eine Paſſivität gegenüber der alten Währung nicht mehr 
möglich. Ein Doppeltes nur war denkbar: die ſofortige Einführung 
des kommuniſtiſchen Zahlungsmittelweſens oder die Ausgabe neuen 
Geldes. Der erſtere Weg war trotz einiger Anſätze zum Beginn der 
Vorarbeiten vorläufig aus Mangel an jeder entſprechenden Organi⸗ 
ſation ungangbar. Es blieb alfo nur der zweite Weg übrig. Hier 
aber beſtand eine Schwierigkeit. Eine Mitwirkung der Oſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Bank in Wien bei der Neuemiſſion war nicht zu er⸗ 
warten. Es mußte mithin die alte Währung verlaſſen und eigenes 
Geld ausgegeben werden. Der Räteregierung war jedoch daran ge⸗ 
legen, eine ſolche eigene Ausgabe nach Möglichkeit geheim zu halten. 


Sie beſaß ein Intereſſe hieran einmal, weil ſie nicht gern ein der⸗ 


artiges Abgehen vom zuerſt ſo ſcharf vertretenen kommuniſtiſchen 
Prinzip eingeſtehen wollte, wie dies die Schaffung einer eigenen 
Geldwährung tatſächlich bedeutet hätte. Zweitens aber fürchtete ſie 
wohl, daß eigenes Geld in weiten Kreiſen der Bevölkerung Miß⸗ 
trauen begegnen oder wenn es kapitaliſtiſch brauchbar war, theſauriert 
werden würde. Aus dieſer Zwickmühle ſuchte ſie nun einen Ausweg 
durch eine eigenartige Fälſchung. E 


4) Die Schaffung eignen, aber als ſolches abgeleugneten 
Geldes 
Die Regierung ahmte von der Sſterreichiſch⸗ungariſchen Bank 
emittiertes Geld nach. Techniſch möglich war das nur hinſichtlich 
des ſogenannten weißen Geldes, für das ſich Kliſchees in Budapeſt 
befanden. Dieſe 200- und 25⸗Kronennoten wurden deshalb etwa 
vom Mai ab nachgedruckt, aber der Bank gegenüber wiederum durch 
befondere Seriennummern als Fälſchung kenntlich gemacht 1. Dieſes, 
wie wir noch ſehen werden, in immer größeren Mengen in den 
Verkehr geworfene Geld bedeutete tatſächlich die Herausgabe eines 
1 Die Oſterreichiſch⸗ungariſche Bank in Wien war übrigens über Höhe und 
Numerierung der Emiſſionen des neuen weißen Geldes ſtets ſofort unterrichtet. 
Die Beamten der Hauptſtelle in Budapeſt waren faſt durchweg Gegner der 
Bolſchewiſten und unterrichteten ſtändig die deutſch⸗öſterreichiſche Geſandtſchaft 
in Budapeſt. Vgl. „Reggeli hirek“ vom 18. Auguſt 1919 (ungariſch). 
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wirklichen eigenen Geldes des Räteregierung, die Loslöſung von der 
alten gemeinſamen Währung., Es wurde von der Oſterreichiſch— 
ungariſchen Bank nicht als von ihr emittiert anerkannt. Auch war 
die verwendete Rechnungseinheit grundſätzlich anders fundiert als 
früher. Sie ſtellte weder theoretiſch noch faktiſch eine Mengeneinheit 


eines Einzelgutes mehr dar. Sondern man ſteuerte bereits ins 


a 


Fahrwaſſer der kommuniſtiſchen Anweiſungen auf Produkte injofern 
hinüber, als die Rechnungseinheit ein Bruchteil der Geſamtſumme 
der ſozialen Produkte wurde. Es gelang der Regierung jedoch, was 
ja auch das Ziel der Herausgabe in dieſer Form war, die Tatſache 


dieſes eigenen Geldes einige Zeit vor der Bevölkerung des Inlandes 


zu verſchleiern. Zu dieſem Zwecke wurde auch in der Preſſe ſtets 
der Schein gewahrt, als ob lediglich von der Oſterreichiſch⸗ungariſchen 


Bank emittierte weiße Noten im Umlaufe ſeien. Freilich begann die 


Bevölkerung ſchon infolge der allmählich durchſickernden Kenntnis 
von der Nichtanerkennung durch das Ausland doch bald Mißtrauen 


zu hegen. Die Regierung aber betonte demgegenüber, das Geld ſei 


als unüberſtempelt nur noch in Ungarn anerkannt, und deshalb jo- 
zuſagen deſſen eigene Währung, es ſei aber der Herkunft nach doch 
immer noch gemeinſames Geld. Oder man beſchränkte ſich einfach 
auf die Ableugnung jeder Ausgabe eigenen weißen Geldes. Typiſch 
iſt in dieſer Hinſicht eine offiziöſe Auslaſſung, datiert vom 5. Juni, 


im Peſter Lloyd“. Hier heißt es ausdrücklich, daß nur die über⸗ 


nommenen 1,6 Milliarden weißer Noten, die ſich noch bei der Haupt⸗ 


ſtelle Budapeſt der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank befanden, allmählich 
ausgegeben worden wären. Alles andere ſei eine böswillige Erfindung 
der Gegenrevolutionäre?. So hielt die Räteregierung äußerlich am 


1 „Peſter Lloyd“ vom 6. Juni, Morgenblatt, S. 1. 

2 Die entſcheidenden Sätze lauten folgendermaßen: „Die Oſterreichiſch— 
ungariſche Bank wollte von einer weiteren Banknotenemiſſion für die Zwecke 
Sowjet⸗Ungarns nichts hören, und ſo wurden wir in die Zwangslage gedrängt, 


an die Vermehrung der Banknoten zu ſchreiten. Bei dieſem Punkte befindet ſich 


aber auch unſere öffentliche Meinung in dem großen Irrtum, als ob die immenſe 
Maſſe der 25⸗ und 200 ⸗Kronennoten durch die Sowjetregierung hergeſtellt 
worden wäre. In Wahrheit verhält es ſich damit ſo, daß mehr als 
1600 Millionen dieſer Noten auf Grund der mit der Eſterreichiſch-ungariſchen 
Bank geſchloſſenen Vereinbarung noch von der Volksregierung des Kärolyi- 
Regimes zur Emiſſion gelangt ſind, jedoch nur zu einem kleineren Teile auf— 


gebraucht wurden, ſo daß dieſe weißen Noten nicht das Produkt der Räte⸗ 
republik bilden. Trotz dieſes Tatbeſtandes benützten die inneren und äußeren 
Feinde des jungen ungarländiſchen Proletarierſtaates den großen Umlauf an 


dieſen weißen Banknoten zu der Beſchuldigung der Geldfälſchung.“ 


.— — 2 


DER dan — —. 
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Beſtehen der alten gemeinſamen Währung feſt. In Wahrheit aber 
war ſchließlich die große Menge des umlaufenden Geldes nicht mehr 


von der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank emittiert, ſondern von der 


Räterepublik. Sehr bald ſah auch die Bevölkerung das ein. Die 
mit der Herausgabe des Geldes gerade in dieſer Form bezweckte 
Täuſchung ließ ſich nicht lange aufrecht erhalten. Und hierin lag 
einer der Gründe, weshalb die Emiſſion dieſer eignen neuen Noten 
der Räteregierung ſich zur folgenſchwerſten aller ihrer geldpolitiſchen 
caßnahmen entwickeln ſollte. | | „ 
Denn es entſtänd jetzt eine ſcharfe Trennung zwiſchen dem 
„alten“ („blauen“ und „weißen“) und dem „neuen weißen“ Gelde. 
Die Bevölkerung, vor allem die durch den Beſitz zahlreicher Lebens⸗ 
mittel den Ton angebenden nichtſozialiſierten Bauern, trauten dem 
neuen Gelde nicht. Sie erwarteten auch ſtets den baldigen Sturz 
der Räteregierung und fürchteten alsdann eine Außerverkehrſetzung 
des von ihr emittierten Geldes. Das Ausland aber wies das 
neue weiße Geld überhaupt völlig ab. Es tat dies ſchon deshalb, 
weil hinſichtlich dieſes neuen Geldes ſich noch eine beſondere Er⸗ 
ſcheinung zeigte. Es war dies die Maſſenhaftigkeit, in der es auftrat. 
Das weiter oben als drohende Gefahr geſchilderte polftifche Motiv 
für die Räteregierung wurde nämlich in der Tat wirkſam. Die 
Theſaurierungen ſchufen alsbald gar nicht mehr den Kern des Geld— 
bedürfniſſes, ſondern die ungeheuren, auf politiſchen Effekt berechneten: 
Lohnerhöhungen wurden entſcheidend. So ſtand die Menge des neuen 
Geldes zu dem Geſamtwerte der es deckenden ſozialen Produkte, ge⸗ 
meſſen an landläufigen Preisbeziehungen zur Rechnungseinheit, bald 
in gar keinem vernünftigen Verhältniſſe mehr. Eine Inflation 
des neuen Geldes entwickelte ſich. Das wirkte aber nicht 
bloß auf die Stellung des Auslandes zu ihm und damit mittelbar 
auch auf die Stellungnahme der ungariſchen Bevölkerung, ſondern 
ebenſo auf dieſe unmittelbar mißtrauenerweckend ein. So bildete ſich. 
im ungariſchen Volke allmählich der beinahe dogmatiſche Glaube 
heraus, in dem früher gemeinſamen, im Auslande unabhängig von 
allen Maßnahmen der Räteregierung verwertbaren Gelde einen Schatz 
zu beſitzen. Die Folge war ein großes Agio dieſes Geldes. Das 
aber führte zu ſchweren Ungerechtigkeiten zugunſten der Beſitzer alten 
Geldes und war bei der Korruptheit der früheren gemeinſamen 
Währung! an ſich höchſt unvernünftig. In geringem Maße mitbe⸗ 


Am 31. Dezember 1918 betrug zum Beiſpiel die Metalldeckung der 
Oſterreichiſch-ungariſchen Bank nur noch 0,9 Yo und ſank ſpäter noch weiter. 
Be er 
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ſtimmend für die Anſchauung der Bevölkerung war übrigens ſchließlich 
auch die Minderwertigkeit des noch dazu einſeitigen Druckes! der 


in Anlehnung an die alten weißen Noten hergeſtellten neuen Geld⸗ 


ſcheine. Das Hauptmoment allerdings lag in der geſchilderten Maſſen— 


haftigkeit des Rätegeldes. So entwickelte ſich bis Ende Juni zwiſchen 


alten Noten und neuem weißen Gelde ein Kursverhältnis von 100: 170. 


50 Der Kampf gegen die blauen Emiſſionen des früher 
gemeinſamen Geldes. 
| Die ſchnelle Ablehnung der neuen weißen Noten veranlaßte nun 
die Räteregierung bereits ſeit Anfang Juni, doch dem Gedanken einer 
entſcheidenden Reform der Geldverhältniſſe näher zu treten. Das 
Ziel dieſer Reform konnte nicht mehr verkannt werden: man mußte 
die unbeliebten neuen weißen Noten beſeitigen und durch die Ein— 
führung der Arbeitsbücher oder durch neues Geld erſetzen. Wie aber 
auch dieſe Erſetzung ſchließlich ſtattfinden mochte, war bis zu ihrer 
Durchführung eine beſondere vorbereitende Maßnahme erwünſcht, die 
zur Erreichung des Endzieles doch einmal erfolgen mußte, und jetzt 
alsbald vorweggenommen vielleicht geeignet erſchien, wenigſtens das 
Fortſchreiten der Kriſe in etwas aufzuhalten. Es war dies die Maß⸗ 
nahme, ſofort das alte blaue? Geld aus dem Verkehr zu ziehen. 


Geſchehen mußte dies in jedem Falle einmal, wenn man das neue 


weiße Geld durch die Arbeitsbücher oder durch neues Geld erſetzen 
wollte, das ja jetzt von der alten gemeinſamen Währung abgehen 
und einer eigenen Währung angehören mußte. Gelang es aber er⸗ 
folgreich bereits alsbald, ſo war bis zur endgültigen Regelung der 


Geldfrage wenigſtens das eine erreicht, daß die im neuen weißen 


Gelde entlohnten Arbeiter nicht mehr unter einem Disagio ihrer 
Noten gegenüber in den Händen anderer Volkskreiſe befindlichen Geld- 
ſcheinen zu leiden hatten. Darum wurden durch Verordnung CXI 
der Räteregierung (vom 6. Juni) die 10 000⸗, 1000=, 100, 50⸗Kronen⸗ 
noten vom 1. Juli ab eingezogen mit Ablieferungstermin bis 31. Auguſt. 
Für die 20⸗Kronennoten erſter und zweiter Auflage und die 10-Kronen⸗ 
ſcheine war ein etwas ſpäteres Datum feſtgeſetzt. Zunächſt wollte 


dabei die Regierung die Ablieferung des alten Geldes gewaltſam er⸗ 


1 Gerade die Bevölkerung der früheren Monarchie war hinſichtlich der 
Vollkommenheit des Druckes ſeit jeher beſonders ver rwöhnt. 

2 Das alte weiße Geld kam jetzt hierfür nicht' in Betracht, da man bei der 
Ableugnung ſeines Unterſchiedes gegenüber dem neuen weißen Gelde dann jo- 
gleich auch dieſes hätte mit einziehen müſſen. | 


| 
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zwingen. Aber ſchon nach wenigen Tagen war ſie durch die Wider⸗ 
ſtände in der Bevölkerung genötigt, den ſtillen Beſitz dieſer Noten 
unangetaſtet zu laſſen. Durch Verordnung des Diſtriktsoberkomman⸗ 
danten der Roten Wache von Budapeſt vom 2. Juli wurde dieſes 
Nachgeben offiziell feſtgelegt. Nunmehr wurden nur alle Zahlungen 
und alles Wechſeln in dem einberufenen Gelde ſtreng verboten und 
unter Strafe geſtellt. Die Folgen dieſer Maßnahme waren jedoch 
höchſt unerwartete und ungewollte. Arbeiterfrauen allerdings lieferten 
ihre Erſparniſſe in altem Gelde auf den Rat der wohl auch durch 
den eignen Mangel an Valuta für Auslandzahlungen beſonders ſtark 
intereſſierten Regierung in hohem Maße ab. Die Bauern dagegen 
und damit auch die Schleichhändler hielten es völlig zurück. Der 
Bauer war von ſeinem Glauben, in dieſem Gelde einen beſonderen 
Schatz zu beſitzen, und von ſeinem tiefen Mißtrauen gegen die Noten 
der Räteregierung durch nichts abzubringen. Und vor den Banken 
in Budapeſt ſtanden in den Tagen der Ablieferung Lebensmittel⸗ 
aufkäufer, die vor der Tür den Eintretenden neues weißes Geld mit 
hohen Zuſchlägen anboten, wenn ſie ihnen ſtatt der nur Pari be⸗ 
zahlenden Bank ihr altes Geld abliefern wollten. Die Einziehung 


wies alſo tatſächlich einen völligen Mißerfolg auf. Dieſer war um 


ſo ſelbſtverſtändlicher, als Verwertungsmöglichkeiten zum Beiſpiel in 


Galizien beſtanden und vor allem auch in Wien trotz aller Einziehungs⸗ 


verfügungen der Räteregierung das alte Geld mit dem geringen 
Disagio von 5—6 % in deutſch⸗öſterreichiſche, im Ausland Kurswert 
beſitzende Noten umgewechſelt wurde. Ja der Erfolg der Einziehung 


war geradezu ein negativer. Man glaubte, daß die Regierung die 
Noten einberufe, weil ſie ſelber ſie für wertvoller halte und für ſich haben 
wolle. So ſtellte ſich das Verhältnis neuen weißen Geldes zu altem 


Gelde wie 2,5: 1 (Gold zu blauem Gelde wie 13,5: 1, alſo zu weißem 
Gelde etwa wie 34: 1). Es bemächtigte ſich der Bevölkerung geradezu 


eine Manie für die an ſich ſo minderwertigen alten blauen Noten. 


Lebensmittel irgendwelcher Art über die geringen öffentlichen Zu⸗ 


weiſungen hinaus waren überhaupt nur gegen altes Geld zu haben. 


Ganze Dörfer wieſen jede neue Note hohnlachend zurück. Selbſt 
Arzte ſcheuten ſich nicht, mit großen Schmerzen zu ihnen kommende 


Kranke einfach abzuweiſen, wenn ſie nicht in altem Gelde zahlen 


konnten. „Blaues Geld“ wurde das Schlagwort, das vor allem in 
Budapeſt ein jeder ſtändig im Munde führte. Zwar hätten in 
manchen Fällen vielleicht rigoroſe Strafen ſeitens der Regierung all⸗ 


mählich Abhilfe ſchaffen können. Die Bauern aber hätte man zur 
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Herausgabe ihres alten Geldes durch nichts bewegen können. Sie 
hätten es lieber verbrannt als abgeliefert. So wurde das neue weiße 


Geld faſt wertlos. Und das in Budapeſt umlaufende Scherzwort 


war durchaus nicht ganz unberechtigt: daß es nur eines gebe, das 
eee werde, die neue 200⸗Kronennote. 


N. a. Schaffung eigenen, als ſolches offiziell zugegebenen 
| Geldes 


Der Verſuch, der Geldkriſe wenigſtens in etwas Einhalt zu ge: 


bieten durch die raſche Einziehung des alten blauen Geldes, war alſo 


fehlgeſchlagen. So mußte man die nur langſamer mögliche Erſetzung 
der neuen weißen Noten abwarten. Für dieſe hatte man bereits ſeit 
Anfang Juni mit den Vorarbeiten begonnen. Da die Einführung 
der Arbeitsbücher ſich aus organiſatoriſchen Gründen als immer noch 
nicht möglich erwies, hatte man ſich dabei entſchloſſen, wiederum 
Geld, und zwar wieder geſtützt auf die Rechnungseinheit Krone, aus: 
zugeben. Jetzt aber konnte man auch nicht einmal mehr den Schein 
der Aufrechterhaltung der alten gemeinſamen Währung bewahren. 
Denn nur das weiße Geld war in Budapeſt techniſch nachahmbar. 
Es blieb alfo, der Räteregierung jetzt nichts anderes übrig, als die 
vorläufige Unmöglichkeit geldloſen Verkehrs und eines Auskommens 
für die Übergangszeit mit dem alten Gelde offen einzugeſtehen. Sie 
mußte für alle Augen erſichtlich eine eigne Währung ſchaffen . Um 
dieſe Abſicht durchzuführen, perband man mit der Verordnung der 


Einziehung des blauen Geldes die Beſtimmung, daß nach dem 31. De⸗ 


zember 1919 auch das geſamte weiße Geld (alter und eigner Emiſſion, 
deren Unterſchied aber immer noch nicht offiziell zugegeben wurde) 
aus dem Verkehr gezogen werden ſollte. Schon bevor dies erfolgt 
ſei, ſollte aber eigenes Sowjetgeld ausgegeben werden. Hinſichtlich 
dieſes Geldes verfolgte man von autoritativer Seite eine Zeitlang 
den Plan, zur Befriedigung der Arbeiter nunmehr Gold: und Silber⸗ 


1 Zuſammenfaſſende Außerungen Vargas über das neue Geldſyſtem 


wurden ſchon am 6. Juni im Abendblatte des „Peſter Lloyd“, S. 4, Sp. 2, 
veröffentlicht. Varga wies hier auf die an ſich günſtigen Deckungsmöglichkeiten 


des bolſchewiſtiſchen Geldes hin. Im. übrigen enthält der Artikel bedeutende 
Verdrehungen der wirklichen Sachlage, an die Varga ſelbſt ebenſowenig geglaubt 
haben kann, wie die gebildeten Leſer ſie ernſt nahmen. Vgl. ferner über die 
eigene Währung auch Vaͤgo Jaͤnos, Räteungarn auf dem Wege zur finanziellen 
Unabhängigkeit (Szociälis termelés I, 7, S. 38 f., ungariſch). 


Be 
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münzen in Umlauf zu jegen!. So war man unter dem Zwang der 
Ereigniſſe ſchrittweiſe zu einem Plane gedrängt worden, der jedes 
kommuniſtiſche Programm über den Haufen warf. In ſeiner großen 
Rede am dritten Sitzungstage des Rätekongreſſes gab Varga für 
dieſe Ausgabe von Gold- und Silbergeld neben der der Noten die 

Begründung?. Er ſagte, die Regierung wolle auch damit dokumen⸗ 
tieren, daß ſie von dem Beſtreben geleitet ſei, an Stelle des Geldes 
reale Werte zu geben. Deutlich zeigt ſich hierin die Verwirrung, 
welche die der Regierung völlig über den Kopf gewachſenen Geld⸗ 
verhältniſſe in den Köpfen auch ihrer kundigſten Mitglieder angerichtet 
hatten. Denn dieſe Begründung verkündete ja unter dem Scheine 
eines kommuniſtiſchen Prinzips eine völlig unkommuniſtiſche Idee, 
die erzwungen war durch die Unzufriedenheit der Arbeiter und ihr 

Hängen gerade an kapitaliſtiſcher Geldauffaſſung. Allerdings ließ die 
Räteregierung den Gedanken doch noch vor ſeiner Ausführung wieder 
fallen?. Seine Durchführung würde in dieſer Form, in der Ver⸗ 
bindung mit der Ausgabe kapitaliſtiſch nicht brauchbarer Noten lediglich 
noch nicht dageweſene Theſaurierungen zur Folge gehabt haben. 
Man beſchloß nunmehr, nur ein neues eigenes Papiergeld heraus⸗ 

zubringen. Am 21. Juli“ erſchienen die erſten Noten. Es waren 
20- und 10⸗-Kronenſcheine, emittiert von der ungariſchen Poſtſparkaſſe. 
Sie waren ebenſo wie die zweite Ausgabe der 5-Kronennoten einlösbar 
in irgendeiner anderen geſetzlichen Währung. Dieſes Geld vermied 
nunmehr den Anſchein einer Fälſchung und war klugerweiſe auch 
nicht mehr einſeitig bedruckt. Es verwendete aber wie das neue 
weiße Geld die einen Bruchteil der Geſamtſumme der ſozialen Güter 
bezeichnende Rechnungseinheit (die nur äußerlich noch den Namen 
„Krone“ beibehielt), ohne doch in jeiner Menge auf dieſe Güter 


I Lengyel erklärte in einer Sitzung des Budapeſter Zentral⸗Arbeiter⸗ 
und Soldatenrates, daß bereits am 1. Juli Gold⸗ und Silbermünzen vor⸗ 
handen ſein würden. Vgl. „Die e Lage“ in „Volksſtimme“ vom 
19, Ju 1919. | 85 

2 Vgl. „Volksſtimme“ vom 17. Juni 1919. | 

? Es haben aber tatſächlich bereits Probeprägungen der Goldmünzen vor⸗ 
gelegen. Der Leiter des Staatsmünzamtes, Urmöſſy, teilte nach „Az ujsäg“ 
vom 11. November 1919 (ungariſch) mit, daß Prägungen von 200⸗ Kronenſtücken 
in Gold ſtattgefunden hätten. Der Avers habe die Inſchrift: „Proletarier aller 
Länder vereinigt euch“, der Revers die Inſchrift: „Ungariſche Räterepublik“ 
getragen. Das Feingehalt ſei 580/1000 geweſen, der Durchmeſſer habe 35 mm 
betragen. Goldene 10⸗Kronenſtücke ſeien projektiert geweſen, 

Vgl. „Peſter Lloyd“ vom 21. Juli 1919, Abendblatt, S. 4, Sp. 3. 
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irgendwie Bezug zu nehmen. Trotzdem aber und obwohl es gleich— 
falls im Auslande nicht benützbar war, wurde es von der Bevölkerung 
verhältnismäßig gern genommen. Jedenfalls wurde es gegenüber dem 
neuen weißen Gelde bevorzugt. Hierzu, hat wohl auch mitgewirkt, 
daß es durch die Poſtſparkaſſe emittiert wurde. Dieſer brachte man 
von früher her immer noch Vertrauen entgegen, obwohl ſie jetzt nichts 
anderes war!, als der gleiche Staat, der hinter den neuen weißen 
Noten ſtand. a dürfte wie bei den 5⸗Kronennoten mitgeſprochen 
haben, daß das neue nationale Geld in keiner Weiſe mehr als 
Fälſchung betrachtet werden konnte, außerdem auch in feiner Stückelung 
den Verkehrsbedürfniſſen gerecht wurde. Freilich aber konnte dieſe 
günſtige Aufnahme nur etwas Vorübergehendes ſein. Die Haupt⸗ 
ſchwierigkeiten konnten auch die neuen Noten nicht beheben. Sollten 
ſie allmählich das neue weiße Geld erſetzen, ſo mußten ſie bei den 
Verhältniſſen der Wirtſchaft ſchließlich in gleicher Menge wie dieſes 
auf den Plan treten, und dieſe Maſſe mußte durch neuauftretende 
Bedürfniſſe der Regierung noch vermehrt werden. So mußte nach 
einigen Monaten ſtatt des neuen weißen das neue nationale Geld 
den Verkehr überſchwemmen und dann mußte die Abneigung der Be— 
völkerung dagegen die gleiche werden, wenn auch gewiſſe pſychiſche 
Momente, die gegen das weiße Geld mitgeſprochen hatten, aus- 
geſchaltet waren. e 
Dieſe notwendige Entwicklung wirkte ſich unter der Räteregie⸗ 
rung allerdings nicht mehr aus. Vorläufig ſah es ſo aus, als ob 
im Geldweſen eine gewiſſe Entſpannung eintreten wollte. Und dieſer 
Umſtand wurde noch begünſtigt dadurch, daß der Räteregierung plötzlich 
ein glücklicher äußerer Umſtand für ihr Beſtreben, das alte gemein— 
ſame Geld aus dem Verkehr zu ziehen, zu Hilfe kam. Eine Unter⸗ 
ſtützung der Vereinheitlichung der Währung trat ein und damit der 
Behebung der Kursunterſchiede. Das hierauf unverhofft von außen 
wirkende Moment war der Friede von St. Germain. Die bisherigen 
Außerkursſetzungen des blauen Geldes durch die Räteregierung waren 
von den meiſten nicht ernſt genommen worden, weil über die Gültig⸗ 
keit dieſer Noten gar nicht die Räteregierung, ſondern das Ausland 
zu entſcheiden hatte. Nach jedem Vorſtoß der Bolſchewiſten gegen 


1 Es iſt freilich nicht recht zu verſtehen, womit Geſetz XII die Deckung 
durch das geſamte Vermögen der Poſtſparkaſſe eigentlich als eine beſondere 
Sicherheit begründen wollte. Es könnte vielleicht ein Immobilienbeſitz in Frage 
gekommen ſein. Dieſer aber war von jeher ſehr gering, da die Poſtſparkaſſe 
zumeiſt die Räume der Poſt benutzte. 
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das blaue Geld hatte ſich ſofort gezeigt, daß es durch fie nicht zu 
erſchüttern war, und ſo hatte ſich das Vertrauen der Bevölkerung in 
dieſes Geld mit jedem neuen Vorgehen der Bolſchewiſten geradezu 
befeſtigt. Nun aber verfügte der Friede von St. Germain die Liqui⸗ 
dierung der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank und die Einziehung ihrer 
Emiſſionen. Jetzt wurden viele Beſitzer des blauen Geldes doch ſtutzig. 
Zwar legte ſich die erſte Panik bald wieder. Aber man wußte jetzt 
doch, daß die Tage der Auslandsgeltung des blauen Geldes gezählt 
waren. Im Laufe der Zeit wäre hierdurch die Räteregierung in 
ihrem Beſtreben nach Vereinheitlichung der Währung unterſtützt 
worden 1. Nur die Bauern würden wahrſcheinlich nach ihren bis⸗ 
herigen Erfahrungen, daß das blaue Geld trotz aller Maßnahmen 
der Räteregierung ſeinen Wert behalten hätte, hartnäckig die Heraus⸗ 
gabe weiterhin verweigert haben. Aber die Wertloſigkeit dieſes Geldes 
wäre dann doch bald offenbar geworden und die noch theſaurierten 
Beſtände hätten in der Währung keine un mehr anzurichten 
vermocht. | 


c) Aberblic. | 


Mitten in die Beſtrebungen, in faſt völliger Abkehr vom kom⸗ 
muniſtiſchen Programm nach viermonatlicher Regierungszeit eine ein⸗ 
heitliche nationale Währung, ein wenn auch vom Spezialwert eines 
Einzelgutes unabhängiges, nur zur Summe der ſozialen Güter in 
Beziehung ſtehendes „Geld“ zu ſchaffen, fiel der Sturz der Räte⸗ 
regierung. Vom 21. März bis zu dieſem Zeitpunkte beſtand nach 
dem Geſagten, wenn wir die Ereigniſſe überblicken, ein völliges Chaos 
im Geldweſen und ein durchaus unkommuniſtiſcher Zuſtand. Es zeigte 
ſich einmal eine tatſächlich bis zuletzt nicht behobene Vielfältigkeit 
der Emiſſionen. Allein an allgemein umlaufendem Gelde waren am 
1. Auguſt immer noch folgende Noten im Verkehr, die im Prinzip, 
wenn auch nicht im Namen verſchiedene Rechnungseinheiten ver⸗ 
wendeten, im Ausland verſchieden benutzbar waren und daher bie 
Tendenz zu Kursdifferenzen in ji N | 
Altes Geld: 


1. Die gemeinſamen Emiſſionen 10 000, 1009 100, 50, 20, 10, 5 
2, 1 Kronen. | 


2 Die Näteregierung tat auch alles, um dieſen ihren Trumpf e ; 
diſtiſch zu verwerten. Vgl. zum Beifpiel den Aufſatz „Das Ende des blauen 
Geldes“ in „Peſter Lloyd“ vom 26. Juli 1919, Abendblatt, S. 4. ö 
Schmollers Jahrbuch XIIV I. N 9 
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2. Blaue 20⸗Kronennoten. 2. Auflage. 
3. In Deutſch⸗Oſterreich und Ungarn gültige Emiſſion weißer 

200 und 25 Kronen. 

Rätegeld: | 

4. Emiſſion der ungariſchen PORIDOLTONE, 1; und 2. Auflage, 

5 Kronen. 

5. Photochemiſch hergeſtellte Fälſchungen der 2⸗ und 1⸗Kronennoten 
gemeinſamer Emiſſion, mit neuen Seriennummern. 

6. Neue weiße 200⸗ und 25⸗Kronenſcheine mit veränderter Serien- 
nummer. 

7. Das ungariſche nationale Geld, 20⸗ und 10⸗Kronennoten der 

Poſtſparkaſſe. 

Zu dieſer Geldverwirrung aber trat er hinzu, daß ja nicht 
bloß allgemein im ganzen Gebiete der Sowjetrepublik umlaufende 
Noten beſtanden, ſondern zweitens ebenſo ſolche mit nur lokaler 
Geltung, die wiederum zu Kursdifferenzen — wegen der Wechfel- 
bedürfniſſe — Anlaß geben mußten. Trotz Einheitlichkeit des 
emittierenden Staates gaben vielmehr in der Provinz eine Fülle von 
nachgeordneten Staatsſtellen örtlich verſchiedenes Geld aus. Es ift . 
erſtaunlich, wie man ſich hier augenſcheinlich ſelber gar nicht der Tat⸗ 
ſache bewußt war, daß es jetzt keine ſelbſtändigen Geldinſtitute, 
ſondern nur noch Amter ein und desſelben Staates gab. So brachten 
nicht bloß Direktorien! und Städte, ſondern ſogar einzelne Banken 
trotz ihrer Sozialiſierung Noten in den Verkehr, die ſie ſelbſtändig 


unterzeichneten. Die Geldverwirrung muß deshalb in der Provinz 


eine geradezu ungeheuerliche geweſen ſein. So gab es zum Beiſpiel 
in Györ außer dem früher gemeinſamen und dem neuen Gelde der 
Zentralregierung noch 50-Kronennoten der Peſter Ungariſchen Kom⸗ 
merzialbank, datiert vom 7. Mai und mitunterzeichnet von einem 
Vertrauensmanne des Volkskommiſſars für Finanzen, alſo der gleichen 
Behörde, der die Geldemiſſion der Zentralregierung oblag! Ferner 
beſtanden in derſelben Stadt 20⸗ und 10⸗Kronennoten der Allgemeinen 
Sparkaſſe, datiert ebenfalls vom 7. Mai. Sodann wiederum 10-Kronen⸗ 
noten vom 7. Mai, jedoch von der Filiale Györ der Peſter Ungariſchen 
Kommerzialbank. Und endlich kurſierten ebenda 5⸗Kronenſcheine 


1 Erſt in der zweiten Hälfte des Mai wurde durch Verordnung XCVI 
der Räteregierung die Bezirks⸗ und Städteverwaltung etwas zentraliſtiſcher. . 
Die Ausgabe des Geldes in der n m aber in erheblichem Maße vor 
dieſen Zeitpunkt. 
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der Filiale Györ der Ungariſchen Allgemeinen Kreditbank, datiert 
vom 6. Mai. 

So kam in der Räterepublik eine unerhörte Vielfältigkeit der 
umlaufenden Geldmittel mit einer Tendenz zu vielfachſten Kurs⸗ 


differenzen zuſtande. Hierzu trat aber, wie wir wiſſen, ein Zweites. 
Auch die Menge der umlaufenden Noten zeigte beſondersartige Ver⸗ 


hältniſſe. Zu beachten iſt hier bereits das Mengenverhältnis der 
einzelnen Stückelungen zueinander. Es führte nach wie vor, wenigſtens 
in Budapeſt, eine ſcharfe Form einer Kleingeldkriſe herbei. Die Aus⸗ 
gabe der 5, 2:, 1⸗Kronennoten der Zentralregierung war unzureichend. 
Bis zuletzt waren in Budapeſt ſelbſt Banken häufig nicht in der 


Lage oder nicht gewillt, auch nur einen einzigen 200⸗ Kronenſchein | 
einzuwechſeln. Und mit einer 5⸗Kronennote in der Taſche war es 


meiſt unmöglich, die Straßenbahn oder die Untergrundbahn zu be⸗ 
nützen, da das Herausgeben nicht möglich war oder verweigert wurde. 
Viel beachtenswerter freilich noch lagen die Dinge hinſichtlich des 
Mengenmomentes bei der Emiſſion der neuen weißen Noten. Von 


irgendeiner Anpaſſung an die vorhandenen ſozialen Produkte auf der 


Baſis landläufiger Beziehungen der Güter zur Rechnungseinheit ar 
keine Rede. Der Grund hierfür lag aber nicht wie in Rußland In 


dem kommuniſtiſch motivierten Gedanken, durch Maſſen neuen Geldes 
die verſteckten Vermögen der Kapitaliſten zu entwerten. Er erwuchs 


vielmehr einmal aus den Mißerfolgen gegenüber der Theſaurierung 
bei der Stadtbevölkerung, ferner aus der Vernachläſſigung der Waren⸗ 


tauſchaktion mit den nichtſozialiſierten Bauern. Dieſe beſaßen einfach 


keine Verwendungsmöglichkeit für Geld und mußten, nicht aus gegen⸗ 
revolutionärer Abſicht, wie die Regierung ſagte, ſondern durch deren 
Zurückhaltung der Induſtrieartikel gezwungen, zur Saugſtelle für 
Geld werden, die eine natürliche Tendenz zur Geldvermehrung nach 


ſich führte. Der Hauptgrund für die Mengenſteigerung des Geldes 


allerdings war noch ein anderer. Als die große Armee geſchaffen 


wurde, wollte man die Soldaten durch ungeheure Löhne blenden 1. 


Im Anſchluß hieran aber verfolgte man den gleichen Grundſatz 
gegenüber den Arbeitern. Ganz unkommuniſtiſch gedacht ſuchte man 
ihr Augenmerk vom Entſcheidenden, der vorhandenen Gütermenge, 


1 Nach den nach dem Sturze der Bolſchewiſten angeſtellten Unterſuchungen | 


hat in den 132 Tagen der Proletarierdiktatur die Rote Armee nicht weniger 
als 3307 Mill., die Rote Wache 514 Mill., zuſammen alſo 3 821 Mill. K 


gekoſtet (vgl. „Neues Wiener Abendblatt“ vom 4. November 1919, Nr. . 


S. 2, Sp. 1). 
9 * 


N 
I 


x Fr * 
— 


132 , * Reinhard Junge 


abzulenken. Man appellierte an einen im kapitaliſtiſchen Fühlen 


wurzelnden Glauben des Arbeiters, der ihm vorſpiegelte, mehr Geld⸗ 
lohn bedeute mehr Güter. Zeigte ſich alsdann, daß wegen der Lohn⸗ 


höhe den Staat ein Produkt viel teurer zu ſtehen kam, als er es . 
verkaufte, ſo ſetzte man den Preis herauf. Gleichzeitig aber erhöhte 


man wieder. den Lohn der Arbeiter, um ihr nunmehr einſetzendes 
Grollen zu beſchwichtigen. Und ſo ging es fort in endloſer Kette 
bis beinahe ins Ungemeſſene. So lag ſchließlich das weiße Geld 


5 buchstäblich auf der Straße. Und doch konnte für die ungeheuren 


Summen niemand ſich etwas kaufen!. Man wußte oft nicht, was 


man mit dem Gelde überhaupt anfangen ſollte. Ganz beſonders un⸗ 


ſozial aber wirkte dies alles auf die Alten, Kranken und Kinder und 


die im höheren Alter aus ihrem Berufe Geſchleuderten, die nur ſchwer 


umlernen konnten. Für ſie war die ſtaatliche Unterſtützung noch nicht 


, organiſiert. Der Staat verwies fie auf monatliche Abhebungsbeträge 


ihrer früheren Vermögen, die in neuem weißen Gelde ausbezahlt 
wurden, aber zu dem nunmehrigen geringen Geldwerte ſo wenig mehr 
in Verhältnis ſtanden, daß die Abheber faſt verhungerten. So wirkte die 
politiſche Tendenz einer Irreführung der Arbeiter durch übergroße 
Mengenſteigerung des Geldes unſozial. Und das Schlimme war, daß 


der einmal eingeſchlagene Weg die Räteregierung gegen ihren eigenen 
Willen immer weiter in die Inflation hineinführte. Alle Verſuche, 
die ſtets als eine beſondere Folge des Kommunismus gepredigte Ein- 


ſchränkung des Geldumlaufes durchzuführen, blieben erfolglos. Trotz | 
der Unterſtützung des Privatſcheckverkehrs, der umfangreichen Ver— 
rechnungen des Staates in ſich ſelbſt und der Überweiſungen der 


Banken war ſoviel Geld im Lande, wie noch niemals zuvor. Die 


Regierung warf der Bevölkerung vor, daß fie hieran durch törichte 


Theſaurierungen und ihre Vorliebe für das alte Geld die Schuld 
trüge. Sie ſagte ferner, daß ein großer Teil der Theſaurierungen 
bewußtes Kampfmittel der Gegenrevolution ſei. Die Regierung ſcheint 


f auch tatſächlich ſelbſt nicht verſtanden zu haben, daß es ſich hier um 


ſelbſtverſtändliche Wirkungen ihrer eigenen Maßnahmen, vor allem 
der Verzögerung der Barentauf aktion und der Lohnpoliti, handelte. 


1 Treffend hat ſchließlic e ſelbſt, freilich ohne die Schuld der N 


Regierung einzuſehen, dieſe Zuſtände charakteriſiert. Er ſagte in einer Sitzung 


des Zentral⸗Arbeiter⸗ und Soldatenrates („Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919): 
„Das ausgegebene Geld nimmt keinen Kreislauf. Bei den Arbeitern bleibt der 
Lohn, bei den Bauern das Geld, denn es gibt nichts zu kaufen. Aus dieſem 
Grunde müſſen immer neue und neue Geldmengen ausgegeben werden.“ 
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Manchmal verſuchte ſie die dent der ganzen Frage überhaupt 
abzuleugnen 1. Jedenfalls zeigte fie ſich gänzlich hilflos?. | TR 
So mußte fie gegen ihren eignen ursprünglichen Willen das Er⸗ 
gebnis ſich entwickeln ſehen, daß ſchließlich neben den früher in 
Ungarn kurſierenden 10 Milliarden leinſchließlich der beſetzten Gebiete, 
ausſchließlich Kroatiens und Slawoniens) noch etwa 7 Milliarden ö 
Kronen neuen weißen Geldes, 600 Millionen Poſtſparkaſſengeld ſowie 
das Provinzgeld umliefen. E 

So zeigt uns unſer Überblick über die innere Geldpolitik der 


| ungarischen Bolſchewiſten folgende Zuſtände: Ein wachſender Geld⸗ 


mangel treibt die Regierung zu einem Notendruck. Für dieſe Noten 


wird jede Metalldedung. aufgegeben, vielmehr eine Deckung in der 


Geſamtſumme der ſozialen Produkte geſucht. Im Zuſammenhange 5 
damit wird die Rechnungseinheit als Bruchteil der Mengeneinheit 
eines Spezialgutes erſetzt durch eine ſolche als Bruchteil der Geſamt⸗ 


gütermenge. Dieſer Bruchteil aber wird nun ganz willkürlich, ohne 


jede innere Bezugnahme zur Güterſumme ſtändig verringert. Die 


ſtärkſte Inflation entſteht. In dieſem Notendruck ſtemmt ih ferner 5 


die Regierung bis faſt zuletzt gegen das offene Eingeſtändnis ihres 

Bedürfniſſes an. In ihren Verſuchen, dieſem Eingeſtändniſſe, zu ent⸗ 
gehen, vermehrt ſie in erheblichem Grade das Chaos vieler nebenein⸗ 
anderſtehender Geldemiſſionen und veranlaßt ein Gewirr von Kurs⸗ 


differenzierungen. Die Verhältniſſe zwingen ſie, zuletzt das kommu⸗ 


niſtiſche Prinzip der Geldloſigkeit offen aufzugeben und eine eigene 
nationale Währung vor aller Augen zu ſchaffen. Trotzdem aber 


1 So konnte Lengyel in ſeiner Rede auf dem Rätekongreſſe es ſich 
herausnehmen, folgende Sätze zu ſprechen: „Es iſt hier zu erwähnen, obgleich 


es nebenſächlich iſt, in welchen Mengen die Geldzeichen ausgegeben find. Die 


unabläſſige Herausgabe der Geldzeichen stößt auf techniſche Schwierigkeiten.“ 
(„Peſter Lloyd“ vom 17. Juni 1919, Morgenblatt, S. 3, Sp. 1.) N 

2 Typiſch zeigt ſich das ſchon aus dem bereits erwähnten Ausſpruche | 
Vargas zu Beginn der Räteregierung, daß die Stellungnahme der Regierung ö 
im Notenneudruck von der Verſtändigkeit des Publikums abhängen werde 
(„Penzviläg“ vom 29. März 1919). Man ſah das ruſſiſche Beiſpiel und wollte 


es vermeiden. Aber man verlangte dieſe Vermeidung von der ganz automatiſcch 


auf die Maßnahmen der Regierung reagierenden menſchlichen Pſyche, anſtatt 
das eigene Vorgehen zu ändern. Ganz beſonders klar tritt die Hilfloſigkeit | 
auch in Vargas großer Rede am dritten Sitzungstage des Rätekongreſſes | 
hervor (vgl. „Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919), nicht minder in Lengyels, 
deſſen ganze Unfähigkeit enthüllender Rede auf dem e („Peſter So: 
vom 17. Juni, ä S. 3, Sp. 1). | 7 
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gelingt es ihr Be noch nicht, das übrige umlaufende Geld und 
damit die Kursdifferenzen zu beſeitigen; ſie hat nur noch ein neues 


Geld neben das alte geſtellt. \ 
2. Die äußere Geldpolitik 


Ebenſo wie ſich in der inneren Geldpolitik alsbald die mindeſtens 


vorläufige Unmöglichkeit der völligen Bargeldloſigkeit erwies, ſo 
auch in der äußeren. Trotzdem Ungarn über Tauſchgüter wichtiger 
Art verfügte, gelang es jo gut wie gar nicht, einen wirklichen 
Warentauſch mit dem Auslande vorzunehmen. Hinſichtlich umfang— 


reicher Güter bereitete einmal die Entente mittels der Blokade große | 


Schwierigkeiten. Dazu kam, daß das Ausland faſt durchweg die 
Annahme der ungariſchen Tauſchobjekte als von der Regierung den 
Privaten geſtohlen ablehnte. An der Schärfe dieſer Ablehnung trug 
allerdings die Räteregierung mit die Schuld. Und zwar war dies 


der Fall durch die Behandlung, die ſie den früheren Bankiers an⸗ 
gedeihen ließ. Sie ließ dieſe im allgemeinen nicht in. Staatsämtern 


unter Kontrolle in ihrem Fache weiterarbeiten, ſondern machte ſie 
brotlos, ſtieß fie geradezu aus der Geſellſchaft aus und verhinderte 
ſie, ſelbſt Proletarier zu werden. Man behandelte gerade ſie oft 
nicht einmal als Ungarn mit Anſpruch auf Leben und Arbeit. So 
ſchuf man ſich in ihnen wütende Feinde. Sie gingen ins kapitaliſtiſche 
Ausland und ſtachelten dieſes, das der Aufhebung des Privateigens 


an ſich ſchon feindlich gegenüberſtand, dazu auf, die Annahme der 


ſozialiſierten Güter im Wege des Warentauſches abzulehnen. So 


blieb der Sowjetregierung nichts anderes übrig, als ins Ausland 


mit Geld zu zahlen. Für dieſen Zweck mußte ſie aber ein Geld be— 
ſitzen, das im Auslande anerkannt wurde. Dieſe Anerkennung wurde 


jedoch verſagt dem eigenen Sowjetgelde. Auf dieſe Weiſe ſtand die 


Sowjetregierung vor der Notwendigkeit, nicht bloß auf das kommu— 
niſtiſche Prinzip in der äußeren Geldpolitik zu verzichten und eine 
Zweiteilung ihrer Geldpolitik in innere und äußere vorzunehmen. 
Sondern ſie mußte dieſe Zweiteilung ſo ſcharf geſtalten, daß ſie ganz 
verſchiedene. Geldarten für dieſe beiden Zwecke verwenden mußte. 
Außerordentlich ſchwierig geſtaltete ſich die Aufgabe der äußeren 
Geldpolitik damit. Mit allen Mitteln mußte die Regierung ver- 


ſuchen, das vorhandene alte gemeinſame Geld an ſich zu bringen. 


Dieſes Geld aber war, da die Warenausfuhr unmöglich war, ohne 
Rückſtrömung. Und die Bedürfniſſe für Zahlungen an das Ausland 
als Abfindung für die Sozialiſierung von Betrieben, für die Propa⸗ 


. 
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ganda der Weltrevolution und für Lieferungen von Kriegsmaterial 
waren bedeutende. Raſch mußte ſich ſo die unter den gegebenen 
Verhältniſſen mögliche valutariſche Potenz der Sowjetrepublik immer 
mehr mindern. Und es mußte über kurz oder lang ein Zuſammen⸗ 
bruch der äußeren Geldpolitik eintreten. Zwar wurden die Ab⸗ 
findungen an die ausländiſchen Unternehmer ſehr bald vorläufig ein⸗ 
geſtellt. Zwar beſchränkten ſich auch, ſchon infolge der Blockade, die 
Warenkäufe im Auslande auf ein Minimum und erſtreckten ſich nur 
auf gewiſſe Viehkäufe bei den Serben und die Übernahme von 
Kriegsmaterial aus Italien gegen Zahlung von rund 25 Millionen 
Kronen in Gold öſterreichiſch⸗ ungariſcher und ruſſiſcher Prägung. 
Aber ſehr große Summen wurden für die Auslandspropaganda be⸗ 
nötigt !. So kam es, daß bald eine große Knappheit an den von 
der Regierung benötigten Geldarten eintrat. Die faſt zwei Milliarden 
gemeinſamen Geldes, die am 21. März bei der Hauptſtelle Budapeſt 
der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank lagen, ſcheinen bis zum 1. Auguſt 
faſt ganz aufgebraucht worden zu ſein. Nur der Goldbeſtand der 
Bank in Höhe von 73 Millionen Kronen? war mit Ausnahme von 
3 Millionen nicht angegriffen. Dieſe ſchwierige Lage der äußeren 
Geldpolitik mußte die Regierung zu beſonderen Maßnahmen zwecks 
Sammlung des früher gemeinſamen Geldes veranlaſſen. Die Er⸗ 
öffnung der freien verzinslichen Guthaben und die Einziehung des 
blauen Geldes vom 1. Juli ab ſind auch tatſächlich mit auf dieſes 
Motiv zurückzuführen. Wahrſcheinlich hoffte man zeitweilig auch, 
von Rußland in der äußeren Geldpolitik eine Unterſtützung durch 
Zuführung von Gold uſw. zu erhalten. Es hat aber den Anſchein, 
als ob tatſächlich dieſe Hoffnung ſehr trügeriſch geweſen ſei, ja 
Budapeſt ſtellenweiſe geradezu Zahlſtelle für Rußland geweſen I, 
ohne von dort die genügende Deckung zu erhalten. ö 

So zeigt uns auch die äußere Geldpolitik eine erzwungen rein 
kapitaliſtiſche Note. Und fie erweiſt uns trotz objektiv hoher valu⸗ 
tariſcher Potenz der Sowjetrepublik doch ſubjektiv dieſe Potenz als 
gering und raſch dahinſchwindend ohne Ausſicht, daß geldpolitiſche 
Maßnahmen getroffen werden könnten, die für die Dauer eine ent⸗ 
ſcheidende Beſſerung / herbeizuführen vermöchten. | 


1 So, fanden fi, wie bereits erwähnt wurde, Anfang Mai in der 
ungariſchen Geſandtſchaft in Wien 135 Mill. K vorzüglich für Propaganda⸗ 
zwecke vor. 

2 Vgl. „Reggeli hirek“ vom 18. Auguſt 1919 (die dort über den Noten⸗ 


beſtand enthaltene Angabe iſt jedoch gänzlich irrtümlich). 
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IV. Kritik der Geldpolitik der ungariſchen Bolſchewiſten 


Die ungariſchen Bolſchewiſten ſahen ſelber ein, daß für eine 
Übergangszeit noch Geld vonnöten ſei. War dies der Fall, ſo er⸗ 
hebt ſich als erſte Frage kritiſcher Betrachtung die, inwieweit die 
praktiſche Geldpolitik der Bolſchewiſten in dieſer Überleitung eine 
Anknüpfung an den Kapitalismus gefunden und dabei auch 
die ſpezifiſch ungariſche Note des Problems berückſichtigt hat. 
| 1. Ein kapitaliſtiſch brauchbares, insbeſondere ungariſche 
Farbe tragendes Geldweſen wurde durch die Geldpolitik der Räte⸗ 
regierung ſehr ungünſtig beeinflußt. Erſtens wurde der Mangel an Ein⸗ 
heitlichkeit der Währung noch bedeutend verſtärkt. Zweitens wurde die 
bisher in kapitaliſtiſchen Wirtſchaftskörpern übliche Rechnungseinheit 
und die ihr entſprechende Deckung der Noten aufgegeben. Trotz der 
fklaviſchen Anlehnung der 200⸗, 25=, 2=, 1⸗Kronennoten an die Form 


der früheren Währung ſtellten ſie ebenſo wie die zuletzt ausgegebenen, 


als eigene Zahlungsmittel offen zugeftandenen 20: und 10⸗Kronen⸗ 
ſcheine doch prinzipiell etwas anderes dar als die Noten der alten 
Währung und der derzeitigen kapitaliſtiſchen Staaten überhaupt. 
Die Rechnungseinheit leitete ſich nicht mehr her vom Bruchteile der 
Mengeneinheit eines Spezialgutes, des Metalls, ſondern vom Bruch— 
teil der Geſamtſumme der ſozialen Produkte. Dementſprechend 
hörte auch jede Metalldeckung auf. Nun hätte allerdings mit ſolchen 
durch eine Staatsbank emittierten Noten ſich auch eine kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsform einverſtanden erklären können. Im Hinblik auf 
die ſchließlichen Beziehungen der früher gemeinſamen öſterreichiſch— 
ungariſchen Währung zum Metall konnten ſie ſogar kapitaliſtiſch be⸗ 


trachtet ein mindeſtens nicht ungeſünderes Geld darſtellen. Aber | 


dieſer an ſich gegebenen Möglichkeit wurden die Noten der Räte⸗ 
regierung in Wirklichkeit nicht gerecht. Die Größe des Bruchteiles 
der Geſamtgütermenge, welche die neue Rechnungseinheit repräſen⸗ 
tierte, war nicht irgendwie, wenn auch in weiterem Spielraume, feſt⸗ 
ſtehend. Ganz ohne Rückſicht auf die ſozialen Güter wurde die Zahl 
der im Verkehr beſindlichen Rechnungseinheiten fortwährend vermehrt. 
Der Wert des Bruchteiles ſank beſtändig in raſchem Tempo, und 
niemand konnte wiſſen, bis zu welcher Grenze dieſe Entwicklung fort- 
gehen würde. So entſtand eine hochgradige Inflation. Und ſo war 
das offen als ſolches zugeſtandene wie das nicht zugegebene eigene 

Geld der Räteregierung, obwohl es durchaus „Geld“ war, doch als 
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ſolches unbrauchbar und war. daher vom kapitaliſtiſchen Geſichtspunkte 
aus abzulehnen. 

Dazu kam drittens, daß die zentrale Regelung des Notenumlaufes 
im höchſten Maße gefehlt zu haben ſcheint. Allerdings dürfte ſtaats⸗ 
finanziell techniſch eine Zuſammenfaſſung des in die Staatskaſſen 
zurückſtrömenden Geldes in einer Zentralkaſſe und die Wiederausgabe 
von dort aus ſtattgefunden haben. Währungspolitiſch aber ſcheint 
weder eine Hinterlegung von Schatzwechſeln oder ſonſtiger Sicherheiten 


durch die bolſchewiſtiſche Regierung noch eine Kontrolle noch auch 


eine intenſivere Unterſtützung des Rückſtrömens der Noten vorhanden 
geweſen zu ſein. Man zahlte wohl lediglich, was gerade zurückkam, 
durch die Zentralkaſſe wieder aus und druckte neu, wenn dies nicht 
ausreichte. Als ein Mittel, den Rücklauf zu regeln, iſt abgeſehen 
von der Preſſepropaganda faſt nur die Schaffung der freien Spar⸗ 
einlagen anzuſehen. Tatſächlich jedenfalls fand ein Rückſtrömen des 
früher gemeinſamen Geldes ſo gut wie gar nicht ſtatt. Auch hin⸗ 


ſichtlich des neuen weißen Geldes aber ſcheinen, obwohl die Be⸗ 


völkerung mit ihm eigentlich gar nichts anderes anfangen konnte, 
als 9 Staate zurückzuzahlen, erhebliche Stockungen eingetreten 
zu ſein. Das beweiſt zum Beiſpiel der Umſtand, daß bei der Er⸗ 
höhung der Bücherpreiſe der Wunſch ſeitens der Regierung mitſprach, 
auf dieſe Weiſe mehr Geld in die Staatskaſſen zurückzuerhalten. 
Zudem iſt es erwieſen, daß auch ſehr viel neues weißes Geld im 
Volke, und zwar gerade von den Arbeitern, theſauriert wurde. Sie 
konnten es eben in größeren Mengen vorläufig überhaupt nicht ver⸗ 
werten; auch ſeinem Eintauſche gegen teures blaues Geld im trotz 
aller Gegenmaßregeln blühenden privaten Wechſelgeſchäft waren enge 
Grenzen gezogen. 

So war das Geldweſen der Räteregierung, unter dem Geſichts⸗ 
punkte des Geldes als ſolchem betrachtet, nicht brauchbar. Dieſes 
Geld und dieſe Geldpolitik konnte damit auch kapitaliſtiſchen Be⸗ 
dürfniſſen in keiner Weiſe gerecht werden. Dazu kam aber endlich 
auch noch eine Vernachläſſigung des ſpezifiſch ungariſchen National⸗ 
prinzips im Geldweſen. Eine Durchführung des urſpünglichen eigenen 
Programmes der Bolſchewiſten hätte zwar in den Arbeitsbüchern 
tatſächlich national charakteriſierte Träger von Geldfunktionen, wenn 
auch nicht eine Geldwährung, geſchaffen. In Wirklichkeit aber ſuchte 
die Räteregierung das Nationalprinzip im Geldweſen während der 
größten Zeit ihres Beſtehens zu verleugnen. Allerdings ſchuf ſie 
durch die von der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank nicht anerkannten 
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Fälſchungen der 200⸗, 25⸗, 2- und 1⸗Kronennoten eigene, ungariſche 
Zahlungsmittel. Aber ſie lehnte ſich in der Form völlig an die 


früher gemeinſame Währung an und behauptete offiziell, daß die 


Noten noch dieſer angehörten. Auch die Form der 5-Kronennoten 
änderte nichts an der Bekämpfung des Nationalprinzipes. Denn die 
erſte Emiſſion war gedeckt durch gemeinſames Geld, die zweite vor 
allem durch das zwar eigene, aber das Nationale nicht anerkennende 
Rätegeld. Und daß das den Zweikronenwert überſchreitende Wechſel⸗ 
geld nicht überhaupt auch die Form gemeinſamen Geldes annahm, 
lag nicht im Willen der Räteregierung, ſondern daran, daß die 


Pſterreichiſch⸗ungariſche Bank ſelbſt es nicht drucken wollte und in 
Budupeſt nicht die techniſche Möglichkeit für die Nachahmung der 


blauen 10⸗Kronenſcheine beſtand. Erſt die letzte Emiſſion der Räte⸗ 
regierung, vierzehn Tage vor ihrem Sturze, bedeutete das öffentliche 
Eingeſtändnis der Schaffung nationalen Geldes. Doch konnte dieſe 
Maßnahme ſich noch ſo gut wie gar nicht auswirken. Während 
beim Auftreten des Bolſchewismus in Ungarn die Entwürfe für ein 
nationales Geld bereits vorlagen und dieſes unter der Karolyi- 
regierung vorausſichtlich ſchon im Juni in den Verkehr gelangt wäre, 
brachte alſo der Bolſchewismus in der Nationalgeldfrage zunächſt 
einen Rückſchritt. Obne einen vorherigen Plan wollte er erſt ganz 
zuletzt, als er ſtaunend das wider Willen ſelbſt hervorgerufene 
Chaos ſah, dieſes durch offene Nationaliſierung der Zahlungsmittel 
beſeitigen. Inzwiſchen aber hatte er die Bevölkerung zu der Manie 
verleitet, gerade das nicht nationale, und zwar an ſich ganz 
minderwertige, früher gemeinſame Geld als höchſten Schatz zu be- 
trachten. 

Wir gelangen mithin zu ber Ergebnis, daß der ungariſche 
Bolſchewismus in ſeiner Geldpolitik an die Stelle der bisher im 
kapitaliſtiſchen Staate geltenden, allerdings bereits ſehr ungeſunden . 
Währung ein neues Geldweſen ſetzte, das kapitaliſtiſch ganz un⸗ 
brauchbar war. Und wir ſehen ferner, daß er dabei die ſpezifiſch 
ungariſche Nationaliſierungstendenz faſt bis zum Ende ſeiner Herr⸗ 
ſchaft zum mindeſten offiziell verleugnete. Die ungariſchen Bolſche⸗ 
wiſten betätigten alſo ihre Erkenntnis, daß für eine Überganszeit 
noch Geld vonnöten ſei, in der Weiſe, daß ſie Geld wohl der Form 
nach, aber nicht geſund in ſeinem Inhalte aufrechterhielten. 

Dieſer Umſtand aber zog beſondere wirtſchaftliche Wirkungen 
nach ſich. Daß ſolche Ergebniſſe, unter einem kapitaliſtiſchen Geſichts⸗ 
punkte betrachtet, ungünſtig ſein mußten, liegt in der Natur der Sache. 
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Gefahrbringend waren ſie mittelbar nicht minder aber auch für die 
bolſchewiſtiſche Wirtſchaftsorganiſation ſelbſt. Der Mangel an brauch⸗ 
barem Gelde führte zum Beiſpiel die Geringfügigkeit der Lebens⸗ 
mittellieferungen ſeitens der nichtſozialiſierten, noch ganz in kapita⸗ 
liſtiſchen Gedankengängen ruhenden Bauern mit herbei — im Verein 
allerdings mit dem ſtarken politiſchen Mißtrauen gegen die Räte⸗ 
regierung. Er trug ferner bei zu den unſozial wirkenden Kurs⸗ 
differenzen und zu den Schwierigkeiten in der äußeren Währungs- 
politik hinſichtlich des Verkehrs mit dem kapitaliſtiſchen Auslande. Ferner 
brachte es die Inflation mit ſich, daß viele der vorläufig von Staats 
wegen noch auf ihr früheres Privatvermögen verwieſenen Alten, 
Kranken und Kinder ſchwerer, durchaus unſozialer Not preisgegeben 
wurden. Noch beſtanden in der bolſchewiſtiſchen Wirtſchaft Faktoren 
mit im Kapitalismus wurzelnden Geldbedürfniſſen. Das Fehlen eines 
brauchbaren Geldes mußte deshalb in dieſer Miſchwirtſchaft für ihre 
Weiterentwicklung auch nach der kommuniſtiſchen Seite hin unliebſame 
Folgen zeitigen, weil ſie den Beſtand dieſer Übergangswirtſchaft über⸗ 
haupt gefährdete. Es zeigte ſich hier wiederum die Bewahrheitung 
eines allgemeinen Geſetzes aller Zuſammenſtöße verſchieden entwickelter 
Wirtſchaftsſyſteme. Ich meine das Geſetz, demzufolge die Bedürfniſſe 
des primären Wirtſchaftsſyſtems aus techniſchen und pfychifchen 
Gründen niemals in kurzer Zeit abſterben und deshalb die auf- 
treffende ſekundäre Wirtſchaft Überleitungsmaßnahmen finden muß, 
die zunächſt in Form und Inhalt noch an die der alten Wirtſchaft 
anlehnen. Dieſes Geſetz überſahen die ungariſchen Bolſchewiſten. 
Zwar beherrſchte ſie wohl ein inſtinktives Gefühl, an der alten 
Währung feſthalten zu ſollen. Aber ſie zogen daraus, abgeſehen von 
dem in feiner Art verfehlten Gedanken der Ausgabe von Gold- und 
Silbermünzen, nur den Schluß, bis zur Fälſchung lediglich an der 
Form hängen zu ſollen. In Wirklichkeit aber ſtand die Räteregierung 
vor der Aufgabe, in dem Augenblick, in dem ſie mit den vorhandenen, 
früher gemeinſamen Noten nicht mehr auskam, ein eignes als ſolches 
brauchbares Papiergeld neben kommuniſtiſchen individuellen Güter⸗ 
anweiſungen zu ſchaffen und zu erhalten, bis es durch das Fort⸗ 
ſchreiten der allgemeinen kommuniſtiſchen Organiſation ſchrittweiſe 
von ſelbſt in Fortfall kommen würde. Auf dieſe Weiſe wäre eine 
ganze Reihe von tatſächlich eingetretenen unliebſamen Erſcheinungen 
vermieden und ſelbſt im Verkehr mit den Bauern wenigſtens eine 
| e 3 . worden. | 
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| Unfere kriiche Betrachtung der Geldgebarung der ungariſchen 
Bolſchewiſten unter dem kapitaliſtiſchen Geſichtspunkte ergibt uns 
mithin, daß dieſe Geldpolitik erſtens eine relative Unbrauchbarkeit auf⸗ 


wies durch ihr Verſagen gegenüber dem kapitaliſtiſchen Werturteil. 


a “ 


Sie lehrt uns jedoch zweitens, daß fie mittelbar auch die Durchſetzung 


des kommuniſtiſchen Werturteils verletzte, weil ſie den Geſetzen des 


überganges nicht Rechnung trug, damit die Übergangswirtſchaft 
ſchädigte und auf dieſe Weiſe auch die bereits kommuniſtiſchen 


Regelungen des Übergangs und ihre Weiterentwicklung ungünſtig 


beeinfluſſen mußte. Wir gelangen nach dieſer Erkenntnis nunmehr 
zu dem zweiten Teile unſerer kritiſchen Unterſuchung. Es handelt 
ſich jetzt darum, feſtzuſtellen, inwieweit die ungariſchen Bolſchewiſten 


der zweiten von ihnen ſelbſt erkannten Aufgabe gerecht wurden, 
nämlich die Geldpolitik überleitend anzuknüpfen nicht, worum es ſich 


bisher handelte, an die Vergangenheit, den Kapitalismus, ſondern an 
die Zukunft, an den Kommunismus. | 
2. Man entfaltete in Ungarn zunächſt eine große Propaganda für 


das kommuniſtiſche Prinzip. Man verhieß, wenn auch vorderhand 


nicht ganz ohne Geld auszukommen ſei, doch die größte Unterſtützung 


des Verkehrs ohne Bargeld. Tatſächlich aber tat die Regierung in 


dieſer Hinſicht praktiſch nur wenig. Zwar fanden umfangreiche Ver: 


rechnungen zwiſchen den einzelnen ſtaatlichen Inſtitutionen ſtatt. Aber 


gänzlich unkommuniſtiſch war die lange Verzögerung des organiſierten 
Warentauſches mit dem Lande. Statt deſſen bezahlte man die Bauern 
in Geld, noch dazu, ohne es wieder zurückerhalten zu können. Als 


man aber den Warentauſch einzurichten begonnen hatte, gab man 


den Bauern wiederum Geld für ihre Waren und ließ fie für das⸗ 
ſelbe Geld die Induſtrieartikel vom Staate kaufen. Eine Vermeidung 
der Bargeldzahlung wäre hier mit Leichtigkeit zu erzielen geweſen. 
Die Bartransaktion war auch nicht etwa zu verteidigen unter dem 
Geſichtspunkte, daß die Bauern auf dieſe Weiſe Vertrauen in das 


Rätegeld gewinnen würden. Denn die Bauern wußten ganz genau, 
daß ſie für dieſes Geld Verwendung eben nur im Rahmen des 


Warentauſches haben würden, und hätten eine Annahme des Räte⸗ 
geldes bei anderen Gelegenheiten doch immer weiter verweigert. 
Überſah alſo in dieſem Falle die Regierung die Anlehnung der Geld— 
politik an kommuniſtiſche Prinzipien ungerechtfertigt vollſtändig, ſo 
ging ſie ferner mindeſtens ſehr zaghaft vor in der Einſchränkung des 


Bargeldverkehrs durch die Unterſtützung der Privatſchecks. Ebenſo 
vernachläſſigte ſie die Naturallöhne in bedeutendem Maße. 
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In der genannten dreifachen Hinſicht wurde mithin r nur wenig 
dazu getan, eine durchaus mögliche kommuniſtiſche Verminderung in 


der Zahl der an ſich für die Übergangszeit noch als notwendig er⸗ 


kannten Transaktionen von Bargeld vorzunehmen. Dazu aber kam 
noch ein Weiteres. Man begann auch nicht langſam, das Geld zu 
erſetzen durch die kommuniſtiſchen individuellen Güteranweiſungen. 
Für die Einführung der Arbeitsbücher fehlten noch ſo gut wie alle 


Vorarbeiten. Nun wäre aber eine Reglung möglich geweſen, dahin 
gehend, auch ſolange das Syſtem der Arbeitsbücher noch nicht durch⸗ 


geführt werden konnte, doch ſchon allmählich Güteranweiſungen aus⸗ 
zugeben, die individuell waren, alſo kein Geld mehr darſtellten, und 
die ſich einer Rechnungseinheit bedienten, welche bereits zum kommu⸗ 
niſtiſchen Ideal hinüberleitete. | 

Es hätte ſich dabei etwa um folgendes gehandelt. Man konnte | 
als Rechnungseinheit einen Bruchteil der Summe der ſozialen Güter 
benutzen und dabei zum Beiſpiel den Namen „Krone“ oder „Gulden“ 
beibehalten. Dieſe Rechnungseinheit wäre dem Prinzip, das der 


Kommunismus in der Verwendung der Arbeitsſtunde verfolgen wollte, 
ſchon nicht unerheblich nahegerückt. Nunmehr hätte man ſich klar 


werden müſſen über die jeweils vorhandenen Gütermengen, ſodann 
über die Zahl der für jede Güterart durchſchnittlich in Betracht 
kommenden Abnehmer und die Stärke ihrer Nachfrage. Geſtützt auf 


En dieſe ſtatiſtiſch zu gewinnenden Kenntniſſe konnte man dann, aus⸗ 
gehend von bisherigen durchſchnittlichen Preisbeziehungen der Haupt⸗ 


güter zur Rechnungseinheit Krone, fortlaufend die Preisrelationen 
der einzelnen Güterarten zueinander notieren. Darauf war zu be⸗ 
rechnen, wieviel Rechnungseinheiten innerhalb eines beſtimmten Zeit⸗ 


raumes vorausſichtlich ungefähr gleichbleibender Mengenverhältniſſe 


und Preisbeziehungen der ſozialen Güter dieſe repräſentierten. Ebenſo 


war feſtzulegen, wieviele ſolcher Rechnungseinheiten nunmehr der 
einzelne Menſch erhalten müſſe, um dafür einen gerechten Anteil an 


der Güterſumme eintauſchen zu können. Alsdann waren dem⸗ 
entſprechend dem einzelnen Individuum perſönlich ausgeſtellte in 
Kronen ausgedrückte Güteranweiſungen auszugeben, die für den er⸗ 
wähnten Zeitraum ungefähr gleichbleibender Verhältniſſe befriſtet und 


nachher in Anpaſſung an die eingetretenen Wandlungen erneuert 
wurden. Zu verbinden waren dieſe Anweiſungen mit den „Lebens⸗ 
1 mittelkarten“, in denen die durch die zeitliche Not erforderliche 


Limitierung der wichtigſten primären Güter ausgedrückt war. Das 
heißt, a den Anweiſungen mußte vermerkt ſein, für e der 


2 


en A u * 


142 a | al Junge 2. "3 1.42 


Nechnungseinheiten der Lohnempfänger die Änzeindk primären Güter 
eintauſchen dürfe. Für den Reſt der Rechnungseinheiten hätte ſich 
der einzelne an ſekundären Gütern kaufen können, was ihm beliebte. 
Zu übergroßer oder zu geringer Nachfrage nach einem beſtimmten 
Gute hätte es dabei nicht kommen können, da ja der Staat bei 
ſeiner Auskalkulierung den; durchſchnittlichen Abſatz in jeder Güterart 
bereits berückſichtigt hätte. Auf dieſe Weiſe hätte man in der Tat, 
verſuchsweiſe ausgehend von der Entlohnung einzelner Arbeitergruppen, 
Güteranweiſungen ſchaffen können, die auch ohne Einführung der 
Arbeitsſtunde als Rechnungseinheit bereits dem kommuniſtiſchen 


f Prinzip eee wären und das De allmählich hätten er- 
ſetzen können. 


Nun erweckte es den Anſchein, als 0 die Räteregierung durch 


die Ausgabe der neuen weißen und der ſpäteren nationalen Noten 


den geſchilderten Weg zu beſchreiten beginnen wollte. Zwar handelte 
es ſich hier noch um ein allgemeines Tauſchmittel, nicht um individuell 
ausgeſtellte Scheine; es handelte ſich alſo um wirkliches Geld. Aber 
die Rechnungseinheit war doch bereits im Sinne einer Charakteri⸗ 


ſierung als Bruchteil der Geſamtgütermenge verändert. Trotzdem 


aber beſaßen in Wirklichkeit jene Noten gar keine Beziehungen zu 
den erwähnten Güteranweiſungen. Denn es war zwar die alte 
Rechnungseinheit abgeſchafft, aber die neue beſtand eigentlich nur 


dem Namen nach. Alles das, was ſie praktiſch anwendbar machte, 
fehlte. Es fehlten in hohem Grade die ſtatiſtiſchen Grundlagen und 


die notwendige zeitliche Limitierung der Anweiſungen. Es fehlte 
auch die wichtige Verbindung mit der Lebensmittelkarte. So waren 


die Rechnungseinheiten der Räteregierung in Wahrheit vollkommen 
losgelöſt von der ſozialen Produktion. Sie ſchwebten in der Luft. 
Die Zahl der in Verkehr gebrachten Rechnungseinheiten nahm keinerlei 


Rückſicht auf die Schwankungen der vorhandenen Gütermenge und 
auf dieſe überhaupt. Wahllos wurden die neuen Noten heraus— 
gebracht aus dem Motiv geradezu einer Irreführung der Arbeiter 


durch ihre Menge. So veränderten ſich die Beziehungen der Rechnungs⸗ 


einheit zur Gütermenge fortwährend in einer Weiſe, mit der das 


Auffaſſungsvermögen der Menſchen nicht Schritt hielt. Und für viele 
der ausgegebenen Rechnungseinheiten, die theoretiſch einen Bruchteil 


der ſozialen Güter darſtellten, war es überhaupt nicht möglich, irgend— 
welche Güter einzutauſchen. 


So bedeuteten die Noten der Stäteregierung eine Verleugnung N 


des kommuniſtiſchen Prinzips nicht bloß dadurch, daß ſie in der Tat 


ene 
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„Geld“ darſtellten. Sie beſaßen vielmehr auch in der Wandlung der 


Rechnungseinheit keine Anknüpfung an den Kommunismus. Das 
Ergebnis der Einführung dieſer Noten war vielmehr, daß ſie zwar 


das auf eine in kapitaliſtiſchen Staaten bisher übliche Rechnungs⸗ 


einheit geſtützte Geld in hohem Grade verdrängten. Sie traten aber 


an ſeiner Stelle als ein neues Geld auf, das weder kapitaliſtiſchen 


noch kommuniſtiſchen Bedürfniſſen gerecht werden konnte. Es nahm 


von der kapitaliſtiſchen Seite die äußere Form, von der kommuniſtiſchen 
die bloße Theorie der Rechnungseinheit. Und doch wäre innerhalb 
der vier Monate der Räteregierung ein Beginn der Einführung der 
erwähnten Güteranweiſungen praktiſch möglich geweſen. Auch die 
pſychologiſche Stellungnahme der Bevölkerung würde dem nicht im 
Wege geweſen ſein. Dazu aber hätte der intakt übernommene Apparat 


der Banken der Durchführung noch beſondere Erleichterungen gewährt. 


Statt deſſen aber ſchufen die Bolſchewiſten gerade am Ende ihrer 
Herrſchaft eine offen zugeſtandene nationale Geldwährung und ließen 
die neue Rechnungseinheit auch jetzt noch jeder praktiſchen Grundlage 
entbehren. So zogen ſie kurz vor ihrem Sturze ſelbſt 
den Schlußſtrich unter ihr Ange urſprüngliches 
Programm!. 

Daß die Bolſchewiſten hinſichtlich ihrer Geldpolitik an der Über- 


leitung zum Kommunismus ſcheiterten, führte in ihrer Wirtſchaft 


mannigfache Störungen nach ſich. Das zeigte ſich im einzelnen bei⸗ 


ſpielsweiſe in der Frage der Herausbildung völlig unſozial wirkender 


Kurs differenzen. Hier hätte einmal durch den energiſchen Ausbau 


der Warentauſchaktion zwiſchen Stadt und Land vieles gebeſſert 
werden können. Selbſt beim Beſtehen einer objektiv verkehrsfähigen, 
auf Metall geſtützten eignen Währung der Räteregierung wäre, an⸗ 


geſichts des politiſchen Mißtrauens der Bauern in jedes Sowjetgeld, 


dieſe Aktion zur Vermeidung von Kursdifferenzen gegenüber dem 
früher gemeinſamen Gelde höchſt erwünſcht geweſen. Abgeſehen hier⸗ 
von aber zeigte ſich zweitens die praktiſche, ganz unkommuniſtiſche 
Stellung der neuen Rechnungseinheit zur Geſamtgütermenge als 
Agiobildungen begünſtigend. Schuf man- ſchon, für die Übergangs⸗ 
zeit kein auf der von früherher gewohnten Rechnungseinheit verkehrs⸗ 
fähig aufgebautes Geld, ſo hätte man dem Entſtehen von Kurs⸗ 
differenzen doch in hohem Grade den Boden entziehen können durch 
a Seltſamerweiſe aber und bezeichnend für die Verworrenheit der ganzen 
Auffaſſung begann man gerade jetzt, die Warentauſchaktion zu entwickeln. 
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| fortlaufende Einführung der kommuniſtiſchen Gbterctielfungelk Und 


man hätte das auch erreicht, wenn man von dem Individualcharakter 


dieſer Anweiſungen abſah und nur ein neues Geld auf Grund ihrer N 


Rechnungseinheit praktiſch ſinngemäß entwickelte. In Wirklichkeit 
aber gab man unter gänzlicher Mißachtung des Charakters dieſer 
Rechnungseinheit ein nicht verkehrsfähiges Geld heraus und ſuchte 
zu ſeinen Gunſten das alte zwangsweiſe einzuziehen. Unter dieſen 
Umſtänden mußten Agiobildungen entſtehen und weiterwachſen, an⸗ 
ftatt ſich zu verringern oder zu verſchwinden. Und es war jetzt auch 
nicht etwa möglich, was theoretiſch zunächſt denkbar erſcheinen mag, 


durch beſondere ſtaatliche Wechſelſtellen Abhilfe zu ſchaffen, die ohne 


Agio gewechſelt hätten nach dem Grundſatz: Willſt du altes Geld, 
gib mir neues; willſt du neues, gib mir altes. Denn ſehr raſch 
bereits war der Augenblick eingetreten, in dem die Räteregierung ihr 
eignes Geld gar nicht mehr in das alte umtauſchen konnte, weil ſie 


dieſes nicht oder nicht mehr in genügender Menge beſaß. Für ein 


ſolches ſtaatliches Wechſeln wäre ein ſehr erheblicher verfügbarer Stock 


alten Geldes notwendig geweſen. Denn es war mit einem raſchen 


Abſtrömen blauen Geldes im Privatverkehr zu den Bauern zu rechnen. 


Vielleicht hätte der Bauer in ſeiner hartnäckigen Art, ſolange die | 


Regierung in der Warentauſchaktion verſagte und überhaupt wirt- 
ſchaftlich und politiſch Anlaß zu Mißtrauen bot, ſeine Stellung 


niemals geändert. Er hätte unter Umſtänden ſelbſt in Jahren, und u 


ſelbſt wenn in jedem Dorfe eine ſtaatliche Stelle weißes in blaues 


Geld ohne Agio umgewechſelt hätte, ſich nicht bequemt, weißes Geld 
als gleichwertig anzuſehen. Er hätte vielmehr nür die günſtige Ge— 
legenheit benützt, noch leichter blaues Geld an ſich zu bringen. Es 
handelte ſich hier um eine gewaltige, die wichtigſte Produktion be— 


herrſchende Saugſtelle, die einſeitig nur altes Geld verlangte. Dieſen 


ſtändigen Anſprüchen aber waren die in der Hand der Räteregierung 
befindlichen Mengen alten Geldes, ſchon angeſichts ihrer eignen Be- 
dürfniſſe nach dieſem Gelde, nicht gewachſen. Die ſtaatlichen Wechſel— 
ſtellen hätten binnen kurzer Zeit ihre Tätigkeit aufgeben müſſen. So war 
tatſächlich ein Kursausgleich durch ſtaatliche Wechſeleinrichtungen nicht 


möglich. Damit war der Entwicklung von Kursdifferenzen weiteſter 


Spielraum gelaſſen, ſolange die Regierung, nachdem ſie einmal die alte 
Rechnungseinheit aufgegeben hatte, die neue nicht wirklich ihrem kommu⸗ 


niſtiſchen Sinne gemäß in die Praxis umſetzte. Zum mindeſten hätten 


die Bolſchewiſten, wenn man ſchon nicht die individuelle Güter⸗ 
anweiſung, ſondern nur ein neues Geld ſchaffen konnte, dem Weſen 
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der veränderten Rechnungseinheit praktiſch tunlichſt nahezukommen 


trachten müſſen. Indem ſie auch dies verſäumten, ließen ſie ein Mittel 


ungenützt, zwar nicht die Kursunterſchiede ganz zu beſeitigen, aber 
doch ihre Schärfe mildern zu helfen. 


Aber nicht bloß in dieſem Einzelfalle hat das Fehlen der Über- 
leitung zum kommuniſtiſchen Prinzip durch die fehlerhafte Behand⸗ 
lung der Rechnungseinheit die bolſchewiſtiſche Wirtſchaft geſchädigt. 
Auch ganz allgemein war dies der Fall aus dem gleichen Grunde. 
Unzufriedenheit jeder Art und Zurückweiſung des bolſchewiſtiſchen 
Geldes ſtellten ſich ein. Denn wegen der Gewöhnung der Menſchen 
an frühere Preisbeziehungen der Güter zur Rechnungseinheit ſowie 
wegen des anhaltenden Einſchrumpfens des in der Rechnungseinheit 
verkörperten Güterbruchteils erweckte das Rätegeld im Lohnempfänger 
Hoffnungen, die fortwährend getäufcht wurden. Es zeigte ſich hier, 
daß auch im bolſchewiſtiſchen Wirtſchaftskörper die Frage der Bonität 


des noch umlaufenden Geldes, aber ebenſo auch der individuellen 


Güteranweiſungen, durchaus keine gleichgültige war. Berührte ſie 
doch in Wirklichkeit überhaupt den Grundgedanken der kommuniſtiſchen 
Rechnungseinheit! Die unliebſamen Folgen der Vernachläſſigung 
dieſer Frage hätten die ungariſchen Bolſchewiſten noch dazu in Ruß⸗ 


land ſtudieren können. Auch dort zeigten ſich die gleichen unkommu⸗ 


niſtiſchen Wirkungen. Aber das Motiv war dort wenigſtens ein 
kommuniſtiſch gedachtes, wenn auch irrtümliches (Entwertung der ver⸗ 
ſteckten Zaren⸗ und Kerenſkirubel). In Ungarn dagegen handelte es 
ſich um eine mehr oder minder bewußte Täuſchung der Arbeiter 
durch ungeheuer hoch erſcheinende Löhne. Freilich ſcheinen ſich die 


ungariſchen Bolſchewiſten ſelbſt über die Wirkungen dieſes Vorgehens 


gar nicht im klaren geweſen zu fein. Mindeſtens machten ſie offiziell 
die Theſaurierungen für alles verantwortlich und bezeichneten ſie als 
bewußte Bosheit der Gegenrevolutionäre. 

Faſſen wir zuſammen, jo erkennen wir, daß die Räteregierung 
für das kommuniſtiſche Prinzip der Geldloſigkeit ebenſo 


wie für die Durchführung einer in engſter Beziehung 


zur Geſamtſumme der ſozialen Güter ſtehenden Rech⸗ 


nungseinheit ſehr wendg getan hat. Sie hat die An⸗ 
wendung der Verrechnungen und Schecks ſowie des Gütertauſches 


und der Naturallöhne nicht erheblich ausgebaut. Sie hat an Stelle 
des alten Geldes ferner ein neues eingeführt. Und ſie hat zwar 


Jauch die frühere Rechnungseinheit durch eine neue erſetzt; aber ſie 


hat dies nicht im kommuniſtiſchen Sinne durchgeführt. 
ee Jahrbuch XLIV 1. | 10 
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Doch die Geldpolitit der ungariſchen Bolſchewiſten zeigt nicht 


bloß in den großen kommuniſtiſchen Programmforderungen der Bar⸗ 


geldloſigkeit. und der Veränderung der Rechnungseinheit keine ent⸗ 
ſcheidende Überleitung in den Kommunismus. Das gleiche gilt auch 
noch von einer beſonderen Einzelfrage, deren Behandlung dem kom⸗ 
muniſtiſchen Bedürfniſſe zuwiderlief. Es handelte ſich hier um das 
Problem, ſolange man noch Geld im Umlauf ließ, oder auch wenn 
man kommuniſtiſche Güteranweiſungen einführte, für das Vor— 


handenſein richtiger Stückelungen zu ſorgen. Einfach wäre 


dies geweſen bei der Durchführung der erwähnten kommuniſtiſchen 


Güteranweiſungen. Man hätte hier zum Beiſpiel analog der Lebens- 


mittelkarte den Verbrauch der Einheiten feſtſtellen können. Das kam 
nun freilich infolge der Form, welche die Bolſchewiſten ihren An⸗ 
weiſungen gaben, nicht in Betracht. Hier entſtand vielmehr die Auf— 
gabe, entweder genügend Noten der richtigen Stückelungswerte her⸗ 


zuſtellen oder doch wenigſtens die Notwendigkeit des Geldwechſelns 


einzuſchränken. Im Intereſſe einer reibungsloſen Verſorgung des 
einzelnen Geſellſchaftsgliedes mit den ihm zuſtehenden Gütern war 


die Löſung dieſes Problemes vom kommimiſtiſchen Geſichtspunkte 


aus recht wichtig. Auch auf dieſem Gebiete aber ſtellten ſich die 


Leiſtungen der Räteregierung als unzureichend dar. Die noch dazu 


in Ungarn faſt ungewohnte Stückelung 200 und 25 des neuen 
weißen Geldes war höchſt ungeeignet. Es bedurfte einer umfang⸗ 


reichen Ausgabe von beſonderem Wechſelgeld. Tatſächlich aber ge⸗ 


lang es der Regierung durch ihre Emiſſion von Eiſengeld ſowie der 


5, 2⸗ und 1⸗Kronenſcheine nicht, der Kleingeldkriſe Herr zu werden. 


Aber auch in der Verminderung der Notwendigkeiten des Bargeld- 


wechſelns verſagte ſie. Zu gering war die Aufmerkſamkeit, die ſie N 
dem Privatſcheck⸗ und Kontoverkehr zuwendete. Typiſch für ihr 


Verſagen waren zum Beiſpiel auch die Zuſtände auf der ſtaatlichen 
Straßenbahn in Budapeſt, auf der man faſt niemals einen 5 Kronen— 


ſchein wechſeln konnte, fo daß zahlreiche blinde Paſſagiere mitfuhren 


oder die Bahn nicht benutzt werden konnte. Dabei wäre dieſe An⸗ 
gelegenheit ſehr leicht befriedigend zu regeln geweſen, wenn man 


ſtatt lediglich einzelner Billetts auch Billettblocks zu 17 Stück zu ö 


30 h gleich 5 K verkauft hätte. | 

So hat auch in den um die Stückelung ſich gruppierenden 
Fragen die Geldpolitik der ungariſchen Bolſchewiſten Verhältniſſe 
geſchaffen, die den Anforderungen des Kommunismus nicht entſprachen, 
für den Fall, daß man fi) =. mit dem SAUER abfand. 
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3) Eine gZuſammenfaſſung unſerer Kritik führt ö 
uns zu dem Ergebnis, daß die Geldpolitik der unga⸗ 
riſchen Bolſchewiſten die Anknüpfung weder an den 


Kapitalismus noch im großen und ganzen an den Rom: 


munismusses gefunden hat. Sie iſt damit nicht bloß relativ 
von einem einzigen Standpunkte aus betrachtet, ſondern abſolut ge⸗ 
nommen als verfehlt zu bezeichnen. Insbeſondere hat ſie auch jedes 


Erfordernis des Wirtſchaftszuſammenſtoßes außer acht 
gelaſſen. Anknüpfung nach beiden Richtungen hin war hier erfordert. 


Als die Beſtände der früher gemeinſamen Währung nicht mehr aus⸗ 
reichten, mußte für die noch im Kapitalismus wurzelnden Bedürfniſſe 


eine neue als ſolche verkehrsfähige Währung geſchaffen werden. 


Freilich war eine ſo geartete wohl nicht für lange Zeit zu halten. 
Denn es mußte mit einem ſtändigen Abſtrömen der Zahlungsmittel 
zu den nichtſozialiſierten Bauern, auch zu den theſaurierenden 


Gruppen der übrigen Bevölkerung ſowie auch vielleicht ins Ausland 
gerechnet werden. Letzteres wäre dann der Fall geweſen, wenn man. 
ein Geld mit einer Rechnungseinheit geſchaffen hätte, die auf Metall 
fußte, und wenn das Ausland — zum Beiſpiel auf Grund einer 


Kontrollmöglichkeit der Bankausweiſe durch die fremden Geſandt⸗ 
ſchaften — das nötige Vertrauen beſeſſen hätte. Ob dieſes Ver⸗ 

trauen in vollem Umfange freilich gerade durch die ungariſche Räte 
regierung zu erreichen war, iſt aus allgemeinen Gründen eine andere 
Frage. Doch hätte es von ihr angeſichts der Bedürfniſſe der äußeren 
Geldpolitik und der Einwirkungen der Auslandsgeltung des alten 
Geldes auf den inneren Verkehr wenigſtens verſucht werden müſſen. 
Sehen wir jedoch von dieſer Zweifelsfrage ab, ſo hätte für die 


Anforderungen der inneren Geldpolitik der vorhandene Beſtand an 


Edelmetallen und Valuten genügt, um für eine ausreichende Zeit 
eine auf der früheren Rechnungseinheit fußende verkehrsfähige Wäh⸗ 
rung aufrechtzuerhalten. Wenigſtens wäre dies der Fall geweſen, 
wenn eine vernünftige Preis⸗ und Lohnpolitik betrieben worden wäre 
und man die Aktion des Austauſches gewerblicher gegen landwirt⸗ 
ſchaftliche Produkte ausgebaut hätte, die den Theſaurierungen in 
gewiſſem Umfange geſteuert habe würde. Statt deſſen ließ man 


die Edelmetalle und Valuten für ſolche Zwecke ungenutzt. Hätte = 


man aber eine derartige Währung vorerſt geſchaffen, jo hätte die 
Zeit bis zur Aufbrauchung ihrer Beſtände genügt, um inzwiſchen in 
weiteſtgehendem Maße eine gleichzeitig ſchrittweiſe begonnene Ausgabe 
kommuniſtiſcher individueller Güteranweiſungen durchzuführen und das 
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Syſtem der Verrechnungen zu entwickeln. Wollte man jedoch durchaus 
von einer auf der alten Rechnungseinheit fußenden vorläufigen 


Währung nichts wiſſen, ſo mußte man bei dem neuen Gelde der 


Übergangszeit zum mindeſten dem Sinne der neuen Rechnungseinheit 


in der Praxis möglichſt nahezukommen ſuchen und ferner eine ge— 


eignete Stückelung der Noten durchführen. 
Nichts von alledem geſchah. Mit einer völligen Unwiſſenheit 


in Geldfragen nach der kapitaliſtiſchen wie der kommuniſtiſchen Seite 


— 


hin gingen die Bolſchewiſten ans Werk. Mit einer hilfloſen Plan: 


loſigkeit ließen ſie ſich von den Ereigniſſen treiben, wie ſie ſchon im 


5 Anfange der Räteregierung die Worte ihres fähigſten Finanzmannes, 
Vargas, kennzeichneten, daß der Notenneudruck und die Inflation 


abhängig ſei vom Verſtändnis der Bevölkerung. In dieſem gänz⸗ 
lichen Verſagen der Bolſchewiſten in der Geldpolitik aber können wir 


deutlich die Wirkung einer tieferen Urſache erkennen. Es war zum 
guten Teile eine Folge der Einſeitigkeit der Proletarierdiktatur mit 


ihrem Angewieſenſein auf ungelernte Kräfte in leitenden Stellungen, 


auf Kräfte wie den unfähigen Finanzkommiſſar Lengyel. Es war 
eine Folge ferner der mit der Proletarierdiktatur Hand in Hand 
gehenden Notwendigkeit, durch alle erdenklichen Mittel politiſch auf 
gewiſſe Arbeitergruppen und die phyſiſchen Arbeiter überhaupt zu 
wirken, auch wenn man ihnen lediglich Sand in die Augen ſtreuen 
konnte. Zum Teil fretlich hat auch das Budapeſter Milieu mit 


ſeinen Einflüſſen auf die moraliſche Verfaſſung vieler der leitenden 


Bolſchewiſten mit die Schuld am Verſagen der Geldpolitik getragen. 
Das zeigte ſich zum Beiſpiel hinſichtlich des Finanzkommiſſars und 


Bankgouverneurs Lengyel!, Nur aus dem Zuſammenwirken 


1 Lengyel begann zum Beiſpiel ſeit dem Mai, die vorhandenen aus: 


ländiſchen Valuten in großem Umfange für Privatzwecke zur Verfügung zu 


ſtellen. Er tat dies zunächſt zwar in einem Augenblicke, in dem der Bolſche— 
wismus in Ungarn zu enden ſchien und er ſie alſo nur dem Feinde entriſſen 
hätte. Aber als der Bolſchewismus erhalten blieb, ſetzte Lengyel dennoch fein 
Werk fort, obwohl die Bolſchewiſten ſelbſt ſich der Bedeutung dieſer Valuten 


für ihren Staat bewußt waren. Jetzt warf alſo der Finanzkommiſſar entweder 


die Flinte ins Korn, rechnete mit dem Erliegen des Bolſchewismus in einiger 
Zeit in einer neuen Kriſe und hielt für die Zwiſchenzeit einen Weiterbau des 
Kommunismus für weniger wichtig als die Sicherſtellung der Valuten für den 
Privatgebrauch flüchtender Parteigänger am Tage des Zuſammenbruches. Oder 
der Aufbau des Staates war ihm überhaupt niemals die Hauptſache und ſtand 


ihm Privatintereſſen nach. Welches der beiden Motive aber auch wirkſam ge: | 
weſen fein mag, fo konnte ein folder Finanzkommiſſar jedenfalls nicht fähig 


ſein, ein zum Kommunismus führendes Syſtem der Geldpolitik ernſthaft durch⸗ 
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dieſer beiden Faktoren: Prinzip der Proletarier⸗ 
diktatur und Budapeſter Milieu iſt der tatſächliche 
Lauf der Dinge in der Geldpolitik zu erklären. 
Dieſe Erkenntnis der Erſcheinungen der bolſchewiſtiſchen Geld⸗ 
politik in Ungarn und ihrer Gründe vermittelt uns zugleich in be⸗ 
ſonderem Maße das Verſtändnis der geſamten Wirtſchaft überhaupt. 
Denn die Geldpolitik ſpielt in der kommuniſtiſchen wie der bolſche⸗ N 
wiſtiſchen Wirtſchaft eine viel entſcheidendere Rolle als im Kapita⸗ 
lismus. Sie iſt dort ein integrierender Beſtandteil der Güter⸗ 
verteilung. Dieſe aber bildet die wirtſchaftliche Kernfrage des Kom⸗ 
munismus. Daher liegt im Verſagen oder Gelingen 


der Geldpolitik und in den hierfür maßgebenden 


Gründen die Entſcheidung über den Erfolg der— 9 
ſamten Wirtſchafts organiſation. 


een Er war dazu auch dann nicht imftande, wenn er überhaupt hätte ein 
Syſtem auf Grund feiner Kenntniſſe aufſtellen können. 

Das Material über das erwähnte Verhalten des Finanzkommiſſars ergaben 
die nach dem Sturze der Räteregierung angeſtellten amtlichen Unterſuchungen. 


Das Ergebnis findet ſich zuſammengeſtellt in einem Aufſatze der Zeitung „Pesti | 


hirlap“ vom 16. November 1919 (ungariſch), S. 7, Sp. 1—3. Die Angaben 
dieſes von Matskäſſy Jozſef unterzeichneten Artikels ſcheinen mir nicht 
angezweifelt werden zu können. Eine Beſchlagnahme allein oder ſelbſt vorwiegend 
für ſtaatliche Zwecke kommt nach den dort angegebenen Einzelheiten des Ab⸗ 
transportes der Valuten nicht Frage. Die angeführten Zeugen ſind durchaus 
glaubwürdig, und Beobachtungen, die mir aus der erſten Zeit der Räteherrſchaft 
über das Gebaren der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank von zuverläſſiger privater 
Seite gemacht wurden, laſſen die Mitteilungen in „Pesti hirlap“ als durchaus 
verſtändlich erſcheinen. * 
Der erwähnte Artikel teilt unter anderem mit, daß am 2. Mai, als die 
Räteregierung mit ihrem Sturze rechnete, Lengyel den Befehl gab, binnen einer 
Stunde die folgenden ausländiſchen Valuten für den Abtransport, zu verpacken: 
1000 000 Deutſche Mark, 41 000 Dollar, 15 030 engl. Pfd., 284 600 Leva, 
202 136 Romanowrubel, 116 000 Dumarubel, 150 000 franz. Fres., 70 000 
Schweizer Fres., 51 000 Lira, 1 000 000 Lei. Dieſe Beträge wurden am Abend 
des 2. Mai, als die Lage der Regierung ſich gebeſſert hatte, in die Kanzlei 
Lengyels gebracht und von dort unter dem Verſuche der Geheimhaltung im 
Laufe der nächſten Zeit durch Privatperſonen fortgetragen. Sie gelangten zum 
Teil in Privatwohnungen, zum Teil allerdings ins Unterrichtsminiſterium, wo 
ſie vielleicht zu Propagandazwecken ſtaatlich verwendet wurden. Die Werte der 
Oſterreichiſch-ungariſchen Bank, die zum Teil erwieſenermaßen, zum Teil 
wahrſcheinlich privat verwendet wurden, belaufen ſich insgeſamt auf etwa 
81/4 Mill. K in ausländiſchen Valuten, 10 Mill. in blauem Gelde und 3 Mill. 
in Gold. Ein weiterer noch ungeklärter Poſten von 220 Mill. K erregt zudem 
noch wenigſtens für den Teilbetrag von 20 Mill. ſtarken Verdacht eines Ver⸗ 
ſchwindens im Privatbeſitz, und zwar unter unmittelbarer Mitwirkung Lengyels. 
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Verordnungen der Näteregierung 


Die im Text zitierten Verordnungen der Räteregierung ſind wegen 
der nach dem Sturze der Bolſchewiſten erfolgten weitgehenden Ver⸗ 


nichtung des Materials ſehr ſchwer im Wortlaute zu erhalten. Für 


denjenigen, der den in dieſem Aufſatze angeregten Fragen im einzelnen 
nachgehen will, ſollen deshalb im folgenden einige Angaben gemacht 
werden, an welcher noch am eheſten einzuſehenden Stelle die Geſetze 
publiziert ſind. Zugleich will ich einige Auszüge aus bedeutſamen 
Paragraphen der Verordnungen hinzufügen. 


1. Verordnung der Räteregierung vom 5. Mai über Annahme 
des weißen Geldes als geſetzliches Zahlungsmittel. Text im 
„Peſter Lloyd“ vom 6. Mai 1919, Morgenblatt, S. 1. Die 

Verordnung erklärte, daß nach wie vor jedermann verpflichtet ſei, 
die 200⸗ und 25⸗ Kronennoten als geſetzliches Zahlungsmittel an⸗ 

zunehmen. In der gleichen Nummer des „Peſter Lloyd“ erſchien 

eine Mitteilung der Budapeſter Hauptanſtalt der Oſterreichiſch— 
ungariſchen Bank, Budapeſt, daß die erwähnten Noten nicht aus 
dem Verkehr gezogen ſeien. 
2. Verordnung der Räteregierung vom 5. Mai 1919 über Wechſeln 


des weißen Geldes. Sie iſt e in § 2 der unter 1. er⸗ 


wähnten Verordnung. 


3. Geſetz XCH der Räteregierung vom 16. Mai 1919 über die 


Emiſſion der 5⸗Kronennoten. Publiziert in „Peſter Lloyd“ vom 
17. Mai 1919, Morgenblatt, S. 1, Sp. 1. Es verpflichtete 
die Poſtſparkaſſe u. a., über die Deckung durch von der Öfter- 
reichiſch⸗ungariſchen Bank emittierte Noten hinaus mit ihrem ge- 


ſamten Vermögen zu haften. Die tatſächliche Bedeutung dieſer. 


Beſtimmung bleibt mir jedoch unklar. Ferner erklärte das Geſetz, 
daß für die aus der Emiſſion erwachſenden Verbindlichkeiten 
außerdem noch die Räterepublik hafte, 


4. Verordnung des Landes⸗ Oberkommandos der Roten Wache vom 


25. Mai 1919 über das Geldwechſeln. Publiziert in „Befter 


Lloyd“ vom 26. Mai 1919, Abendblatt, S. 1, Sp. 3. Wichtig 
iſt Abſatz 3: „Vermutet jemand, der mit einer 200- oder mit 
einer 25⸗Kronen⸗Banknote zahlen will, daß der Kaufmann, Ver⸗ 
ſchleißer uſw. den Kleingeldmangel nur als Vorwand für die 
„Nichtannahme der Banknoten benützt, jo möge er ſich an den zu⸗ 
nächſt im Dienſt ſtehenden Roten Wachtpoſten wenden, deſſen Pflicht 
es iſt, ſich zu überzeugen, ob die Behauptung des betreffenden 
Kaufmannes, Verſchleißers uſw. den Tatſachen entſpricht. Über⸗ 
haften er ſich vom Gegenteil, ſo iſt der Betreffende ſofort zu ver⸗ 
haften.. 
5. Die Beſchreibung der 5-Kronennoten ſcheint ſich nur in Nr. 61 
fd 6. Juni 1919 des Amtsblattes „Tanäcs - Köztärsasäg“ zu 
nden. 
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Verordnun 43 des Volksrates für Wirtſchaftsweſen über garan⸗ 
tierte Schecks. Publiziert mit dem Datum des 14. Juni 1919 
im „Peſter Lloyd“ vom 15. Juni, Morgenblatt, S. 7, Sp. 3. 
5 die Poſtſparkaſſe den auf ſie gezogenen Scheck mit 
einer Bekräftigungsklauſel verſehen. In dieſem Falle war ſie 
gegenüber dem Scheckinhaber zur Einlöſung verpflichtet und haftete 
für die Erfüllung dieſer Verpflichtung auch dem Ausſteller. Die 
Poſtſparkaſſe durfte die Bekräftigungsklauſel nur geben, wenn das 
Kontokorrent des Ausſtellers genügende Deckung bot. War ein 


Scheck aber einmal mit der Klauſel verſehen, fo war die Poſt; 


ſparkaſſe gebunden, auch wenn tatſächlich die Deckung fehlte. Einer 
ſtaatlichen Gebühr unterlag die e der Bekräftigungs⸗ 
klauſel nicht. 


Verordnung des Diſtriktsoberkommandanten der Roten Wache von 
Budapeſt über die Einziehung der blauen Noten. Publiziert im 


„Peſter Lloyd“ vom 2. Juli, Abendblatt, S. 1, Sp. 1—2. 


> 


Dieſe Verordnung über die Tätigkeit der Roten Wache zwecks 


5 des verbotenen Verkehrs in blauen Noten beſagt in 

„Es kann demnach nicht verfolgt werden derjenige, der blaues 
Geld in welcher Menge, in Beſitz hält, wenn er es in Verkehr zu 
bringen nicht verſucht.“ Ferner heißt es, daß die. Rote Wache 


alſo nicht befugt ſei, die Vorweiſung der Vörſe zu verlangen oder 


Leibesviſitationen vorzunehmen, wenn nicht ein Inverkehrbringen 
der blauen Noten oder der Verſuch dazu vorliege. Angehörige der 
Roten Wache, die hier ihre Befugniſſe überſchritten, ſollten ſchwer 


beſtraft werden. Dieſe Beſtimmung war ſehr wichtig, da ſich 


augenſcheinlich ein Geſchäft der Roten Wachleute zu entwickeln, 


begann dahingehend, daß ſie irgendeinen Menſchen auffordeirten 


zu zeigen, ob er nicht blaues Geld beſitze, und ihm dann dieſes 
Geld einfach fortnahmen. Es wurde deshalb auch ferner in der 


Verordnung (8 3 ff.) die Frage der Durchſuchung und Beſchlag⸗ 


nahme im Falle eines berechtigten Einſchreitens der Roten ee) 
genau geregelt. 
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Der ſubjektive Geldwert 


Von Dr. L. von Bortkiewiez 
Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſität Berlin 


Inhaltsverzeichnis: 1. Die Schätzungsziffern als Grundlage des ſubjektiven 

nn S. 153. — 2. Der Satz vom Gleichgewicht des Haushalts 

. 156. — 3. Abhängigkeit des ſubjektiven Geldwertes von Einkommenshöhe 

1 Preisſtand S. 164. — 4. Herzfelders Theorie von den Tauſchwert⸗ und 

Wertſchätzungsänderungen S. 169. — 5. Widerlegung dieſer Theorie S. 170. 

— 6. Paſſiver Charakter des ſubjektiven Geldwertes S. 178. — 7. Un⸗ 
brauchbarkeit des Geldes als Maßſtab des ſubjektiven Güterwertes S. 181. 


er Begriff des ſubjektiven Wertes, wenn man darunter 

mit Carl Menger die Bedeutung verſteht, die ein Gegen⸗ 
ſtand für den Beſitzer dadurch erhält, daß ſich dieſer in der Befrie⸗ 
digung ſeiner Bedürfniſſe von der Verfügung über jenen abhängig 
weiß, läßt ſich auf das Geld als ſolches offenbar nur unter der 
Bedingung anwenden, daß man die Abhängigkeit, auf welche die 
Begriffsbeſtimmung Bezug nimmt, in einem ſozuſagen übertragenen 
Sinne auffaßt. Denn während ſonſt die in Frage ſtehende Ab⸗ 
hängigkeit daran geknüpft iſt, daß das betreffende Gut entweder 
unmittebar konſumiert oder vermöge ſeiner Verwendung als Pro⸗ 
duktionsmittel der Konſumtion dienſtbar gemacht werden kann, muß 
das Geld, um eine Bedürfnisbefriedigung zu bewirken, zuvor in 
Austauſch gegen etwas anderes — gegen ein „Kaufgut“, wie Menger 
ſagt — hingegeben werden 1. Der „ſubjektive Geldwert“ leitet ſich 
demnach von dem ſubjektiven Wert der betreffenden Kaufgüter her, 
und nur ſofern man letzteren als eine Größe aufzufaſſen ſich ent⸗ 
ſchließt, kommen quantitative Ausſagen, ſomit eingehendere Betrach⸗ 
tungen, über den ſubjektiven Geldwert überhaupt in Frage. 

Es würde viel zu weit führen, wollte man hier das Problem 
der Meßbarkeit von Luſt⸗ bzw. Befriedigungsgefühlen aufrollen. Es 
. joll vielmehr unterſtellt werden, daß das Wirtſchaftsſubjekt die- Mög⸗ 
lichkeit hat und benutzt, mit den Intenſitätsabſtufungen verſchiedener 
Befriedigungen zahlenmäßige Vorſtellungen zu verbinden — derart, 
daß ihm irgendeine Bedürfnisbefriedigung um ſo und ſo viele Male 
intenſiver als irgendeine andere, ſomit auch irgendein wirtſchaft⸗ 


Darüber, daß es in der Lehre vom ſubjektiven Wert nicht angeht, Be 
Fall des Geldes demjenigen eines Gutes höherer Ordnung gleichzuſetzen, habe 
ich mich in dieſem Jahrbuch XLII, S. 743— 746, näher ausgeſprochen. 
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liches Gut um fo und fo viele Male bedeutender oder wertvoller 
als irgendein anderes erſcheint!. Wohlgemerkt iſt dabei jeder 
Gedanke an ein abſolutes Maß der Befriedigungsintenſität aus⸗ 
geſchloſſen. Damit iſt der Sinn der Schätzungsziffern, mit 
denen die Theorie des ſubjektiven Wertes operiert, dahin präzifiert, 
daß es bei ſolchen Ziffern nicht auf ihre abſolute, ſondern lediglich 
auf ihre relative Höhe ankommt; man iſt daher immer berechtigt, 
ſämtliche Schätzungsziffern, die das Verhalten eines beſtimmten 


| »Wirtſchaftsſubjekts zur Güterwelt ausdrücken, in einem beliebigen 


gleichen Verhältnis zu vergrößern oder zu verringern. Es darf zu- 
gleich nicht außer acht gelaſſen werden, daß die in Frage ſtehenden 
Schätzungen als rein individuelle aufgefaßt werden. Daraus folgt, 
daß auf der Grundlage von Schätzungsziffern, die ſich auf zwei 
verſchiedene Perſonen beziehen, Vergleiche zwiſchen dem ſubjektiven 
Wert, den dasſelbe Gut für die eine und für die andere Perſon 
hat, nicht ohne weiteres möglich ſind. Zu ſolchen Vergleichen bietet 
ſich auch kein Anlaß, ſolange man auf dem Boden der theoretiſchen 
Nationalökonomie verharrt. Es it im übrigen zuzugeben, daß die 


— ol m 


1 Die tiefere pſychologiſche Auslegung ſolcher guontftatie Vergleiche bleibt 
hierbei außer Betracht. Sofern ſich das Wirtſchaftsſubjekt von ihnen leiten läßt, 
hat fie der Nationalökonom hinzunehmen, möge auch, wie H. Bergſon nad- 
zuweiſen ſucht (Essai sur les données immediates de la conscience, 
8dme Edition, Paris 1911, S. 1—55), die übliche Schätzung der Intenſität „pſy⸗ 
chiſcher Zuſtände“, insbeſondere der Luſt⸗ und Unluſtgefühle, in der Hauptſache 
auf einer irrigen Umdeutung qualitativer in quantitative Unterſchiede beruhen. 

2 Gegen die Forderung, keine „interperſonalen“, ſondern nur „intraperſonale“. 
Vergleiche in bezug auf den ſubjektiven. Wert anzuſtellen, verſtoßen vielfach ſelbſt 
diejenigen Theoretiker, welche dieſe Forderung im Prinzip ausdrücklich anerkennen. 
Mehrere Beiſpiele dafür bringt G. Caſſel, Grundriß einer elementaren Preis⸗ 
lehre (Tübinger Zeitſchrift, 55. Jahrg., 1899, S. 400/402). Er geht aber in der 
Verurteilung ſolcher Verſtöße entſchieden zu weit. Auch ohne daß man ein ab— 
ſolutes Maß des ſubjektiven Wertes beſitzt, erweiſen ſich die in Frage ſtehenden 
interperſonalen Vergleiche nicht notwendig als ſinnlos, nämlich dann nicht, wenn 
die betreffenden Perſonen ſich ſo ähnlich ſind, daß man bei ihnen ein annähernd 
gleiches Verhalten zur Güterwelt vorauszuſetzen berechtigt iſt. Vgl. V. Pareto, 
Cours d’economie politique, Lauſanne 1896, II, S. 46—49. So iſt denn auch 
die Behauptung von L. Walras (Elements d’&conomie politique pure, Lau- 
ſanne 1889, S. 325, 4. Auflage 1900, S. 373), daß der wirtſchaftliche Fortſchritt 
in einem ſtets tiefer ſinkenden Grenznutzen beſtehe — eine Behauptung, die Caſſel 
kurzerhand verwirft — durchaus annehmbar. Das Weſentliche iſt, daß man 
ſich der Vorausſetzungen bewußt bleibt, an welche dieſe und ähnliche Ausſagen 
geknüpft ſind. Im Text ſehe ich übrigens von interperſonalen Vergleichen der 
gekennzeichneten Art gänzlich ab. 


— 
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| Schätzungsziffern, ſelbſt wenn man in konſequenteſter Weiſe an ihrem 


relativen und individuellen Charakter feſthält, eine etwas gewagte 
Stiliſierung der ökonomiſchen Wirklichkeit darſtellen. Für gewiſſe 


Aufgaben der theoretiſchen Nationalökonomie, darunter auch für die⸗ 


jenigen, an denen der Begriff des ſubjektiven Geldwertes irgendwie 
beteiligt iſt, bildet aber die Annahme der (richtig verſtandenen) Meß⸗ 
barkeit der „Genüſſe“ (Goſſen) bzw. der von den verſchiedenen 


Gütern nach Anſicht des Wirtſchaftsſubjekts ausgehenden „Nutz⸗ 


wirkungen“ die einzige tragfähige Grundlage". 


— — 


1 Dabei berührt 68 das Weſen der Sache nicht, ob dieſe Annahme in eine 
arithmetiſche, analytiſche oder geometriſche Form eingekleidet wird. Ich halte 
mich im Text hauptſächlich der Gemeinverſtändlichkeit halber an die arithmetiſche 
Form und folge darin den Vertretern der öſterreichiſchen Schule. Sowohl bei 
v. Wieſer als auch bei v. Böhm⸗Bawerk führen ſich allerdings die Schätzungs⸗ 
ziffern nicht als eigentliche Größenausdrücke, ſondern als „Rangbezeichnungen“, 


nicht als Kardinal⸗, ſondern als Ordinalzahlen ein, womit die Meßbarkeits⸗ 
annahme, von welcher im Text die Rede iſt, einer weniger gewaltſamen Annahme 


Platz gemacht hätte, derzufolge ſich die verſchiedenen Nutzwirkungen jeweils nur 
nach ihrer Wichtigkeit in eine beſtimmte Reihenfolge an der Hand einer für alle 


Arten von Bedürfniſſen gemeinſamen Skala bringen ließen („Skalierung“ ſtatt 


„Meſſung“ ). Siehe F. v. Wieſer: Über den Urſprung und die Hauptgeſetze 
des wirtfchaftlichen Wertes, Wien 1884, S. 180—185; Der natürliche Wert, 
Wien 1889, S. 9—11; Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, im Grundriß der 


Siozialökonomik I, Tübingen 1914, S. 149— 153, 215—219, und E. v. Böhm⸗ 
Bawerk: Poſitive Theorie des Kapitals, 3. Auflage, Innsbruck 1909/12, 


S. 241—243, 331—340, ſowie Exkurs X, S. 280—307. Auf S. 243 Fußnote 


(fehlt in den älteren Auflagen) erläutert Böhm⸗Bawerk die Schätzungsziffern 


19, 9, 8, . 1, die er zur Kennzeichnung der größeren oder geringerrn Wichtig⸗ 
keit verſchiedener konkreter Bedürfniſſe verwendet, wie folgt: „Zur Vermeidung 


von Mißverſtändniſſen, die immerhin vorgekommen ſind, möchte ich ausdrücklich 


bemerken, daß die abſteigende Reihe der arabiſchen Ziffern 10 bis 1 in dieſem 
Schema nichts anderes verſinnlichen ſoll, als daß das mit einer niedrigeren 
Ziffer bezeichnete konkrete Bedürfnis überhaupt eine geringere Wichtigkeit beſitzt 
als die mit einer höheren Biller bezeichneten Bedürfniſſe. Dagegen will jene 
Ziffernfolge nichts über den Grad ausſagen, um welchen die Bedürfniſſe mit 


höherem Ziffernindex jene mit niedrigerem Ziffernindex an Wichtigkeit über⸗ 


* 


treffen; es will zum Beiſpiel damit durchaus nicht ausgeſagt werden, daß das 


Bedürfnis mit dem Ziffernindex 6 das Bedürfnis mit dem Index 2 an Wichtig⸗ 
keit gerade dreimal übertrifft, oder daß das Bedürfnis mit dem Index 9 gerade 
ſo wichtig rel wie die beiden Bedürfniſſe mit den Indices 6 und 3 zuſammen⸗ 


genommen.“ Die zitierte Erklärung ſteht am Anfang der Erörterungen über die 


Größe des Wertes. Im weiteren Verlauf dieſer Erörterungen (S. 255, 279 uſw.) 
ſetzt ſich aber Böhm⸗Bawerk über die Auslegung der Schätzungsziffern als bloße f 
Rangbezeichnungen bewußt hinweg, indem er ſie als echte Größen behandelt 


und demgemäß gegebenenfalls zuſammenaddiert, um die Wichtigkeit zu beſtimmen, 
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Wenn der ſubjektive Geldwert nach dem vorſtehenden nichts 
anderes als ein Abbild des ſubjektiven Wertes der im Austauſch 
für das Geld erhältlichen Kaufgüter ſein kann, jo möchte es zu⸗ 
nächſt ſcheinen, daß ihn die Vielheit der in Betracht kommenden 
Kaufgüter ganz in der Luft ſchweben laſſe. Dem iſt indeſſen nicht 
ſo: iſt nämlich der „Bedürfnisſtand“ irgendeines Individuums 
durch ein Syſtem von Schätzungsziffern ausgedrückt, ſo läßt ſich für 
dieſes Individuum, wenn ſein Einkommen bekannt iſt, auf der 
Grundlage eines gegebenen Preisſtandes auch der ſubjektive Geld— 
wert eindeutig beſtimmen. Dies folgt aus einem von Goſſen auf- 
geſtellten Lehrſatz, der in ſeiner urſprünglichen Faſſung wie folgt 
lautet: „Der Menſch erlangt ein Größtes von Lebensgenuß, wenn 
er ſein ganzes erarbeitetes Geld derart auf die verſchiedenen Genüſſe 
verteilt, daß bei jedem einzelnen Genuß das letzte darauf verwendete 
Geldatom den gleich großen Genuß gewährt“. Dieſer Satz, wenn 


die einer Mehrheit konkreter Nutzwirkungen zukommt. Ahnlich ſteht auch bei 
Wieſer die Ausſage, „daß die Begriffe der Einheit, des Vielfachen, der Zahl 
auf die Stärkegrade innerlicher Phänomene nicht anwendbar ſind“ und daß ihnen 
in dieſem Sinne „bloß Intenſitäts⸗ und nicht Extenſitäts⸗ oder Zahlengröße“ 
zugeſchrieben werden dürfe, im Widerſpruch zu der Art, wie er durch Addition 
ſolcher Intenſitätsgrößen (Schätzungsziffern) den „Geſamtnutzen“ beziehungsweiſe 
„Geſamtwert“ eines Gütervorrats gewinnt (zum Beiſpiel Der natürliche Wert, 
S. 24 ff., oder Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, S. 197. Daß die 
Wieſerſche Methode der Wertberechnung unhaltbar iſt, iſt eine Sache für ſich. 
(Vgl. Oskar Engländer in dieſem Jahrbuch 43, S. 1403 — 1406). Ebenſo⸗ 
wenig iſt es meines Erachtens Pareto (Manuel d’&conomie politique, Paris 
1909, S. 169 ff. und S. 539 ff.) gelungen, die den Begründern der mathematiſchen 
Schule gemeinſame Annahme, daß die Intenſität einer Bedürfnisbefriedigung 
beziehungsweiſe die Nützlichkeit eines Gutes meßbar ſei, durch eine andere den⸗ 
ſelben theoretiſchen Dienſt leiſtende plauſiblere Annahme zu erſetzen. Von den 
heutigen Vertretern der mathematiſchen Richtung hält es namentlich Knut 
»Wickſell (Vorleſungen über Nationalökonomie auf Grundlage des Marginal— 
prinzips, Theoretiſcher Teil, 1. Bd., Jena 1913, S. 87 ff.) im Unterſchied von 
Pareto nicht für geboten, jene alte. („klaſſiſche“) Annahme preiszugeben. 
1 Hermann Heinrich Goſſen, Entwicklung der Geſetze des menſchlichen 
Verkehrs und der daraus fließenden Regeln für menſchliches Handeln, Braun⸗ 
ſchweig 1854, S. 98/94. Der zitierte Lehrſatz tritt in Goſſens Darſtellung als 
letzter unter drei analogen Lehrſätzen auf, von denen der erſte die Verteilung 
der dem Menſchen zur Verfügung ſtehenden Zeit und der zweite die Verteilung 
ſeiner Arbeitskraft auf die verſchiedenen Genüſſe betrifft (S. 12, 33, 85). 
Auffallenderweiſe erwähnt Walras in feinem bekannten Artikel: „Un &conomiste 
inconnu: Hermann Henri Gossen“ (Journal des Economistes, 1885, S. 68 
bis 90) den von mir wörtlich wiedergegebenen Lehrſatz nicht; ja, er jagt aus- 
drücklich, Goſſen hätte ſich um den Zuſtand der Verkehrs- beziehungsweiſe Geld⸗ 
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er anders richtig iſt, läßt ſich ohne weiteres von dem Fall des 


Arbeitseinkommens auf den Fall des Beſitzeinkommens übertragen. 
Denn auf die Natur des Einkommens, aus welchen die betreffenden 
Ausgaben beſtritten werden, kommt es hierbei offenbar gar nicht an. 
Im übrigen ſei zu dieſer Goſſenſchen Regel folgendes bemerkt: 

Die „Genüſſe“ oder Nutzwirkungen werden durch das Geld 
indirekt erzeugt. Direkt gehen ſie von den Gütern aus, und 
die den betreffenden Geldquanten entſprechenden Gütermengen hängen 
von den jeweiligen Güterpreiſen ab. Demgemäß muß man ſich die 
Schätzungsziffern, auf deren Grundlage der ſubjektive Geldwert mit 
Hilfe der Goſſenſchen Regel zu ermitteln iſt, als bezogen denken auf 
„gleichwertige“, d. h. um gleiche Geldbeträge, zum Beiſpiel um je 
1 Mark, erhältliche Gütermengen. Man nehme an, ein Individuum 
verfüge über ein Monatseinkommen von 200 Mk., das auf 50 ver⸗ 
ſchiedene Güterarten verteilt werden ſoll. Man greife aus ihnen 
drei heraus, zum Beiſpiel Kartoffeln, Milch und Heringe. Betragen 
die Preiſe 10 Pf. für das Pfund Kartoffeln, 50 Pf. für das 
Liter Milch und 25 Pf. für einen Hering, ſo wären für je 1 Mk. 
10 Pfund Kartoffeln, 2 Liter Milch, 4 Heringe zu erſtehen. Die 
Schätzungsziffern würden ſich demnach bei den Kartoffeln auf je 
10 Pfund, bei der Milch auf je 2 Liter, bei den Heringen auf je 
4 Stück beziehen. Schätzt man die erſten zur Konſumtion gelangen⸗ 
den 10 Pfund Kartoffeln mit 100 ein, ſo wird man die zweiten 
10 Pfund Kartoffeln jedenfalls mit einer kleineren Ziffer als 100, 
ſage mit 70, die dritten 10 Pfund mit einer noch kleineren Ziffer, 
ſage mit 50, uſw. fort einzuſchätzen haben. Für die Milch mögen 
ſich die Schätzungsziffern auf 70, 58, 51 ..., für die Heringe auf 
50, 45, 41... ſtellen. Im ganzen hat man es, da es 50 ver: 
ſchiedene Gütergattungen gibt, mit 50 derartigen Ziffernreihen zu 
tun, die man ſich bis 0, d. h. bis zum Sättigungspunkt fortgeſetzt 


wirtſchaft gar nicht gekümmert. Aber auch Lexis (Handwörterbuch der Staats⸗ 
wiſſenſchaften, 1. Suppl.⸗Bd., 1895, S. 426—427), der den erſten von jenen drei 
analogen Sätzen (unter dem Namen des „Zweiten Goſſenſchen Satzes“) anführt, 
hat den dritten offenbar überſehen. Sonſt würde er nichtf eine Formulierung 
(S. 427, Spalte 1), die ſich von der Goſſenſchen nur äußerlich unterſcheidet, als 
Verallgemeinerung⸗ einer Goſſenſchen Ausſage darſtellen. Der Ausdruck „Ver⸗ 
allgemeinerung“ iſt übrigens auch an ſich nicht zutreffend; die drei in Frage 
ſtehenden Sätze ſind vielmehr einander koordiniert und treten zuſammen dem 
Satz zur Seite, wonach jede Fortſetzung und Wiederholung eines Genuſſes mit 
fortſchreitender Abnahme desſelben verbunden iſt („Erſter Goſſenſcher Satz“ nach 
Lexis, „das Goſſenſche Geſetz der Bedürfnisſättigung“ nach von Wieſer). 
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denken muß. Wäre die Geſamtzahl der über dem Nullpunkt liegenden 


Schlätzungsziffern kleiner als 200 oder gleich 200, fo ließen ſich mit den 


dem Wirtſchaftsſubjekt zur Verfügung ſtehenden 200 Mk. alle ſeine 
Bedürfniſſe reſtlos befriedigen. Solch ein Fall kommt für die Theorie 
nicht weiter in Betracht. Man muß vielmehr davon ausgehen, daß 
die Geſamtzahl der betreffenden Schätzungsziffern die Zahl 200 
übertrifft, und da gilt es, aus den gegebenen Schätzungsziffern die 
höchſten 200 auszuſuchen. Nur dieſe Ziffern können bei der Ver- 
teilung der 200 Mk. auf die einzelnen Gütergattungen Berüdfichti- 
gung finden, die übrigen nicht. Durch jede der 50 Ziffernreihen 
wird demnach gleichſam ein Trennungsſtrich gezogen, oberhalb deſſen 
die zu berückſichtigenden und unterhalb deſſen die auszuſchließenden 
Schätzungsziffern liegen. Nimmt man an, daß die kleinſte unter 
den 200 zu berückſichtigenden Schätzungsziffern 40 iſt, ſo erhielte 
man für die herausgegriffenen drei Güterarten I folgendes 


5 Zahlenbild: 


Ordnungsnummer Shätungssiffern für 
der auszugebenden |— — 
5 Geldeinheit Kartoffeln | Milch | Heringe 
1 10 70 | 50 
2 „ „ ee 
3 ee 
4 42 | 45 37 
5 34 40 30 
6 | 


24, 35 | 22 


Das Schema beſagt, daß für Kartoffeln 4 Mk., für Milch 5 ME, 
für Heringe 3 Mk. aufzuwenden ſind. Die entſprechenden Mengen 
wären bei den angenommenen Preiſen 40 Pfund, 10 Liter, 12 Stück. 
Der ſubjektive Geldwert, d. h. der Wert, den die Geldeinheit 
(die Mark) für das betreffende Individuum beſitzt, würde in dieſem 
Fall durch 40 dargeſtellt ſein, ſomit ein getreues Abbild der Schätzung 
ſein, die den letzten zwei zum Verbrauch gelangenden Litern Milch 
zuteil wird. Demgegenüber ließe ſich an der Schätzung der Kar— 
koffeln und der Heringe der ſubjektive Geldwert nicht genau ableſen. 
Das liegt aber nur daran, daß in dieſem Fall die Goſſenſche Regel 
nicht exakt in Erfüllung gegangen iſt: mit dem letzten „Geldatom“, 
als welches hier die Mark erſcheint, werden eben bei den verſchiedenen 
Güterarten nicht völlig gleiche Nutzwirkungen erzielt. Wenn hin⸗ 


| 
| 
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gegen die kritiſchen db. h. am tiefſten gelegenen Schätzungsziffern 
oberhalb des Striches, wie es der Goſſenſche Maximumſatz aus⸗ 
ſpricht, ſämtlich identisch, alſo zum Beiſpiel ſämtlich 40 wären, ſo 
würde ſich in dem ſubjektiven Geldwert der Wert eines entſprechen⸗ 


den Quantums jeder der in Frage kommenden 50 Gütergattungen | 
getreu widerſpiegeln. An ſich iſt es willkürlich, ſolch eine völlige 


Übereinſtimmung der 50 kritiſchen Schätzungsziffern anzunehmen, 
Man begeht aber mit einer derartigen Annahme eine um ſo geringere 


— Ungenauigkeit, je kleiner man ſich die der Bewertung unterliegenden 
N Geld⸗ bzw. Güterquanten denkt. Es ließe ſich leicht zeigen, daß 
zum Beiſpiel bei einer Reduktion des „Geldatoms“ auf die Hälfte, 


d. h. auf 50 Pf. die Spannungen zwiſchen den kritiſcheu Schätzungs⸗ 


ziffern nicht nur abſolut, ſondern auch relativ, und zwar um etwa 


50% , abnehmen würden. Im Grenzfall, d. h. bei unendlich⸗kleinen 
Geldquanten — und gerade dieſen Fall legen die Vertreter der 
mathematiſchen Schule ihren Darlegungen zugrunde — wäre die 


Bedingung der völligen Übereinſtimmung der kritiſchen Schätzungs⸗ 
ziffern in aller Strenge erfüllt. So iſt man denn berechtigt, die 
Spannungen zwiſchen dieſen Ziffern als etwas unweſentliches 


zu behandeln und von ihnen gänzlich abzuſehen, ſomit im gegebenen 
Beiſpiel ſich vorzuſtellen, daß die kritiſchen Schätzungsziffern ſämtlich 


gleich 40 ſind. Durch die Zahl 40 wäre alſo jetzt der ſubjektive 


Geldwert als Abbild der Schätzung dargeſtellt, die das Wirtſchafts⸗ 


ſubjekt nicht irgendeinem beſtimmten Gut, ſondern den ihm nach 
Maßgabe ſeines Einkommens und der geltenden Preiſe überhaupt | 


zur Verfügung ſtehenden Gütern angedeihen läßt. 


Es. bildet einen Nachteil obiger Darſtellung, daß fie ſich eines 


— 


Syſtems von Schätzungsziffern bedient, die den „Bedürfnisſtand“ 


des Wirtſchaftsſubjekts nicht für ſich, ſondern in Verbindung mit 
dem jeweiligen „Preisſtand“ zum Ausdruck bringen. Zu einer reinen 
Charakteriſierung des Bedürfnisſtandes eignen ſich nur ſolche Schätzungs⸗ 
ziffern, die ſich auf feſtſtehende, von der Preishöhe unabhängige 
Gütermengen, alſo zum Beiſpiel bei der Milch auf je ein Liter be⸗ 


ziehen. Statt der Zahlenreihe 70, 58, 51, 45 ... ergäbe ſich hier 


FE die Zahlenreihe: 37, 33, 30, 28, 26, 25, 23, 22, 21, 19, 18, 
Beide Zahlenreihen ſtehen bei einem Preis von 50 Pf. für 
2 = Liter aber auch nur bei dieſem Preis, miteinander im Einklang 
(da 37 ＋ 33 = 70, 30 +28 = 58 uſw.). Bei einem Preis von 


25 Pf. für das Liter würde ſich die erſte der beiden Reihen in 128, 


96 .. . verwandeln, während die zweite beſtehen bliebe. Schätzungs⸗ 
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ziffern wie 37, 33 ..., welche nach beſtimmten (von der jeweiligen 
Preislage unabhängigen) Mengeneinheiten abgeſtuft ſind, können 
als „unbedingte Schätzungsziffern“, Schätzungsziffern hin— 
gegen, wie 70, 58 ... oder 128, 96 .. ., die ſich nach einer ge— 
gebenen Preislage richten, als „abgewogene Schätzungs— 
ziffern“ bezeichnet werden !. 
Auf jeder gegebenen Sproſſe der Konſumtionsleiter ſchätzt man 
eine größere neu hinzutretende Gütermenge höher als eine kleinere 
ein, jedoch in einem Verhältnis, daß hinter dem zwiſchen dieſen 
beiden Mengen beſtehenden Größenverhältnis mehr oder weniger 
zurückbleibt. So ſieht man denn auch zum Beiſpiel im Fall der 
Milch, daß (bei einem Preis von 0,5 Mk.) die abgewogenen Schätzungs⸗ 
ziffern 70, 58, 51, 45 ... (welche ſich auf je 2 Liter beziehen und 
den Annahmen entſprechen, daß 0, 2, 4, 6 . .. Liter bereits kon⸗ 
ſumiert ſind) das Doppelte der unbedingten Schätzungsziffern 37, 30, 
26, 23 . .. (welche ſich auf je 1 Liter beziehen, im übrigen aber für 
die gleichen Sproſſen der Konſumtionsleiter gelten) nicht ganz er— 
reichen. Allgemein geſprochen, verhalten ſich die abgewogenen zu den 
entſprechenden unbedingten Schätzungsziffern nicht genau ſo, wie ſich 
die beiderſeits der Schätzung unterliegenden Gütermengen zueinander 
verhalten. Es iſt aber um ſo eher geſtattet, darüber hinwegzuſehen 
und hier eine Proportionalität anzunehmen, je kleiner die der Be— 
wertung unterliegenden Gütermengen find. Im Fall unendlich kleiner 
Gütermengen würde ſtrikte Proportionalität beſtehen. Wir wollen 
auch hier, wie wir das bei einer anderen Gelegenheit bereits 
getan haben, gleichſam dieſen Fall fingieren und dementſprechend 
die in Frage ſtehende Proportionalität als gegeben betrachten. Da 
nun die Gütermengen, auf welche ſich einerſeits die abgewogenen 
und andererſeits die unbedingten Schätzungsziffern beziehen, gegen— 
einander das Verhältnis von 1 zum Preiſe der betreffenden Mengen: 
einheit einhalten (im Fall der Milch betragen die abgewogenen 
Schätzungsziffern nahezu das Doppelte der unbedingten entſprechend 
dem Verhältnis 1 zu 0,5), ſo braucht man nur eine abgewogene 
Schätzungsziffer mit dem zugehörigen Preis zu multiplizieren, um 
die entſprechende unbedingte Schätzungsziffer zu finden. Und um⸗ 
gekehrt ergibt ſich eine abgewogene Schätzungsziffer aus der ent⸗ 


1 Den Ausdruck „abgewogen“ gebraucht in dieſem Sinne Wickſell (a. a. O., 
S. 93), und zwar im Anſchluß an Pareto, der von „ophelimite El&mentaire 
ponderee* ſpricht (Cours, S. 21, Manuel, S. 159). 
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ſprechenden unbedingten Schätzungsziffer dadurch, daß man letztere 


durch den zugehörigen Preis dividiert. Sollen alſo zwei abgewogene 
Schätzungsziffern einander gleich ſein, ſo müſſen ſich die entſprechenden 
unbedingten Schätzungsziffern wie die zugehörigen Preiſe zueinander 


verhalten. Sonach läßt ſich der Goſſenſche Maximumſatz, welcher 


die Gleichheit der abgewogenen kritiſchen Schätzungsziffern ausſpricht, 
auch in der Form ausdrücken, daß die unbedingten kritiſchen Schätzungs⸗ 


ziffern (d. h. die Schätzungsziffern, die ſich auf die letzten zur Kon⸗ 


ſumtion gelangenden Mengeneinheiten der verſchiedenen Güter be⸗ 
ziehen) im Verhältnis der zugehörigen Preiſe zueinander ſtehen 
müſſen. Dieſe Faſſung des Goſſenſchen Satzes, die von Leon 
Walras herrührt, bietet den Vorzug, daß fie die beiden Faktoren 


„Bedürfnisſtand“ und „Preisſtand“ ſtreng auseinanderhält und da⸗ 


durch die Unterſuchung des Einfluſſes, den jeder von ihnen auf die 
Geſtaltung des Ausgabebudgets ausübt, erleichtert. 
In unſerem Beiſpiel waren die abgewogenen kritiſchen Schätzungs⸗ 


- ziffern (laut getroffener Vereinbarung über Außerachtlaſſung der als 


unweſentlich erkannten Spannungen zwiſchen ihnen) ſämtlich gleich 40. 
Die entſprechenden unbedingten kritiſchen Schätzungsziffern betragen 
hier bei den Kartoffeln, der Milch und den Heringen, wenn ſich die 
Preiſe dieſer Güter, in Mark ausgedrückt, nach dem Vorſtehenden 
auf 0,1 für das Pfund, 0,5 für das Liter und 0,25 für das Stück 
ſtellen, 4, 20 und 10. Jede dieſer Zahlen gibt den ſogenannten 
Grenznutzen, d. h. die Nutzwirkung der letzten zur Konſumtion 
gelangenden Mengeneinheit oder auch den ſubjektiven Wert einer 
Mengeneinheit des betreffenden Gutes an. Bezeichnet man den ſub⸗ 
jektiven Wert der Mengeneinheit eines Gutes als „ſpezifiſchen ſub⸗ 


cjektiven Wert“ dieſes Gutes, jo kommt man auf folgende Formulierung 


des Goſſenſchen Maximumfatzes: Das Maximum der Bedürf- 


nisbefriedigung ift erreicht, wenn ſich die ſpezifiſchen 


ſubjektiven Werte der verſchiedenen zum Verbrauch 
gelangenden Güter wie ihre Preiſe zueinander ver- 
halten. In unſerem Fall hat man: 4: 20: 10 = 0,1: 0,5 : 0,25. 
Man kann on auch mit Launhardt das Verhältnis des Grenz⸗ 


1 Elements eine politique pure. 4ieme édition, Lauſanne 1900, 


S. 101. Theorie de la monnaie, Lauſanne 1886, S. 32—33 (— Etudes 


d'économie politique appliquée, Lauſanne 1898, S. 90—91). Die Nutzwirkung, 


deren Größe eine unbedingte kritiſche Schätzungsziffer angibt, bezeichnet Walras 


als „Seltenheit“ Grareté“). Daher heißt es bei ihm, * die Preiſe („Tauſch⸗ 
werte“) den Seltenheiten proportional ſind. 


N Schmollers Jahrbuch XLIV I. ö oe 11 
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nutzens oder anders des ſpezifiſchen Wertes zum Preiſe ins Auge 
faſſen. Launhardt nennt dieſes Verhältnis „Preiswürdigkeit“ 
und ſagt: „Es muß die Preiswürdigkeit aller zum Verbrauch ge— 
langenden Güter die gleiche ſein n.“ Hierin erblickt er „eine Be- 
dingung für das Gleichgewicht des Haushalts“, und wir wollen im 
Anſchluß an dieſe Ausdrucksweiſe den Goſſenſchen Maximumſatz, ob 
in ſeiner urſprünglichen, oder in der Walrasſchen, oder in der 
Launhardtſchen Faſſung, im folgenden als den Satz vom Gleich— 
gewicht des Haushalts bezeichnen. Der Launhardtſchen Faſſung 
zufolge erhält man in unſerem Beiſpiel, das wir noch durch Hin— 
zufügung eines vierten Gutes: Fleiſch mit dem ſpezifiſchen ſub— 
jeftiven Wert 120 und u Preis von 3 Mk. für das Pfund er— 
gänzen wollen: 


4 20 10 120 40 


— 
— — 


6,1 6,5 6,25 Ben 1* 


Beim letzten Quotienten dieſer Reihe bedeutet 40 den ſubjektiven 
Geldwert (im Sinne des ſpezifiſchen ſubjektiven Wertes des Geldes) 
und 1 dementſprechend den „Preis der Geldeinheit“?. Sämtliche 


\ 


ı Wilhelm Launhardt, Mathematifhe Begründung der Volkswirt— 
ſchaftslehre. Leipzig 1885, S. 55. Vgl. S. 17. Ich ſehe im Text davon ab, 
daß ſich Launhardt nach dem Vorgang von Walras und Jevons der Infiniteſimal— 
rechnung bedient und das bei ihm dementſprechend an Stelle des Grenznutzens 
der „Nützlichkeitsgrad“ tritt, der durch einen Differentialquotienten ausgedrückt 
wird. Bei Jevons heißt es: „final degree of utility“, alſo etwa „tiefiter 
Nützlichkeitsgrad“. „Nützlichkeitsgrad“ ohne Zuſatz, wie bei Launhardt, jagt zu 
wenig. 

2 Die Ausſage, der Preis der Geldeinheit ſei 1, bringt einen rein be— 
grifflichen Sachverhalt zum Ausdruck, während es ſich bei den Preiſen 
von Kaufgütern um Erfahrungstatſachen handelt; fie bleibt aber trotzdem 
wahr — genau ſo wie die Behauptung, daß das ſpezifiſche Gewicht des Waſſers 
bei 40 Celſius 1 iſt, unzweifelhaft zutrifft, obſchon ſie ſich nicht aus der Beob— 
achtung der Wirklichkeit, ſondern ohne weiteres aus dem Begriff des ſpezifiſchen 
Gewichts ergibt. Es iſt meiſt üblich, unter Preis den in Geld ausgedrückten 
Tauſchwert zu verſtehen — eine Ausdrucksweiſe, die auch ich im Text feſthalte — 
und dementſprechend die beiden Begriffe der Geldeinheit und der Preiseinheit 
miteinander zu identifizieren. Wenn man aber mit Knapp ſämtliche Wert⸗ 
begriffe bis auf den Begriff des in Geld ausgedrückten Tauſchwertes aus der 
Geldlehre von vornherein ausſchaltet, ſo kann man unbedenklich für Preis 
Wert und für Geldeinheit oder Preiseinheit Werteinheit ſagen, was Knapp auch 
wirklich tut. Dieſem Sprachgebrauch hat ſich F. Bendixen angeſchloſſen. 
Von hier aus wäre es verſtändlich, wenn er etwa ſagen würde, daß in bezug 
auf den Wert zwiſchen dem Geld und den Kaufgütern ein grundſätzlicher Unter— 
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„Preiswürdigkeiten“ fallen alſo mit dem ſubjektiven Geldwert zu⸗ 
ſammen. | 


ſchied beſtehe: das erſtere behalte ſtets denſelben Wert, die letzteren ſchwanken 


in ihrem Werte. Statt deſſen meint aber Bendixen, das Geld als ſolches hätte 
überhaupt keinen Wert und ſtellt im Zuſammenhang damit, und zwar mit be⸗ 


ſonderer Bezugnahme auf die Goldwährung, die Behauptung auf: „Der General⸗ 


nenner aller Werte kann nicht zugleich ex definitione der Zähler eines einzelnen 
Wertes ſein.“ Hierzu hatte ich bemerkt (ohne mir im übrigen die auch bei 


anderen Autoren ſich findende Bezeichnung des Geldes als „Generalnenner“ l 
zu eigen zu machen), daß das Zuſammenfallen des Zählers mit dem General⸗ 


nenner beim Gelde doch ganz in der Ordnung ſei, weil nämlich in dem Fall, 
wo Zähler und Nenner einander gleich ſind, ſich eins ergebe, was mit dem Be⸗ 
griff der Geldeinheit übereinſtimme (Annalen für ſoziale Politik u. Geſetzgebung, 
6. Bd., S. 79). Bendixen wirft mir nun in ſeiner Replik (Nominalismus und 
Metallismus. Eine Erwiderung an L. von Bortkiewicz, Elſters Jahrbücher, 
3. Folge, 58. Bd., S. 217—228) vor, hierbei den Zuſatz „ex definitione“ fallen 
gelaſſen zu haben. Das trifft aber nicht zu: ich hatte vielmehr ſeine Worte 
einſchließlich der beiden lateiniſchen Vokabeln getreu wiedergegeben; und ſachlich 


liegt der Fall wie vorhin angegeben: man braucht keinen Anſtoß daran zu 


nehmen, daß ſich die betreffende Preis⸗ oder Wertgröße begriffsgemäß auf 1 
ſtellt. Als weiteres Beiſpiel angeblicher Entſtellung ſeiner Gedanken durch mich 
führt Bendixen folgendes Zitat aus meinem Artikel in den „Annalen“ an: 
„Bendixen erwähnt ſelbſt gelegentlich, Knapp hätte zu Unrecht die Goldwährung 


gebilligt“ und fügt hinzu (S. 225): „Wo denn? Das iſt mir meines Wiſſens 


nie eingefallen.“ Nun, auf S. 94 der Schrift „Währungspolitik und Geld⸗ 
theorie im Lichte des Weltkriegs“, wo nachſtehendes zu leſen iſt: „Iſt die Ent⸗ 
ſtehung des Geldes nicht mehr Sache der Natur, ſondern Menſchenwerk, wie 
muß dann die Verwaltung des Geldweſens geregelt werden? ... Das iſt das 
Problem der Geldſchöpfung, das die alte Lehre nicht einmal hat formulieren 
können, da ſie das Geld ja als Naturgabe anſieht. Aber auch Knapp hat dieſes 


unerforſchte Gebiet nicht betreten, ſondern die beſtehende Goldwährung ohne 


Kritik gebilligt.“ Zwiſchen „zu Unrecht“ und „ohne Kritik“ vermag ich keinen 
großen Unterſchied zu finden. Aber am energiſchſten und ausführlichſten 
verteidigt ſich Bendixen dagegen, daß ich ſeine Angriffe auf die „Metalliſten“ 


welche ihm zufolge die Stabilität der Londoner Goldpreiſe durch eine natürliche 


Eigenſchaft des Goldes erklären, als gegenſtandslos hingeſtellt hatte. Dieſes 
„ metalliſtiſche Vorurteil“, hatte ich bemerkt, exiſtiere nur in feiner Einbildung. 


„Darauf erwidert nun Bendixen, er hätte mit jener Polemik nicht auf die 
Nationalökonomen von Fach, geſchweige denn auf die Hochſchullehrer, gezielt. 


Schon aus ſeiner Wendung „Wir alle ſind in metalliſtiſchen Vorurteilen auf⸗ 


gewachſen“ hätte ich dies entnehmen können. Er ſagt: „Wachſen wir denn in 
den Hörſälen der Univerſitäten auf? Die Lehren, mit denen wir aufwachſen, 


ſind die, die uns Schule, Haus und Umgang mit älteren Leuten vermitteln, 


| und die metalliſtiſche Lehre vom Gelde erfuhr jeder gebildete junge Mann, längſt 
ehe er die Univerfität aufſuchte.“ Abgeſehen davon, hätte ich berückſichtigen 


müſſen, daß die von mir herangezogene Stelle aus ſeinem Buche „Geld und 
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Sind der Bedürfnisſtand und der Preisſtand gegeben, ſo ſteigt 
und ſinkt der ſubjektive Geldwert mit ſinkendem bzw. ſteigendem 
Einkommen, jedoch nicht notwendig in demſelben Verhältnis wie 


dieſes. Geſetzt zum Beiſpiel, daß in unſerem Beiſpiel das Monats⸗ 


Kapital“ urſprünglich im „Bank⸗Archiv“ zum Abdruck gekommen iſt, ſomit „dem 
Verſtändnis der Praktiker der Bankwelt angepaßt“ war, von denen „nicht einer 
unter Hundert ſein Wiſſen von Geld und Währung auf deutſchen Hochſchulen 
oder aus den Büchern zünftiger Nationalökonomen erworben“ hätte. Wie reimt 


es ſich aber mit dieſer „authentiſchen Interpretation“, wenn in demſelben Paſſus 


die Anſicht, daß dte ftabifen: Goldpreiſe auf einer natürlichen Eigenſchaft des 
Goldes beruhen, als eine Lehre gekennzeichnet wird, die noch vor kurzem die 
Geiſter unumſchränkt beherrſcht hätte, oder wenn ſich Bendixen an einen anderen 
Ort über dasſelbe „metalliſtiſche Vorurteil“ wie folgt äußert: „Daß der Wert 
und die Wertbeſtändigkeit des Goldes nicht auf natürlichem, ſondern auf künſt⸗ 
lichem Grunde, nämlich auf den Geſetzen der Goldwährungsländer, beruht, iſt 
eine Wahrheit, die allmählich auch den renitenteſten Metalliſten klar geworden 
ſein dürfte“ (Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte des Weltkrieges, S. 52)? 
Demnach wären die beiden von Bendixen gemeinten Gruppen von Metalliſten, 
d. h. 1. Kinder und Jünglinge, die ihre Eltern und Lehrer mit Fragen über 
den Londoner Goldmarkt beſtürmen, und 2. „Praktiker der Bankwelt“, welche, 
obſchon fie zu den Leſern des „Bank⸗ Archivs“ gehören, die ſtabilen Goldpreiſe 
für die „Folge einer wunderſamen Naturerſcheinung“ halten, auch noch „reni— 
tent“, d. h. der Einſicht in den Zuſammenhang, der zwiſchen dem Münzfuß bzw. 
Münzpreis und dem Marktpreis des Währungsmetalls beſteht, ſchwer zugänglich. 
Da bin ich bereit, auch dieſe armen Geſchöpfe Bendixen gegenüber in Schutz zu 
nehmen und verweiſe, wie ich das bereits einmal getan habe (Annalen, S. 74 — 75), 
auf den Fall des Zahnarztes, dem Irving Fiſher das richtige Verſtändnis 
für den in Frage ſtehenden Zuſammenhang in einer halben Stunde beigebracht 
hat. Im Ernſt geſprochen, verrät ſchon der polemiſche Eifer, welcher ſich in 
der Bezeichnung des Gegners als „renitent“ kundgibt, an weſſen Adreſſe Ben- 
dixens Belehrungen in Wirklichkeit gerichtet waren. Ich hatte behauptet, daß 
dieſe Belehrungen „im Zeichen einer nicht zu überbietenden Verſtändnisloſigkeit 
für den gegneriſchen Standpunkt“ ſtänden. Bendixen dreht nunmehr den 
Spieß um, indem er mir ſo gut wie jedes Verſtändnis für ſeine Anſichten 
und jede Objektivität bei deren Beurteilung abſpricht. Als Erklärung 
hierfür bringt er in einem Fall meine „Abneigung gegen alles begriffliche 


Denken“ (a. a. O. S. 226), im übrigen aber den Umſtand vor, daß mir der 


Metallismus, von dem ich nicht „loskommen“ könne, weil ich mit ihm „aufs 
innigſte verwachſen“ wäre, „offenbar Herzensſache“ ſei (S. 228). Demgegenüber 
geſtatte ich mir, an gelegentliche Außerungen von mir zur Geldtheorie zu er— 
innern, die 22 Jahre alt, ſomit 7 Jahre älter als Knapps „Staatliche Theorie 


des Geldes“ find (dieſes Jahrbuch XXII, S. 1184 —86) und aus denen hervor⸗ 


geht, daß ich ſchon damals ſowohl dem Staate in ſeinen Beziehungen zum 
Geldweſen wie auch der Papierwährung Gerechtigkeit widerfahren ließ. Und ich 
habe meine Anſichten nicht geändert. Sofern Einwände gegen den Metallismus 
nicht die Form, ſondern die Sache betreffen, prallen ſie daher von mir ab. 
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einkommen ſich von 200 auf 250 Mk. erhöht, jo find die zuſätz⸗ 


lichen 50 Mk. (wenn man von etwaigen Erſparniſſen am Einkommen 


auch hier abſieht) auf die verſchiedenen Ausgabezweige ſo zu ver⸗ 


teilen, daß ſich überall wieder gleiche Preiswürdigkeiten ergeben“. 
Letztere werden, da die Preiſe als unverändert gedacht ſind, gegenüber 
früher abnehmen; ob aber, der relativen Zunahme des Einkommens 
genau entſprechend, im Verhältnis von 4 zu 5, d. h. von 40 auf 32, 
oder in einem anderen Verhältnis, zum Beiſpiel von 40 auf 25 oder 
bloß von 40 auf 35, das hängt ganz und gar von dem Gang der 
Schätzungsziffern ab. Dabei ſinkt mit jeder neu zur Ausgabe ge⸗ 
langenden Geldeinheit der ſubjektive Geldwert langſamer als der 
ſpezifiſche ſubiektive Wert irgendeines Kaufgutes. Geht zum Bei⸗ 


1 Dabei kann es vorkommen, daß neue Gütergattungen in den Kon⸗ 
ſumtionsbereich des Wirtſchaftsſubjekts Eingang finden, nämlich ſolche, für 
welche der Quotient aus der höchſt gelegenen unbedingten Schätzungsziffer durch 
den Preis bei der alten Einkommenshöhe die ihr entſprechende Preiswürdigkeit 


lin unſerem Beiſpiel 40) nicht erreichte. Umgekehrt kann eine Herabſetzung des 


Einkommens zur Folge haben, daß dieſe oder jene Gütergattung aus dem Aus⸗ 


5 gabebudget ausſcheidet. Walras (Theorie de la monnaie, S. 34—35 = 


Etudes d'économie politique apoliquée, S. 90—92) fingiert für die nicht zur 
Konſumtion gelangenden Güter erhöhte Schätzungsziffern, welche, dividiert durch 
die betreffenden Marktpreiſe, gleich hohe Quotienten liefern, wie ſie die anderen 
Güter aufweiſen, um durch dieſen Kunſtgriff dem Satz, daß die ſpezifiſchen 


ſubjektiven Werte im Verhältnis der Preiſe zueinander ſtehen, eine allgemeine, 


d. h. auf ſämtliche Güter ſich erſtreckende Gültigkeit zu verleihen. Es iſt aber 
richtiger, die nicht zur Konſumtion gelangenden Güter in der Reihe der Preis⸗ 
würdigkeiten einfach wegzulaſſen. Hiermit wird die Behauptung, daß die zu 
konſumierenden Mengen verſchiedener Güter von dem Stand der Preiſe aller 


Güter abhängen, eingeſtandenermaßen nach einer beſtimmten Richtung hin ein⸗ 


geſchränkt: für die einzelnen Wirtſchaftsſubjekte gibt es je nach der Höhe ihres 
Einkommens eine kleinere oder größere Anzahl von Gütern, deren Preislage, ſo 


lange ſie ſich über einem gewiſſen Niveau hält, auf die Geſtaltung ihrer Ausgabe⸗ 
budgets ohne Einfluß bleibt. Eine ganz analoge Einſchränkung muß aber auch 
dann gemacht werden, wenn man, ſozuſagen in erſter Annäherung, annimmt, 


daß die Nachfrage nach einem beſtimmten Gut nur durch den Preis dieſes 
einen Gutes bedingt wird: auch hier erſcheint der Preis, hingeſehen auf ſeine 
Anderungen, als unwirkſam, ſofern er den Stand übertrifft, bei welchem die 
Nachfrage erſt beginnt, d. h. über Null hinausgeht. Die Auffaſſung, daß die 
Nachfrage nach einem beſtimmten Gut nicht ausſchließlich von deſſen Preiſe, 
ſondern von den Preiſen ſämtlicher in Frage kommenden Gütern abhängt, iſt, 
nebenbei bemerkt, ſchon im Goſſenſchen Maximumſatz enthalten und iſt ſpäter, 
namentlich von Walras, mit aller Deutlichkeit und Schärfe herausgearbeitet 
worden. Es berührt daher eigentümlich, wenn O. Engländer (a. a. O., S. en 
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ſpiel in unſerem Fall der ſubjektive Geldwert von 40 auf 28 her— 
unter, fo, ſinkt er im Durchſchnitt um 1 auf je 4¼ Mk. Ein gleich 


langſames Tempo der Abnahme könnte ſich bei irgendeinem Kaufgut 


offenbar nur dann ergeben, wenn der geſamte neu hinzukommende 
Betrag von 50 Mk. auf dieſes Gut verwendet würde, was unter 
den geltenden Vorausſetzungen ausgeſchloſſen iſt. In dieſem Sinne 
iſt v. Böhm⸗Bawerks Behauptung von der relativ „langſamen 
Abnahme des Grenznutzens der Geldeinheit bei Zunahme der Zahl 
der verfügbaren Einheiten“ gemeint, und in dieſem Sinne iſt ſie auch 
zutreffend 1. Es liegt jedoch zum mindeſten ebenſo nahe, das Aus— 
maß der Abnahme des ſubjektiven Wertes einerſeits des Geldes, 
andererſeits der Kaufgüter in Beziehung zu der relativen Zunahme 
des Einkommens bzw. derjenigen Geldbeträge zu ſetzen, die auf die 
betreffenden Güter verwendet werden. Benutzt man dieſes Kriterium, 
ſo findet man, daß die Geſchwindigkeit, mit welcher der ſubjektive 
Geldwert abnimmt, einen in beſtimmter Weiſe gebildeten Durch— 
ſchnitt (nicht etwa das einfache arithmetiſche Mittel!) der für die 
einzelnen Kaufgüter maßgebenden analogen Geſchwindigkeiten dar— 
ſtellt. In unſerem Beiſpiel ſteigt das Einkommen, mithin die Ge— 
ſamtausgabe, um 25%, der ſubjektive Geldwert und alle Preis— 
würdigkeiten, ſomit auch alle ſpezifiſchen ſubjektiven Werte ſinken um 
30 % ; die einzelnen Ausgabepoſten nehmen aber teils um mehr, 
teils um weniger als 25%, möglicherweiſe auch um genau 25% 
zu?. Alſo muß die Geſchwindigkeit der Wertabnahme, verglichen 
mit der relativen Zunahme des aufgewendeten Geldbetrages, bei einer 
Gruppe von Kaufgütern kleiner, bei einer anderen größer und mög— 
licherweiſe bei einer dritten gleich groß wie die Geſchwindigkeit der 
Abnahme des ſubjektiven Geldwertes ſein. Mutatis mutandis gelten 
dieſe Bemerkungen für den Fall, wo das Einkommen, ſtatt ſich zu 
erhöhen, heruntergeht. Aus der Tatſache des Sinkens bzw. Steigens 
des ſubjektiven Geldwertes mit ſteigendem bzw. ſinkendem Einkommen 
folgt übrigens, daß der fübjeftive Geſamtwert einer Geldſumme 


1 Siehe v. Böhm⸗Bawerk, Poſitive Theorie des Kapitals, 3. Aufl., 
S. 335, Fußnote 2. 

2 Bei den Gütern, die in ben Konſumtionsbereich des Wirtſchaftsſubjekts 
neu eintreten, ſtellt ſich dieſer Prozentſatz auf O0 und läßt ſich die prozentuelle 
Abnahme der Preiswürdigkeit nicht beſtimmen. Von dem Vorhandenſein ſolcher 
Güter wird an dieſer Stelle des Textes abgeſehen. Der Fall, wo ſämtliche 
Ausgabepoſten in gleichem Verhältnis N ift denkbar, aber praktisch fo 
gut wie ausgeſchloſſen. 
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langſamer anwächſt als dieſe. Die dem entgegenſtehende Meinung 
Launhardts, das Geld hätte ſtets einen ſeiner Menge propor⸗ 
tional bleibenden Wert, weil es nicht unmittelbar zum Genuſſe diene 
und daher ſeine Wertſchätzung von der Genußfähigkeit der Beſitzer 
unabhängig ſei“, iſt ſchlechterdings unhaltbar. Wohl aber hat 
v. Böhm⸗Bawerk recht, wenn er ausführt, daß ſolch eine Pro⸗ 
portionalität bei mäßigen Geldbeträgen viel eher angenommen werden 


kann, als bei um gleiche Geldbeträge käuflichen Mengen beliebiger 


Güter, weil nämlich der Grenznutzen der Geldeinheit mit der Zahl 
der verfügbaren Einheiten vergleichsweiſe langſam (in dem vorhin prä⸗ 
ziſierten Böhm⸗Bawerkſchen Sinne!) abnimmt. | 

Der ſubjektive Geldwert ift von dem jeweiligen Preisſtand ab: 


hängig. Aber damit iſt nicht geſagt, daß ein Steigen des allgemeinen 
Preisniveaus den ſubjektiven Geldwert unter allen Umſtänden herab⸗ 


drückt und umgekehrt ein Sinken des allgemeinen Preisniveaus ihn 
notwendig emporhebt. Es kommt vielmehr auch hierbei auf den 
Verlauf den Schätzungsziffern an. Geſetzt zum Beiſpiel, daß für 
irgendein Gut A, von welchen 6 Mengeneinheiten konſumiert werden, 
die unbedingten Schätzungsziffern 100, 95, 90, 85, 80, 75 ſind. 
Beträgt der Preis 3 Mk. für die Mengeneinheit, ſo entſpricht dies 
einer Preiswürdigkeit von 25. Steigen nun alle Preiſe auf das 
Doppelte, ſo muß bei gleichbleibendem Einkommen die Konſumtion 


ö im Durchſchnitt auf die Hälfte herabgeſetzt werden. Man nehme 


an, daß A ein Gut iſt, bei welchem ſich die Konſumtionseinſchränkung 
genau nach dem Durchſchnitt richtet, ſo daß nur mehr 3 Mengen⸗ 
einheiten von A zur Konſumtion gelangen. Da der Preis für die 


Mengeneinheit von A vorausſetzungsgemäß auf 6 Mk. geſtiegen iſt 


und da die dritte unter den angegebenen Schätzungsziffern 90 be⸗ 
trägt, ſo ſinkt in dieſem Fall die Preiswürdigkeit bei A, ſomit auch 
bei allen anderen Gütern, auf 15, d. h. um 40% . Um ebenſoviel 
ſinkt auch der ſubjektive Geldwert. Wären aber die unbedingten 


Schätzungsziffern für das „repräſentative“ Gut A durch 130, 110, 


90, 70, 50, 30 gegeben, ſo erhielte man infolge der gleichen Preis⸗ 
ſteigerung von 3 auf 6 Mk. für die Mengeneinheit von A keine Ab⸗ 
nahme mehr, ſondern eine Zunahme der Preiswürdigkeit, ſomit auch 


des ſubjektiven Geldwertes, und zwar von 10 auf 15, oder um 


50% . Analogerweiſe kann ein Sinken des Preisniveaus ebenſogut 
die Wirkung haben, daß der ſubjektive Geldwert ſteigt, wie daß er 


1 Launhardt, a. a. O., S. 54. 
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fällt. Die Bewegungen des ſubjektiven Geldwertes brauchen alſo 
mit denjenigen des objektiven Geldwertes, der ſich ja ſtets umgekehrt 


proportional zu der das allgemeine Preisniveau ausdrüdenden. 


Indexziffer verhält, nicht einmal der Richtung nach übereinzuſtimmen. 
Sofern aber eine Übereinſtimmung in bezug auf die Richtung vor— 
handen iſt, bleibt die Veränderung des ſubjektiven Geldwertes hinter 
der entſprechenden Veränderung des objektiven Geldwertes, relativ 
genommen, notwendig zurück. Dies folgt ohne weiteres aus der 
Tatſache, daß die Schätzungsziffern abnehmende Reihen bilden !. 

Anders liegt der Fall, wenn ſich mit dem Preisſtand das Ein— 
kommen des Wirtſchaftsſubjekts in demſelben Verhältnis hebt oder 
ſenkt. Werden hierbei ſämtliche Güter von der Preisänderung gleich— 
mäßig betroffen, ſo bleiben ihre zur Konſumtion gelangenden 
Mengen, ſomit auch die letzten noch zu berückſichtigenden unbedingten 
Schätzungsziffern offenbar die alten, und fallen bzw. ſteigen die 
Preiswürdigkeiten, alſo fällt bzw. ſteigt der ſubjektive Geldwert in 
demſelben Verhältnis, wie die Preiſe ſteigen bzw. fallen. Hier 
richtet ſich der ſubjektive Geldwert genau nach dem objektiven Geld— 
wert. Sollte ſich aber nur das Volkseinkommen in derſelben Rich— 
tung und genau in demſelben Ausmaß wie das allgemeine Preis— 
niveau verſchieben, ohne jedoch daß alle Einzeleinkommen und Güter 
gleichmäßig davon betroffen würden, ſo würde ſelbſtverſtändlich auch 
der ſubjektive Geldwert eine von Perſon zu Perſon verſchiedene Ver— 
änderung erfahren müſſen. 

Das Vorſtehende zeigt zur Genüge, wie verwickelt die Beziehungen 
zwiſchen Bedürfnisſtand, Preisſtand, Einkommenshöhe und ſubjek⸗ 
tivem Geldwert ſind. Nur mathematiſch kann die Theorie dieſe Be— 


1 E. v. Philippovich (Grundriß der Politiſchen Okonomie, I, 9. Aufl., 
Tübingen 1911, S. 255) ſagt: „Wenn die Preiſe hoch ſind, hat die Geldeinheit 


bei gleichem Einkommen und Bedürfnisftand eine geringere Kaufkraft, aber einen 


höheren Grenznutzen, das Geld repräſentiert uns nun weniger Güter mit höherem 
Grenznutzen.“ Nach den Ausführungen im Text iſt der wahre Sachverhalt der, 
daß eine Preiserhöhung den von Philippovich behaupteten Einfluß auf den 
Grenznutzen der Geldeinheit oder anders auf den ſubjektiven Geldwert wohl 
unter Umſtänden ausüben kann, aber nicht notwendig ausüben muß. Philippovichs 
Irrtum beruht darauf, daß er, wie manch anderer nicht- mathematiſche Theo— 
retiker auch, zwiſchen den unbedingten und den abgewogenen Schätzungsziffern 
bzw. zwiſchen dem auf eine beſtimmte Mengeneinheit eines Gutes bezogenen 
Grenznutzen und dem auf eine für die Geldeinheit erhältliche Menge desſelben 
Gutes bezogenen Grenznutzen nicht ſcharf unterſcheidet. In denſelben Irrtum 
(in bezug auf den entgegengeſetzten Fall einer Preisſenkung) verfällt O. v. Zwie⸗ 
dineck (dieſes Jahrbuch 33, S. 170—171). 
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ziehungen genauer erfaſſen. Als theoretiſch lösbar erweiſt ſich namentlich 


folgende Aufgabe: Gegeben ſind: 1. die Mengen ſämtlicher Güter, 


die auf dem Markt zum Verkauf angeboten werden, wobei, entſprechend 


den tatſächlichen Verhältniſſen einer entwickelten Verkehrswirtſchaft, 
von dem ſubjektiven Wert dieſer Güter für die Verkäufer gänzlich 


abgeſehen wird; 2. für jeden Kaufluſtigen ſein Einkommen, von dem 
angenommen wird, daß es in vollem Umfange zum Güterankauf be⸗ 
ſtimmt iſt, ſowie ſein Bedürfnisſtand, d. h. die Reihen der auf die 


einzelnen Güter ſich beziehenden unbedingten Schätzungsziffern. Ge⸗ 
fragt wird: 1. nach den Gütermengen, die von jedem käuflich erworben 
werden, und 2. nach den Kaufpreiſen ſämtlicher Güter. Geſetzt, die 


Zahl der Güter iſt m und die Zahl der Kaufluſtigen n, ſo erhielte 
man zunächſt als Ausdruck des Satzes vom Gleichgewicht des Haus⸗ 
halts für jeden Einzelnen m — 1 Gleichungen, ſomit im ganzen 


n (m — 1) Gleichungen; es kämen ſodann n Gleichungen hinzu, 


von denen jede zum Ausdruck bringen würde, daß die Summe der 


Produkte von erworbener Gütermenge und Preis für jeden Einzelnen 
ſich mit deſſen Einkommen deckt; ſchließlich ergeben ſich weitere m 


Gleichungen aus der Erwägung heraus, daß bei jedem Gut die von 
den Einzelnen erworbenen Mengen in Summa ſo viel ausmachen 


müſſen, als von dieſem Gut auf dem Markt zum Verkauf feilgeboten 
wird. Man hätte alſo im ganzen n (m — 1) + n + m oder 


m (9 + 1) Gleichungen — genau entſprechend der Zahl der Un⸗ 


bekannten, denn als ſolche erſcheinen die min Gütermengen, die den 
einzelnen Käufern zufallen, und außerdem die m Preiſe. Auf der 
Grundlage der gefundenen Löſung ließe ſich dann ohne weiteres der 


ſubjektive Geldwert für jeden der n Marktgenoſſen ermitteln, und 
man könnte unter Beibehaltung der alten Schätzungsziffern feſtſtellen, 
wie ſich für jeden Einzelnen der ſubjektive Geldwert ändert, wenn 


die Einkommen und die zum Verkauf angebotenen Mengen der ver⸗ 


ſchiedenen Güter ihrerſeits dieſe oder jene Anderungen erfahren. 
Eine gewiſſe Verwandtſchaft mit ſolch einer Frageſtellung, die 
übrigens manche Variationen zuläßt, weiſt das etwas primitiv und, 


wie ſich zeigen wird, verkehrt gefaßte Problem auf, mit welchem ſich 
Herzfelder im Rahmen ſeiner „dynamiſchen Theorie des Geldes“ 
beſchäftigt!. Es handelt ſich dabei um die Zurückführung der 


„Tauſchwertänderungen“, welche einerſeits die Ware, anderſeits das 


Geeld gegebenenfalls erfahren, auf vier „Tauſchwertkomponenten“, 


Di ir 


1 Edmund Herzfelder, Die volkswirtſchaftliche Bilanz und eine neue 
Theorie der Wechſelkurſe. Die Theorie der reinen Papierwährung. Berlin 1919. 
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als welche nach Herzfelder zu betrachten ſind: 1. die „Wertſchätzungs— 
änderung des Verkäufers für ſein Gut oder paſſive Kaufkraft der 
Ware“ (T,), 2. die „Wertſchätzungsänderung des Käufers für das 
fremde Gut oder aktive Kaufkraft des Geldes“ (T), 3. die „Wert- 
ſchätzungsänderung des Käufers für ſein Gut oder paſſive Kaufkraft 
des Geldes“ (71) und 4. die „Wertſchätzungsänderung des Verkäufers 
für das fremde Gut oder aktive Kaufkraft der Ware“ (T..). Das 
Weſentliche ſeiner theoretiſchen Konſtruktion erörtert Herzfelder an 
dem Fall, wo nicht Ware gegen Geld, ſondern Ware gegen Ware 
ausgetauſcht wird. Er nimmt an, daß ſich im „Vorzuſtand“ 15 Schafe 
gegen 10 Ziegen und im „Nachzuſtand“ 12 Schafe gegen 7 Ziegen 
austauſchen. Demnach wäre, möchte man meinen, der Tauſchwert 
eines Schafes geſunken, und zwar im Verhältnis von / zu 10/15 oder 
von / zu 1, ſomit um 12,5% ; der Tauſchwert einer Ziege hin— 
gegen wäre geſtiegen, und zwar im Verhältnis von / zu 3/10 oder 
von / zu 1, ſomit um 14,3 % . Dieſe Berechnungsweiſe läßt aber 
Herzfelder nicht gelten. Er verlangt vielmehr, daß, relativ genommen, 
das eine Gut im Werte um ebenſoviel ſteigt als das andere fällt. 
Selbſtverſtändlich kann dieſer „Gleichheitsforderung“, wie ſie der 
Kürze halber im folgenden genannt werden ſoll, nur dadurch Genüge 
geſchehen, daß man den Wert jedes der beiden Güter nicht mehr 
durch das andere, ſondern den Wert beider durch ein entſprechend 
gewähltes bzw. fingiertes drittes Gut ausdrückt, zum Beiſpiel in 
unſerem Fall ſetzt: im Vorzuſtande 1 Schaf = 30 Tauben, 1 Ziege 
— 45 Tauben, im Nachzuſtande 1 Schaf = 28 Tauben, 1 Ziege 
— 48 Tauben. Dementſprechend ſinkt der Wert eines Schafes um 
/1s oder um 6,67 % und ſteigt der Wert einer Ziege ebenfalls um 
Y/ıs oder um 6,67 % . Bei Herzfelder fehlt dieſe Bezugnahme auf 
ein drittes Gut, die ſich meines Erachtens aus dem Grunde emp— 
fiehlt, weil ſie ſeine Berechnungsweiſe erſt ins rechte Licht ſetzt. 
Auch zu den Formeln, die Herzfelder für die Berechnung der 
„halben Tauſchwertänderungen“ T und — J für jede der beiden 
Waren aufſtellt — im gegebenen Fall hat man: T = — 6,67 %, 
— T = 6,67 % — gelangt man am einfachſten mit Hilfe jenes 
„dritten Gutes“, das hierbei als Wertmaßſtab zu dienen hat. Es 
mögen ſich (wie bei Herzfelder) im Vorzuſtande a Mengeneinheiten 
der Ware Nr. 1 gegen b Mengeneinheiten der Ware Nr. 2 und im 
Nachzuſtande e Mengeneinheiten der Ware Nr. 1 gegen d Mengen- 
einheiten der Ware Nr. 2 austauſchen; es ſei zugleich durch x bzw. x' 
der auf eine Ware Nr. 3 bezogene Tauſchwert einer Mengeneinheit 


4 
25 * 
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der Ware Nr. 1 im Vorzuſtande bzw. im Nachzuſtande dargeſtellt; 
ſchließlich ſei mit y bzw. y' der in derſelben Weiſe ausgedrückte 
Tauſchwert einer Mengeneinheit der Ware Nr. 2 im Vorzuſtande 
bzw. im Nachzuſtande bezeichnet. Demnach iſt ax = by, ex = dy. 
Die Herzfelderſche . 3 die Gleichung: 


ve: . _ y)-J 


———, woraus — 2 +2 —=323 folgt. Anderſeits 

=; 7 13 folg ] 
.be x ( be z— Ä 
hat man: ur Daher denn: (1 ＋ ad — 2 ſomit 
x 2ad „„ 2d0bece 
5 und 5 Die „halbe Tauſchwert⸗ 


änderung“ für die Ware Nr. 1 (T) iſt durch — — 1 gegeben. So 


findet man in Übereinſtimmung mit Herzfelder (wenn auch auf ganz 


anderem Wege): 


ad — be 
2 ad + be 
In dem betrachteten Beiſpiel hat man: a= 15, b= 10, c= 12, 
5 15.7 — 10.12 1 5 
d 7, ſomit T = 15. 15:7 + 100 = Re, lo. 
Die „halbe Tauſchwertänderung“ für die Ware Nr. 2 it 5 — 1 


oder, was dasſelbe iſt, — T, alſo im gegebenen Fall 6,67 a 


Die Quotienten 2 bzw. drücken den Wert der Ware Nr. 1 


in der Ware Nr. 2 und die Quotienten — bzw. T den Wert der 


b | 
Ware Nr. 2 in der Ware Nr. 1 im Vorzuſtande bzw. im Nach⸗ 
zuſtande aus. Demnach kann nach Analogie mit dem Worte „Preis⸗ 


index“ das Verhältnis von 5 zu 2 als Wertindex der Ware 


Nr. 1 und das Verhältnis von I zu 13 als Wertindex der Ware 


Nr. 2 bezeichnet werden ; jchreibt man » für den Wertindex der 
Ware Nr. 1 und w für den Wertinder der Ware Nr. 2, jo hat man: 


„ 4b — . a 
| ea“ d' b 
oder auch: 
? ad be 
vo — w=— 
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und nach dem Vorftehenden: 

| S288 rn. en 
„„ Ss Er Ge Zu 
Den beiden letzten Formeln zufolge läuft die Herzfelderſche Berech— 
nungsweiſe darauf hinaus, daß für jede der beiden Waren der be— 
treffende Wertindex durch das harmoniſche Mittel aus ihm ſelbſt 
und 1 erſetzt find. Im gegebenen Beiſpiel hat man: 

1 =. 8 


vg Wein 
._2..4 /_ 22.2 
x 1+3 59 .y 1772 157 
14 8 an 10 12 14 0 
1 = 15 1 6,67% , N 1 = 76,617 50 


Gegen dieſe Berechnungsweiſe iſt an ſich nichts einzuwenden, 
aber daß ſie irgendwie logiſch zwingend wäre, iſt nicht einzuſehen. 
Eine Nötigung dazu, als Wertmaßſtab ein (wirklich vorhandenes 
oder bloß fingiertes) Gut zu benutzen, das der Herzfelderſchen Gleich— 
heitsforderung Genüge leiſtet, beſteht nicht. Geſetzt, daß die Aus⸗ 
tauſchverhältniſſe zwiſchen Schaf und Ziege im Vor- und Nachzuſtande, 
ſowie im Vorzuſtande die Beziehungen 1 Schaf = 30 Tauben, 
1 Ziege = 45 Tauben, beſtehen bleiben, jo könnten im Nachzuſtande 
zum Beiſpiel auch folgende Beziehungen Platz greifen: 1 Schaf 
— 35 Tauben, 1 Ziege = 60 Tauben, woraus folgen würde, daß 
1 Schaf um 16,7% und 1 Ziege um 33,3 % im Werte geſtiegen 
iſt, oder auch 1 Schaf = 21 Tauben, 1 Ziege 36 Tauben, was 
bedeuten würde, daß 1 Schaf um 30% und 1 Ziege um 20% 
im Werte geſunken iſt. Zuzugeben iſt nur, daß man ohne logiſchen 
Widerſpruch die Größe der jeweils ſtattgehabten Tauſchwertänderung 
nach der von Herzfelder vorgeſchlagenen Methode zu beſtimmen in 
der Lage iſt, und zwar ganz unabhängig davon, ob es ein drittes 
Gut tatſächlich gibt oder nicht gibt, demgegenüber das eine der 
beiden Güter, relativ genommen, um ebenſoviel im Werte zunimmt 
wie das andere abnimmt.. 


1 Auf dem Begriff der halben Tauſchwertänderung beruht bei Herz- 
felder der oberſte Grundſatz der „Geldſchöpfung“. Er unterſcheidet auch hier 
zwiſchen „Vorzuſtand“ und „Nachzuſtand“ und bezeichnet die Geldmenge des 
Vorzuſtandes als „Geldvorrat“, die Geldmenge des Nachzuſtandes als „Geld— 
bedarf“ (). Stellt ſich nun bei einem unverändert gebliebenen Volksvermögen 


(„Wert der volkswirtſchaftlichen Bilanz“) von ſage 100 Milliarden Mark der 


r 


U 
. 
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| Die halben Tauſchwertänderungen werden nun von Herzfelder 
auf die bereits genannten vier „Tauſchwertkomponenten“ zurück⸗ 
geführt. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß im gegebenen Fall nicht 
Ware gegen Geld, ſondern Ware gegen Ware ausgetauſcht wird. 
Nennt man denjenigen der beiden Tauſchenden, der die Ware Nr. 1 
zum Tauſch anbietet, A, und den anderen, der die Ware Nr. 2 an⸗ 
bietet, B, ſo läßt ſich von den vier Tauſchwertkomponenten jeden⸗ 
falls folgendes als unzweifelhafte Meinung Herzfelders ausſagen: 
. bezieht ſich auf die Bewertung der Ware Nr. 1 durch A, 
J2 — auf die Bewertung der Ware Nr. 1 durch B, TI“ — auf 
die Bewertung der Ware Nr. 2 durch B, T. — auf die Bewertung | 
der Ware Nr. 2 durch A. Was aber die näheren Ausführungen 
Herzfelders über dieſe vier Komponenten anlangt, ſo ſind ſie in rein 
logiſcher, in ökonomiſcher und in mathematiſcher Beziehung ſo un⸗ 


N 


Geldvorrat auf 3 Milliarden Mark, der Geldbedarf auf 3,8 Milliarden Mark, ſo 
ergibt ſich für das Geld eine halbe Tauſchwertänderung von — 11,76 . Setzt 
man nämlich in den maßgebenden Formeln a = 100, b = 3, c = 100, d = 3,8, 
ſo findet man (da das Geld die Stelle der Ware Nr. 2 einnimmt) als halbe 


u: Tauſchwertänderung für das Geld: 


be — ad PER na. EEE 5 
FTCCCCC 
Alſo ſei, „um gewiſſermaßen die Tendenz der Preisänderung der Waren zu 
paralyſieren“, der „Geldbedarf“ um 11,76 % zu kürzen, und es ergibt ſich als 


„Geldmenge der beſten Geldſchöpfung“ in Milliarden Mark: 


3,8 & 11,76 
. 3,8 — Ts — 23,353. | | 
Er | g 2 d(b—d) 
Die entſprechende algebraiſche Formel ift d + bd oder, was dasſelbe 
iſt: b . So leſen wir Se auch bei Herzfelder: „Die Beſtimmung, 


der Geldmenge der beſten Geldſchöpfung iſt unter der Vorausſetzung einer un⸗ 
veränderten volkswirtſchaftlichen Bilanz aus dem Geldbedarf und dem Geld⸗ 
vorrate außerordentlich einfach; ſie iſt das doppelte Produkt aus dem Vorrat 
mit dem Bedarf, dividiert durch die Summe des Vorrats und des Bedarfs“ 
(a. a. O., S. 274). Es hätte auch noch einfacher lauten können: „Sie iſt das 
darnon che Mittel von Vorrat und Bedarf“ (ſofern man den Ausdruck „Bedarf“ 
bier überhaupt gelten läßt), Darüber, daß dieſe von Herzfelder aufgeſtellte 
Geldſchöpfungsregel undiskutabel iſt, braucht kein Wort verloren zu werden. 
Sie möge nur als Beleg dafür dienen, wie weit er den Mißbrauch mit mathe⸗ 
matiſchen Formeln und insbeſondere mit der Formel der „halben Tauſchwert⸗ 
änderung“ treibt. Vgl. a. a. O., S. 290—292. Über Herzfelders Begriff des 
s ſtatiſchen Geldwertes“ habe ich mich im „Bank⸗Archiv“, XIX, Nr. 8 aus⸗ 
geſprochen. Der „ſtatiſche“ und der „dynamiſche“ Teil ſeiner „Theorie der 
reinen Papierwährung“ ſtehen auf derſelben Stufe. ö | 


7 
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durchſichtig und verworren, daß es für die Kritik eine höchſt undank— 
bare Aufgabe wäre, ihnen im einzelnen zu folgen; es genügt zumal, 
die von Herzfelder für die Tauſchwertkomponenten abgeleiteten End— 
formeln ins Auge zu faſſen, um ſich von der Unhaltbarkeit ſeiner 
ganzen Konſtruktion zu überzeugen. Dieſe Endformeln enthalten nur 
die Größen a, b, c, d, welche, nach wie vor, die ſich gegenſeitig aus— 
tauſchenden Mengen der beiden Waren Nr. 1 und Nr. 2 bedeuten !. 
Darin kommt zum Ausdruck, daß es zur Beſtimmung der geſuchten 
ee ee Herzfelder zufolge, keiner anderen Daten 
als dieſer bedarf. Ja, es läßt ſich leicht zeigen, daß es hierbei nicht 
einmal auf die Kenntnis der vier a a, x c, d, jondern lediglich 


116 die Kenntnis der Quotienten S T und 5 1 eme Wenn man 


nämlich — =p, 5 — — 9 ſetzt, ſo nehmen die betreffenden Formeln, 


was Herzfelder entgangen zu ſein ſcheint, folgende einfachere Geſtalt an: 
| T. 4 =P, , = P. . 


Pp TN e 
bi. = PT P „ IE REN 
2 pT p ＋ 


Setzt man aber ap für e und ba für d auch in den Formeln für 
T und — T ein, jo findet man zunächſt: 


„! 2, 
p+gq p+tq 
ſodann: | 
Ti — 1 = (ITT. B-ie-17% 
II i (IT pDT, T. 


und ſchließlich: | 

| T = (Ti — 1) T (T2 — 1), 

—2 1 2 (Te — I) 4 (r. = 
In dem Herzfelderſchen Beiſpiel mit den Schafen und den 
Ziegen hat man: p = 57 4 9 2 10 Demnach ergibt die Rechnung 
hier: T, = 0,8867, T, = 1,0133, TI.. = 112, T! = 0,98. 
Dieſe Zahlen drücken die vor ſich gegangenen Wertveränderungen 
ſozuſagen „quotenmäßig“ aus, und man hat von jeder von ihnen 
1 in Abzug zu bringen, wenn man ermitteln will, um wieviel, 
relativ. genommen, die betreffenden Güter von den betreffenden Per⸗ 


1 Herzfelder, a. a. O., S. 172. 
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ſonen im Naczuftande höher bzw. niedriger als im Vorzuſtande ge: 
ſchätzt werden. Auf dieſe Weiſe findet man, daß im Nachzuſtande 
ein Schaf von A um 11,33 % niedriger, von B um 1,33 % höher, 
eine Ziege von B um 12% höher, von A um 2% niedriger ge⸗ 
ſchätzt wird als im Vorzuſtande. Durch Zuſammenaddierung von 
— 11,33 % und — 2% erhält man — 13,33 %/o, ſomit das Doppelte 


der halben Tauſchwertänderung T und durch Zuſammenaddierung 


von 1,33% und 12% ergibt ſich 13,33 %, ſomit das Doppelte der 
halben Tauſchwertänderung — T1. Den Ausdruck 2 T bzw. — 2 T 


nennt Herzfelder „Geſamttauſchwertänderung“. Da die Tauſchwert⸗ 


komponenten nachgewieſenermaßen nur von p und q abhängen, jo 
würde man die vier Prozentſätze — 11,33% , 1,33% ), 12% und 

— 2% auch dann erhalten, wenn ſich zum Beiſpiel im Vorzuſtande 
10 Schafe gegen 10 Ziegen und im Nachzuſtande 8 Schafe gegen 


7 Ziegen austauſchten. Aber auch abgeſehen von letzterem Punkt 


und von verſchiedenen anderen nahe liegenden Einwänden, ruft den 


entſchiedenſten Widerſpruch ſchon der Verſuch hervor, aus der nackten 


Tatſache, daß ſich beſtimmte Mengen zweier Waren in einem früheren 


Zeitpunkt und beſtimmte andere Mengen derſelben Waren in einem 


ſpäteren Zeitpunkt gegeneinander austauſchten, in eindeutiger Weiſe 
die Veränderungen herzuleiten, welche die ſubjektive Bewertung der 
betreffenden Waren ſeitens der Kontrahenten in der Zwiſchenzeit er⸗ 


fahren hat. Daß in Wirklichkeit eine derartige eindeutige Beziehung 


zwiſchen objektivem Tauſchwert und ſubjektiver Bewertung gar nicht 


beſteht, möge an demſelben Beiſpiel der Schafe und Ziegen, daß 


Herzfelder immer wieder zur Erläuterung ſeiner theoretiſchen Dar⸗ 


legungen heranzieht, gezeigt werden. 


Man betrachte folgenden Fall: Vor dem Tauſch beſitzt A 
20 Schafe und keine Ziegen, B keine Schafe und 18 Ziegen. A 
ſchätzt das erſte Schaf mit 56, das zweite mit 52 uſw., jedes weitere 
Schaf mit einer Ziffer, die um 4 Einheiten kleiner als die ihr un⸗ 


mittelbar vorausgehende iſt, ein, ſo daß man beim 15. Schaf als 


Schätzungsziffer Null erhält; ähnlich ſchätzt A die Ziegen mit 96, 


92, 88 uſw. ein. B ſchätzt die Schafe mit 156, 150, 144 uſw., 
die Ziegen mit 150, 144, 138 uſw. ein. Es fragt ſich, wie viele 


Schafe gegen wie viele Ziegen ausgetauſcht werden. Löſt man die 
fo geſtellte Aufgabe lege artis?, jo kommt man auf die Antwort: 
— a eh FL, 
1 Herzfelder, a. a. O., S. 176, 210 Fußn., 364. | 
2 Hierfür kommen nur die Vertreter der mathematischen Richtung in 
Frage. Siehe namentlich: W. Stanley Jenons, The theory of political | 


Pr 
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15 Schafe gegen 10 Ziegen (wie bei Herzfelder im Vorzuſtande). 
Nach dem Tauſche befindet ſich A im Beſitz von 5 Schafen und 
10 Ziegen. Die Schätzungsziffern für das 5. Schaf und die 10. 
Ziege ſind 40 und 60, verhalten ſich alſo wie 10 zu 15, d. h. wie 
die (in einem beliebigen Gut ausgedrückten) Tauſchwerte von Schaf 
und Ziege. Anders formuliert: es beſteht Proportionalität zwiſchen 
Grenznutzen und objektivem Tauſchwert. Gleiches gilt von B: in 
feinem Beſitz befinden ſich nach dem Tauſch 15 Schafe und 8 Ziegen. 
Die entſprechenden Schätzungsziffern ſind 72 und 108, ſtehen ſomit 
zueinander ebenfalls im Verhältnis von 10 zu 15. 

Nimmt man nun an, daß vor dem Tauſch wiederum A 20 Schafe 
und keine Ziegen, B keine Schafe und 18 Ziegen beſitzt, daß aber 
die Schätzungsziffern des A für Schafe nunmehr 84, 78, 72 uſw., 


economy, 4. Aufl., London 1911, S. 90—101. Vgl. Launhardt, a. a. O., 
S. 16—19, oder auch Julius Lehr, Grundbegriffe und Grundlagen der 
Volkswirtſchaft, Leipzig 1893, S. 214—215. Hingegen iſt die Behandlung, die 
dem Problem des „iſolierten Tauſches“ ſeitens der öſterreichiſchen Schule zuteil 
wird, höchſt unzulänglich: Carl Menger (Grundſätze der Volkswirtſchafts— 
lehre, Allgemeiner Teil, Wien 1871, S. 162— 168) läßt feine beiden Blockhaus— 
beſitzer Pferde gegen Kühe unter der Vorausſetzung austauſchen, daß ein Pferd 
jeweils ſo viel gilt wie eine Kuh; allgemein geſprochen betrachtet er das Aus— 
tauſchverhältnis als gegeben. v. Böhm⸗Bawerk (a. a. O., S. 360-361) 
beſchränkt wiederum die Betrachtung auf den Fall, wo, mathematiſch geſprochen, 
die zum Austauſch gelangende Menge des einen der beiden Güter entweder 0 
oder 1 iſt. — An der „klaſſiſchen“ Löſung des Problems, die ich den Erörte— 
rungen im Text zugrunde lege, iſt wiederholt Kritik geübt worden. Siehe zum 
Beiſpiel K. Wickſell, Über Wert, Kapital und Rente, Jena 1893, S. 25—26, 
36—43, und Vorleſungen, S. 99—102. Es wird nämlich geltend gemacht, daß 
die Aufgabe jeweils verſchiedene Löſungen zuläßt. Dies trifft aber nur dann 
zu, wenn die Bedingungen, unter denen der Tauſch ſtattfindet, nicht genau 
formuliert ſind (in dieſer Beziehung liegt die Sache bei einer größeren Zahl 
von Tauſchenden grundſätzlich nicht anders). Zu einer eindeutigen Löſung 
(unter der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung der beliebigen Teilbarkeit der aus— 
zutauſchenden Güter) gelangt man auf Grund der Vorſtellung, daß nach Art 
einer Verſteigerung das Austauſchverhältnis von einem Dritten, einem „Unpar— 
teiiſchen“, ausgerufen wird, und daß fich jeder der Tauſchluſtigen mit dem ent— 
ſprechenden Angebot bzw. der entſprechenden Nachfrage meldet (und zwar ſozu— 
ſagen „ohne Hintergedanken“, d. h. ohne jede Rückſicht auf das wirkliche oder 
mutmaßliche Verhalten der Gegenpartei), wobei dies ſo lange fortgeſetzt wird, 
bis ſich für irgendeines der beiden Güter (daher auch für das andere) das An— 
gebot des einen Kontrahenten mit der Nachfrage des anderen deckt. Vgl. 
Alfred Marſhall, Principles of Economics, Vol. 1, London 1898, 

S. 414-416, und Marcel Lenoir, Etudes sur la formation et le mouve- 
ment des prix, Paris 1913, S. 21—24. 
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für Ziegen (wie früher) 96, 92, 88 uſw., die des B für Schafe 
nunmehr 182, 175, 168 uſw., für Ziegen 300, 288, 276 uſw. ſind, 
ſo findet man, daß ſich 12 Schafe gegen 7 Ziegen austauſchen müſſen 
(wie bei Herzfelder im Nachzuſtande). Jetzt befinden ſich nach dem 
Tauſch im Beſitz des A 8 Schafe, von denen das letzte mit 42 ein 
| geſchätzt wird, und 7 Ziegen, von denen die letzte mit 72 eingeſchätzt 
wird, fo daß die Proportion 42:72 = 7: 12 erfüllt iſt. Was aber 
B betrifft, ſo beſitzt er jetzt nach dem Tauſch 12 Schafe, von denen 
er das letzte mit 105, und 11 Ziegen, von denen er die letzte mit 
180 einſchätzt; man hat demnach 105: 180 = 7: 12. | 
Hier ift die Veränderung in den Mengen der ſich gegeneinander 
austauſchenden Güter durch eine Veränderung in der ſubjektiven Be⸗ 
wertung der betreffenden Güter herbeigeführt worden, und zwar 
ſchätzt A die Schafe um 50% höher als früher, die Ziegen ebenſo 
hoch wie früher, B die Schafe um 16,7% höher, die Ziegen um 
100° höher als zuvor. Der Grenznutzen der Schafe hat ſich aber 
für A von 40 auf 42, ſomit um 5%, für B von 72 auf 105, ſomit 
um 45,8%, und der Grenznutzen der Ziegen für A von 60 auf 
72, ſomit um 20 %, für B von 108 auf 180, ſomit um 66,7 %, 
gehoben. Dieſe Prozentſätze fallen ganz anders aus als die analogen 
Herzfelderſchen. | 
Man kann auch ein Beiſpiel dafür konſtruieren, daß bei gleich⸗ 
bleibenden Schätzungsziffern die gegeneinander ſich austauſchenden 
Gütermengen eine Veränderung erfahren infolge einer Verſchiebung 
in den Beſitzverhältniſſen der Kontrahenten. Im Unterſchied vom 
Vorzuſtande ſoll im Nachzuſtande vor dem Tauſch A 20, Schafe und 
6 Ziegen, B 1 Schaf und 9 Ziegen beſitzen. Sind die Schätzungs⸗ 
ziffern dieſelben wie im Vorzuſtande, d. h. für A: Schafe 56, 52, 
48 uſw., Ziegen 96, 92, 88 uſw., für B: Schafe 156, 150, 144 uſw., 
Ziegen 150, 144, 138 uſw., ſo werden 12 Schafe des A gegen 
7 Ziegen des B ausgetauſcht (wie bei Herzfelder im Nachzuſtande). 
Nach dem Tauſch befinden ſich demnach im Beſitz von A 8 Schafe 


mit dem Grenznutzen 28 und 13 Ziegen mit dem Grenznutzen 48, 


im Beſitz von B 13 Schafe mit dem Grenznutzen 84 und 2 Ziegen 
mit dem Grenznutzen 144. In dieſem Fall iſt (gegenüber dem Fall, 
wo ſich 15 Schafe gegen 10 Ziegen austauſchten) für A der Grenz⸗ 
nutzen der Schafe von 40 auf 28, ſomit um 30%, der Grenznutzen 
der Ziegen von 60 auf 48, ſomit um 20% geſunken, während er 
fich für B von 72 auf 84, fomit um nn bzw. von 108 auf 


144, ſomit um 33,3% erhöht hat. 
1 . Jahrbuch XLIV I. 12 
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Es gibt demnach beim Tauſch, ſofern die Bewertungs- und 


Beſitzverhältniſſe der Kontrahenten in Frage kommen, jeweils un— 
gezählte Kombinationen, die ſich mit ein und derſelben Kombination 
in bezug auf die Mengen der ſich gegeneinander austauſchenden 
Güter vertragen; daher kann aus der bloßen Tatſache, daß ſich 
gegebenenfalls dieſe Mengen von einem Zeitpunkt zum anderen in 
beſtimmter Weiſe verſchoben haben, unmöglich genau erſchloſſen 
werden, welche Veränderungen in jenen Bewertungs- (und Beſitz—) 
Verhältniſſen vor ſich gegangen ſind. Kritiſch gewendet, bedeutet 


das eben eine grundſätzliche Ablehnung auch ſchon der Frageſtellung, 
von der Herzfelder ausgegangen tft und die ihn auf feine „Tauſch- 


wertkomponenten“ geführt hat. Unter diefen Umſtänden erübrigt es 
ſich, auf die beſondere Behandlung einzugehen, die er dem Fall zu— 
teil werden läßt, wo ſich nicht mehr Ware gegen Ware, ſondern 


Ware gegen Geld austauſcht. Dem Schein entgegen hat Herzfelder . 


die Lehre von dem ſubjektiven Geldwert in keiner Weiſe gefördert. 
Der Umſtand, daß der ſubjektive Geldwert ein ſozuſagen „er— 


borgter“ iſt, bedingt deſſen grundſätzlich paſſiven Charakter. 
Damit iſt gemeint, daß von ihm keine ökonomiſchen Wirkungen aus- 


gehen. Während im Fall eines Kaufgutes eine veränderte ſubjektive 


Bewertung zur unmittelbaren Folge hat, daß ſein objektiver Tauſch- 


wert bzw. Preis entſprechend ſteigt oder fällt und zur mittelbaren 
Folge, ſofern es zu den reproduzierbaren Gütern gehört, daß deſſen 


Produktion eine Ausdehnung bzw. Einſchränkung erfährt, erſcheint 


eine ähnliche kauſale Verknüpfung beim Geld als ausgeſchloſſen. Der 


ſubjektive Geldwert wird vielmehr ſtets von außen her, ſei es durch 
Faktoren, welche auf der Warenſeite, ſei es durch ſolche, welche auf 
der Geldſeite wirkſam werden, nach oben oder nach unten gerückt, 
und niemand kommt auf den Gedanken, gegebenenfalls die Urſache 
einer Vergrößerung oder Verringerung der umlaufenden Geldmenge 


in einer erhöhten bzw. verringerten ſubjektiven Waun des Geldes 


zu ſuchen!“. 


1 Ich ſehe dabei von der Komplikation ab, die beim Metallgeld darin 
liegt, daß der Geldſtoff einen ſubjektiven Eigenwert beſitzt. Hier beſteht eine 
Bindung zwiſchen dem ſubjektiven Geldwert und dem ſubjektiven Wert der aus dem 
Geldſtoff herſtellbaren Gebrauchsgegenſtände bzw. Schmuckſachen. Für eine rein 
theoretiſche Betrachtung über den ſubjektiven Geldwert hat dieſe Komplikation, 
entgegen der Meinung von L. v. Miſes (Theorie des Geldes und der Umlaufs— 
mittel, München und Leipzig 1912, S. 120—131), keine irgendwie ausſchlag— 
gebende Bedeutung. Durch Zurückverfolgung des Geldwertes bis auf „jenen 


v. Miſes dies gegen Helfferich geltend macht, ift er durchaus im Recht. 


179]. nl Der ſubjektive Geldwert ö 5 179 


Ungeachtet dieſer grundſätzlichen Paſſivität des ſubjektiven 


Geldwertes gehört er doch in einem gewiſſen Sinne zu den Im⸗ 
ponderabilien der Preisbildung. Der Einzelne iſt ſich nämlich der 


Abhängigkeit des ſubjektiven Geldwertes von Einkommenshöhe und 
Preisſtand nicht immer voll bewußt; er neigt vielmehr oft dazu, den 


ſubjektiven Geldwert gewiſſermaßen zu verabſolutieren und nimmt 
demgemäß, wo er als Käufer auftritt, unter Umſtänden einen über- 


kommenen ſubjektiven Geldwert zur Richtſchnur, der ſeiner veränderten 


perſönlichen oder auch der veränderten Marktlage nicht mehr ent⸗ 


ſpricht. Von derartigen „Rechenfehlern“ wäre man bewahrt, wenn 
jeweils zu Beginn einer neuen Wirtſchaftsperiode ordnungsgemäß 
ein Ausgabebudget aufgeſtellt würde, an das man ſich dann zu halten 
hätte. Denn es würde ſich hierbei zeigen, daß etwaige eingetretene 
Einkommens⸗ und Preisänderungen es nicht geſtatten, die Konſum⸗ 
tion irgendeines Gutes ohne weiteres unter Zugrundelegung der 
alten Norm für die Preiswürdigkeit oder, was dasſelbe iſt, unter 


Anlegung des alten ſubjektiven Geldwertes als Maßſtab feſtzuſetzen, 


weil man auf dieſe Weiſe in Widerſpruch zu dem Satz vom Gleich⸗ 
gewicht des Haushalts geraten könnte. Wie die Dinge aber wirk⸗ 
lich liegen, findet eine derartige rationelle Neuverteilung des Ein⸗ 
kommens auf die verſchiedenen Ausgabezweige niemals in aller 


Strenge ſtatt. Entſcheidungen über vorzunehmende Ausgaben werden 


vielfach von Fall zu Fall getroffen, ohne daß den veränderten per⸗ 
ſönlichen und allgemeinen Verhältniſſen voll Rechnung getragen 


wird, wobei man ſich eben von Erwägungen darüber leiten läßt, ob 


— 


Punkt, wo er aufhört, Geldwert zu ſein und nur mehr Warenwert iſt“, glaubt 
L. v. Miſes, namentlich Helfferich (Das Geld, 2. Aufl., Leipzig 1910, 
S. 543546) gegenüber, erweiſen zu können, daß die Grenznutzenlehre auch auf 
das Geld anwendbar ſei. Mit Prähiſtorie iſt aber der Theorie wenig geholfen! 


ä Unanwendbar auf das Geld iſt die Grenznutzenlehre freilich nur in dem Sinne 


— und das meint auch Helfferich in erſter Linie —, daß der Grenznutzen der 
Geldeinheit, weil er ein abgeleiteter iſt (was übrigens nicht erſt durch Helfferich 
feſtgeſtellt zu werden brauchte), nicht zur Erklärung der Preiſe dienen könne 
(mit dem im Text ausgeſprochenen Vorbehalt). Wohl aber treffen jene beiden 


‚für die Grenznutzentheorie grundlegenden Auffaſſungen von dem Sinken des 
Nutzens der Mengeneinheit eines Gutes mit zunehmendem Vorrat und von der 
Bewertung einer Mengeneinheit aus einem gegebenen Vorrat nach dem Nutzen 


der letzten zum Verbrauch gelangenden Mengeneinheit auch beim Gelde zu. 
Selbſtverſtändlich ſetzen alle Ausſagen über den Grenznutzen des Geldes (wie 
eines beliebigen Kaufgutes) voraus, daß man ſich auf den Standpunkt eines 
einzelnen Wirtſchaftsſubjekts, nicht der Volkswirtſchaft, ſtellt, und ſofern 
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‚irgendein Kaufgut „den Geldbetrag wert ſei“, um welchen es zu 
haben iſt. Man unterliegt der Illuſion, daß es auf einen Vergleich 
des ſubjektiven Wertes eines Kaufgutes mit demjenigen des Geldes 
ankomme, und man übernimmt dieſen ſubjektiven Geldwert aus der 
Vergangenheit, bis man durch die Erfahrung eines Beſſeren belehrt 
wird. Sofern ſolch eine unwirtſchaftliche Handlungsweiſe nicht bloß 


vereinzelt vorkommt, gewinnt fie eine Bedeutung auch für die Preis⸗ 


bildung. Denkt man ſich die Preiſe als hervorgehend aus den 
„Nachfrageliſten“ („demand schedules“ nach Alfred Marſhal l), 


die für jeden Einzelnen, der auf dem Markt als Kaufluſtiger auf- 
tritt, angeben, welche Mengen dieſes oder jenen Gutes er bei ver- 


ſchiedener Preislage zu erwerben bereit iſt, ſo erſieht man leicht, daß 
die Illuſion eines konſtanten ſubjektiven Geldwertes dazu angetan 
iſt, die Nachfrageliſten zu „fälſchen“ und daher indirekt auf die 
reſultierenden Preiſe Einfluß zu gewinnen. Indeſſen kann dieſer 
Einfluß niemals ein nachhaltiger ſein: allmählich lernt der Konſument 
ſein Verhalten den veränderten Verhältniſſen anpaſſen und im Zu— 
ſammenhang damit den ſubjektiven Geldwert neu einſtellen. Letzterer 
kommt alſo für die Preisbildung höchſtens als retardierender Faktor 
in Betracht, und man begeht in der Theorie keine erhebliche Un— 
genauigkeit, wenn man von ihm als preisbeſtimmendem Moment 
überhaupt abſieht“ | 


1. Auf die Frage, ob nicht die Beharrlichkeit des ſubjektiven Geldwertes 
beſtimmte Wirkungen auf die Kapitalbildung ausübt, gehe ich im Text ſchon 
deshalb nicht ein, weil ich auch ſonſt in dieſem Aufſatz mit dem Sparen nicht 
rechne, ſondern annehme, daß das Einkommen in ſeinem ganzen Umfang zu 
Konſumtionszwecken verwendet wird. Im übrigen ſcheint mir die Hinaustragung 
des Begriffs des ſubjektiven Geldwertes aus der Sphäre der Konſumtion nicht 
viel zu verſprechen. Jedenfalls wäre es unſtatthaft, auf dem Gebiet der Pro— 
duktion zur Erklärung der Handlungsweiſe der Unternehmer den ſubjektiven 
Geldwert heranzuziehen. Hier verſagt die Grenznutzentheorie überhaupt, worauf 
auch O. Engländer (a. a. O., S. 1424 — 1427) mit Recht hinweiſt. Der be— 
kannte Ausſpruch v. Böhm⸗Bawerks (Poſitive Theorie des Kapitals, 
3. Aufl., S. 422), daß „das Koſtengeſetz, richtig verſtanden, nur eine auf eine 
ſpezielle Erſcheinungsgruppe angepaßte ſpezielle Ausſageform“ des Geſetzes vom 
Grenznutzen ſei, trifft völlig daneben, wenn auch gegen die dieſem Ausſpruch 
vorausgehenden Ausführungen, die ihn im Sinne Böhm-Bawerks begründen, 
nichts Weſentliches einzuwenden iſt. In welcher Beziehung das Geſetz der 
Produktionskoſten zum Geſetz des Grenznutzens in Wirklichkeit ſteht, das hat 
Walras meines Erachtens ſo klar und zutreffend dargetan, daß darüber nicht 
mehr viel Neues zu ſagen iſt. Vgl. meine Beſprechung ſeines Hauptwerkes in 
„Revue d’economie politique“, 1890, Nr. 1. Dieſe von Walras vollzogene 
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„Die Paffivität des ſubjektiven Geldwertes bildet ein ſchwer⸗ 


wiegendes Bedenken gegen die Verwendung der Geldeinheit als Maß⸗ 


ſtab des (ſubjektiv verſtandenen) Nutzens. Trotzdem iſt dieſes Ver⸗ 


fahren vielfach angewendet worden. Es findet ſich bereits in zwei 


Abhandlungen von Dupuit aus der erſten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts !. Ihm zufolge bemißt ſich die Nützlichkeit, welche die 
Mengeneinheit eines Produktes für einen beſtimmten Konſumenten 
hat, nach dem höchſten Geldopfer, das dieſer bringen würde, um in 
deren Beſitz zu gelangen. Walras weiſt auf die Ahnlichkeit dieſer 
Auffaſſung mit dem Standpunkt J. B. Says hin, welcher ein 


Maß der Nützlichkeit in dem tatſächlichen Geldopfer des Kon⸗ 


ſumenten, d. h. in dem wirklichen Preiſe des Produktes erblickte, und 
lehnt ſie mit folgender Begründung ab: „Gewiß“, ſagt er, „hängt 
das höchſte Geldopfer, zu dem ſich ein Konſument bereit findet, um 
ſich zum Beiſpiel eine Flaſche Wein zu verſchaffen, zum Teil von 
der Nützlichkeit dieſer Flaſche für dieſen Konſumenten ab; denn je 
nachdem dieſe Nützlichkeit zu⸗ oder abnehmen wird, wird auch das 


— —n ———— 


Ausſöhnung der Grenznutzentheorie mit der Produktionskoſtentheorie findet bis⸗ 


lang ſo wenig Verſtändnis, daß es noch immer als eine Art Halbheit gilt, 
wenn man die beiden Prinzipien Nutzen und Koſten in der Preislehre gleich⸗ 
zeitig zur Geltung kommen läßt. Aus dem Grunde, weil ich es tue (jedoch eben 
prinzipiell in demſelben Sinne wie Walras und nicht etwa wie Schaeffle 


oder Adolph Wagner!), verweiſt mich J. Schumpeter (Epochen der 


Dogmen⸗ und Methodengeſchichte, im Grundriß der Sozialökonomik, I, S. 117 
in die etwas bunt zuſammengeſetzte Gruppe der Vertreter des „eklektiſchen 
Standpunkts“. Wenn er aber in dieſem Zuſammenhang von Lexis behauptet: 
„In ſeiner Volkswirtſchaftslehre finden wir die Grenznutzlehre einem weſentlich 
auf klaſſiſchem Material beruhenden Gebäude oder doch einem Gebäude angefügt, 
das aus einem durch Kritik der Klaſſiker gewonnenen Material beſteht“, ſo iſt 
das direkt unrichtig. Lexis iſt vielmehr ſtets ein entſchiedener Gegner der 
Grenznutzentheorie geweſen — vor allem (aber nicht nur) in dem Sinne, daß er 
ſie für ungeeignet hielt, zur Erklärung des volkswirtſchaftlichen Prozeſſes der 
Preisbildung irgend etwas beizutragen. Dieſen Standpunkt vertritt Lexis, von 
gelegentlichen Außerungen in Beſprechungen theoretiſcher Schriften abgeſehen, 
im 1. Suppl.⸗Bd. des Handwörterbuchs d. Staatsw., S. 422—432, im Wörter⸗ 
buch der Volkswirtſchaft, II, S. 881—888, in der Schmoller⸗Feſtſchrift, I, 


S. 42—43 und auch in der von Schumpeter genannten „Allgemeinen Volks⸗ 


wirtſchaftslehre“, S. 29—32, 41. Vgl. meine Beſprechung des letzteren Werkes 
in dieſem Jahrbuch XXXV, S. 2045 —46. 

1 E. J. Dupuit, De la mesure de l'utilité des traveaux publics, 
Annales des ponts et chaussées, 2ieme série, Jahrgang 1844, S. 332--375, 


und De l'influence des péages sur l’utilit6 des voies de communication, 


ebendaſelbſt, Jahrg. 1849, S. 170— 248. 
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in Frage ftehende größte Opfer zus oder abnehmen. Aber Dupuit 


hat überſehen, daß das betreffende größte Opfer zum Teil auch von 
der Nützlichkeit abhängt, die Brot, Fleiſch, Kleider, Möbel für den 
Konſumenten haben; denn je nachdem letztere zu⸗ oder abnehmen 
wird, wird das höchſte im Austanſch für den Wein zu bringende 
Opfer ab⸗ oder zunehmen. Ebenſowenig hat Dupuit den Umſtand 
berückſichtigt, daß das höchſte Geldopfer, um das es ſich handelt, 
zum Teil auch von der Größe des in Geld ausgedrückten Vermögens 
des Konſumenten abhängt; denn je nachdem dieſe Größe mehr oder 
weniger beträchtlich ſein wird, wird auch das Opfer, das er um des 
Weines willen zu bringen bereit ſein wird, mehr oder weniger be— 
trächtlich ſein. Allgemein geſprochen, hängt das höchſte Geldopfer, 
zu dem ſich ein Konſument bereit findet, um ſich eine Mengeneinheit 
irgendeines Produktes zu verſchaffen, nicht nur von der Nützlichkeit 
dieſes Produktes, ſondern auch von der Nützlichkeit aller anderen 


auf dem Markt vorhandenen Produkte, ſowie von den Mitteln des 
Konſumenten, ab.“ Dupuit hätte, ſchließt Walras, die „Nützlichkeits— 
kurve“ vollſtändig mit der „Nachfragekurve“ verwechſelt !. 


Viel fpäter haben ſich Auſpitz und Lieben in Übereinſtim— 
mung mit Dupuit, aber wohl unbeeinflußt von ihm, auf den Boden 
der Auffaſſung geſtellt, daß die Nützlichkeit eines Gutes an der 
„größten Geldſumme“, welche der Konſument für dasſelbe „ohne 
Nachteil“ aufwenden könnte, zu „bemeſſen“ ſei?, und abermals trat 
Walras dem darin liegenden Mißgriff mit Entſchiedenheit? ent⸗ 


1 L. Walras, Eléments d’&conomie politique pure, 4ieme édition, 


Lauſanne⸗Paris 1900, S. 446—447. Über Dupuit vgl. Wl. Zawadzki, Les 


mathématiques appliquees à l'économie politique, Paris 1914, S. 81—85. 

2 Rudolf Auſpitz und Richard Lieben, Unterſuchungen über die 
Theorie des Preiſes, Leipzig 1889, S. 8. 

3 In Revue d’&conomie politique, 1890, Mai- Juni, abgedruckt in 
Elements S. 483—487. Vgl. Zawadzki, a. a. O., S. 307-315. Die von 
Auſpitz und Lieben eingenommene Poſition wird dadurch nicht gerettet, daß ſie 
nachträglich etwaige Anderungen in der „individuellen Wertſchätzung des Geldes“ 
in den Kreis ihrer Betrachtungen einbeziehen. Siehe Unterſuchungen, S. 180 
bis 183, 473. Vgl. Lieben in der Zeitſchrift für Volkswirtſchaft, Sozial— 
politik und Verwaltung, XVII (1908), S. 608. Den Standpunkt Dupuits und 


Auſpitz' und Liebens ſcheint u. a. auch J. Schumpeter (Das Weſen und 


der Hauptinhalt der theoretiſchen Nationalökonomie, Leipzig 1908) zu teilen. Er 
ſträubt ſich allerdings an der entſcheidenden Stelle (S. 130) dagegen, von einem 
Meſſen des Nutzens bzw. des ſubjektiven Wertes in Geld zu ſprechen; er trifft 
vielmehr mit dem Leſer die Vereinbarung, „alle Güter mit ein und derſelben 


Maßeinheit, zum Beiſpiel in Geld, zu meſſen“. Nähme man ihn beim Wort, 
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| gegen. Wir begegnen ſodann ein Jahrzehnt darauf demſelben Miß⸗ 


ſo würde es ſich hierbei darum handeln, die Mengen der Güter durch Geld⸗ 


. beträge, für welche fie erhältlich find, auszudrücken. Aber dieſer Deutung ſteht 


entgegen, daß Schumpeter durch Multiplikation der Gütermengen mit dem 
Preis der Mengeneinheit „Preisſummen“ bildet; denn letztere würden ja, wenn 
zum Beiſpiel als Geldeinheit die Mark dienen würde, in „Quadrat⸗Mark“ aus⸗ 
gedrückt ſein! Schumpeter will auch nicht vorbehaltlos zugeben, daß die mathe⸗ 


matiſche Funktion, die ſonſt als Ausdruck des Geſamtnutzens eines Gütervorrats 


definiert wird, tatſächlich dieſen Sinn habe. Er ſagt, es ſei „unweſentlich“, ob 
ſie etwas wirklich exiſtierendes verſinnliche oder nicht und ob man ſie ſo oder 


anders benenne. Das hindert ihn aber nicht daran, in der auch bei ihm ſich 
findenden bekannten Formel, derzufolge die partiellen Differentialquotienten der 


in Frage ſtehenden Funktion, dividiert durch die zugehörigen Preiſe, einander 
gleich ſind, im Einklang mit ſeinen Vorgängern, einen „Ausdruck des fundamen⸗ 
talen Geſetzes des Grenznutzenniveaus“ zu ſehen. Wieſo man zu dem Grenznutzen 
gelangen kann, ohne von dem Nutzen auszugehen, iſt ſchlechterdings unfaßbar. 
In bezug auf jenes „fundamentale Geſetz“ bemerkt Schumpeter: „In der Aus⸗ 


drucksweiſe der ‚pſychologiſchen“ Theorie heißt das, daß jedes Gut in ſolcher 


Menge erworben wird, daß die letzterworbenen Teilmengen aller 
gleich intenſive Bedürfnisregungen befriedigen.“ Auch dieſe For⸗ 
mulierung iſt höchſt ungenau, da ſie den Hinweis auf etwas ſehr Weſentliches, 


nämlich darauf, daß die betreffenden Teilmengen um gleiche Geldbeträge erworben 


werden, nicht enthält. Und doch vindiziert Schumpeter gerade im Zuſammen⸗ 


hang mit dieſen Erörterungen für ſeine Darſtellung eine „wiſſenſchaftliche Kor⸗ 
rektheit im Sinne der Phyſik“. An einer anderen Stelle desſelben Werkes 
(S' 288—290) kommt Schumpeter auf die Frage der ſubjektiven Bewertung der 
Güter zurück und ſetzt auseinander, daß als Wertmaß ſowohl das Geld wie 
jedes beliebige Gut dienen könne, zum Beiſpiel Apfel, wobei auch für ihn 


der Betrag entſcheidend iſt, den der Konſument „äußerſten Falles“ für das zu 
bewertende Gut herzugeben bereit iſt. Die Einwände, die Walras gegen Dupuit 
oder Auſpitz und Lieben erhebt, werden natürlich davon nicht berührt, ob man 


den ſubjektiven Wert in Mark oder in Apfeln ausdrückt. Nachträglich präziſiert 
aber Schumpeter den Sinn der Wertung eines Gutes in Apfeln dahin, daß der⸗ 


jenige, der irgendein Gut A zum Beiſpiel tauſend „Apfelwerten“ gleichſetzt, 
weder 1000 Apfel zu beſitzen brauche, um fie in Austauſch für A geben zu 
können, noch damit ausſagen wolle, daß der Genuß, den ihm die Konſumtion 
von A verurſacht, dem Genuß, den ihm die Konſumtion von 1000 Apfeln ver⸗ 
urſacht, gleichkomme. Es ſolle vielmehr mit jener Gleichſetzung nur zum Aus⸗ 
druck gebracht werden, daß der erſte der beiden Genüſſe tauſendmal ſo groß iſt 
als der Genuß, den die Verzehrung eines Apfels pro Tag dem Konſumenten 
bereitet. Durch dieſe Auslegung ſeiner „Apfelrechnung“ rückt Schumpeter von 
dem für Dupuit ſowie Auſpitz und Lieben charakteriſtiſchen Standpunkt ab. 
Dann müßte aber auch die „Geldrechnung“ in ihrer Anwendung auf den Nutzen 
bzw. den ſubjektiven Wert eine analoge Umdeutung erfahren: Die Ausſage: „Ich 
ſchätze das Gut A mit 1000 Mk. ein“ würde nicht mehr ſoviel heißen wie: „Ich 


bin bereit, höchſtens 1000 Mk. für A zu geben“, ſondern: „Die Bedürfnis⸗ 
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griff bei Caſſ el, welcher erklärt, „daß wir eigentlich das Geld 
als Wertmaßſtab benutzen müſſen, wenn wir uns überhaupt ein 
wahres Bild von unſerem heutigen Wirtſchaftsleben machen wollen“, 

und der Theorie vorwirft, es nicht von Anfang an getan zu haben, 
was, nebenbei bemerkt, auf Dupuit, der doch eben am Anfang der 
Entwicklung ſteht, und über den ſich Caſſel aus dem ihm wohl— 
W Walras hätte unterrichten können, . zutrifft?s. Dabei 


befriedigung, die mir der Beſitz von A gewährt, ſchätze ich tauſendmal ſo hoch 
ein wie die Bedürfnisbefriedigung, die mir die Mengeneinheit irgendeines 
Gutes B verſchafft, die ich als letzte oder einzige konſumiere und die 1 Mk. 
koſtet.“ Auch die ſo verſtandene Anwendung der Geldrechnung auf die ſubjektive 
Güterbewertung iſt abzulehnen. Denn entweder ſetzt ſie das Ausgabebudget 
des Wirtſchaftsſubjekts als gegeben voraus (weil es ſonſt nicht feſtſtände, das 
wievielte für 1 Mk. erhältliche Quantum des betreffenden Gutes als letztes zu 
betrachten iſt, bzw. ob von dem betreffenden Gut gerade nur ein einziges ſolches 
Quantum konſumiert werden ſoll), während doch, auch von Schumpeter, die ſub— 
jektive Güterbewertung als Grundlage, auf der ſich das Ausgabebudget erſt 
aufbaut, betrachtet wird; oder aber bietet die Geldrechnung, wenn man von ihr 
ohne Rückſicht auf bas Ausgabebudget, d. h. in Unwiſſenheit über die zu kon— 
ſumierenden Mengen verſchiedener Güter Gebrauch macht, abſolut keine Gewähr 
dafür, daß bei den letzten zum Verbrauch gelangenden Güterquanten die ſub— 
jektive Schätzung in Geld mit dem Preis übereinſtimme; es könnte ſich zum 
Beiſpiel ereignen, daß die für je 1 Mk. erhältlichen Güterquanten verſchiedener 
Güter, die das Wirtſchaftsſubjekt als letzte konſumiert, von ihm nach Maßgabe 
ſeiner Schätzungsſkala mit 2 Mk. oder mit bloß 50 Pf. eingeſchätzt werden. 
(Mathematiſch ausgedrückt, braucht die Diviſion der Differentialquotienten der 
„Geſamtwertfunktion“ durch die zugehörigen Preiſe nicht 1 zu ergeben, was ja 
auch die von Schumpeter auf S. 131 wiedergegebene Formel gar nicht beſagt.) 
Mit anderen Worten, fallen hier die Mark als Maß des ſubjektiven Wertes und 
die Mark als Preismaß grundſätzlich auseinander, und man möchte ſich fragen, 
was durch dieſe Namensvetterſchaft gewonnen wird. Es iſt alſo Schumpeter nicht 
gelungen, dem Prinzip der ſubjektiven Schätzung der Güter in Geld einen größeren 
Halt zu geben, als es ſeine Vorgänger vermocht hatten; dabei iſt der von ihm 
eingenommene Standpunkt ſo wenig widerſpruchsfrei, daß man geneigt iſt, zu 
ſagen, äußerlich ſtehe er Auſpitz und Lieben, innerlich aber Walras näher. Es 
iſt zu bedauern, daß Schumpeter zu dieſer Kontroverſe nicht ausdrücklich Stellung 
nimmt. Das allzu ſpärliche Zitieren — eine Eigentümlichkeit Schumpeters — 
iſt, nebenbei bemerkt, ſchuld daran, daß L. v. Miſes (a. a. O. S. 24 fg.) bei 
der etwas einſeitigen öſterreichiſchen Orientierung, die ihn auszeichnet, glauben 
konnte, eine uralte grundlegende Formel der mathematiſchen Nationalökonomie, 
die Schumpeter anführt und verteidigt, ſei erſt von dieſem aufgeſtellt worden. 

1 G. Caſſel, Grundriß einer elementaren. Pre Tübinger Zeitſchrift, 
55. Jahrgang (1899), S. 395—458. 

2 Noch auffallender iſt es, daß Caſſel in dem zitierten Artikel davon Ab— 
ſtand nimmt, auf ſeine Solidarität mit Auſpitz und Lieben hinzuweiſen. Auch 
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ſieht Caſſel, genau wie feine Vorgänger, einen numeriſchen Aus⸗ 


druck des Wertes, den jemand einem beſtimmten Gut beilegt, in dem 


höchſten Geldbetrag, den er für dasſelbe herzugeben bereit iſt. In 


ſeiner kürzlich erſchienenen „Theoretiſchen Sozialökonomie“ vertritt 


Caſſel in bezug auf den Maßſtab des ſubjektiven Wertes denſelben 
Standpunkt wie vor zwanzig Jahren!. „Für das praktiſche wirt- 
ſchaftliche Handeln“, meint er, „kommt die Intenſität der Bedürfnis⸗ 
gefühle . .. nur ſoweit in Betracht, als fie in Schätzungen in Geld 
hervortritt. Dieſes Verhältnis ſollte die Grenzen für die Wirt⸗ 


ſchaftswiſſenſchaft ziehen: auch ſie kann die ſubjektiven wirtſchaftlichen 


Momente nur ſo, wie ſie in den Geldſchätzungen hervortreten, er⸗ 
faſſen.“ Wie wenig Caſſel dem paſſiven Charakter des Geldwertes 
Rechnung trägt, das geht unter anderem aus dem Satz hervor, den 
er dem Satz vom Gleichgewicht des Haushaltes, wie dieſer von der 
mathematiſchen Schule formuliert worden iſt, entgegenſtellt: „Bei 
der gegebenen Preislage wird jedes Bedürfnis, das niedriger geſchätzt 
wird als der Preis der Bedürfnisbefriedigung, von der Bedürfnis⸗ 
befriedigung ausgeſchloſſen, während die übrigen Bedürfniſſe, die 


wenigſtens gleich dem Preis geſchätzt werden, befriedigt werden?.“ 


in einem ſpäteren Aufſatz( Die Produktionskoſtentheorie Ricardos und die erſten Auf⸗ 


gaben der theoretiſchen Volkswirtſchaftslehre, Tübinger Zeitſchrift, 57. Jahrgang, 
1901, S. 68—100) finden ſich Wendungen wie „der von mir eingeführte Wert⸗ 
begriff“ (S. 95) oder „mein Wertbegriff“ (S. 99), worunter nichts anderes ver⸗ 
ſtanden wird, als der an dem höchſten Geldopfer, das der Konſument zu bringen 


bereit iſt, gemeſſene fubjektive Wert. Was die nicht⸗mathematiſchen Theoretiker 


a 


anlangt, jo erſcheint unter ihnen R. Zuckerkandl (Zur Theorie des Preiſes, 
Leipzig 1889, S. 355 fg.) als Anhänger dieſer Wertſchätzungsmethode, die Caſſel 
eingeführt haben will. 

1 L. Pohle und G. Caſſel, Lehrbuch der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre. 
Zweite Abteilung: e e Sozialökonomie von Guſtav Caſſel, Leipzig 1919, 


S. 40 fg. 


2 A. a. O., S. 69. Dieſer Caſſelſche Satz bietet nicht nur von dem ihm 
gegenüber im Text eingenommenen Standpunkte aus Anlaß zur Kritik, ſondern 
auch noch inſofern, als er in bewußtem Widerſpruch zu der Auffaſſung ſteht, 
daß ſich der abgewogene Grenznutzen (die Preiswürdigkeit) in allen Konſumtions⸗ 
zweigen auf das gleiche Niveau ſtellt. Es handelt ſich hierbei nicht mehr um 
die Frage von dem Maßſtab des ſubjektiven Wertes, ſondern darum, ob der 
Satz vom Gleichgewicht des Haushalts nicht auch dann zu verwerfen ſei, wenn 


man zugibt, daß die Nützlichkeit der Güter, einerlei wie, meßbar iſt. Eine ge⸗ 


nauere Erörterung der ſo formulierten Frage würde aus dem Rahmen dieſes 
Artikels herausfallen. Es ſei hierzu nur bemerkt, daß Caſſel gegen das (für 
ſich betrachtete) Geſetz vom Gleichgewicht des Haushalts keine anderen Einwände 
vorbringt, als die alten Lex is ſchen und daß dieſe Einwände erheblich an Be⸗ 
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Das läuft im Grunde genommen darauf hinaus, daß eine populäre 
Auffaſſung, die, wie oben zu zeigen verſucht worden iſt, im weſent⸗ 
lichen auf einer Illuſion beruht, von der Theorie ſanktioniert wird. 


deutung einbüßen, wenn man in der Theorie auf den Umſtand Bedacht nimmt, 
daß der Konſument, ſtatt den Verbrauch eines Gutes auszudehnen oder ein— 
zuſchränken, die Möglichkeit hat, zu höheren oder geringeren Qualitäten des be- 
treffenden Gutes überzugehen, worauf ſeinerzeit K. Wickſell Caſſel gegenüber 
hingewieſen hat (Zur Verteidigung der Grenznutzentheorie, Tübinger Zeitſchrift, 
56. Jahrgang, 1900, S. 583— 584) und worauf J. B. Clark feine „Bündel⸗ 
theorie“ gründet (The distribution of wealth, New Pork 1902, S. 228). Auch 
v. Wieſer ſcheint inſofern gegen den Satz vom Gleichgewicht des Haushalts 
Stellung zu nehmen, als er zwiſchen einer „allgemeinen“, einer „engeren“ und 
einer „weiteren Nutzungsgrenze“ unterſcheidet, von denen die erſte für die „Maſſe 
der Güter“, die zweite für „Seltenheitsgüter“ und die dritte für „Häufigkeits⸗ 
güter“ gelten fol (Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, S. 164— 165, 260 
bis 261). Sieht man aber genauer zu, wie er dieſe Unterſcheidung begründet, 
ſo findet man, daß mit ihr nicht der Satz vom Gleichgewicht des Haushalts in 
der Faſſung, die ihm, ſei es Goſſen, ſei es Walras, ſei es Launhardt, gegeben 


2 haben, getroffen werden kann, ſondern ein anderer Satz, der dahin lauten 


würde, daß der unbedingte, d. h. auf die Mengeneinheit eines Gutes bezogene 
Grenznutzen für alle Güter der gleiche ſein müſſe. „Die eine Tatſache,“ führt 
v. Wieſer aus, „die ſich auf ſeiten der Güter findet, iſt die Verſchiedenheit 
in der natürlichen Reichhaltigkeit des Gütervorkommens. In ſüdlichen Ländern 
gedeiht die Rebe, während Holz und Kohle ſich vielleicht ſeltener finden, und 
wenn die Bevölkerung den Wein reichlicher baut und genießt als irgendwo im 
Norden, während ſie ſich in ihren Wohnungen weniger gegen die Winterkälte zu 
ſchützen weiß, ſo dürfte ihr nicht der Vorwurf gemacht werden, daß ſie es ver— 
ſäumt, ihre Bedürfnisbefriedigung wirtſchaftlich auszugleichen. Ihr Verhalten 
iſt durch die Umſtände begründet, ſie paßt ſich den Verhältniſſen an und genießt 
reichlich, wo ſie die Mittel reichlich findet, während ſie ſich dort Entbehrungen 
auferlegt, wo ihr die Mittel von der Natur karger geboten werden. Solchen 
Verſchiedenheiten des Gütervorkommens gegenüber würde eine ſtreng durch— 
geführte Ausgleichung eine recht unwirtſchaftliche Güternutzung zur Folge haben. 
Einem Gütervorkommen ausgeſprochener Seltenheit gegenüber muß man die Grenze 
der Befriedigung enger ziehen, indem man bei einem höheren Punkt der all— 
gemeinen Begehrensſkala abbricht; einem Gütervorkommen ausgeſprochener Häufig- 
keit gegenüber wird man ſie weiter ziehen, als für die Maſſe der Güter, für die 
man zufolge ihrer näheren Produktionsverwandtſchaft die Grenze der Nutzung 
gleichmäßiger abſtecken kann.“ Dieſe Erwägungen überträgt dann Wieſer „ſinn— 
gemäß“ „auf die Einzelwirtſchaften, die ſich im Tauſchverkehr nicht mehr durch 
Eigenproduktion, ſondern durch Einkauf auf dem Markt verſorgen“. Bei einer 
gewiſſen Höhe des Einkommens würden in ſeinem Sinne zum Beiſpiel die Kar— 
toffeln zu den „Häufigkeitsgütern“, das Fleiſch zu der „Maſſe der Güter“, die 
Schokolade zu den „Seltenheitsgütern“ gehören. Geſetzt, die Preiſe dieſer drei 
Artikel für das Pfund ſind 0,1 Mk., 3 Mk. und 8 Mk., ſo würde ſich nach dem 
Satz vom Gleichgewicht des Haushaltes bei einer Preiswürdigkeit von 40 der 


— 
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Wie wohl es ſich nach dem Vorſtehenden erbieled die Ein⸗ 
ſchätzung der Güter nach dem Vorgang der genannten Autoren von 
Haus aus in Geld vorzunehmen, ſo könnte vielleicht doch eine 


Grenznutzen der Kartoffeln auf 4, des Fleiſches auf 120, der Schokolade auf 


320 ſtellen. Aber berechtigen dieſe Unterſchiede zu der Ausſage, daß die | 


„Nutzungsgrenze“ bei den Kartoffeln eine „weitere“, beim Fleiſch die „allgemeine“, 


bei der Schokolade eine „engere“ iſt? Von dieſem Standpunkte aus gäbe es 


nicht drei, ſondern unzählige verſchiedene Nutzungsgrenzen. Es iſt doch keinem 


Theoretiker jemals eingefallen, von einer „Ausgleichung der Bedürfnisbefriedigung“ 


in dem Sinne zu ſprechen, daß der auf die Mengeneinheit jedes Gutes bezogene 


Grenznutzen überall der gleiche ſein müßte (ganz davon zu ſchweigen, daß ſolch 


eine Behauptung nichtsſagend wäre in Anwendung auf Güter, die nicht nach 


gleichen Maßeinheiten gehandelt werden). Man hat vielmehr ſtets den Grenz⸗ 
nutzen zum Preiſe (im Zuſtande der Eigenproduktion zu dem Arbeitsaufwand) 
in Beziehung geſetzt und eine Übereinſtimmung des erſt auf dieſe Weiſe ab⸗ 
gewogenen Grenznutzens bei den verſchiedenen Gütern angenommen. Anders 
läge der Fall, wenn Wieſer etwa behaupten wollte, daß man in unſerem Beiſpiel 


bei den Kartoffeln bis auf den Grenznutzen 2, bei der Schokolade hingegen nicht 


unter den Grenznutzen 640 herabzugehen hätte. Aber dafür bieten die von ihm 


geltend gemachten Erwägungen keinerlei Anhaltspunkte. Gewiß ſetzt die Gleich⸗ 


heit aller Preiswürdigkeiten eine beliebige Teilbarkeit der Güter und einen 


ſtetigen Verlauf der Schätzungsziffern voraus. Jedoch haben die zwiſchen den 


Preiswürdigkeiten beſtehenden Spannungen, welche durch Unteilbarkeit der Güter 


und Diskontinuität der Schätzungsziffern verurſacht werden, mit den von Wieſer 


behaupteten Niveauunterſchieden rein gar nichts zu tun. Sein mißglückter Ver⸗ 
ſuch, die Theorie zu verfeinern, beruht demnach, wie es ſcheint, einfach auf einer 


Verwechslung zwiſchen „unbedingten“ und „abgewogenen“ Schätzungsziffern, 
was übrigens bei einem Theoretiker, der auch ſonſt für einigermaßen ver: 
wickeltere Größenbeziehungen ſo wenig Verſtändnis zeigt, wie Wieſer, nicht 


weiter überraſchen kann und, nebenbei bemerkt, auch mit ſeiner gänzlichen Ver⸗ 
kennung der Abſichten der mathematiſchen Schule durchaus im Einklang ſteht. 


Behauptet er doch dieſer gegenüber, daß ſelbſt in der „höchſt idealiſierten Wert⸗ 


und Preislehre“ das „eigentliche Problem“ gar nicht darin beſtehe, „den 


Größenverhältniſſen, die man vorfindet, den genaueſten Ziffernausdruck zu geben“ 
(a. a. O. S. 140). Als ob ein Jevons oder Walras ſich derartiges jemals zur 


Aufgabe geſtellt hätte! Seine „Theorie der dreifachen Nutzungsgrenze“ bringt 


v. Wieſer in Verbindung mit der „bekannten Erfahrung, daß die Ausgaben 


für Nahrung und Wohnung bei kleinerem Einkommen eine geringere Quote aus⸗ 


machen, als bei mittlerem und höherem Einkommen“ (S. 261). Es ſoll wohl 


N 


heißen: „größere“ ftatt „geringere“. Aber auch das ſtimmt doch nur bei der 
Nahrung, nicht bei der Wohnung. Das Schwabeſche Geſetz beſtätigt ſich bee 


kanntlich nicht. Siehe J. Feig in „Statiſtik in Deutſchland“, herausgegeben 
von F. Zahn, Münden: Berlin 1911, II. Band, S. 822; auch die von Walter 


Schiff in der amtlichen Publikation des k. k. Arbeitsſtatiſtiſchen Amtes im 


Handelsminiſterium über „Wirtſchaftsrechnungen und Lebensverhältniſſe von 


Wiener Arbeiterfamilien in den Jahren 1912 bis 1914“, Wien 1916, S. 59 


. 
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nachträgliche Umrechnung der Schätzungsziffern in Geld der 
theoretiſchen Erkenntnis irgendwie förderlich ſein. Es iſt eingangs 
darauf hingewieſen worden, daß ſämtliche Schätzungsziffern mit dem- 
ſelben willkürlichen Faktor multipliziert werden können. Man brauchte 
alſo nur als derartigen Faktor den Br Wert des ſubjektiven 


Geldwertes, ſomit in unſerem Beiſpiel 40 40 zu nehmen, um durch die 


angegebene Multiplikation bei allen Gütern eine numeriſche Überein⸗ 
ſtimmung des Grenznutzens mit dem Preis zu erzielen. Beim Fleiſch, 
deſſen Preis mit 3 Mk. für das Pfund angeſetzt worden iſt, würde man 


dementſprechend in unſerem Beifpiel als Grenznutzen an Stelle der 


Zahl 120 die Zahl 3 erhalten. Nimmt man ferner an, daß im ganzen 
5 Pfund Fleiſch zur Konſumtion gelangen und daß ſich die Schätzungs— 
ziffern für die erſten vier Pfund auf 280, 240, 200, 160 ſtellen, ſo 
erhält man, indem man ſie durch 40 dividiert, 7, 6, 5, 4. Iſt 
aber damit geſagt, daß bei einem Preis von 7 Mk. für das Pfund 
der Konſument ſich mit einem Pfund begnügen würde? Täte er 
das, ſo würden doch 8 Mk. aus 200 unverteilt bleiben, da er bei 
einem Preis von 3 Mk. vorausſetzungsgemäß 5 Pfund erwirbt, ſo— 
mit im ganzen 15. Mk. für das Fleiſch ausgibt. Der Satz vom 
Gleichgewicht des Haushalts ginge alſo in die Brüche. Wenn ſich 
aber die betreffenden Schätzungsziffern auf 800, 600, 400, 200 ſtellten 
(die fünfte Ziffer iſt immer 120), ſo ergäbe die Diviſion durch 40 


die Ziffern 20, 15, 10, 5; das würde indeſſen nicht bedeuten, daß 
bei einem Preis von 20 Mk. für das Pfund der Konſument 1 Pfund 
"und bei 15 Mk. 2 Pfund Fleiſch kauft, denn Mena entſtände in 
ſeinem Haushaltungsbudget ein Fehlbetrag von 5 bzw. 15 Mk. Nur 


wenn die in Frage ſtehenden Schätzungsziffern 600, 300, 200, 150, 
120 wären, ſomit der Formel — folgen würden, wo c eine ent- 


ſprechend gewählte Konſtante und n die Ordnungsnummer der zur 
Konſumtion gelangenden Mengeneinheit darſtellt, erhielte man, indem 
man dieſe Ziffern durch 40 dividierte, eine Zahlenreihe (nämlich 15, 
7½ß, 5, 3 /, 3), die unmittelbar über die bei verſchiedener Preis- 


feſtgeſtellten Ergebniſſe laſſen eine Deutung im Sinne des Schwabeſchen Geſetzes 
nicht ohne weiteres zu. Worauf es hierbei ankommt, iſt jedoch nicht ſowohl die 
größere oder geringere Vertrautheit Wieſers mit den Lehren der Haushaltungs— 
ſtatiſtik als vielmehr der verkehrte Gebrauch, den er von feiner an ſich unhalt— 


baren Theorie der dreifachen Nutzungsgrenze macht. 
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lage zu konſumierenden Mengen Aufſchluß gäbe. Allgemein geſprochen, 
genügt es nicht, Schätzungsziffern in die Sprache des Geldes zu 
überſetzen, um auf einen Ausdruck der „Preiswilligkeit“ zu kommen, 
es ſei denn, daß man den Verlauf der Schätzungsziffern einem be⸗ 
ſtimmten „Geſetz“ unterwirft, was vom Standpunkte der Theorie 
aus durchaus unzuläſſig wäre !. | 

Spricht man von Preiswilligkeit, jo hat man bereits den Boden 
ſubjektiver Schätzungen verlaſſen und ſich der Betrachtung der Nach⸗ 
frage in ihrer Abhängigkeit vom Preiſe zugewendet. Wer die Grenz⸗ 
nutztheorie mit ihren Schätzungsziffern verwirft, weil ſie ihm allzu 
ſchematiſch und unrealiſtiſch vorkommt?, überſpringt damit das erſte 
Stadium der theoretiſchen Forſchung auf dem Gebiet der Wert⸗ und 
Preislehre; er verzichtet auf eine Fundamentierung der „Nachfrage⸗ 
liſten“, bleibt aber nichtsdeſtoweniger in einem gewiſſen Sinne un⸗ 


angreifbar. Derjenige hingegen, der einen nicht bloß voll», ſondern 


höherwertigen Erſatz für die Schätzungsziffern dadurch zu bieten ver⸗ 


meint, daß er das Wirtſchaftsſubjekt den Nutzen in Geld (oder über⸗ 


haupt in irgendeinem Gut) ausdrücken läßt, ſetzt ſich verdienter⸗ 


3 1 Zugunſten der Formel — können nur hiſtoriſche Gründe geltend gemacht | 


werden. Sie hängt nämlich mit Daniel Bernoullis Begriff der moraliſchen 
Erwartung zuſammen. Näheres bei Alfred Pringsheim und Ludwig 
Fick, Die Grundlage der modernen Wertlehre uſw. Leipzig 1896 (Brentano 
und Leſer. Sammlung älterer und neuerer ſtaatswiſſenſchaftlicher Schriften, 
Nr. 99. ö | | | 
2 Als Einwand gegen die mit Schätzungsziffern operierende Grenznutzen⸗ 
theorie wirkt wohl am ſtärkſten der Hinweis darauf, daß in Wirklichkeit kein 
Gut für ſich, ſondern immer nur im Zuſammenhang mit dem ganzen Haushalt 
betrachtet bzw. bewertet wird. Siehe Lexis im Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 
II, Art. „Wert“, S. 883, und namentlich Joh. v. Komorzynski, Der Wert 
in der iſolierten Wirtſchaft, Wien 1889. Vgl. R. Stolzmann, Der Zweck in 
der Volkswirtſchaft, Berlin 1909, S. 734 —741, und „Die Kritik des Subjek⸗ 
tivismus an der Hand der ſozialorganiſchen Methode“, Elfters, Jahrbücher, 
3. Folge, Bd. 48, S. 145 — 192. Mathematiſch läßt ſich die hier vorliegende 
Schwierigkeit dadurch überwinden, daß man von einem „Geſamtnutzen“ ausgeht, 
der als Funktion der Mengen aller im Beſitz des Wirtſchaftsſubjekts befindlichen 
Güter erſcheint; demnach werden die unterſten Nützlichkeitsgrade der einzelnen 
Güter durch partielle Differentialquotienten jener Funktion ausgedrückt. Dieſen 
Weg hat bereits F. Y. Edgeworth (Mathematical psychics, London 1881, 
S. 26 ff.) beſchritten, und Pareto iſt ihm (im „Cours“ ) gefolgt. Leider laſſen 
ſich aber die Ergebniſſe, zu denen man auf dieſem Wege gelangt, nicht mehr 
anſchaulich, ſei es arithmetiſch, ſei es geometriſch, darſtellen. Vgl. Auſpitz 


und Lieben, Unterſuchungen, Anhang II. 
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maßen dem Vorwurf aus, zwei verschiedene Stufen der theoretiſchen 
1 miteinander z verwechſeln . 


1 Vgl. engländers Kritiſche ee (a. a. O., S. 935—939) 
gegen die Identifizierung der Nachfragekurſe mit einer Wertfurve⸗ ſowie 
O. v. Zwiedinecks gleichgerichtete RUE JUNGEN in der Tübinger Zeitſchrift, 


= Jahrg. 1908, S. 602-604. 
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Begriff b Aufgabe einer gef chicht⸗ 
lichen Staatenfunde. 
Offentliche Antrittsvorleſung in der 
Aniverſität Berlin am 7. Januar 1920 


Von Dr. Carl Brinkmann 
Profeſſor an der Aniverſität Berlin | 


& ſcheint heute die allgemeine Anſicht zu ſein und iſt jedenfalls 


von hervorragenden Seiten zum Gegenſtand wiſſenſchafts⸗ 


. theoretiſcher und praktiſch⸗politiſcher Erörterungen gemacht worden, daß 


der Betrieb der Auslandsſtudien bei uns einer gründlichen Neuordnung 
und Belebung bedürfe. Das hat auf den erſten Blick etwas Über⸗ 
raſchendes. In der Blütezeit deutſcher Geſchichtsſchreibung im ver⸗ 
gangenen Jahrhundert waren nicht nur die bekannten Meiſterwerke 
Leopold Rankes, ſondern auch große unperſönliche Unternehmungen 


wie jene „Staatengeſchichte“ des Perthesſchen Verlages außerdeutſchen 
Ländern und Völkern zugewandt, die jo nicht ſelten ihre Vergangen⸗ 


heit zum erſten Male an unſerer Hand wiſſenſchaftlich kennen lernten. 


Seitdem aber ſind im Zeitalter der Weltpolitik und ihrer wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Entſprechung, der naturwiſſenſchaftlichen Expeditionen und 
archäologiſchen Kampagnen, deutſche Gelehrte überall in die vorderſte 
Reihe des neuen internationalen Aufklärungsdienſtes getreten, der 
trotz andersartiger Ausgangspunkte doch die ganze geſchichtliche 


Bildung der Kulturſtaaten untereinander in fruchtbare Wechſel⸗ 


wirkung ſetzte. Bevor man alſo hier Mängeln abhilft, muß man 


ihr Weſen inäher zu umgrenzen und ihre Entſtehung zu erklären 


verſuchen. 
Sie hängen vielleicht mehr als mit anderen mit zwei Ne 


ſchenden Zügen der neudeutſchen Geiſtes⸗ und Unterrichtsverfaſſung 
zuſammen, die in ihren Überlegenheiten und Schwächen ein treuer 


Ausdruck unſerer Staats- und Geſellſchaftsverfaſſung nach der Reichs⸗ 


gründung waren. Der eine iſt der durchdringende Wille zur natio⸗ 
nalen Selbſtbehauptung und Autarkie, ſo natürlich, ja unvermeidlich 


in einer ganz jungen, in ſich ſelber noch ſehr unvollkommen geeinten 


Weltmacht. Umgekehrt wie der weltbürgerlichen Stimmung des 


voraufgegangenen Abſchnitts mußte einer ſolchen Geſinnung das ge⸗ 


ſchichtliche Bild der Nachbarn und Nebenbuhler nicht als in ſich ſelbſt 
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ruhende und bedeutungsvolle, „zu Gott gleich nahe“ Erſcheinung, 
ſondern eher als eine Art von unvermeidlichem, beiſpielmäßigem 
Hilfsmittel zur Erkundung politiſcher und wirtſchaftlicher Geſchäfts— 
geheimniſſe gelten. Eine ſolche überwiegende Beſtimmung des wiſſen— 
ſchaftlichen Anteils durch außerwiſſenſchaftliche Abſichten pflegt jedoch 
nicht ungeſtraft zu bleiben, und je mehr ſich auch die Geſchichts— 
forſchung des Auslandes mit nationalſtaatlichem Abſchließungs— 
ſtreben erfüllte, deſto mehr vertrockneten die lebensrunden Geſtalten 
des geſchichtlichen Univerſums gleichſam zu flachen Übungsfiguren, 
bei denen nur die eine dem fremden Beſchauer zugekehrte Seite eine 
Innerlichkeit vortäuſcht. N 

Die zweite dem geſchichtlichen Verſtändnis des Auslands ab— 
trägliche Eigenheit des neueren deutſchen Forſchungs- und Unter— 
richtsweſens möchte das hohe Ideal humaniſtiſcher Bildung geweſen 
ſein, das ſich in ſcheinbarem (aber auch nur ſcheinbarem) Widerſtreit 
mit den praktiſchen und wirtſchaftlichen Lebensinhalten des neuen 
Deutſchen Reichs als ſein vornehmſter Kulturmaßſtab zu erhalten 
wußte. Daß dieſer Maßſtab in ſeiner verhältnismäßig erſt wenig 
gemilderten Einſeitigkeit dem ganzen Betrieb der Geiſteswiſſenſchaften 
etwas Weltfremdes, der Gegenwart Fernes mitteilte, iſt dabei gar 
nicht einmal das Entſcheidende. Von der Höhe und aus der Ab— 
geſchloſſenheit muß auch der am unmittelbarften praktiſchen Lehre 
immer wieder die Beſeelung kommen, die Reinheit des Beweggrundes 
gewährleiſtet werden. Auch die nur auf begrenztem Felde erlernbare 
Genauigkeit der ſprachlichen Unterſuchung, die die Grundlage aller 
Altertumswiſſenſchaft bildet, hat ſich namentlich auf dem Weg über 
die Hilfswiſſenſchaften von den Geſchichtsquellen die neuere Hiſtorio— 
graphie gerade in Deutſchland zu tief verpflichtet, als daß irgend— 


eine Reformbewegung in der Geſchichtswiſſenſchaft danach trachten 


darf, ſich unabhängig davon zu machen. Nicht ein Weniger, ſondern 
ein Mehr, und zwar ſowohl an Forſchungs- und Lernſtoff als be- 
ſonders an Methode und Technik der geſchichtlichen Auffaſſung, iſt 
es überhaupt, was unſere bisher vorwiegend an der klaſſiſchen Philo— 


logie geſchulte Hiſtorik in den Stand ſetzen würde, für ein Gebiet 


wie die Auslandskunde mehr als bisher zu leiſten. Gewiſſenhafteſte 
Kritik des einzelnen Denkmals und umfaſſende Realiſtik der Aus— 
legung von der Schule an darf nicht wie heute noch vielfach auf 
die alten Sprachen und das Mittellatein beſchränkt bleiben, ſondern 
muß auch die oft faſt ein wenig hochmütig davon ausgeſchloſſenen 
neuſprachlichen und neuzeitlichen Lebenserſcheinungen ergreifen und 


ſelten aber auch nur Anfäge zu wahrer geſchichtlicher, d. h. ganze 


N 
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durcharbeiten, wie zum Beiſpiel die aus der Elaffifchen Philologie 
geborene Byzantiniſtik grundlegend für die ganze Geſchichte Oſteuropas 


geworden iſt. Aber gerade dann wird auf der anderen Seite auch 
die enge ſchulmeiſterliche Individualpſychologie, die ſich manchmal 


bloß an einem Schema antiken und nationalen Heldentums erwärmt 
und auch das Ausland (wie im Streit um Wilſon) immer nur 


perſönlich begreift, einem immer weiteren und freieren Ausblick auf 


die allgemeinen Entwicklungen des Völkerlebens Platz machen. 


Nun werden natürlich auch die Anwälte einer Reform des Aus⸗ 8 


landsſtudiums nicht behaupten wollen, daß der langſam entſtandene 
Bedarf nicht bereits aus ſich beachtenswerte Bewegungen zu ſeiner 


Befriedigung hervorgerufen. habe. Das Zeitalter der nationalen 
Abſchließung war ja zugleich das der weltpolitiſchen und weltwirt- 
ſchaftlichen Verknüpfung der Staaten, und naturgemäß fanden die 8 
mannigfachen, dieſer Verknüpfung dienenden Vorgänge und Einrich⸗ 5 
tungen einen Niederſchlag auch in der Ebene der wiſſenſchaftlichen | 
Erkenntnis. Vor allem haben die beiden großen Syſteme neuzeit: - 
licher Wirtſchaftstätigkeit und Wirtſchaftsgeſinnung, Kapitalismus 
und Sozialismus, als internationale Gebilde beinahe unwillkürlich 
ö die Aufmerkſamkeit wieder mehr auf die auswärtigen Lebens 
erſcheinungen gelenkt, mit denen ſie ſich in der Weltwirtſchaft ver⸗ e 
bunden fühlten. Merkwürdig indes, wie das faſt immer nur die 


analogen Faktoren der Auslandswirtſchaft waren, die zu kennen und 


mit denen zu verkehren nahelag und durch politiſche und wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſen geboten war: So ergaben ſich gründliche und an⸗ 


regende monographiſche Studien über den ausländiſchen Sozialismus, 


über einzelne ausländiſche Wirtſchaftszweige oder, wenn e$ hoch kam, | 


leichter überſehbare, zum Beiſpiel koloniale Geſamtwirtſchaften, ſehr 


nationale Lebensgemeinſchaften umfaſſender Auslandskunde, wie etwa 


Gerhard v. Schulze⸗Gävernitz' Arbeiten über Rußland und England „ 
auf freihändleriſcher oder Roſa Luxemburgs Theorie der Welt⸗ er | 
; altumulation auf ſozialiſtiſcher Seite. 85 
Ganz neuerdings iſt dann in bewußter Anlehnung an die ſo;: 


genannte ſtatiſtiſche Diſziplin der Schlözer und Achenwall im 
18. Jahrhundert, die ja außer den Anfängen der modernen Statiſtik 


auch eine qualitative Beſchäftigung mit den politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Kräften der einzelnen Staaten umſchloß, uͤnd in ſachlicher 


Verbindung. beſonders mit der politiſchen und Wirtſchaftsgeographie 


der Gedanke hervorgetreten, Länder und Völker als einheitliche . 
Schmollers n XLIV 1. 
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jener eh Kräfte zu bee und i in die Rechnung des Welt— 
wettbewerbs einzuſtellen. Dieſer Gedanke trägt nicht bloß äußerlich 


das Gepräge der rationaliſtiſchen und abſolutiſtiſchen Epoche, von 
der er ſich herſchreibt. Er war damals gewiſſermaßen die außen= 
politiſche Ergänzung der großen Wiſſenſchaft vom aufgeklärten 
Polizeiſtaat, die Übertragung aller ihrer Beweg⸗ und Beurteilungs— 
gründe: Boden⸗ und Bevölkerungsprinzip, Handels⸗ und Zahlungs- 
bdilanztheorie, von dem inneren Beamtentum auf die Diplomatie. 
Und es iſt ſeltſam zu ſehen, in wie hohem Grade noch die aller— 


neueſten Verſuche zur Fortführung einer ſolchen Staatenkunde von 


den damaligen Geſichtspunkten beſtimmt bleiben. Auch die imperia- 


liſtiſche Geſchichtsbetrachtung Englands. ſeit Seeley und Dilke, an 
die man ſich bei uns vielfach bewußt oder unbewußt anlehnte, ent— 


deckte ja in den rückſichtsloſen Handels⸗ und Kolonialkriegen des 


18. Jahrhunderts das goldene Zeitalter des nationalen Aufſchwungs 


der Geſetzgebung den weſentlichen Inhalt der nationalen Vergangen— 


heit geſehen hatte. Dem folgend wird auch in Deutſchland heute 


nur zu häufig die Entwicklung der engliſchen Wirtſchafts- und Welt- 


macht ganz einſeitig aus der Schutzzoll⸗ und Schiffahrtspolitik des 
N Frühkapitalismus erklärt und die notwendigen Bedingungen für die 


Entbindung der wirtſchaftlichen Kräfte werden vergeſſen, die auch 


und vor allem in der innerpolitiſchen und geſellſchaftlichen Ge— 
ſchichte Englands, der frühzeitigen Anpaſſung der Krone und der 
mittelalterliche Verwaltungsorgane an den Konomiſchen Aufſtieg 
lagen. 


Eben den Vorzügen und Mängeln der jüngften Anläufe zu einer 


außerdeutſchen Geſchichtsforſchung werden ſich nun aber grundſätzliche 


Fingerzeige genug für den weiteren Ausbau dieſer Forſchung ent- 
nehmen laſſen. Das Gemeinſame aller der berührten Studien und 
in der Tat das Unentbehrliche bei jeder vergleichenden Auslands- 
betrachtung des Hiſtorikers ebenſo wie des Juriſten oder National- 
ökonomen iſt die Vorausſetzung, daß es da überhaupt etwas Ver— 
gleichbares und beſtimmte Mittel der Vergleichung gibt. Das klingt 
ſelbſtverſtändlich, iſt jedoch in Wirklichkeit noch immer beſonders 
in der Geſchichtsſchreibung ein ebenſo ungewohnter wie weittragender 
Gedanke. Ich ſprach vorhin von der nationalen Epoche der euro— 
päiſchen \Hiftoriographie, von ihren fachlichen Nachteilen für die 
Auslandskunde. Tiefgreifender noch ſind die methodiſchen Nachteile, 


und wandte ſich entſchloſſen ab von der herkömmlichen demokratiſchen 
Auffaſſung, die in der Geſchichte des Parlaments, der Parteien und 
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weil fie leichter die Zeit ihrer Entſtehung überdauern. Sie ent⸗ 


ſpringen den bekannten Anſchauungen von der Vereinzelung und 


Sondernatur als dem Weſentlichen hiſtoriſcher Vorgänge. Es iſt 


ohne weiteres klar, daß dem geſchichtlichen Auge die Perſönlichkeiten 


der Völker noch viel eindrücklichere Verkörperungen des Einmaligen 
und Unvergleichbaren darſtellen mußten als die der Menſchen in den 
Völkern. Zwar die Romantik hat, wenn ich nicht irre, unter ihrem 
Lieblingsbegriff des hundertfach offenbarten, letzten Endes nicht mehr 
zu zergliedernden Volksgeiſtes im Grunde theoretiſch nicht ſo ſehr 
viel anderes verſtanden als die vorhergehende rationaliſtiſche Ge⸗ 


ſchichts- und Literaturvergleichung, nämlich ſozuſagen die wunderbare 
Entfaltung der nationalen Individualitäten im Schoße und in den 
Grenzen derſelben Familienanlage. Aber die ſeitherige Trennung der 


nationalen Entwicklungsgänge ließ dieſen gemeinſamen Hintergrund. 


der Völkergeſchichte allmählich immer mehr verſchwinden. Und ſo 
darf ſich der Hiſtoriker im allgemeinen heute wohl erlauben, feine 


Darſtellung fremder Länder und Zeiten durch kleine, mehr bildliche 
oder halb ſcherzhafte Anſpielungen auf die Umgebung ſeines Leſers 


zu würzen, etwa von antikem Kapitalismus oder von dem karo⸗ 
lingiſchen Grafen als Landrat zu ſprechen; bei dem ernſthaften 
Unterfangen, darüber hinaus die tatſächliche Gleichförmigkeit der 
rechtlichen, ſozialen, wirtſchaftlichen Bildungsformen perſchiedener 
Völker zu ergründen, begegnet er nur zu oft dem grundſätzlichen 
Einwand, daß er damit ſeine eigentliche Aufgabe, die Darſtellung 


des Ungleichförmigen und Beſonderen, verlaſſe. Dennoch wird man 
nicht zu viel ſagen, wenn man es gerade von einer geſchichtlichen 


Staatenkunde ausſpricht: Sie iſt überhaupt nicht denkbar als eine 
bloße Sammlung merkwürdiger Einzelzüge oder auch nur Einzel⸗ 


charaktere des Völkerlebens ohne Konſtanten, an die dieſe Variationen 
erſt anknüpfen, ohne die Vorſtellung allgemein körperlicher oder all⸗ 


gemein ſeeliſcher Zuſammenhänge, die die unendliche Mannigfaltigkeit 
menſchlichen Daſeins in Staat und Geſellſchaft irgendwie beſchränken 
und beſtimmen. 

Von ſolchen Zuſammenhängen greift die erweiterte ſtatiſtiſche 
Staatenkunde mit einer gewiſſen, vom Rationalismus überkommenen 


Nüchternheit vorzugsweiſe die des äußeren geſchichtlichen Schauplatzes! u 


der Wechſelwirkung zwiſchen Erdraum und Staatsvolk heraus, be⸗ 


obachtet Vermehrung, Wanderung, Ausbreitung der Bevölkerungen 
in der phyſiſchen und politiſchen Welt als die grundlegenden Vor⸗ 


gänge der Staatsbildung und nimmt N noch die erwähnten 
„ 13 
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ökonomiſchen Geſichtspunkte aus der merkantiliſtiſchen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre zu Hilfe. Die ganze geſchichtliche Welt der Seele bleibt für 
fie im Dunkel, dürftig erhellt nur durch die überlieferten piychologi- 
ſchen Kategorien der Nationalanlage und der Handlungen gewiſſer 
Führer. Wer ſieht nicht, daß hier für das wiſſenſchaftliche Bedürfnis 
nach Stetigkeit i in Erklärung und Zuordnung eine empfindliche Lücke 
klafft? 

Mehr als von irgendeinem anderen Zweig der heutigen deutſchen 
Geſchichtswiſſenſchaft gilt von der deutſchen Auslandskunde, was der 
Bonner Altmeiſter Moriz Ritter vor kurzem von Machiavelli geſagt 
hat: Er „hatte die Beziehungen zwiſchen Verfaſſung und ſozialer 
Gliederung der Bürgerſchaft erkannt, allein die ſozialen Gruppen ... 
treten in ſeiner Darſtellung nur inſoweit auf, als ſie, Anteil an der 
Machtübung des Staates erheiſchend, in ſeine Regierung und Geſetz— 
gebung eingreifen. Daß ihr Lebensgrund ein eigenartiger und in den 
großen Gebieten der Landwirtſchaft, der Gewerbe und des Handels 
zu ſuchen iſt, daß ihre Betätigung einerſeits und der Wirkungskreis 
des Staates andererſeits in Wechſelbeziehungen ſtehen, die viel in— 
haltsreicher find, als das bloße Jagen nach dem Beſitz ſtaatlicher 
Macht, wird von ihm nicht weiter berückſichtigt.“ Treffend ſind ſo 
die weſentlichſten derjenigen Inhalte bezeichnet, die noch heute nament⸗ 
lich in der geſchichtlichen Betrachtung des Auslandes an die leere 
Stelle zwiſchen dem Bilde des triebhaft handelnden Volkskörpers und 
dem der planmäßig lenkenden Staatsmänner zu treten haben. Die 
Erkenntnis der Geſellſchaft als Inbegriff menſchlicher Vereinigungs— 
weiſen in, außer und vor dem Staat iſt heute weit genug, um die 
große Kluft zwiſchen Einzel⸗ und Maſſendaſein in der Geſchichte 
mit Hinweiſen auf die verſchiedenſten Verbindungen durch Klaſſen 
‚und Gruppen, Anſtalten und Einflüſſe zu überbrücken. Schlechthin 
von Frankreich und England uſw. zu ſprechen, will uns bisweilen 
faſt nicht minder bildhaft erſcheinen als wenn wir die Könige eines 
Renaiſſancedramas einander ‘fo nennen hören. Daß in dieſer Be— 
ziehung die Auslandsforſchung hinter der von Sozial-, Wirtſchafts⸗ 
und Rechtsgeſchichte ganz anders befruchteten Inlandsforſchung zurück— 
ſteht, iſt zunächſt eine Folge der äußeren Arbeitsorganiſation, die 
ſich ſeit der ungeheuren Erweiterung und Verfeinerung durch die 
moderne Urkunden⸗ und Aktenbenutzung ſchon äußerer Schwierigkeiten 
halber gern auf den gegebenen und handlichen Grundſtock der 
nationalen Überlieferung, höchſtens noch ihrer Ausläufer auf fremdem 
Boden, A 
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Gewiß gibt es einige ſehr rühmliche Ausnahmen von dieſer 


| Regel, die zugleich auch für künftige Arbeitsmöglichkeiten die mannig⸗ 


faltigſten Beiſpiele bieten. Auf ganz Nordeuropa und den ehrwürdigen 
Vorbildern Lappenbergs und Reinhold Paulis folgend, auch Eng⸗ 
land erſtreckte ſich die muſterhafte Quellenerſchließung des Hanſiſchen 
Geſchichtsvereins. Die Pyrenäenhalbinſel, wohin ſie erſt ganz neuer⸗ 
dings vorſchritt, iſt altes Bereich unſerer römiſch⸗katholiſchen Ge⸗ 


ſchichtsforſchung, an deren Spitze Heinrich Finke durch die Denkmale 


Aragoneſiſcher Staatsverwaltung den mittelalterlichen Kulturkreis des 


weſtlichen Mittelmeerbeckens, man kann ſagen, für die internationale 


Wiſſenſchaft erſt entdeckt hat. Ahnlich fand Leopold Karl Goetz von 
der altruſſiſchen Kirchengeſchichte den Weg zu ſeiner rechtsvergleichenden 
Behandlung des altruſſiſchen Volksrechts. In Italien hat ſeit Savigny 
die deutſche Rechts⸗ und Sozialgeſchichte nicht aufgehört, zumal in 
der Unterſuchung des Städte⸗ und Gemeindeweſens einen eben⸗ 
bürtigen Rang neben der einheitlichen Forſchung zu behaupten. Von 
dem Zeitalter der franzöſiſchen Revolution und der Napoleoniſchen 


Kriege aus, das ja von jeher mehr als andere auf ſeine gemeinſame 


europäiſche Bühne auch die gemeinſame Aufmerkſamkeit aller europäi⸗ 
ſchen Hiſtoriographien lenkte, iſt in verſchiedenen örtlichen und zeit⸗ 
lichen Richtungen die neuere deutſche Geſchichtswiſſenſchaft klärend in 
die Vergangenheit des Auslandes, vor allem des franzöſiſchen Ancien 
Régime, eingedrungen. Von der Schule Guftav Schmollers aus⸗ 
gehend, hat endlich an dieſer Univerſität Otto Hintze die Grund⸗ 


linien einer vergleichenden Geſchichte der europäiſchen Staatsverfaſſungen 
gezogen. Alle dieſe geiſtigen Eroberungen zeichnen ſich dadurch aus, 


daß die volle Rüſtung moderner hiſtoriſcher Kritik ſie begleitet, wenn 


nicht allererſt ermöglicht hat. 


Wie weit und ſchwer aber der Weg von ihnen bis zu 
einer ſyſtematiſchen Neuordnung unſerer geſchichtlichen Auslands⸗ 
kenntnis iſt, zeigt ein Blick von ihnen hinüber auf die zahlreichen 


Vorſchläge, mit denen das praktiſche Bedürfnis der Offentlichkeit 


nach ſolcher Kenntnis an unſeren Forſchungs⸗ und Lehrbetrieb 
herangetreten iſt. Ausländiſche Muſter wie die Londoner School 
of Economics and Political Science und die ältere Pariſer Ecole 
libre des Sciences politiques haben dabei namentlich zu der 
Vorſtellung geführt, als ob bei den früher geſchilderten Schwächen 


des Hochſchulunterrichts in der Auslandskunde ein pädagogiſcher 


Neubau außerhalb der Univerſitäten dieſer Aufgabe am beſten 


gerecht werden würde. Ich verkenne die Gründe einer derartigen, 
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man muß faſt ſagen, Verzweiflung an unſerem beſtehenden höheren 


Bl.ildungsweſen nicht. Der durchſchnittliche Grad der Teilnahme 


und der Zuſtändigkeit für ausländiſche Dinge im deutſchen Volke 
macht die Anſicht durchaus verſtändlich, daß hier tiefere Urſachen 
politiſcher Zurückgebliebenheit viel zu dringlich nach Beſeitigung 
verlangen, um auf die akademiſchen Umwege unſerer ſprichwörtlichen 
Gründlichkeit warten zu können. Dennoch bin ich nicht ſicher, 
ob ſogar die Verbreitung, geſchweige denn die Vertiefung der Aus— 
landsſtudien in Deutſchland ihren Schwerpunkt mit Nutzen in alte 
oder neue Veranſtaltungen vor den Toren der Hochſchule wie freie 
Hochſchulen, Volkshochſchule oder gar eine eigene Auslandshochſchule 
verlegen würde. Dadurch kämen dieſe Studien in Gefahr, nicht 
nur die Verbindung mit der kritiſchen Forſchungsmethode zu ver— 
lieren, ſondern auch, was ſelbſt für das rein praktiſche Bildungs: 
bedürfnis von Bedeutung ſein wird, den allgemeinen Nährboden des 
großen ſachlichen Zuſammenhanges zwiſchen den Wiſſenſchaften, 
deſſen wo nicht gegebenes, ſo doch immer wieder aufgegebenes Symbol 
die Univerſität iſt. Die Auslandskunde hat es ſo nötig und viel— 
leicht nötiger als irgendeine andere Wiſſenſchaft, bis zum letzten Vor⸗ 
poſten des nationalen Unterrichts⸗ und Erziehungsweſens in Formen 
dargeboten und aus Quellen geſchöpft zu werden, die den ſtrengſten 
Anſprüchen wiſſenſchaftlicher Methode und Syſtematik genügen. 
Soll jo die wiſſenſchaftliche Begründung der fremden Staaten— 
geſchichte Sache der deutſchen Univerſitäten bleiben, dann müſſen 
ſich dieſe auch ihrerſeits bewußt ſein, was für beſondere Pflichten 
ihnen damit obliegen. Einen naheliegenden Weg zu ihrer Erfüllung 
zeigt der neue Plan der preußiſchen Unterrichtsverwaltung, im An- 
ſchluß an Spezialbibliotheken und neuſprachliche Seminare einzelne 
Hochſchulen zu Pflegeſtätten der Erforſchung beſtimmter Staaten oder 
Staatengruppen auszugeſtalten. Es bedarf kaum ein Wort der Aus— 
einanderſetzung über die eigenartigen Vorzüge dieſer Auskunft, be— 
ſonders in den Fällen, wo althergebrachte Beziehungen wie die der 
Grenzuniverſitäten eine Art geiſtiger Atmoſphäre für das Verſtändnis 
von Nachbarvölkern geſchaffen haben oder wo umgekehrt ein erſt 
wenig angebautes, neuſprachliches Fach wie die Slaviſtik unter regel— 
mäßigen Bedingungen auf den erforderlichen Zuſpruch Lernender und 
Forſchender kaum rechnen kann. Im allgemeinen wird man den 
Grundſatz landeskundlicher in Verbindung mit örtlicher Speziali— 
ſierung des Hochſchulunterrichts wohl nicht mit Unrecht als eine 
Vorbereitungs⸗ und Übergangsmaßnahme betrachten und keines⸗ 
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wegs zur Norm übertreiben dürfen. An die vom n Schulunterricht N 
bedingten Hochſchulſeminarien der beiden hauptſächlichen frenden 
Sprachkulturen, der angelſächſiſchen und der romaniſchen, wird eh g 
auch die geſchichtliche Bearbeitung der ſtaatlichen Träger dieſer | 5 a 
Kulturen ungezwungen und mit der Zeit vielleicht ganz ſelbſttätigg 


anlehnen: Wenn es beiſpielsweiſe politiſch von Wichtigkeit werden 


könnte, das deutſche Volk mehr als bisher weithin mit dem europäiſch⸗ | 
überſeeiſchen Kulturkreis Spanien — Portugals vertraut zu machen, Ben 
jo würde die Untermauerung eines darauf zielenden landes 
kundlichen Hochſchulbetriebs mit dem zugehörigen ſprachlichen Schul⸗ 
unterricht und ſeinem philologiſchen Vorbildungsgang zweifellos 
die Aufgabe eher erleichtern und eng als verwideln und 


erſchweren. 


Noch lauter und durchſchlagender als dieſer unterrichtstechuiſche „ 
| Grund ſcheint mir der wiſſenſchaftsmethodiſche Aufbau einer geſchicht- e 
lichen Staatenkunde für eine weite und gleichmäßige Verteilung. ihrer en a 


| - Pflege an den deutſchen Hochſchulen zu ſprechen. Auslandskunde im 


weiteren Sinn iſt ja ſchließlich auch die Unterſuchung der ph yſiſchen 
Geographie, der Flora oder Fauna eines Landes, wie ſie der Ver⸗ 
treter dieſer Wiſſenſchaften in deren Syſtem längſt betreibt und mit. a 
der Erſchließung des Erdballs höchſtens dem Grade nach feige. 
Auf der andern Seite kann auch auf kulturwiſſenſchaftlichem Gebiet 
jeden Augenblick die praktiſche Notdurft des Wirtſchafts⸗ oder Rechts I“ 
verkehrs mit einem Ausland Anſtalten zur Unterweiſung in den dazu e 
nötigen ökonomiſchen und juriſtiſchen Kenntniſſen hervorrufen. Aber ur 
unter der Kunde fremder Länder im engeren Sinn wird ſicherlich 5 a 
allgemein ein Wiſſenſchaftsbezirk eigner Machtvollkommenheit ver? 
ſtanden, und wenn man nad) feinem oberſten Formprinzip ſucht, wird 
man ſchwerlich etwas anderes finden als die Frage, unter welchen 


beſonderen Bedingungen das Leben eines fremden Volkes die al- 


gemeine Einfügung menſchlicher Geſellſchaft in ſtaatliche Ordnungen ne 


abwandelt: die Staatenkunde wird zum Rückgrat der Landeskunde, 


kräfte. 


Wiſſenſchaft, der es im Wechſel der ſtaatlichen Geſtaltungen ebenſo⸗ 


ſehr um die einzelne zeitliche Variation wie um die ſachlichen Kon⸗ | 
ftanten des pelitifchen oder geſellſchaftlichen, rechtlichen oder wirt: 
schaftlichen, wiſenſchäftichen oder religibſen Völkerlebens, um die . 
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alle Wiſſenſchaften vom Staate ihre erſten und berufenſten Hilfs⸗ a 


Unter ihnen allen aber wiederum muß die Geſchichte im ver⸗ 8 „ar u | 
| bindenden und richtunggebenden Mittelpunkt ſtehen als die einzige 
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„ menschliche Seele aller biefer Dinge nicht minder als um ihre tech— 
niche Entwicklungsſtufe zu tun iſt. Gewiß wird gerade der Geſchichte 
des Auslandes ſchon in dem verkürzten Aufriß, in dem ſie uns 

2 praktiſch meiſt erſcheinen wird, ein beſonders nahes Verhältnis zu 
den ſyſtematiſchen Kulturwiſſenſchaften unentbehrlich ſein, wenn ſie 
1 nicht vom blinden Zufall der Stoffverſorgung abhängig bleiben will. 
Es iſt dem friſchen Blick, der über die geſchichtlichen Landesgrenzen 
E hinausgeht, verhältnismäßig ſchwerer, ſich in tödlichen Kleinigkeits- und 
Einzelheitskram zu verlieren, als dem ermüdeten Auge, das innerhalb 
jener Grenzen für alles andre außer dieſem Kram ſtumpf geworden 


iſt oder in ihm die Rettung vor parteiiſcher Befangenheit erblickt. 
Allein die Auslandskunde wird den ſyſtematiſchen Wiſſenſchaften die 


8 Arbeitsanweiſungen, die ſie von ihnen erhält, reich vergelten können, 
und wie die deutſche Rechtswiſſenſchaft etwa in den Arbeiten von 


Hatſchek, Ernſt Heymann, Felix Liebermann und Ernſt Mayer große 


Strecken der Auslandsgeſchichte faſt aus eignen Kräften urbar ge— 
macht hat, ſo denke ich mir auf der anderen Seite, daß einmal die 
ae Geſellſchaftslehre das ſo empfindlich fehlende Bindeglied zwiſchen 
ihren prähiſtoriſch⸗ ethnologiſchen und ihren tagespolitiſchen Verall— 
ggemeinerungen nicht zum geringſten Teil von einer DIR 


Auslandsgeſchichte empfangen wird. 
überhaupt ſehe ich im Gegenſatz zu manchen Befürchtungen, ein 


ungeſchickter und übereilter Betrieb der Auslandskunde werde dem 
Journalismus und billigem pſeudofoziologiſchen Gerede in der Ge⸗ 
ſcſächichtswiſſenſchaft unheilvolle Verſtärkung zuführen, eben in einem 
gewiſſenhaften Studium fremder Staatengeſchichte Möglichkeiten genug, 
jene gefährlichen Schößlinge der hiſtoriſchen Erkenntnis dem Gemein— 


leben der Stammwiſſenſchaft. zurückzugeben und zu bewahren. Der 
ſtaatsbürgerkundliche Schulunterricht und beſonders ſeine pflichtmäßige 
Einführung durch die neue Reichsverfaſſung haben in der deutſchen 


Wiſſenſchaft Entwürfe zu einer geordneten Hochſchulvorbereitung der 
Lehrer darauf entſtehen laſſen. Im Unterſchied von den bisherigen 
6 einſchlägigen Vorleſungen der Juriſtenfakultäten iſt die Abſicht, die 


wirkliche; ſoziale Wirkſamkeit des gegenwärtigen Verfaſſungs⸗ und 
Verwaltungsrechts in einer geſchichtlichen Lehre von dieſen Grund— 
lagen der politiſchen Betätigung vorzuführen. Ich überſehe nicht, 


Hob und wie ſich dieſer Unterrichtszweig gegenüber feinen juriſtiſchen 


Mutterdiſziplinen wird behaupten können. Im Ideal würde er un- 
zweifelhaft nicht nur den Zugang zu ihnen erleichtern, ſondern auch 
ſie ſelbſt im Sinne größerer Offenheit gegen das geſellſchaftliche 
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Leben vorteilhaft beeinfluſſen. Jedenfalls iſt eines ſicher: mit das 
Eigentümlichſte und Entſcheidendſte, das die Geſchichtswiſſenſchaft der 
Staats- und Verwaltungslehre zu bieten hat, wird die Ergänzung 
der überwiegend einheimiſchen Rechtsdogmatik durch den Vergleich 
mit dem öffentlichen Rechtsleben der hervorragendſten Auslandsſtaaten | 
jein, und möglicherweiſe wird für dieſes erſt die Geſchichte das letzte 

Wort abgewogenen Verſtändniſſes haben, das weder die ſoziologiſchen 
Parteigänger der weſteuropäiſchen Demokratien noch eine eigenſtändige 
Staatsauffaſſung wie die Hasbachs bis heute gefunden haben. Denn 
ſchließlich wird auch die ewige Polarität geſchichtlichen Bewußtſeins 
und Wertgefühls, von der im Grunde mehr als von irgendeinem 
methodiſchen Vorhaben das Schickſal der hiſtoriſchen Auslandskunde 
abhängt, wird der Gegenſatz unbeirrten Wurzelns im eignen Volkstum 
und freien Mitmenſchentums für alle Welt am beſten durch 15 Ge⸗ 

ſchichte ſelbſt gelohnt: und e . | 
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Bemertungen über Begriff und b Bel en 


des Kapitalismus 
Von Dr. Karl Diehl 


ꝙrofeſſor der Nationalökonomie an der Aniverſität Freiburg i. B. 


Inhaltsverzeichnis: Über Paſſows Buch „Kapitalismus“ S. 203. — Fehler⸗ 
hafte Terminologie des „Kapitalismus“ S. 204 —211. — Kritik des Paſſow⸗ 
ſchen Begriffs „Kapitalismus“ S. 211—212. — Eigene ee 
S. 212—214. 
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aſſow hat in einer ſehr lehrreichen und dankenswerten Unter⸗ 


ſuchung! über den Begriff „Kapitalismus“ den Zuſtand troſt⸗ 


loſer Verwirrung dargelegt, den die nationalökonomiſche Fachliteratur 


in dieſer Hinſicht darbietet. Noch ſchlimmer, als bei dem Begriff 
„Sozialismus“ iſt hier die Vieldeutigkeit, Unklarheit und Ver⸗ 
ſchwommenheit, die bei der Verwendung dieſes Schlagworts hervor⸗ 
tritt. Es iſt nur ein Symptom der terminologiſchen Unklarheit, die 


überhaupt zum Schaden unſerer Wiſſenſchaft eingeriſſen iſt. In 


dieſem ſpeziellen Fall hat aber dieſe Unklarheit auch auf Nachbar⸗ 
wiſſenſchaften und auf die populärwiſſenſchaftliche Literatur ſehr 
nachteilig eingewirkt. Erträglicher noch ſind die Anwendungen des 
Begriffs „Kapitalismus“, die offenbar objektiv wiſſenſchaftlich unhalt⸗ 


bar find, als die leider fo häufig anzutreffende Manier, dieſen Be- 


griff zu gebrauchen, ohne ſich über ſeinen Sinn und ſeine Bedeutung 


ſelbſt eine klare Meinung gebildet zu haben. Dies iſt ſchlechthin 
unerträglich. Es iſt daher ein Verdienſt der Paſſowſchen Studie, 


auf die vielen Mängel und Widerſprüche, die ſich bei der Anwendung 


dieſes Begriffs finden, hingewieſen zu haben. Zum Teil erklärt fh 
dieſer Übelſtand daraus, daß bereits der Begriff „Kapital“ ein ſo 


vieldeutiger und ſchillernder iſt, was natürlich erſt recht zur Viel⸗ 
deutigkeit des Begriffs „Kapitalismus“ und „kapitaliſtiſcher Pro⸗ 
duktionsweiſe“ führen muß; zum Teil auch daraus, daß einzelne 
Autoren, ihre höchſt ſubjektiven Werturteile über eine beſtimmte 
Bieknfafern a a Be gelegt haben. 


ı Ba on, Kapitalismus. Eine: e Studie. 
Jena 1918. | | 
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Im Anſchluß an das Paſſowſche Buch mögen hier einige Be⸗ 
merkungen über den Begriff „Kapitalismus“ folgen, die zeigen 
ſollen, daß wir in der Ablehnung der meiſten in der nationalöfono- 
miſchen Literatur üblichen Anwendungsarten dieſes Begriffs mit 
Paſſow einig ſind, ſeinem eigenen poſitiven Vorſchlag dagegen nur 
mit gewiſſen Modifikationen zuſtimmen könnten. 

1. Abzulehnen find alle Anwendungen des Ausdrucks „Kapita⸗ 
lismus“, die eine ſubjektive Färbung und ein Werturteil ent- 
halten. In der Regel handelt es ſich um Autoren, die aus irgend— 
welchen Gründen der privatwirtſchaftlichen Wirtſchafts— 
ordnung überhaupt geßneriſch gegenüberſtehen, und daher bei 
der Anwendung dieſes Schlagworts dieſe ihre ablehnende Stellung 
zum Ausdruck bringen wollen. Schon aus ſolchen Zuſammen⸗ 
ſtellungen wie „Kapitalismus und Mammonismus“ oder „Kapita⸗ 
lismus und Mancheſtertum“ ergibt ſich, wie die Bezeichnung ge— 


meint ſein ſoll. Es ſoll eine beſtimmte Wirtſchaftsform als mam⸗ 


moniſtiſch oder materialiſtiſch oder unſozial, jedenfalls als volkswirt⸗ 
ſchaftlich ſchädlich und verwerflich gebrandmarkt werden. „Kapita⸗ 
lismus“ bedeutet demnach für dieſe Autoren eine fehlerhafte Wirt- 
ſchaftsordnung im Gegenſatz zu einer beſſeren Wirtſchaftsordnung, 
die früher vorhanden war, oder die ſpäter einmal kommen ſoll. 
„Kapitalismus“ iſt dann gleich einer ſittlich verwerflichen Wirtf chafts⸗ 
organiſation zu achten. Im einzelnen findet ſich dieſe Anwendung 
bei ſozialiſtiſchen Autoren, ferner auch bei Vertretern der ſogenannten 
Mittelſtandspolitik und bei chriſtlich⸗ſozialen und kathederſozialiſtiſchen 
Schriftſtellern. Oft iſt auch nicht Gegnerſchaft gegen das „Kapital“ 
überhaupt, ſondern nur gegen das zinstragende Leihkapital gemeint, 
jo daß hier unter „Kapitalismus“ wucheriſche Ausbeutung ſeitens 
des Leihkapitaliſten verſtanden wird. Paſſow gibt zahlreiche Bei— 
ſpiele ſolcher Anwendungen. 
5 Es genüge hier, auf das Zitat von Scheinpflug hinzuweiſen, 
der in einem Aufſatz in der „Monatsſchrift für chriſtliche Sozial⸗ 
reform“ (Jahrgang 1892) Seite 200 folgendes ſagt!: „Aus dem 


Vorausgeſchickten ergibt ſich, daß in den Ausdrücken ‚wucheriſcher 


Kapitalismus“ das Beiwort kein bloßer Schmuck, ſondern ein in der 
Tat zur Begriffsbeſtimmung notwendiges Unterſcheidungsmerkmal 
iſt.“ Oder wenn Keller in INT Schrift „Unternehmung und 


1 Scheinpflug, Über den Begriff des ouden ce Kapitals im Lichte 
des realen Idealismus. 
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Mehrwert“! jagt: „Kapitalismus (‚im landläufigen Sinne) als Er- 
werbsſucht und Gewinnſtreben, rein nur um des Gewinnes willen, 
Kapitalismus, der kein höheres Ziel, keinen höheren Daſeinswert 
kennt, als Vermehrung des Beſitzes, dieſer Kapitalismus iſt Mam⸗ 
monismus, iſt ein unverſöhnlicher Gegenſatz zum Chriſtentum“ 
Muckle? ſpricht von dem „auf der Selbſtſucht ſich aufbauenden 
Kapitalismus“. 
Es iſt klar, daß eine derartig ſubjektiv gefärbte Anwendung 
des Begriffs „Kapitalismus“ für unſere Wiſſenſchaft unbrauchbar 
iſt. Es ſteht jedem natürlich frei, ſein perſönliches Urteil über dieſe 
oder jene Mängel einer beſtimmten Wirtſchaftsform abzugeben. 
Dann muß er den Tatbeſtand ſcharf umgrenzen und ſein Urteil 
näher begründen; es darf aber hierfür nicht ein en. 
gebraucht. werden unter Verwertung des Kapitalbegriffs, der 
einen objektiven, neutralen Inhalt haben muß und von jedem 
Nationalökonomen, angewendet werden kann, unabhängig von dem 
wirtſchaftspolitiſchen Standpunkt, den er vertritt. Alle ſolche auf 
„Stimmungsmache“ abzielende Terminologie a wiſſenſchaftlich un⸗ 
brauchbar. 


2. Abzulehnen iſt auch eine Terminologie, die auf eine be⸗ 
ſtimmte Theorie eines einzelnen Autors zugeſchnitten iſt, dann 
aber unbewußter Weiſe auch von ſolchen Schriftſtellern angewandt 
wird, die nicht auf dem Boden dieſer Theorie ſtehen. Das gilt 
namentlich für die häufige Verwendung des Begriffs „Kapitalismus“ 
in Verbindung mit der Marx ſchen Mehrwerttheorie. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß Marx die Ausdrücke „Kapitalismus“ und „kapita⸗ 
liſtiſche Produktionsweiſe“ nur verwendet im engen Zuſammenhang 

mit ſeiner Kapital⸗ und Zinstheorie. Kapitaliſtiſche Produktions⸗ 
weiſe bedeutet für Marx eine ſolche, bei der der Unternehmer durch 
die Verwertung der Arbeitskraft des Lohnarbeiters einen Mehrwert 
erzielt. Für Marx iſt direkt der Mehrwert das Ziel des kapitali⸗ 
ſtiſchen Produktionsprozeſſes?: „Wie die Produktion von Mehrwert 
der beſtimmende Zweck der kapitaliſtiſchen Produktion iſt, ſo mißt nicht 
die abſolute Größe des Produkts, ſondern die relative Größe des 
Mehrprodukts den Höhegrad des Reichtums.“ Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 


— 
— — 


Keller, Paderborn 1912, S. 94. | 

2 Muckle, Das Kulturideal ' des Saiialisnus München und Leipzig 
1919, S. 37. | = 

2 Marx, Das Kapital 1. Bd., ö Stuttgart 1914. 
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lich, daß Marx ſelbſt und ſeine Anhänger dieſe Terminologie an— 
wenden; denn dieſe Ausdrücke gehören zu ihrem wiſſenſchaftlichen 
Syſtem. Aber man findet auch die Verwen dung des Begriffs der 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe bei Autoren, die ſonſt keineswegs 
auf dem Boden der Marxſchen Lehre ſtehen. So, wenn zum Beiſpiel 


Traub die Charakteriſtik der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsreform gibt 


mit den Worten“: „Das Weſen kapitaliſtiſcher Betriebsart iſt die 
„Benutzung fremden Arbeitsertrags. Der Nerv kapitaliſtiſcher Pro⸗ 
duktionsweiſe liegt in der Möglichkeit der Profitbildung.“ Oppen— 
heimer? erklärt trotz ſeiner Ablehnung der Marxſchen Theorie: 
„Was iſt der Kapitalismus? Politiſch⸗ſozial geſehen: Klaſſenſtaat, 
wirtſchaftlich geſehen: eine Mehrwertpreſſe größten Stils.“ | 

| 3. Gänzlich verkehrt tft auch die Bezeichnung von „Kapitalismus“ 
oder „kapitaliſtiſcher Produktionsweiſe“ als der Wirtſchaftsweiſe, in 
der Kapital im Sinne von produzierten Produktionsmitteln ver— 
wendet wird. So gebraucht Böhm⸗Bawerk in feinem bekannten 
Werk?: „Poſitive Theorie des Kapitals“ den Begriff „Kapital“ 
ſtets in dem Sinne, daß er darunter eine Produktion verſteht, die 
ſich der Hilfe von Kapitalgegenſtänden (Rohſtoffen, Werkzeugen, 
Maſchinen uſw.) bedient. 

Wie gänzlich unmöglich es ist, Kapital als produziertes Pro- 
duktionsmittel aufzufaſſen, zeigt ſich ganz beſonders bei ſeiner An— 
wendung für den Begriff „kapitaliſtiſche Produktionsweiſe“. Hier 
hat der Begriff. „Kapital“ eine rein techniſche Bedeutung. Es 
würde alſo heißen: alles wirtſchaftliche Leben unterſtützt von irgend— 
welchen erarbeiteten Hilfsmitteln iſt kapitaliſtiſche Wirtſchaft. Da 
aber alle nur denkbaren Wirtſchaftsepochen und Wirtſchaftsorgani— 
ſationen mit Ausnahme etwa der allerprimitivften Kulturſtufen 
kapitaliſtiſche Hilfsmittel in dieſem Sinne erfordern, jo würde 
kapitaliſtiſche Produktionsweiſe RO mit Wirtſchaft überhaupt 
. ſein. 

4. Abzulehnen iſt auch die Deweibt des Begriffs „Kapita⸗ 
lismus“ im Sinne individualiſtiſcher Wirtſchaftsweiſe. In dieſem 
Sinne wird der Begriff zum Beiſpiel angewendet, wenn man in 
Gegenſatz zueinander ſtellt: Sozialismus und en Richtig 


1 Traub, Ethik und Kapitalismus. Heilbronn 1904, S. 8 ff. 
2 Oppenheimer, Kapitalismus, Kommunismus 8 wiſſenſchaftlicher 
Sozialismus. Leipzig 1919. 
3 Böhm ⸗Bawerk, Poſitive Theorie des Kapitals. 3. Aufl. 1. Bd., 
S. 21. Innsbruck. 
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müßte es heißen: Individualismus und Sozialismus; denn unter 
Sozialismus verſtehen wir die auf Gemeineigentum beruhende Pro⸗ 
duktionsweiſe im Gegenſatz zu der auf Privateigentum beruhenden. 
Kapitalismus kann dagegen — in welchem Sinne immer auch der Aus⸗ 


druck überhaupt gebraucht werden könnte — nur eine hiſtoriſche Epoche 
innerhalb der individualiſtiſchen Wirtſchaftsweiſe bilden, und zwar 


eine Epoche, in der dem „Kapital“ eine beſonders wichtige Rolle 
zufällt. Niemals darf man aber die kapitaliſtiſche Wirtſchaft mit 
der individualiſtiſchen ſchlechthin identifizieren, ſonſt würde jede auf 
Privateigentum baſierende Wirtſchaftsform die „kapitaliſtiſche“ ſein. 
So faßt es auch tatſächlich Amonn ! auf. Er ſagt: „Nehmen wir 
(zu den Vorausſetzungen, welchen alle nationalökonomiſchen Probleme 
zugrunde liegen) noch als weitere hinzu: Die Vorausſetzung einer 
Ungleichheit individueller Verfügungs macht im ſozia⸗ 
len Verkehr, alſo einer ſozialen Übermacht einzelner Individuen 
gegenüber anderen, ſo haben wir damit jene Bedingung gewonnen, 
welche jene beſonderen nationalökonomiſchen Probleme konſtituiert, 
welche man allgemein als die Probleme des Kapitalismus oder der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung zu bezeichnen pflegt. Auf Grund 
dieſer Vorausſetzung entſtehen individualiſtiſche Verkehrsbeziehungen 
beſonderer Art, die wir deswegen füglich als individualiſtiſch⸗ 
kapitaliſtiſche Verkehrsbeziehungen bezeichnen können.“ 
Ahnlich ſpricht Pohle? von drei Komponenten des Kapitalismus: 
1. Herrſchaft des individualiſtiſchen Rechtsprinzips im Wirtſchafts⸗ 
leben, 2. erwerbswirtſchaftliche Produktionsweiſe, 3. unternehmungs⸗ 
weiſe Form der Produktion. 


5. Der Kapitalismus iſt auch keineswegs identiſch mit „Geld⸗ 
wirtſchaft“). Auch zu dieſer Auffaſſung geben die Definitionen 


mancher Autoren Anlaß. So ſtellt Brentano in ſeiner Abhand⸗ 


lungs: „Die Anfänge des modernen Kapitalismus (München 1916)“, 
den Kapitalismus in Gegenſatz zur feudalen Wirtſchaftsordnung und 
bezeichnet als das Kennzeichen des Kapitalismus die geldwirt⸗ 
ſchaftliche Organiſation des Wirtſchaftslebens. Die Geldwirtſchaft 
bildet den Gegenſatz zur Naturalwirtſchaft, nicht aber der Kapita⸗ 
lismus, ſondern der e iſt eine beitimmte Erſcheinungs⸗ 


1 Kohn, Objekt und Grundbkgriffe der bereuen Nationalökonomie 
Wien 1911, S. 387. 

2 Pohle, Kapitalismus und Sozialismus, S. 2. 

3 Brentano, vgl. das Zitat bei Paſſow, S. 33. 
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form innerhalb der individualiſtiſchen Verkehrswirtſchaft. Mit der 
Geldwirtſchaft tritt aber noch nicht zugleich der Kapitalismus in die 
Erſcheinung, ſondern mit der Geldwirtſchaft kann das Kapital im 


Sinne von Erwerbsvermögen nur die Geldform annehmen. Damit 


iſt aber noch nicht der „Kapitalismus“ gegeben, der eine beſonders 


entwickelte Stufe der Verkehrswirtſchaft bilden ſoll. Man könnte 


nur ſagen, daß mit der Geldwirtſchaft die Möglichkeit zur Entwick— 


lung des ſogenannten „Geldkapitalismus“ gegeben ſei, nicht aber 


des „Kapitalismus“ überhaupt. Kapitalismus und Geldwirtſchaft 
ſind nicht zugleich entſtanden. Zu dieſer Auffaſſung wird man 


leicht geführt, wenn man den Kapitalismus als eine Geldrech— 
nungsform definiert, wie es früher bereits Menger, van der 
Borght und andere getan haben. Neuerdings hat auch Lief mann 


eine Definition des Kapitals gegeben, die das Weſen des Kapitalismus 
in enge Beziehung zur Geldform bringt. Er ſagt !: „Kapitalismus 
iſt die Geldrechnungsform der Koſten als Mittel zur Feſtſtellung 
eines Geldertrags.“ Ausdrücklich ſagt er einmal?: daß kein Zweifel 
ſei, daß der Kapitalbegriff allein von den Gelderſcheinungen her— 
genommen ſei. Dementſprechend definiert er auch den Kapitalismus 


als“ „diejenige beſondere Wirtſchaftsepoche, in der die Geldrechnungs— 


form eine typiſche Allgemeinerſcheinung wird“. Er meint, mit der 


bisherigen Auffaſſung des Kapitalbegriffs ſei es unmöglich, eine be— 


ſtimmte Wirtſchaftsordnung und eine beſtimmte Wirtſchaftsepoche zu 
charakteriſieren. Dies ſei jedoch mit ſeinem Kapitalbegriff möglich; 


denn eine ſolche Veranſchlagung der Koſten in Geld und die daraus 


hervorgehende Reinertragsfeſtſtellung in Geld, wie er ſie mit dem 
Kapitalbegriff verbinde, ſei nicht zu allen Zeiten vorgekommen. 


„Daß alſo nicht nur Geldſummen zu Kapital werden, wie beim Leih— 


kapital (und beim Handel), ſondern daß auch dauerbare Sachgüter | 


und ſchließlich auch Arbeitsleiſtungen in Geld veranſchlagt werden, 
und daß man beſtrebt iſt, den Reinertrag in Geld nach Abzug der 
laufenden Koſten, die ſtehenden Koſten, dauerbare Sachgüter und 


Betriebskapital in einer Geldſumme veranſchlagt, gegenüberzuſtellen, 


mit anderen Worten: die Trennung der ſelbſtändigen Erwerbs— 


| ul die eine reine Geldrechnung macht, von der Konſum— 


I Liefmann, Kapital und Kapitälismus. (Zeitſchrift für die geſamten 
Staatswiſſenſchaften.) Tübingen 1916, Bd. 62, S. 328. 
2 Ebenda Bd. 63, 1917, S. 49. | 
Ebenda Bd. 63, 1917. S. 85. 
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wirtſchaft ihrer Inhaber, wird zum Charakteriſtikum der „kapitali⸗ 


ſtiſchen Wirtſchaftsepoche“. 

Ich halte alle Definitionen des Kapitals, die das Schwer⸗ 
gewicht auf die Geldform legen, für verfehlt. Wenn auch der täg⸗ 
liche Sprachgebrauch den Kapitalbegriff mit dem Gelde verbindet, 


ſo ſollte die Wiſſenſchaft dieſen Sprachgebrauch nicht mitmachen. 


Kapital iſt Erwerbsvermögen ſchlechthin, und die Geldform, in der 
das Kapital häufig auftritt und berechnet wird, iſt für das Weſen 
des Kapitals nebenſächlich. Der Nationalökonom hat alle Urſache 
die bedenkliche und weitverbreitete Verwechslung von „Geld“ und 
„Kapital“ zu bekämpfen. Dieſer fehlerhaften Vermiſchung des 
Geld: und Kapitalbegriffs wird aber Vorſchub geleiſtet, wenn man 


terminologiſch den Kapitalbegriff in enge. Beziehung zum Geld⸗ 


begriff bringt. | 
Die Behauptung Liefmanns n: Das Geldkapital habe den Kapi⸗ 


talismus geſchaffen, ift irreführend. Das Geldkapital hat die Geld⸗ 


wirtſchaft geſchaffen, nicht aber den Kapitalismus, der wieder eine 


beſondere Erſcheinungsform innerhalb der Geldwirtſchaft darſtellt. 


6. Schließlich wenden wir uns gegen alle Erklärungen des 
Begriffs „Kapitalismus“, die nach Sombarts Vorbild das Weſen 


des Kapitalismus in einer beſonderen Art von geiſtiger Dis- 


poſition, in einer beſtimmten Art von Wirtſchaftsgeſinnung 


erblicken und dann von Kapitalismus ſprechen, wenn der ſogenannte 


kapitaliſtiſche Geiſt hervortritt. 
Wir wollen hier kurz auf die Definition Sombarts ein⸗ 


- gehen. Im 20. Kapitel ſeines Werkes: Der moderne Kapitalismus, 


S. 327, wo er das Werden des Kapitalismus darſtellt, erklärt er, 


daß der Kapitalismus aus- dem tiefen Grunde der europäiſchen 
Seele erwachſen ſei. „Es iſt jener Geiſt, der ſeit dem ausgehenden 
Mittelalter die Menſchen aus den ſtillen, organiſch gewachſenen 


Liebes⸗ und Gemeinſchaftsbeziehungen herausreißt und ſie hin⸗ 
ſchleudert auf die Bahn ruheloſer Eigenſucht und Selbſtbeſtimmung.“ 
Der kapitaliſtiſche Geiſt ſoll nach Sombart den Kapitalismus ge⸗ 
ſchaffen haben?: „Die aus Unternehmungsgeiſt und Bürgergeiſt zu 
einem einheitlichen Ganzen verbundene Seelenſtimmung nennen wir 
dann den kapitaliſtiſchen Geiſt. Er hat den Kapitalismus geſchaffen.“ 


Für Sombart iſt alſo die . entſcheidend, und er | 


1 S. 87. 
2 ©. 329. 
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unterſcheidet die vorkapitaliſtiſche Wirtſchaftsgeſinnung und die kapi— 
taliſtiſche Wirtſchaftsgeſinnung. Für die erſtere ſei maßgebend die 
Idee der Bedarfsdeckungswirtſchaft. Im Gegenſatz zu dieſem frü— 
heren Wirtſchaftsſyſtem verſteht er unter Kapitalismus ein Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem, das ſich folgendermaßen kennzeichnen ließe !: „Es ſei 
eine verkehrswirtſchaftliche Organiſation, bei der regelmäßig zwei 
verſchiedene Bevölkerungsgruppen, die Inhaber der Produktions— 
mittel, die gleichzeitig die Leitung haben, Wirtſchaftsſubjekte ſind, 
und beſitzloſe Nurarbeiter (als Wirtſchaftsobjekte), durch den Markt 
verbunden, zuſammenwirken, und die von dem Erwerbsprinzip und 
dem ökonomiſchen Rationalismus beherrſcht werde.“ Wie man ſieht, 
ſind in dieſer Definition zwei verſchiedene Momente verknüpft, das 
eine, ein objektives rechtlichſoziales Moment: die Bildung von zwei 
Klaſſen, der Beſitzer der Produktionsmittel und der beſitzloſen Ar— 
beiter; das zweite Moment iſt dann das pfychologiſche, das Erwerbs— 
prinzip und der ökonomiſche Rationalismus. Auf das pſychologiſche 
Moment legt Sombart das entſcheidende Gewicht. Immer wieder 
kommt er auf den kapitaliſtiſchen Geiſt, das Gewinnſtreben u. ſ. f. 
zu ſprechen. Man müſſe alſo einen Willen zum Kapitalismus als 
einen Beſtandteil des neuen Syſtems vorausſetzen. Nur unter dieſer 
Vorausſetzung ſeien dann Staat, Technik und Edelmetallproduktion 
die Grundbedingungen der kapitaliſtiſchen Entwicklung. Die erſten 
Anzeichen kapitaliſtiſchen Weſens findet er im 13. Jahrhundert, und 
zwar im kapitaliſtiſchen Handel an einzelnen Stellen Italiens, zum 
Beiſpiel in Florenz. Die entſcheidende Wendung zum Frühkapitalismus 
ſei dann mit Wende des 15. und 16. Jahrhunderts. Der Hoch— 
kapitalismus habe ſich jedoch eiſt im 19. Jahrhundert entwickelt. 
Es ſcheint mir nicht richtig zu fein, das Weſen des Kapitalis— 
mus in einer beſonderen geiſtigen Stimmung zu erblicken. 
Das, was Sombart immer wieder als typiſch für den kapitaliſtiſchen 
Geiſt anführt, das Streben nach Gewinn, Profit, Erwerbsſinn uſw., 
das ſind geiſtige Stimmungen, wie ſie, wenn auch in verſchiedenen 
Abſtufungen, immer vorhanden waren, ſo lange es überhaupt Privat— 
eigentum gibt. Im ganzen Altertum, im Mittelalter und der Neu— 
zeit ſind immer die Menſchen als Wirtſchaftsſubjekte von dem Streben 
nach Gewinn und Erwerb beſeelt, ſo lange durch die objektiven Rechts— 
normen, d. h. ſpeziell durch die Privateigentumsordnung ihnen die 
Möglichkeit zum Erwerb gegeben iſt. Hier gibt es nur graduelle 


1 S. 319. | 
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Unterſchiede, aber der Erwerbsbetrieb und das Gewinnſtreben ſind 
keine prinzipiellen Merkmale des ſogenannten Kapitalismus. Daß 
der ſogenannte Erwerbsſinn erſt erwacht ſei nach dem Ende der 
handwerksmäßigen Wirtſchaftsform, ſcheint mir falſch zu ſein. Denn 
auch für den Handwerker iſt die Gier „nach Geld und Gold“ durch⸗ 
aus ſchon ebenfalls vorhanden. 

Man kann den Begriff Kapitalismus nur dann klar abgrenzen, 
wenn man einſchneidende techniſche und rechtliche Momente 
heraushebt, die in der Tat zu ſolchen großen Umwälzungen Anlaß 
gegeben haben, daß man von einer beſtimmten neuen Wirtſchafts⸗ 
epoche ſpricht. Die pſychologiſchen Momente aber, die Sombart 
immer wieder mit Vorliebe heranzieht, und die er unter dem Namen 
„kapitaliſtiſcher Geiſt“ zuſammenfaßt, ſind aller individualiſtiſcher 
Wirtſchaftsweiſe gemeinſam. Nicht der Geiſt der Eigenſucht und 
nicht das Machtſtreben und Unternehmungsdrang haben den Kapi⸗ 
talismus geſchaffen. Dieſe ſubjektiven Momente haben immer im 
Wirtſchaftsleben eine bedeutende Rolle geſpielt, ſondern konkrete, 
techniſche und ſoziale Vorgänge haben erſt das hervorgebracht, 
was man unter Kapitalismus verſtehen will. Darum, weil der 
Kapitalismus aus objektiven ſozialen Inſtitutionen hervorgegangen 
iſt, kann man auch nicht ſagen, daß er das Werk einzelner hervor⸗ 
ragender Männer ſei und daher kann man auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Kapitalismus nicht als eine „Geſchichte von Perſön⸗ 
lichkeiten“ bezeichnen oder behaupten, er ſei das Werk „einzelner 
hervorragender Männer“ !. In erſter Linie ſtehen immer die objek⸗ 
tiven ſozialen Inſtitutionen und die techniſchen Vorausſetzungen. 
Sind dieſe vorhanden, dann finden ſich auch die Perſönlichkeiten, die 
die Träger des ſogenannten Kapitalismus ſind. Welches dieſe ob⸗ 
jektiven Momente als die für das Weſen des ſogenannten Kapita⸗ 
lismus maßgebend ſind, werde ich ſpäter zeigen; ich will jetzt Stellung 
nehmen zu der Art und Weiſe, wie Paſſow gelb zum Begriff Kapi⸗ 
talismus Stellung nimmt. 
| Paſſow tritt dafür ein, den Ausdruck „Kapitalismus“ ganz 
zu vermeiden und ſchlägt eine neue wirtſchaftswiſſenſchaftliche Ter⸗ 
minologie vor?. Wenn man unſer modernes Wirtſchaftsleben, ins⸗ 
beſondere das gewerbliche, mit einem zutreffenden kurzen Schlagwort 
bezeichnen wolle, ſo werde man es am beſten die Wirtſchaftsweiſe 


1 Sombart, a. a. O. I. Bd., 2. Aufl., S. 836. 
2 S. 125. | = oo Ä Ä 
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nennen, die durch das Vorwiegen des unternehmungsweiſen 
Betriebes, insbeſondere durch die Ausbreitung der großen Unter— 
nehmungen, ihr beſonderes Gepräge erhalten habe. Alſo das Zeit— 
alter der großen Unternehmungen: das ſei eine einwandfreie und 
klare Bezeichnung, die das wirklich Weſentliche, Neue und Eigenartige 
der modernen Zeit ſcharf hervorhebe. In den meiſten Fällen, wo 


von Kapitalismus, kapitaliſtiſcher Wirtſchaftsweiſe, kapitaliſtiſchem 


Zeitalter uſw. geſprochen werde, liege tatſächlich unausgeſprochen 
der Gedanke an die Entwicklung und Ausbreitung der großen Unter— 
nehmungen zugrunde. Damit hat Paſſow zweifellos richtig das her— 
vorgehoben, was wohl als das beſonders charakteriſtiſche für das 


Zeitalter des Kapitalismus zu gelten hat. Aber mir ſcheint doch 


die ganze Bezeichnung zu allgemein und vag. Es fehlen dabei die 
konkreten, objektiven Faktoren, die für die Kennzeichnung und Ab— 
grenzung dieſer Wirtſchaftsepoche von Bedeutung: find. 

Ich würde meinerſeits folgenden Vorſchlag machen: Der Ausdruck 
Kapitalismus ſollte in der wiſſenſchaftlichen Literatur ganz vermieden 
werden. Wohl aber wird man unbedingt die Bezeichnung „kapitaliſtiſche 
Produktionsweiſe“ nicht vermeiden können, muß dann aber auch ſcharf 
umgrenzen, was man unter kapitaliſtiſcher Produktionsweiſe 
zu verſtehen hat. Hat man dies angegeben, ſo mag man immerhin 
die Zeit oder die Periode, in der dieſe kapitaliſtiſche Produktionsweiſe 


vorwiegend in die Erſcheinung tritt, als Zeitalter des Kapitalismus 


bezeichnen Was iſt das typifche und entfcheidende für die ſogenannte 
kapitaliſtiſche Produktionsweiſe? Ich würde im Gegenſatz zu Som— 
bart und Marx das Zeitalter dieſer kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe 
erſt in das 19. Jahrhundert verlegen. Erſt im 19. Jahrhundert ſind 
die Momente im Wirtſchaftsleben in maßgebender Weiſe in den 
Vordergrund getreten, welche die Ausbreitung der kapitaliſtiſchen 
Produktionsweiſe bewirkt haben. Es ſoll darunter eine Produktions- 
form verſtanden werden, wobei dem „Kapital“, im Sinne von Er— 
werbsvermögen, im Gegenſatz zu der Arbeit und zu den natürlichen 
Hilfsmitteln der Produktion eine überwiegende Bedeutung zufällt. 
Es ſind meines Ermeſſens zwei wichtige Momente, die in der 
Wirtſchaftsgeſchichte einen jo bedeutenden Zeitabſchnitt ganz eigen- 
artiger Beſchaffenheit inauguriert haben, daß man das Zeitalter, 
in welchem dieſe Momente wirkſam wurden, als eine neue Epoche 
des Wirtſchaftslebens abgrenzen kann. Dieſe beiden Momente 


ſind ein techniſches und ein juriſtiſches. Das techniſche Moment iſt 


die gewaltige Umwälzung, die ſich um die Mitte des 18. Jahr- 
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hunderts in der Technik der gewerblichen Produktion vollzogen haben. 
Es iſt die maſchinenmäßige Technik, welche in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts durch die Erfindung des Webſtuhls, der Spinn⸗ 
maſchine und durch die erfolgreiche Anwendung der Dampfkraft eine 
vollkommene Umwälzung in der Induſtrie hervorgerufen hat. Durch 
dieſe großen techniſchen Verbeſſerungen iſt das ganze gewerbliche 
Leben im 19. Jahrhundert vollkommen umgeſtaltet worden. Erſt 
die Anwendung dieſer techniſchen Verbeſſerungen hat die Grund⸗ 
Klage geſchaffen zum Überwiegen der Großunternehmungen zuerſt im 
Gewerbe und dann auch in allen anderen Zweigen des Wirtſchafts⸗ 
lebens. Wenn es früher auch ſchon Großunternehmungen gegeben 
hat, ſo waren es Ausnahmen. Jetzt wurde die gewerbliche Groß⸗ 
unternehmung die Regel und das Kleingewerbe trat in den Hinter⸗ 
grund. Zu dieſem techniſchen Moment trat noch ein rechtliches. 
Um dieſelbe Zeit, nämlich um die Wende des 18. und 19. Jahr⸗ 
hunderts, in der dieſe Umwälzung der Technik ſtattfand, hat 
auch eine grundlegende Anderung der wirtſchaftlichen Rechts⸗ 
ordnung ſtattgefunden. Die alte gebundene Wirtſchaftsweiſe wurde 
erſetzt durch die ungebundene Wirtſchaftsweiſe. Die Aufhebung des 
Zunftweſens und der gewerblichen Privilegienwirtſchaft durch die 
geſetzgebertſchen Maßnahmen der franzöſiſchen Revolution, bei der 
Einführung der Gewerbefreiheit in Preußen, der Aufhebung des 
Lehrlingsgeſetzes in England haben die juriſtiſche Baſis geſchaffen, 
durch welche die vorher erwähnten techniſchen Errungenſchaften auch 
praktiſch vollkommen durchgeführt werden konnten. Erſt mit Schaffung 
des freien Arbeitsvertrags und erſt mit Beſeitigung der vielen Be⸗ 
ſchränkungen des Wirtſchaftslebens konnte ſich der Zuſtand des Wirt⸗ 
ſchaftslebens herausbilden, den man meiſtens im Auge hat, wenn man 
von „Kapitalismus“ ſpricht. Hierdurch waren auch erſt die ſozialen 
Bedingungen geſchaffen, aus denen beſtimmte wirtſchaftliche Er⸗ 
ſcheinungen des ſogenannten Kapitalismus eintraten, wie zum Beiſpiel 
die Tendenzen zur Akkumulation, die Kriſen und die Kartelle, die in 


ihrer wirtſchaftlichen Sonderart erſt im 19. Jahrhundert zu verzeichnen 


ſind. Alſo dasjenige, was Sombart als Hochkapitalismus bezeichnet 
‚und Marx als die volle Entfaltung des Kapitalismus, das allein 
ſcheint mir den Namen Kapitalismus zu verdienen, wenn man ihn 


überhaupt anwenden wollte; aber da es ſich hier mehr um ein 


Schlagwort handelt, würde ich den präziſeren Ausdruck „kapitaliſtiſche 
Produktionsweiſe“ vorziehen. Dieſer ſogenannte Kapitalismus iſt 
es auch, der erſt beſtimmte Auswüchſe gezeigt hat, die man als 
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Ausartung des Kapitalismus zu bezeichnen pflegt. In dieſem Sinne 
pflegt auch die hiſtoriſche Literatur die Ara des Kapitalismus auf— 


zufaſſen. So ſagt zum Beiſpiel Friedjung!: „Um die Mitte des 


19. Jahrhunderts kündigten ſich härtere Zeiten an. — Der ökono— 
miſche Liberalismus hatte ſich in der Hoffnung gewiegt, das un— 
gehemmte Walten der Kräfte werde zu harmoniſchem Ausgleiche 
führen, die Freiheit müſſe die vom Egoismus geſchlagenen Wunden 
heilen; ſtatt deſſen aber wucherten die Auswüchſe des Kapitalismus 
zu unerträglicher Höhe.“ 


Ich glaube, daß mein Vorſchlag den Vorzug hat, daß man 
zu einer wirklich konkreten und ſicheren Abgrenzung der ſogenannten 


kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsperiode gelangt; denn alle früheren 
Erſcheinungen, die man als Frühkapitalismus oder als Vor⸗ 
kapitalismus bezeichnet hat, weiſen doch nicht annähernd die grund— 
legenden neuen Erſcheinungen auf, wie die, welche um die Wende des 
18. und 19. Jahrhunderts in die Erſcheinung getreten ſind. Man 
mag ſprechen von Beginn des Großgewerbes und großgewerblichen 


Unternehmungen, man mag ſprechen von ſtärkerem Hervortreten der 


Geldwirtſchaft, von einer größeren Ausdehnung des Marktverkehrs 
und Geldverkehrs, aber mit alledem iſt doch nicht gekennzeichnet, was 
man unter eigentlich kapitaliſtiſcher Wirtſchaftsweiſe 
verſtehen will. Große Unternehmungen hat es im Altertum und 
im Mittelalter ſchon gegeben, aber erſt unter dem Einfluß der ge— 
nannten Momente ſind ſie ſo typiſch geworden, daß ſie einer be— 
ſtimmten Wirtſchaftsepoche den Stempel aufprägen. „Das Vor- 


wiegen der großen Unternehmungen“, wie Paſſow meint, ſcheint mir 


alſo nicht ausreichend, es muß, um den Begriff „kapitaliſtiſche Wirt— 
ſchaftsweiſe“ klar abzugrenzen, der Hinweis auf die konkreten, tech— 
niſchen und ſozialen Bedingungen hinzukommen, unter denen mit 
einer gewiſſen Notwendigkeit das Vorwiegen der großen Unter— 
nehmungen ſich herausſtellen mußte. 


1 Heinrich Friedjung, Das Zeitalter des Imperialismus, 1884 
bis 1914, S. 7. 0 
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1. 
Sozialiſierungsbeſtrebungen 


Won der Revolution ſind zahlreiche „Propheten“ aufgetaucht, 
von denen jeder ein anderes Heilmittel uns gepredigt hat. 
Die einen wollen alle Bäckerläden beſeitigen, die anderen das 
Fleiſchergewerbe, ganz beſonders Dilettanten ſogar glaubten die 
Landwirtſchaft für die Sozialiſierung empfehlen zu müſſen! Einige 
Heilsverkünder glaubten darüber hinaus ein Gebiet für die 
Sozialiſierung vorſchlagen zu müſſen, nämlich die Preſſe. Hierbei 
kamen keine wirtſchaftlichen Momente in Betracht, ſondern entweder 
kulturelle oder ethiſche oder ſoziale Geſichtspunkte. Und 


dennoch zeigen alle Vorſchläge, die hier gemacht wurden, eine völ⸗ 
lige Unkenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe. Daß man 


unter der Herrſchaft der bayeriſchen Räterepublik gerade ſich mit 
Wucht auf die Preſſe geſtürzt hat, iſt pſychologiſch begreiflich, 
wenn man bedenkt, wie groß der Prozentſatz von „Literaten“ unter 
den Machern der bayeriſchen Revolution geweſen iſt. Und nicht 
mit Unrecht hat ein kluger Mann das Vorgehen in München charak⸗ 


teriſiert als „Schwabings Rache“. Und ſo war denn auch das, 


was man in Bayern die Sozialifierung der Preſſe nannte, nichts 
weiter als ein ae Stümperwerk von geiſtreichſeinwollenden 
Dilettanten. 

Sind nun alle Verſuche, die bis jetzt auf dem Gebiete der So⸗ 
zialiſierung der Preſſe gemacht worden ſind, nicht ernſt zu nehmen, 
ſo gilt dieſer Einwand nicht gegenüber einem ſoeben erſchienenen 


Biüchlein aus der Feder von Erich Schairer!. Hier haben wir 


N 1 Erich Schairer, Sozialiſierung der Preſſe. Verlag von Eugen 
Diederichs in Jena, 1919. N 
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es nicht mit einem Dilettanten zu tun, ſondern mit einem Fachmann, 


vor allem mit einem Mann, der nicht erſt ſeit November 1918 für 
die Idee der Sozialiſierung der Preſſe eintritt, ſondern der früher 
ſchon mehrfach offen ähnliche Gedanken vertreten hat. Und wenn wir 
uns an dieſer Stelle etwas ausführlicher mit Schairers Ideen befaſſen, 
ſo hängt das damit zuſammen, daß es ſich hier um ein wirklich 
ernſtes Beſtreben handelt, vorhandene Schäden zu beſſern 
und Mißſtände zu beſeitigen. Der gute Wille, etwas zu 
leiſten, iſt bei Schairer deutlich erkennbar, und vor allem kann ihm 
die Sachkunde nicht abgeſprochen werden. Eine andere Frage iſt es 
aber, ob der Weg, den er vorſchlägt, der richtige iſt. Um unſeren 
Leſern ein Bild davon zu geben, um was es ſich handelt, ſei nach— 


ſtehend das Problem erörtert. Unter Zugrundelegung der Aus— 


führungen Schairers ſoll zunächſt der heutige Zuſtand des 
Zeitungs weſens geſchildert werden, alsdann wird die Kritik 
dieſes Zuſtandes wiedergegeben, daran ſchließt ſich eine Erläute— 
rung der Reformpläne Schairers an und ſchließlich ſoll ver— 


ſucht werden, die Gegengründe zu würdigen. 


Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Zeitungsweſen find den 
meiſten ein völlig verſchloſſenes Gebiet. Während man über weiteſte 
Zweige des Wirtſchaftslebens oft gut unterrichtet iſt, fehlt dieſe 
Kenntnis auf dem Gebiete des Zeitungsweſens ſelbſt bei ſolchen 


Männern, bei denen man mehr Verſtändnis erwarten dürfte. Auf 
die Gründe ſoll hier nicht eingegangen werden. Daß die Statiſtik 
auf dem Gebiete des Zeitungsweſens mangelhaft iſt, iſt eine be— 
kannte Tatſache. Wiſſen wir doch nicht einmal, wie hoch die 


Produktion im Zeitungsgewerbe iſt, während wir auf 
faſt allen anderen Gebieten über mehr oder minder einwandfreie 
Produktionsſtatiſtiken verfügen. Die Produktionsziffern im Zeitungs— 
gewerbe kennen zu lernen, wäre eine wichtige Vorausſetzung, 


um ſich ein Bild von der Bedeutung des Zeitungsweſens nicht nur 


in unſerem Wirtſchaftsleben, ſondern auch in unſerem Geiſtesleben 
zu machen. Schairer nimmt an, daß jährlich in Deutſchland ungefähr 
fünf Milliarden Zeitungsnummern produziert werden. Es würde 
alſo auf jeden dritten Kopf der deutſchen Bevölkerung eine Zeitung 
entfallen. Dieſe Ziffer deckt ſich mit einer Berechnung, die Karl 
Bücher vor einiger Zeit angeſtellt hat. Ob ſie zutreffend iſt, kann 


nicht unterſucht werden; aber nehmen wir einmal an, ſie ſei richtig. 


Eine ſo hohe Ziffer wird ſelbſt eingeweihte Kreiſe in Erſtaunen 
ſetzen, und ſie iſt unſtreitig ein Beweis dafür, welche Verbreitung 
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bei uns das Zeitungsweſen hat. Wenn es nun möglich geweſen iſt, 
unſere Zeitungsproduktion auf, eine derartige Höhe zu bringen, dann 
müſſen hier Gründe vorliegen, die dieſe Entwicklung begünſtigt 


haben, und ein Grund dafür iſt die Tatſache, daß kein Erzeugnis 


der Druckerpreſſe, weder Bücher, noch Broſchüren, noch Zeitſchriften 
derartig billig ſind wie die Tagespreſſe. Nur der geringe Koſten⸗ 
aufwand, mit dem Zeitung erhältlich ſind, ermöglicht eine ſo un⸗ 
geheuere Verbreitung. Für den Laien iſt dieſe Tatſache oft ein 
Rätſel. Für jeden, der nur einigermaßen ſich mit dem Zeitungs⸗ 
weſen beſchäftigt hat, iſt die Löſung ſehr naheliegend: alle Zeitungen 
werden ſchon in normalen Zeiten mehr oder weniger erheblich 
unter dem Selbſtkoſtenpreis abgegeben, bei allen deckt 
der Bezugspreis nur einen Teil der wirklichen Aufwendungen. 
Möglich iſt dieſer Zuſtand dadurch, daß noch ein anderer außer 
dem Bezieher an der Koſtendeckung der Zeitung teilnimmt, nämlich 
derjenige, der der Zeitung Anzeigenaufträge übermittelt. 
Lediglich deshalb, weil die Zeitung Inſerateinnahmen hat, 
iſt ſie imſtande, unter dem Herſtellungspreiſe verkaufen zu können. 
Das ſieht auch Schairer ein, wenn er ſagt: „Das Papier 
allein, das in Geſtalt der Zeitung geliefert wird, 
dürfte dem Verleger teurer zu ſtehen kommen, als 
den Abonnenten die fertige Nummer, die ihm ins 
Haus geliefert wird.“ Schon aus dieſer Tatſache erſieht 
man die Bedeutung, die der Inſeratenteil in wirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehung für das geſamte Zeitungsgewerbe ausübt. Das war nicht 
immer ſo. In früheren Jahren war in Preußen das Inſeraten⸗ 
weſen Staatsmonopol. Inſerate durſten nur in den ſogenannten 
„privilegierten Intelligenzblättern“ erſcheinen. Die Folge davon war, 
daß in den nichtprivilegierten Blättern ‚nur ganz unbedeutende An⸗ 
zeigen erſchienen, oder ſolche, die bereits im Intelligenzblatt ab⸗ 


gedruckt waren. Trotzdem das Intelligenzweſen ein wirtſchaftlicher 


Fehler war, hat man an dieſer Inſtitution 125 Jahre feſtgehalten 
mit dem „Erfolge“, daß das Potsdamer Waiſenhaus, dem die Er⸗ 
träge aus dem Intelligenzweſen zufloſſen, jährlich ganze 30 000 Taler 
Einnahmen erhielt, das heißt weniger, als heute eine einzige mittlere 
Zeitung bereits an Steuern und ſozialen Laſten aufbringt. Von 
dem Augenblick aber, in dem das ſtaatliche Inſeraten⸗ 
monopol verſchwand, datiert der Aufſchwung der 
deutſchen Preſſe, von dem Augenblick an datiert auch 
der Aufſchwung des Inſeratenweſens. Denn während 
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des ſtaatlichen Inſeratenmonopols hatte das Inſerieren wenig Wert. 
Inſerate haben nur dann Zweck, wenn ſie verbreitet ſind, wenn ſie 
einen großen Leſerkreis finden. Der war aber bei den Intelligenz— 
blättern niemals vorhanden. Welche Bedeutung heute das Inſeraten— 
weſen hat, geht daraus hervor, daß der „Berliner Lokalanzeiger“ im 
Jahre 1910 6 Mill. Mk. für Inſerate einnahm, während nach den 
Angaben Schairers die Abonnementseinnahmen gleichzeitig 3 Mill. Mk. 
betrugen. Es gibt aber Zeitungen, bei denen das Verhältnis noch 
auffallender iſt, bei denen die Inſerate mehr als 60% der Ein- 
nahmen ausmachen. 


Es entſteht die Frage: Soll man an dieſen Verhältniſſen etwas 
ändern, ſoll man die Inſerate der Preſſe entziehen und die Zeitungen 
ausſchließlich auf den redaktionellen Teil beſchränken? Bevor wir 
dieſe Frage beantworten, müſſen wir erſt unterſuchen, ob aus der 
Tatſache, daß eine Zeitung nicht nur Nachrichten und Aufſätze 
bringt, ſondern auch Inſerate, ſich Mißſtände ergeben, ob erſtens die 
Offentlichkeit hiervon Nachteil hat, und zweitens ob die Bezieher der 
Zeitungen durch den Inſeratenteil geſchädigt werden. 

Es hat nicht an Kritikern des heutigen Zuſtandes des 
Zeitungsweſens gefehlt, mehr als einmal ſind Tatſachen erwähnt 
worden, die zu Bedenken Veranlaſſung gaben. Und es iſt auch 
durchaus verſtändlich, daß vielfach die Tatſache, daß die Zeitung 
auf der einen Seite die höchſten Intereſſen der Menſchheit vertreten 
will, auf der anderen Seite aber jeder öffentlichen Ankündigung die 
Spalten öffnet, als ein Widerſpruch empfunden wurde. An ſich er— 
ſcheint die Tatſache, daß eine Zeitung ſowohl einen redaktionellen 
Teil hat als auch einen Inſeratenteil, durchaus nicht bedenklich, 
wenn nicht durch eine ſolche Verbindung Schäden herbeigeführt 
werden. Aber es iſt die Möglichkeit vorhanden, daß ſolche 
Schädigungen eintreten. Das iſt dann der Fall, wenn ein Zu— 
ſammenhang zwiſchen Inſeratenteil zund Schriftleitung beſteht, 
wenn der Inſerent ſeine Macht ausnützt, um dadurch auf die 
Redaktion einen Druck oder einen Einfluß auszuüben. Schairer ver— 
allgemeinert aber, wenn er ſagt: „Die Rente kommt vom 

Inſeratenteil, und daher iſt die Zeitung vom Inſeratenteil ab⸗ 
hängig.“ Dieſe Angabe iſt nicht zutreffend. Vom Inſeratenteil 
iſt lediglich das wirtſchaftliche Gedeihen der Zeitung abhängig. Das 
iſt aber nicht identiſch mit der Redaktion. Und das gibt Schairer 
ſelbſt zu, wenn er an anderer Stelle ſchreibt: 
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„Dieſe Abhängigkeit tritt natürlich nicht immer auffällig 
zutage. Es gibt genug Zeitungen, bei denen ſie bewußt 
nicht beſteht, und bei der Mehrzahl wird ſie ſich weit mehr 
in Unterlaſſungen als in Handlungen ausdrücken. Große 
politiſche Blätter kümmern ſich im redaktionellen Teil wohl kaum 
um die Intereſſen von Einzelinſerenten, höchſtens vielleicht von 
Inſerentengruppen, die dann der politiſchen Redaktion ſowieſo 
nahe ſtehen mögen. Sie können es ſich ſogar leiſten, die Annahme 
von Inſeraten abzuweiſen, die ihnen mit der Würde oder 
Haltung des Blattes unvereinbar erſcheinen.“ 

Dieſe Bemerkungen ſind durchaus zutreffend. Die Fälle, 
in denen die Redaktion ſich nicht um die Inſerenten kümmert, 
ſind aber nicht ſo vereinzelt, wie Schairer anzunehmen ſcheint. 
Sie find bei anſtändigen Blättern ſelbſtverſtändlich, und Gott fei 
Dank bilden ja bei uns die anſtändigen Blätter die Mehrzahl, im 
Gegenſatz zum Ausland, mindeſtens ſoweit es ſich um die großen 
Zeitungen handelt. Und ſelbſt ein ſo kritiſcher Geiſt wie Walther 
Rathenau hat einmal ausgeſprochen: „Es iſt ein Glück 
Deutſchlands, daß ſeine Preſſe unabhängig iſt,“ und 
ein Mann wie Walther Rathenau hatte oft genug Gelegenheit, 
die Zuſtände in der Preſſe kennen zu lernen. Er würde einen 
ſolchen Ausſpruch nicht getan haben, wenn die Vorausſetzungen, 
von denen Schairer ausgeht, in einem einigermaßen ins Gewicht 
fallendem Umfange vorhanden wären. Schairer ſagt ſelbſt, daß 


die öffentliche Meinung nichts dabei findet, wenn im Inſeraten⸗ 


teil einer Zeitung einmal die umgekehrte Meinung vertreten oder 
die entgegengeſetzte Tendenz verfolgt wird, wie im textlichen Teil. 
Gerade darin kommt aber die Unabhängigkeit unſerer Preſſe am 

deutlichſten zum Ausdruck. Wenn die Zeitung Inſerate aufnimmt, 
die ihrer Tendenz widerſprechen und ſie im textlichen Teil einen 
anderen Standpukt betont, ſo zeigt ſie eben, daß Redaktion und 
Inſeratenteil ſcharf voneinander getrennt ſind und daß der 
Inſeratenteil keinen Einfluß auf die Redaktion hat. Das tritt 
dann namentlich in die Erſcheinung, wenn in dem Handelsteil direkt 
Warnungen vor Finanzinſeraten erlaſſen werden, wodurch der beſte 
Beweis geliefert wird, daß ſich die Redaktion durch Inſerataufträge 
nicht beeinfluſſen läßt. Und an derartigen Warnungen vor Inſeraten, 
die in der gleichen Nummer abgedruckt ſind, iſt in Deutſchland durch⸗ 
aus kein Mangel. Sie gehören zu den Selbſtverſtändlichkeiten der 
anſtändi gen und unabhängigen Preſſe 
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Wenn nun Schairer die Gründung einer Anzeigenver— 
mittlungs⸗Geſellſchaft zum Anlaß nimmt, ſich folgenden 
Satz zu leiſten: „Nicht die Zenſur iſt die gefährlichſte Feindin der 
Preſſefreiheit, ſondern die Vorherrſchaft des Inſeratenteils,“ 
dann verwechſelt er zwei Begriffe, nämlich Preſſefreiheit und 
Sauberkeit. Eine Vorherrſchaft des Inſeratenteils würde zu— 
nächſt nur die Sauberkeit beeinfluſſen, nicht aber die Preſſefreiheit, 
denn darunter iſt etwas ganz anderes zu verſtehen. 

Nun wirft Schairer die Frage auf: Iſt die Qualität der 
Zeitungen gegenüber den Zeiten unſerer Väter und Großväter beſſer 
geworden? Und er verneint dieſe Frage. Jeder, der nur einiger— 
maßen objektiv die Entwicklung unſeres Zeitungsweſens verfolgt hat, 
muß zugeben, daß das heutige Zeitungsweſen turmhoch über dem 
früheren ſteht und daß ſeine Entwicklung nicht nur in quantitativer, 
ſondern auch in qualitativer Hinſicht unſtreitig aufwärts geht. 
Daß natürlich auch unſere Preſſe mit „Schönheits fehlern“ be— 
haftet iſt, wird kein Menſch beſtreiten; hierzu gehört die etwas allzu 
ausgedehnte Berichterſtattung über lokale Vorgänge, Sport, Ge— 
richtsvorkommniſſe und dergleichen. Aber liegt hier die Schuld 
lediglich auf der Seite der Preſſe? Iſt nicht hier das Publikum 
zum mindeſten mitſchuldig, das eine ſolche Berichterſtattung verlangt? 
Werden nicht oft die Zeitungen geradezu gedrängt, ausführliche 
Berichte über die ſchmutzigſten Vorgänge zu machen? Gewiß wäre 
es gut, wenn die Zeitungen ſich ſolchen Wünſchen entgegenſtemmen; 
aber wenn man die Verhältniſſe kritiſch betrachtet, muß man ſagen, die 
Schuld liegt hier nicht allein bei den Zeitungen. Eine ungeheure 
Übertreibung iſt es aber, wenn Schairer ohne jede Einſchränkung 
ſagt: „Das durchſchnittliche kulturelle Niveau unſerer 
Preſſe iſt ſchlechthin beſchämend.“ Hier ſetzt ſich Schairer 
doch allzuſehr in Widerſpruch zu den Ausſprüchen wirklich maß— 
gebender Männer. Ich brauche nur das Urteil eines ſo hervor— 
ragenden Fachmannes wie Karl Bücher anzuführen, der wört— 
lich ſagt: | | 

„Jede Nummer eines großen Tageblattes, die heute erſcheint, 

iſt ein Wunderwerk der kapitaliſtiſch organiſierten volkswirt— 

ſchaftlichen Arbeitsteilung und der maſchinellen Technik, ein 

Mittel des geiſtigen und wirtſchaftlichen Verkehrs, in dem ſich 

die Wirkungen aller anderen Verkehrsmittel, der Eiſenbahn, der 

Poſt, des Telegraphen und Fernſprechers in einem Brennpunkte 
vereinen.“ 


* 
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Und an anderer Stelle ſagt Bücher: 
„Man kann und wird gewiß gern zugeben, daß die deutſche 
Tagespreſſe verglichen mit England, Frankreich, Belgien und 
RNußland, im ganzen ſich würdig hält, und daß ihre eigenen 


Leiſtungen turmhoch hervorragen über die des feindlichen Eu 


Blätterwaldes.“ 
Aus der Fülle der ſonſtigen ee wirklich unparteiiſcher 
Männer ſei nur noch eine wiedergegeben. Der ausgezeichnete National⸗ 


ökonom Profeſſor Eugen von Böhm⸗-Bawerk, der Präſident der 


Akademie der Wiſſenſchaften in Wien ſagte über die Preſſe: 
„Die Preſſe iſt eine Fundgrube wertvollen Mate⸗ 
rials, eine reichhaltige, zuverläſſige wirtſchaftliche Weltchronik.“ 
Man ſieht alſo, daß die Verurteilung der Preſſe, daß das 
Jonglieren mit den Ausdrücken wie Kulturloſigkeit, Halbbildung, 


Mangel an Verantwortung und dergleichen ohne Einſchränkung in 
bezug auf die deutſche Preſſe nicht Verwendung finden kann. In 


Oſterreich liegen die Verhältniſſe freilich ganz anders. Dort iſt 
die Preſſe in erheblichem Umfange korrupt und das Niveau iſt dort 


ganz erheblich niedriger als in Deutſchland. 


Schairer vertritt nun den Standpunkt, daß ſelbſt wenn ein 


Einfluß des Inſeratenteils auf die Zeitung nicht beſtände, ſchon 


durch das Inſeratenweſen ſelber dem allgemeinen Wohl 
ſchlecht gedient ſei. Denn ſelbſt anſtändige Blätter brächten es 


nicht über ih, Schwindel⸗ und Schmutzanzeigen ihre Spalten zu 

verſchließen. Zunächſt iſt dazu zu bemerken, daß wohl die meiſten 
anſtändigen Zeitungen auch auf Sauberkeit des Inſeraten⸗ 
teils halten, und daß gerade in dieſer Beziehung die Verhältniſſe 
ſich erheblich gebeſſert haben. Man ſehe ſich einmal den Inſeraten⸗ 


teil eines ſehr angeſehenen Blattes vor zehn Jahren und heut an, 
und man wird unſchwer erkennen, daß eine Reinigung des Inſeraten⸗ 
teils aus eigener Initiative der Zeitung erfolgt iſt. Aber man 
darf auch von der Preſſe nicht zu viel verlangen. Wie ſoll eine 
Inſeratenſtelle bei einer Anzeige feſtſtellen, ob ſie ehrlich gemeint iſt 


oder nicht, ‚0b das Mittel gegen Heuſchnupfen wirkſam iſt oder 


ſchädlich, ob die Neugründung einer Strumpfwarenfabrik auf ſoliden 
Unterlagen beruht oder ein Schwindelunternehmen iſt? Hier dem 


5 Inſeratenteil eine Kontrolle zuzumuten, hieße ihm eine Laſt auf⸗ 


bürden, die niemand, ſelbſt eine ſtaatliche Inſtitution nicht, tragen 
kann. Gewiſt ſchlüpft manchmal ein unſauberes Inſerat durch, 


werden Geldgeſchäfte von Wucherern inſeriert, aber wie ſoll jeder 


> 


- 
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einzelne Fall geprüft werden? Für Schairer beftehen derartige Be: 
denken nicht. Er nimmt die Mißſtände, die vorhanden ſind, zum 
Anlaß, über die geſamte Reklame herzufallen, die ſeiner An— 
ſicht nach die Bedürfniſſe verwirrt und den Markt in ein Chaos 


verwandelt. Der Leſer würde „durch das Reklamegebrüll a b— 


gelenkt und verführt, ſeine Bedürfniſſe ſuggeſtiv verfälſcht und 
falſch befriedigt. Ohne die Zeitung hätte das Wucherer- und 
Schiebertum bei weitem nicht in die giftige Blüte ſchießen können, 
wie wir es erlebt haben.“ Eine ſtärkere Verkennung der tatſächlichen 


Verhältniſſe iſt kaum denkbar. Gerade während des Krieges haben 


wir es erlebt, daß die Schieber und Schleich händler ſich nicht 


der Inſerate bedienen. Oder kann Herr Schairer vielleicht Inſerate 


zeigen, wo „Butter über den Höchſtpreis“, „Eier, die der Beſchlag— 
nahme entzogen waren“, oder „Fleiſch aus Schwarzſchlachtungen“ 
angezeigt waren? Gerade das Schiebertum ſcheut das 
Licht des Inſeratenteils. Das friſtet ſein Daſein in Kaff ee— 
häuſern, Winkelbörſen und an ſonſtigen dunklen Orten. Aber 
führt die Reklame wirklich zu einer Verwirrung des Marktes? 
Will Schairer im Ernſt den Worten Sombarts widerſprechen, 
der geſagt hat: „Die Inſeratenreklame iſt in der Tat eine Art 
ſtummer Marktverkehr großen Stils.“ 

Und kein Geringerer als der öſterreichiſche Miniſter und aus⸗ 


gezeichnete Nationalökonom Mataja hat ſehr richtig geſagt: 


„Es iſt geradezu ein Gemeinplatz in der Reklamefachliteratur 
oder in den Außerungen hervorragender Reklameanwender, daß 
ſich eine ausgedehnte, ausharrende Reklame nur bei preis- 
werten Waren verlohne, daß, wer die Welt auf die Dauer 

foppen will, ſchließlich ſelbſt der Gefoppte ſei, daß das Ziel einer 
geſchäftsklugen Reklame nicht die Gewinnung von Gelegenheits— 
käufern bilden könne, ſondern die Heranziehung von ftändigen 
Kunden fein müſſe.“ 
Einfach behaupten zu wollen, daß durch den Inſeratenteil das 


Publikum betrogen wird, iſt eine abſolut ſchiefe Darſtellung, ein 


völliges Verkennen der wirtſchaftlichen Grundlage der Reklame. 
Schlimm iſt es allerdings, wenn Erich Schairer ſeine über das 
Maß hinausſchießenden Angaben zum Anlaß nimmt, der Preſſe den 
Schutz des § 193 des Strafgeſetzbuches zu verſagen. Er begründet 
ſeine Auffaſſung damit: „Ein Unternehmen, daß in dem Maße an 
das private Einzelintereſſe gebunden iſt wie das heutige Zeitungs— 
weſen, kann aus ſeinem Weſen heraus den Anſpruch nicht ernſtlich 
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N erheben und durchfechten, daß es zur Wahrung öffentlicher Intereſſen 


berufen ſei.“ Stellt man ſich auf dieſen Standpunkt, vertritt man 


die Auffaſſung, daß die Preſſe keine öffentlichen Intereſſen ver⸗ 
tritt, dann degradiert man die Preſſe, drückt ſie auf ein tieferes 
Niveau und erreicht gerade das, was Schairer verhindert wiſſen 


will. Je höher man aber die Preſſe hebt, je mehr man ihre Rechte 


ſchützt, um ſo freier kann ſie ſich entfalten und um ſo ſicherer ihr 
wirkliches Ziel, nämlich den Schutz der ec Intereſſen 
verwirklichen. 

Schließlich wird von Schairer als Kritit des Zuſtandes noch 


die Tatſache angeführt, daß im Zeitungsgewerbe eine ungeheure 


Verſchwendung von Rohſtoffen und Materialien getrieben würde. 
Es gäbe in Deutſchland zu viele Zeitungen, und für einen großen 
Teil von ihnen ſei kein ernſthaftes Bedürfnis vorhanden. Dem 
gegenüber kann nur auf das Wort eines ſehr guten Kenners des 
Preſſeweſens hingewieſen werden, der geſagt hat: „Die Zeitung 
kann nur durch die Zeitung geheilt werden.“ Das ſoll 
bedeuten, daß, wenn eine Zeitung einmal einen Schaden anrichtet, 
dieſer durch die Vielzahl der Zeitungen korrigiert wird. Und es 
iſt unſtreitig ein Vorzug Deutſchlands, daß unſer Geiſtesleben nicht 


uniformiert iſt, daß wir eine ſolche Vielzahl von Geiſteskulturen 


haben, daß wir nicht wie andere Länder nur ein Geiſteszentrum be⸗ 


ſitzen, ſondern zahlreiche, und daß dieſe Vielzahl auch in der Ge⸗ 


ſtaltung unſeres Zeitungsweſens einen Wiederſpiegel finden muß. 
Die Verhältniſſe in England können hier nicht vorbehaltlos, wie es 
Schairer macht, zum Vergleich herangezogen werden, denn man muß 


die völlig anders geartete hiſtoriſche Entwicklung Deutſchlands berück⸗ 


ſichtigen und damit die Tatſache, daß England nur zwei große | 
Parteien, Deutſchland aber eine Vielzahl hat. Die Verhältniſſe im 
deutſchen Zeitungsweſen haben ſich hiſtoriſch entwickelt, und man 


kann ſie nicht ohne weiteres beſeitigen. 


| Daß in der deutſchen Preſſe vieles reformbedürftig ift, hat noch 
nie ein Journaliſt beſtritten. Es ſind, wie ſchon vorher geſagt, 
zweifellos Schönheitsfehler vorhanden. Aber nicht nur das, es gibt 
auch offenſichtliche Mißſtände. An der Verbeſſerung zu arbeiten, 
iſt Aufgabe der Berufsvertretungen, und zwar müſſen gemeinſam 


ſowohl die Journaliſten als auch die Verleger die Hand dazu bieten. 


Mit Hilfe der Selbſtverwaltung können alle Schäden beſeitigt 
werden. Anderer Auffaſſung iſt Schairer. Er will die Staatshilfe. 


Er will, um es mit einem Wort zu ſagen, die Monopoliſierung 
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des Inſeratenweſens. Er nennt das Gemein wirtſchaft. 
In Wirklichkeit aber iſt es etwas ganz anderes. Es iſt ein 
Rückfall in die Zeiten Friedrichs des Großen, wobei 
vergeſſen wird, daß ſich die Verhältniſſe ſeit jener Zeit völlig 
verſchoben haben und daß das, was damals galt, heute mit ganz 
anderen Augen angeſehen werden muß. 

Die Forderungen Schairers find: planmäßige Bewirt— 
ſchaftung des Zeitungsweſens, Feſtſtellung der un— 
wirtſchaftlichen Verſchwendung und eine grundſätzliche 
ſtaatliche Erhebung. Gegen die Statiſtik wird ſich nichts ein— 
wenden laſſen, Ein ſtatiſtiſcher Überblick über den Zeitungsmarkt 
iſt nicht nur außerordentlich intereſſant, ſondern auch wirtſchaftlich 
ſehr wichtig. Dann aber verlangt Schairer, das unterſucht werden 
ſoll, inwieweit die Zeitung ihre wirtſchaftliche Funktion erfüllt, wie 
ſie die Vermittlung von Angebot und Nachfrage bewirkt und ob die 
Erfüllung dieſer Aufgaben wirtſchaftlich iſt oder nicht. Ohne aber 
das Ergebnis dieſer Unterſuchung abzuwarten, ſagt Schairer ſchon 
heute: „Dabei wird ſich herausſtellen, daß unſer heu— 
tiges Zeitungsweſen nicht nur eine Unmenge von 
Rohſtoffen (Papier und Farbe), Energiequellen (Kohle, 
elektriſche Kraft), Maſchinen und menſchliche Arbeits— 
kräfte ſinnlos verſchwendet, ſondern auch das Über— 

wuchern des Inſeratenteils innerhalb der Zeitungen und 
Zeitſchriften unvernünftig und letzthin unwirtſchaftlich iſt.“ 
Den Beweis dieſer Behauptungen bleibt uns Schairer ſchuldig. Er 
macht nicht einmal den Verſuch, dieſe Behauptungen zu belegen. 
Das hindert ihn aber nicht, ſofort zu verlangen, daß aus ſeinen 
Feſtſtellungen die Konſequenzen gezogen werden. Alsdann ver— 
langt Schairer die Reduzierung der Zeitungen und Zeit— 

ſchriften und die Einſchränkung des Inſeratenweſens 
nach Umfang und Inhalt. Die Löſung dieſes Problems erſcheint ihm 
ſehr leicht: „Das einzige Mittel beides mit Sicherheit zu erreichen, 
it die Wiedereinführung des ſtaatlichen Inſeraten— 

monopols.“ Hiervon verſpricht ſich Schairer das alleinige Heil, 
und er verlangt, daß in jedem Kreiſe (Oberamt, Bezirksamt, 
Amtshauptmannſchaft) ein einziges ſtaatlich kontrolliertes 
Blatt als allgemeines Nachrichten⸗ und Anzeigeblatt erſcheint, mit 
der alleinigen Befugnis zu der Veröffentlichung von Inſeraten, 
deren Annahme überdies von ihrem volkswirtſchaftlichen Wert 
und ihrer Wirkung auf die Volkswohlfahrt - abhängig gemacht 
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werden muß. Daneben wäre für ke Wirtſchaftsgruppe 


einem einzigen Fachblatt die Befugnis zum Abdruck von Inſeraten 
zu erteilen. Danach iſt nach Schairers Auffaſſung die Wirtſchaft, 


wie auch der Markt, ſowohl horizontal als auch vertikal ge⸗ 


gliedert. Sämtlichen übrigen Zeitungen und Zeitſchriften wäre die 


Veröffentlichung von Inſeraten nicht geſtattet. Das ſind in 


j kurzen Zügen dis Reformpläne, die Schairer hat. Er verſucht fie a 


auch kurz zu begründen: Die Folge wäre nach ſeiner Auffaſſung eine 
„grundſtürzende Umwälzung“ des ganzen Zeitungsweſens. Vor 
allem müßten — und darin hat Schairer auch durchaus Recht — 
die inſeratloſen Zeitungen und Zeitſchriften den Bezugspreis um 
das Doppelte und darüber erhöhen, nämlich ſo weit, daß die Ein⸗ 


nahmen aus den Bezugsgeldern ſämtliche Unkoſten und die Ver⸗ 


zinſung decken. Dann würden viele Zeitungen eingehen, wie Schairer 
meint, diejenigen, die es wegen mangelhaften Inhaltes verdienten. 


„Die großen politiſchen Blätter würden fi behaupten können. 


„Wahrſcheinlich würden dann wie früher zwei, drei oder mehr 
Haushaltungen oder Einzelleſer ſich eine beſtimmte Zeitung zuſammen⸗ 
halten, was im Intereſſe der Papiererſparnis unter allen Umſtänden 
wünſchenswert wäre. Die wichtigen und meiſten Nachrichten würden 
im amtlichen Kreisblatt erſcheinen, ſo daß die privaten Blätter auf 
ihre Kommentierung ſich beſchränken könnten. Der Wettlauf 
der Zeitungen um die neueſten Nachrichten würde dann aufhören. 9 
Schairer leiſtet ſich alsdann folgenden Satz: 
„„Die inſeratloſe Zeitung würde ſich in ihrem 
Charakter mehr der Zeitſchrift nähern auch äußer⸗ 
lich, indem ſie auf tägliches oder gar täglich zwei⸗ 
maliges Erſcheinen verzichtet.“ 
So könnte vielleicht die Erhöhung des Bezugspreiſes vermieden 


werden, und gänzlich verſchwinden würde die Abhängigkeit vom In⸗ 


ſeratenteil, die Quelle der Degeneration unſerer politiſchen Preſſe. 


Das wäre erſt die wahrhafte Preßfreiheit. Dann würde ſich ein 
ganz anderer Journaliſtenſtand herausbilden, der auf einem weſent⸗ 
lich höheren Niveau ſtände als jetzt. Die üblen Elemente aus 
dem Journaliſtenſtand würden verſchwinden und es würde ein ge⸗ 


. ‚funder Zuſtand ſich entwickeln. Die Amtsblätter, die Schairer 


vorſchlägt, würden ſo ſtark geleſen werden, wie irgend ein General⸗ 
anzeiger, vielleicht ſogar noch ſtärker, weil ſie die einzigen Blätter 
ſind, die Inſerate enthalten, und zwar Inſerate, die wirklich 
einem Bedürfnis entſprechen. Wenn durch die Verringerung der 
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Reklame die Bedürfniſſe vermindert werden, ſo ſei das vorteilhaft, 
es ſei für uns um ſo beſſer, als jetzt weniger konſumiert würde. 
Es würde um jo mehr Kapital gefparf werden, um ſo mehr Güter 
würden für die Ausfuhr frei. Aber Schairer ſieht ein, daß man 
im Wege der Inſeratenverſtaatlichung doch nicht ganz das Ziel er— 
reicht, und er ſchlägt daher daneben noch, freilich als Übergangs— 
erſcheinung, die ſogenannte „Inſeratenlizenz“ vor, das heißt, 
daß private Zeitungen zur Annahme von Inſeraten berechtigt ſind, 
wenn die Inſerate auch in den amtlichen Inſertionsorganen er— 
ſcheinen. Folgerichtig müßte mit dieſer Inſeratenlizenz ein ſtaat— 
liches Inſeratenvermittlungsmonopol verbunden werden. 
Für Reklameinſerate ' ſoll eine Zenſur eingeführt werden, die feſt— 
ſtellt, ob ſie nicht gemeingefährlich oder gemeinſchädlich ſind. 

Aufgabe der amtlichen Kreisblätter wäre es, Anzeigenblätter zu 
ſein, Nachrichtenblätter und zugleich Bildung und Erziehung des 
Volkes zu bewirken. Vor allem ſoll auf dem Gebiet des Arbeits— 
marktes eine Zentraliſation erfolgen, ſo daß ſowohl Stellenangebote 
wie Stellengeſuche nur im Amtsblatt erſcheinen. 

Wenn die Zeitungen beſondere Depeſchen bringen und mehr 
leiſten als der amtliche Apparat, dann ſollen fie auch entſprechend 
teurer ſein: „Es iſt nicht anders als billig, wenn der 
Konſument von beſonderen und beſonders auf— 
gemachten Neuigkeiten, der Zeitungsfeinſchmecker, 
dieſe auch entſprechend bezahlen, wie man Luxus- 
waren teurer bezahlt als das gewöhnliche tägliche 
Brot.“ Und ſchließlich ſollen die Amtsblätter werden „das ge— 
gebene Inſtrument der Volkserziehung und Volksbildung“. Die 
beſten Köpfe, die tüchtigſten Kräfte Deutſchlands würden als Redak— 
teure ſich mehr und mehr ſpezialiſiren. Die poſitive und aufbauende 
Tätigkeit würde der amtlichen Preſſe überlaſſen bleiben. — 

Im vorſtehenden Abſchnitt habe ich ohne Kritik die Vorſchläge 
Schairers wiedergegeben, um dem Leſer einen Einblick in dieſe Ge— 
dankengänge zu ermöglichen, um zu zeigen, was Schairer erreichen 
will und auf welchem Wege. Sind aber die Wege gangbar? 
Führen ſie uns nicht ſtatt aufwärts in einen tiefen Abgrund? Wer 
ohne Voreingenommenheit dieſe Fragen prüft, für den kann die 
Antwort nicht zweifelhaft ſein. So gut gemeint die Vorſchläge 
Schairers find, ſo ernſthaft er fi auch bemüht, eine Löſung zu 
finden — Schairers Vorſchläge ſind keine Verbeſſerung der jetzigen 
Zuſtände. Sie führen mit unvermeidbarer Sicherheit zu 
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einem Abgrund nicht nur des Zeitungsweſens, ſondern unſerer 
ganzen öffentlichen Meinung. Die Endſtrecke des Weges 
heißt Korruption. Wenn die deutſche Preſſe ſich bisher rein 
gehalten hat, war das nicht zum mindeſten die Folge ihrer jetzigen 
kapitaliſtiſchen Verfaſſung. Und es iſt eine alte Erfahrung, daß je 
kapitalkräftiger ein Verleger iſt, je größer die Einnahmen einer 
Zeitung aus dem Inſerateil find, um jo eher der Unter⸗ 
nehmer imſtande iſt, ſich den Wünſchen der Inſerenten 
auf beſondere Berückſichtigung entgegenzuſtemmen. Zeitungen, 
die nur einen kleinen Inſeratenteil haben, bei denen die Ein⸗ 
nahmen nur gering ſind, ſind von den einzelnen Inſerenten 
viel abhängiger als Zeitungen mit großem Inſeratenteil. Wer 
das beſtreitet, der ſehe ſich einmal die Verhältniſſe in Frank⸗ 
reich an. Wie allgemein bekannt, ſpielt der Inſeratenteil in 
der frgnzöſiſchen Preſſe eine untergeordnete Rolle. Franzöſiſche 
Zeitungen haben nur wenig Anzeigen. Welche Folgen hat das in 
Frankreich? Zunächſt iſt der Nachrichtendienſt nicht fo. gut 
ausgeſtaltet wie in Deutſchland. Denn der Nachrichtendienſt koſtet 
Geld, und ſo hohe Aufwendungen wie die deutſchen Verleger ſind 
die franzöſiſchen nicht imſtande zu machen. Infolgedeſſen wird zu⸗ 
nächſt das vernachläſſigt, was das Koſtſpielige iſt, nämlich die In⸗ 
formation. Die zweite Folge iſt aber viel bedenklicher. Da die 
franzöſiſchen Zeitungen aus dem Inſeratenteil ſelbſt nur wenig ein⸗ 
nehmen, ſo benutzen ſie andere Quellen, um ihren Etat zu balan⸗ 
cieren. Und dieſe ſind die bezahlten redaktionellen Mitteilungen. 
In Deutſchland iſt es unmöglich, daß eine anſtändige Zeitung ſich 
eine redaktionelle Notiz bezahlen läßt. Kein Kritiker, der auch 
nur einigermaßen Anſpruch darauf erhebt ernſt genommen zu werden, 
läßt ſich für eine Empfehlung von Werken oder von Künſtlern. 
irgendwie entſchädigen. Die Auffaſſungen in dieſer Beziehung ſind 
in Deutſchland erfreulicherweiſe beſonders ſtreng. Ganz anders 
in Frankreich. Dort iſt es ganz an der Tagesordnung, daß 
derjenige, der in der Preſſe gelobt wird oder deſſen Werke empfohlen 
werden, hierfür auch eine Entſchädigung leiſtet. Intereſſant iſt es, 
daß gerade in der Zeit, in der man in Deutſchland ſich bemüht, 
den Zeitungen die Inſerate zu entziehen, in Frankreich ernſthafte 
Männer die entgegengeſetzte Entwicklung anſtreben. Dort ver⸗ 
ſpricht man ſich eine Verbeſſerung der Moral erſt von der 
Ausbreitung der Inſerateinnahmen. Hat doch der fran⸗ 
zöſiſche Schriftſteller Nouſſanne vor einiger Zeit geſchrieben: 
| | 15* 
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„Die finanzielle und moraliſche Situation der franzöſiſchen 
Zeitungen würde ſich heben, wenn das Annoncenweſen einen brei— 
teren Raum darin einnehmen würde.“ 

Das ſpricht der Verfaſſer aus, obwohl er ſelbſt auf die ſoge— 
nannten verſteckten Textinſerate hinweiſt, alſo auch die geheimen 
Einnahmequellen des franzöſiſchen Verlages kennt. Muß man 
doch in Frankreich, wenn man einen Roman empfohlen haben will, 
eine Summe von rund 80 000 Francs bezahlen, koſtet doch die Be— 
ſprechung eines Buches im Durchſchnitt zwiſchen 15 bis 20 Francs 
pro Zeile. Dahin kommt man, wenn man den Inſeratenteil aus- 
ſchaltet oder die Einnahmen daraus verkürzt. Im übrigen zeigen 
ja die Erfahrungen, die man gerade in Frankreich gemacht hat, daß 
es auch noch andere Wege gibt, um ſich Einnahmen zu verſchaffen, 
wenn die Inſerate ausbleiben. Und das iſt die Verpachtung, 
ſei es des ganzen Blattes oder des Handelsteils an Bankinſtitute, 
Börſenintereſſenten und dergleichen. Würde man in Deutſchland dazu 
übergehen, den Zeitungen die Inſerate zu entziehen, dann würden 
alle Verſuche, unmoraliſche Handlungen durch Geſetz zu verbieten, 
ſcheitern an der vielſeitigen Möglichkeit, die Korruption zu betreiben. 
In moraliſcher Beziehung würde alſo nicht die angeſtrebte Ver— 
beſſerung, ſondern im Gegenteil eine Verſchlechterung eintreten. So 


ſagt denn auch ein Mann wie Bücher: 


„Trennen läßt ſich die hiſtoriſch gewordene Verbindung von 
öffentlicher und privater Publizität ſchwerlich wieder; denn ſie 
hat den Vorzug ökonomiſcher Zweckmäßigkeit.“ 

Und ein ſo ausgezeichneter Fachmann wie Löbl ſagt mit Recht: | 

„Der Preſſe das anftändige Inſeratengeſchäft nehmen, heißt 
ſie korrumpieren, heißt ſie mit Gewalt auf den Weg der geheimen, 
unehrlichen und ehrloſen Einnahmen drängen.“ 

Wohin würden wir aber kommen, wenn wir das ausführen, 
was Schairer vorſchlägt: für jeden Kreis ein amtlich kontrolliertes 
Organ, für jede Wirtſchaftsgruppe ein Fachblatt? Die 
Amtsblätter, die auf den Kreis beſchränkt ſind, würden natürlich 
abſolut keine Verbreitung haben. Die Folge davon wäre, 
daß die Inſerate auch nur von einem kleinen Kreis geleſen werden, 
alſo ohne große Wirkſamkeit bleiben. Zahlloſe Geſchäftshäuſer ſind 
aber darauf angewieſen, daß ihre Inſerate von Millionen geſehen 
werden, und es bedeutet zweifellos eine ganz erhebliche Ver— 
teuerung, wenn man dieſe Häuſer zwingt, in allen Amtsblättern 
Anzeigen aufzugeben. Ob nun dieſe Amtsblätter auch nur einiger: 
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maßen die Höhe einer heutigen Provinzzeitung erreichen werden, er⸗ 
ſcheint zum mindeſten zweifelhaft. Denn wirkliche Jour⸗ 
naliſten werden ſich für ſolche Blätter kaum hergeben. 
Ihnen iſt die „Herrſchaft des Verlegers“ immer noch lieber als ein 
Landrat als Aufſichtsperſon der Redaktion. Geradezu unmöglich iſt 
der Vorſchlag, daß man jeder Wirtſchaftsgruppe nur ein Fachblatt 
gewähren will. Denn da in jedem Gewerbezweige verſchiedenartige 
Intereſſen vorhanden ſind, ſo würde man, wenn man nur ein Fach⸗ 
blatt konzeſſioniert, dieſes der leiſtungsfähigſten Gruppe aus⸗ 
liefern. Die anderen wären ihres Reſonanzbodens beraubt. Die 
Folge davon wäre der Kampf um das Fachblatt. Jede Gruppe 
— würde ſuchen, unter Anbietung höchſter Summen die Zeitſchrift in 
ihren Beſitz zu bekommen. ö 
Daß die Sozialiſierung der Preſſe auch den meiſten Partei⸗ 
blättern den Garaus machen würde, ſei nur nebenbei erwähnt, denn 
zahlloſe Parteien ſind gar nicht imſtande, ihre Blätter weiter er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, wenn ihnen das finanzielle Rückgrat gebrochen wird. 


Selbſt die ſozialdemokratiſchen Blätter können auf Inſerate nicht 


verzichten, trotzdem ſie Zuſchüſſe aus der Parteikaſſe erhalten. Man 
mag über die Parteiblätter denken wie man will, wir werden fie 
in Deutſchland nicht entbehren können. Und wenn ſich die Redak⸗ | 
tion der Parteiblätter zuweilen einer gewiſſen Unabhängigkeit 
gegenüber den Parteileitungen erfreut, dann würde dieſe ſofort be⸗ 
ſeitigt werden, wenn die Zeitungen vollkommen aus der ae 
geſpeiſt würden. 
Merkwürdigerweiſe vertritt Schairer den Standpunkt, daß nach 
der Ssozialiſierung der Preſſe, d. h. nachdem die Inſerate aus den 
Zeitungen fortgefallen ſind, der Journaliſtenſtand gehoben 
würde. Ich denke keineswegs gering über den jetzigen deutſchen 
Journaliſtenſtand. Er umfaßt nicht nur treffliche Charaktere, ſondern 
auch ausgezeichnete und kenntnisreiche Männer, bei denen um⸗ 
faſſende Bildung und journaliſtiſche Begabung zu⸗ 
ſammen kommen. Ich würde aber jedes Mittel begrüßen, das 
imſtande iſt, den Kreis dieſer Männer auszudehnen, zu ermöglichen, 
daß wirklich eine Veredlung der Redaktion erfolgt. Aber ich 
weiß kein Mittel, das ungeeigneter dafür wäre als 
die Sozialiſierung der Preſſe. Denn wenn die Einnahmen 
ſinken, wovon ſollen dann die Gehälter bezahlt werden, um „den 
Journaliſtenſtand auf ein ganz anderes, weit höheres Niveau zu 
heben?“ Gehen die Einnahmen zurück, dann iſt es klar, daß an 


U 
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Ausgaben geſpart werden muß, und je geringere Gehälter gezahlt 
werden, um ſo mehr werden ſich minderwertige Kräfte finden, den 
Dienſt der Preſſe zu verrichten, werden die anſtändigen Elemente zu 
anderen Berufen übergehen. Und leider gibt es genug „journaliſtiſche 
Hyänen des Schlachtfeldes“, die nur auf eine Gelegenheit warten, 
um die Situation auszunutzen, Elemente, die nicht aus Deutſchland 
ſtammen, ſondern aus einem Lande, deſſen Preſſe ganz erheblich 
unter dem ſteht, was der deutſche Journaliſt für anſtändig hält. 
Geradezu gefährlich iſt der Vorſchlag Schairers, daß unter 
Umſtänden einige Zeitungen in privatem Beſitz verbleiben 


dürften, wobei ſich der Staat unter gewiſſen Bedingungen beteiligen 


würde. Es wären beiſpielsweiſe von dem Satz, der über 5 % Ver— 
zinſung hinausginge, drei Viertel an einen Reichsfonds abzugeben. 
Das heißt alſo, daß die wenigen Verleger, die das ſogenannte 
Inſeratenmonopol erhalten, hiermit erhebliche Gewinne erzielen. Es 


würde alſo derſelbe Zuſtand wieder eintreten, der unter Friedrich 


dem Großen vorhanden war, daß einige wenige Verleger wertvolle 
Pachtrechte beſitzen, die anderen dagegen nicht. Das wir hierdurch 
zu einer geradezu gefährlichen politiſchen Korruption kommen werden, 


braucht ja wohl nur angedeutet zu werden. 


Schairer meint, daß die ſogenannten Amtsblätter ſtark geleſen 
würden, weil fie jetzt die Inſerate enthalten. Da aber jede Kon- 
kurrenz fortfällt, ſo fehlt natürlich auch der Anſporn für die 
Leitung des Amtsblattes, beſonders Gutes zu leiſten, und wir würden 
bald wieder die Amtsblätter erhalten, die wir früher hatten, von 
denen Schairer mit Recht ſagt, „daß ſie wegen der unend— 
lichen Langweiligkeit des ee vom Publikum nicht 
geleſen werden“. 

Ob auf dem Gebiete des Arbeitsmarktes Verbefferumgel 
notwendig ſind, ſoll hier nicht unterſucht werden. Das gehört auf 
ein anderes Gebiet. Falſch aber iſt es, wenn man glaubt, durch die 
Sozialiſierung der Preſſe die Zuſtände auf dem Arbeitsmarkt wirk— 
lich beſſern zu können. Wieviel Amtsblätter müßte ſich ein junger 
Kommis kaufen, der eine Stelle als doppelter Buchhalter ſucht? 
Heute weiß er genau, daß er ſolche Inſerate am beſten in dieſer 
oder jener Zeitung findet, weiß der Landwirt, wo ihm Petkuſer 
Saatroggen angeboten wird, der Bücherliebhaber, wo Bücherauktionen 
angezeigt werden. In Zukunft wird für alle diejenigen, die beſtimmte 


Inſerate ſuchen, unmöglich ſein, feſtzuſtellen, in welchem Amtsblatt 


ſie erſcheinen. Noch viel ſchlimmer wird es für diejenigen ſein, die 
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eine Stelle ſuchen, denn da nicht alle Stellenangebote in allen 
Amtsblättern erſcheinen können, ſo müſſen die Stellenſuchenden ſich 
zahlreiche Amtsblätter kaufen, um ſich durch den Wald von In⸗ 
ſeraten durchzuwindeu. Wie groß würde beiſpielsweiſe der Inſeraten⸗ 
teil des Amtsblattes für die Mark Brandenburg werden? Ihn durch⸗ 
zuleſen, würde täglich mehrere Stunden erfordern. Hier hat die 
jetzige Arbeitsteilung der Preſſe trotz us unftreitbaren 
Mängel ſicher auch gewiſſe Vorzüge. 

Schließlich wird das Moment der Bildung ins Feld geführt. 
Schairer glaubt, daß die ſozialiſierte Preſſe imſtande ſei, die Bildung 
und Erziehung des Volkes zu heben. Wie das aber geſchehen ſoll, 
wenn die nichtamtliche Preſſe ſo teuer wird, wie Schairer ſelbſt 
zugibt, iſt einfach unerfindlich. Je geringer die Einnahmen der 
Zeitung, um ſo weniger kann ſie auf kulturellem Gebiete leiſten, um 
ſo weniger Raum hat ſie für Aufklärung und Belehrung ihrer Leſer. 
Denn die Preſſe iſt keineswegs ſo ſchlecht, wie Schairer vorausſetzt. 
Sagt doch Bücher, der gewiß der Preſſe objektiv gegenüberſteht, daß 
trotz aller Mängel ſchon darin ein großer Segen liege, daß die 
Preſſe jeden nach ſeinem Vermögen an den Fortſchritten der geiſtigen 
Kultur teilnehmen läßt, und daß es ſchwer wäre, eine Einrichtung 
zu finden, die der modernen Geſellſchaft ſo viel Zeit und Kraft ſpart, 
wie das Annoncenweſen der Zeitungen, deſſen Ertrag den Zeitungs⸗ 
unternehmer inſtand ſetzt, den Preis ſeines Blattes weit tiefer an⸗ 
zuſetzen, als nach den Herſtellungskoſten zu erwarten wäre. 


II. 
Zeitungskunde als Lehrfach = 


Man hat nicht mit Unrecht das Zeitungsweſen als das „Aſchen— 
brödel der Forſchung“ bezeichnet, und in der Tat, es iſt verwunder⸗ 
lich, daß ein ſo unendlich wichtiges Gebiet, wie es das Zeitungs⸗ 
weſen in- unſerem geiſtigen, kulturellen, wirtſchaftlichen und ſozialen 


Leben darſtellt, ſo wenig von der Wiſſenſchaft beachtet wurde. Zwar 


verfügen wir in Deutſchland keineswegs über eine geringe Literatur 
über das Zeitungsweſen — es gibt eine ganze Anzahl von Büchern 
und Broſchüren, die Detailgebiete des Zeitungsweſens behandeln — 
eine gründliche wiſſenſchaftliche ſyſtematiſche Darſtellung fehlt uns 
indes bis jetzt noch ganz und an unſeren Hochſchulen iſt das Zeitungs⸗ 
weſen mit wenigen Ausnahmen kaum vertreten. 

Den Anfang mit der akademiſchen Behandlung des Zeitungs⸗ 
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nn hat — wenn man von den früheren ſogenannten „Zeitung3- 
kollegien“ abſieht — Karl Bücher gemacht, der ſchon in Baſel 
Vorträge über Zeitungsweſen hielt, ſie dann in Leipzig fortſetzte und 
ſchließlich das Inſtitut für Zeitungskunde gründete. 

Ihm folgte Koch in Heidelberg, während gleichzeitig in der 
Schweiz Wettſtein mit großem Erfolg das Zeitungsweſen im 
Rahmen der Univerſitätsvorleſung behandelte. Sehr erfolgreich 
waren die Anſätze, die an der Kölner Handelshochſchule gemacht 
wurden. Robert Brunhuber, einer der kenntnisreichſten und 
begabteſten Journaliſten, konnte ſein Werk nicht vollenden, da er im 
jugendlichen Alter auf einer Entdeckungsreiſe auf der Grenze zwiſchen 
Tibet und China ermordet wurde. Später hat man dann in Köln 
das Zeitungsweſen beſonders ausgebaut und die einzelnen Diſziplinen 
unter verſch iedene Journaliſten verteilt. Bei dieſen Anſätzen iſt es 
eine zeitlang geblieben und erſt Ende des Jahres 1918 entſchloß ſich 
das Preußiſche Kultusminiſterium einen amtlichen Lehr— 
auftrag für Zeitungsweſen zu erteilen, und zwar für das 
Orientaliſche Seminar der Berliner Univerſität, womit Dr. Otto 
Jöhlinger betraut wurde. Gewiſſe Anzeichen laſſen aber darauf 
ſchließen, daß nunmehr das Zeitungsweſen ſeinen Einzug in das 
Programm der Hochſchulen halten wird: Kurze Zeit nach Erteilung 
des erſten Lehrauftrages für Berlin habilitierte ſich d' Eſter, ein 
kenntnisreicher junger Hiſtoriker, an der Univerſität zu Münſter und 
die Erteilung eines Lehrauftrages an einen vortrefflichen jüngeren 
Journaliſten ſteht an einer ſüddeutſchen Hochſchule unmittelbar bevor. 
In Köln hat Profeſſor Spahn einen Lehrauftrag für Zeitungskunde 
erhalten. | 

Die Einſchaltung der Journaliſtik in den Lehrplan unſerer 
Univerſitäten entſpricht einem Bedürfnis unſerer akademiſchen 
Welt, denn die bisherige Vernachläſſigung hat ſich unſtreitig gerächt. 
Die völlige Kenntnisloſigkeit von all dem, was mit Zeitungsweſen 
zuſammenhängt, iſt ja im Kriege in erſchreckender Weiſe zu Tage 
getreten. Die fürchterlichen Mißgriffe der Zenſur, die völlig falſche 
Behandlung deſſen, was man „öffentliche Meinung“ nennt 
und vieles andere gehören hierher. Wo die Schuld lag, ſoll hier 
nicht unterſucht werden. Jedenfalls muß die Zeit, in der Univerſität 
und Preſſe getrennte Bahnen gingen, der Vergangenheit an⸗ 
gehören, beide ſind auf einander angewieſen. Das hat eine ſehr 
gedankenreiche Aufſatz⸗Serie, die in der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ vom Januar 1918 enthalten war, gezeigt. Beide Inſtitu⸗ 
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tionen unſeres öffentlichen Lebens, Univerſität und Preſſe, haben 
einander viel zu bieten, keines der beiden kann ohne das andere be⸗ 
ſtehen, und ſo werden auch unſere Univerſitäten ſich immer mehr 
mit Journaliſtik beſchäftigen müſſen. Um es aber gleich vorweg 
zu nehmen: beſondere „Hochſchulen ſür Journaliſtik“ kommen 
nicht in Betracht. Das, was unſere Journaliſten gebrauchen, iſt 
neben der Begabung und dem Talent, die ſyſtematiſche Aus- 
bildung, wie ſie unſere Hochſchulen ſchon heute bieten. 
Es kommt alſo nicht auf eine Neuſchaffung an, ſondern lediglich auf 
eine Ergänzung, und zwar derart, daß im Rahmen der 
Univerſitäten das Zeitungsweſen mehr berückſichtigt 
wird, aber nicht nur, wie bisher, lediglich unter hiſtoriſchen oder 
juriſtiſchen Geſichtspunkten, ſondern darüber hinaus auch unter 
wirtſchaftlichen. Die Journaliſtik iſt ein Teilgebiet der National⸗ 
ökonomie, wenn ſie auch auf zahlreiche andere Grenzgebiete übergreift. 

Faſt gleichzeitig mit meiner Broſchüre: „Zeitungsweſen und 
Hochſchulſtudium“! erſcheint die Schrift eines geſchätzten und be⸗ 
kannten Fachmannes, Dr. Martin Mohr, die ſich mit dem gleichen 
Problem befaßt, nämlich mit „Vorſchlägen und Forderungen 
zur wiſſenſchaftlichen Löſung eines ſozialen Grund— 
problems“. Mohr unterſucht die Frage: Was ſchuldet die neue 
Zeit dem Zeitungsweſen? Er gibt zunächſt eine Überſicht über die 
Zeitungen als Helferin der neuen Zeit, ſkizziert den Weg, den die 
Reform gehen muß, beleuchtet das Problem der Zeitung nach ver⸗ 
ſchiedenen Geſichtspunkten und kommt nach einem ſtatiſtiſchen, Aus⸗ 
flug auf die Stellung der Journaliſtik zu ſprechen, wobei die bis⸗ 
herigen Anſätze beſprochen werden und alsdann macht er ſeine eigenen 
Vorſchläge, bezüglich der wiſſenſchaftlichen Ausgeſtaltung der Jour⸗ 
naliſtik. Die Lektüre der Schrift von Mohr kann ich jedem empfehlen, 
der ſich mit dem Problem der Journaliſtik befaſſen will. Im Ziel 
bin ich mit dem Verfaſſer einig, in den Wegen vermag ich ihm 
freilich nicht immer zu folgen, obgleich ich anerkenne, daß er von 
dem beſten Willen beſeelt iſt. | 

Recht treffend jagt der Verfaſſer, daß aus eigenem Fleiße ohne 
irgendwelche Staatshilfe unſer Volk im Laufe der letzten 50 Jahre 
mehr als 4000 Tageszeitungen über das ganze Deutſche Reich er⸗ 


' Jena 1919, Verlag von Guſtav Fiſcher. | 
2 Dr. Martin Mohr, Zeitung und neue Zeit. München und Leipzig 
1919, Duncker & Humblot. 96 S. 
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richtet hat, die wie Armeen an die Front rückten als der Krieg 
ausbrach. Aber trotz dieſer „ſiebenten Waffe“ hatte man an 
ihre Mobiliſierung nicht gedacht. Sechsfach war man zur Abwehr 
gerüſtet, aber man hatte nicht an das gedacht, „was feiner iſt als 
das feinſte Gas und weiter wirkt als die elektriſche Welle“. Und 
ſo iſt es zu erklären, daß man dieſes wichtige Inſtrument im Kriege 
nicht zu handhaben verſtand. 

Um ſich einen Begriff von der Bedeutung des Zeitungsweſens 
zu machen, gibt Mohr eine kurze ſtatiſtiſche Überſicht; aber alle Ver- 
ſuche, eine gute Statiſtik des Zeitungsweſens zu bilden, ſind bisher 
geſcheitert, vor allem daran, daß ein Zwang zur Abgabe der not— 
wendigen Erklärung nicht beſtand. Alle Statiſtiken über Zeitungen 
ſind mangelhaft. Das gilt auch von einer Umfrage, die ſeinerzeit 
das Kriegspreſſeamt veranſtaltet hat und die zahlloſe Fehler ent— 
hält. Will man eine wirklich umfaſſende Statiſtik haben, will man 
genau ermitteln, wieviel Zeitungen in Deutſchland erſcheinen, dann 
muß man das durch eine Reichsſtatiſtik machen, zu der alle 
Zeitungen und vor allem ſämtliche Druckereien das Material zu 
liefern verpflichtet werden müſſen. Solange das nicht geſchieht, 
ſchwebt jede zahlenmäßige Schätzung in der Luft. — 

Was von der Zeitung im allgemeinen gilt, gilt auch von den 
Männern, die hier tätig ſind. Auch hier fehlt die Statiſtik. Wir 
wiſſen nicht einmal, wieviel Redakteure, wieviel Hilfsperſonal in der 
Preſſe beſchäftigt ſind. Die Berufszählung gab hier nicht die not— 
wendige Scheidung zwiſchen Redakteur und Schriftſteller. Das 
Handbuch des Kriegspreſſeamtes iſt oberflächlich, lückenhaft und voller 
Fehler. Es enthält insgeſamt nur 5000 Namen, während Mohr 
mit 12000 im Journalismus tätigen Perſonen rechnet! Nun wirft 
Mohr die Frage auf, was wußte die Offentlichkeit von ihnen, der 
ſie mit Hingabe dienten und was tat ſie für ſie? Beiden Fragen 
ſind negativ zu beantworten. Mohr ſagt ſelbſt, „man ver— 
langte alles und tat für ſie nichts“. 

Es gibt in Deutſchland keinen Beruf, der derart auf die Offent—⸗ 
lichkeit einwirkt, der eine derartige Bedeutung hat, wie der Journa— 
lismus, dem man nicht das Recht auf wiſſenſchaftliche 
Pflege ſeines Wiſſens und ſeines Arbeitsbereiches zuerkannt hätte. 
Nur für den Journaliſten hat man ſo gut wie nichts getan, und 
das iſt um fo auffallender, als Bücher ſchon 1884 den Anfang ge— 
macht hatte, das Zeitungsweſen akademiſch zu behandeln. Daß in 
der Zwiſchenzeit ſo wenig geſchehen iſt, iſt um ſo auffallender, als 
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von ſeiten der beteiligten Kreiſe oft genug die Forderung nach Aus- 
bau der Studienmöglichkeit geſtellt wurde. Freilich waren ſich die 
Männer, die dieſe Forderung aufſtellten, nicht immer einig über das 
Ziel, nicht einig über den Weg. Auch auf dem Gebiete der jour⸗ 
naliſtiſchen Ausbildung ſpielt das „Mancheſtertum“ eine große Rolle. 
Einer der bedeutendſten Journaliſten erklärte mir, nachdem er meine 
Broſchüre, die die Notwendigkeit der gediegenen Ausbildung für den 
Journaliſten betont, geleſen hatte: „Sie haben mich von meinem 
Mancheſtertum geheilt. Bisher ſtand ich auf dem Standpunkt, daß 
man, ebenſo wie man das Schwimmen nur im Waſſer lernen kann, 
auch den Journalismus nur in der Praxis lernt, daß man entweder 
zum Journaliſten, geboren iſt oder nie ein Journaliſt wird. Aber 
Sie haben mich von dieſem Irrtum bekehrt.“ Aber nicht alle ſind 
ſo einſichtig. Heute gibt es noch zahlloſe journaliſtiſche „Mancheſter⸗ 
leute“, die auf dem Standpunkt ſtehen, daß eine wiſſenſchaftliche 
Ausbildung im Journalismus am eheſten entbehrt werden könnte, 
da die Praxis die Hauptſache ſei. 

Mohr gibt eine anſchauliche Überſicht von den Reſolutionen, 
die von den Verbänden der Journaliſten gefaßt wurden. Der Verein 
deutſcher Zeitungsverleger, der Reichsverband der deutſchen Preſſe 
und zahlloſe andere Organiſationen haben immer wieder die Forde⸗ 
rung aufgeſtellt, daß zu der Begabung die wiſſenſchaftliche 
Ausbildung kommen ſolle und beſonders treffend iſt das Ver⸗ 
langen, das Mohr ſelbſt einmal geſtellt hat, „daß eine Generation 
der Journaliſten der anderen helfe, daß die Alten den Jungen. 
ſagen, was ſie gelernt und erfahren haben, damit der Nachwuchs 
neuen Aufgaben . Kräfte ungebrochen und ungehemmt zuwenden 

kann“. 

Überall ift man bemüht, frühere Erfahrungen ſyſtematiſch 
zuſammenzuſtellen und zu erhalten und auch für den journaliſtiſchen 
Nachwuchs handelt es ſich darum, ihn zur Erleichterung ſeiner Tätig⸗ 
keit zur methodiſchen Arbeit und zur Gründlichkeit anzuleiten. Mit 
dieſen Forderungen deckt ſich auch eine Entſchließung des „Reichs⸗ 
verbandes der deutſchen Preſſe“, die beſagt, daß zwar der jour⸗ 
naliſtiſche Beruf eine eigene Berufsbegabung vorausſetze, daß 
trotzdem eine theoretiſche Vorbildung für den Journaliſten erforderlich 
iſt und daß „bei Errichtung von Lehrſtühlen für Zeitungs: 
kunde an deutſchen Hochſchulen die Berufung von Ber: 
ſonen, denen Erfahrungen aus der Praxis zur Ver— 
fügung ſtehen, als ſelſtverſtändlich gefordert wird“. 
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Nach der Überſicht über die bisherigen Anläufe, die nicht ganz 
erſchöpfend iſt, kommt nun Mohr zu einem eigenen Vorſchlag, und 
dieſer geht darauf hinaus, ein allgemeines „Inſtitut für Zeitungs— 
kunde“ zu errichten. Dieſes Inſtitut iſt ſo gedacht, daß es als 
Zeitungszentrale des In- und Auslandes dienen ſoll; ferner ſoll eine 
aktuelle Redaktionsmuſter⸗ und Nachſchlagebibliothek gebildet werden, 
eine Auskunftsſtelle ſoll geſchaffen werden, ein Leſeſaal mit De— 
peſchenauslagen und ſchließlich Material: und Erfahrungsaustauſch 
mit Zeitungen, amtlichen Preſſeſtellen und Inſtituten. In zweiter 
Linie kommen dann die Förderung der Zeitungskunde durch Ein— 
richtung von Fachbüchereien, Archiven und Ausſtellungen, durch 
Förderung der Forſchungstätigkeit, durch Vorleſungen und Seminar— 
übungen. Hierzu ſoll eine Beratungsſtelle treten mit Berufsanleitung, 
Herausgabe von Tagesmaterial und Journaliſtenaustauſch. Das iſt 
in großen Umriſſen der Plan, den ſich Mohr gemacht hat. Sein 
Ziel ſoll ſein, das Zeitungsweſen der Gegenwart, „ſoweit es prak— 
tiſch und nach Maßgabe der Mittel tunlich iſt“, lebendig zur Dar- 
ſtellung zu bringen. 


Die Schaffung der Einrichtungen denkt ſich Mohr derart, daß 
man zunächſt die deutſchen Zeitungen und Zeitſchriften umfaßt, die 
den großen Zentralbibliotheken bereits unentgeltlich zugehen. Dieſe 
Ausführung wäre nicht beſonders ſchwierig. Es wäre denkbar, daß 
man aus der preußiſchen Staatsbibliothek vielleicht das Material, 
welches das Zeitungsweſen betrifft, ausſonderte und beſonders unter 
dem Geſichtspunkte der Journaliſtik zuſammenſtellte. Man darf ſich 
aber nicht im unklaren darüber ſein, daß, wenn die Sammlung auch 
nur einigermaßen Anſpruch auf Vollſtändigkeit machen will, dazu 
ungeheure Räume notwendig ſind. Denn allein die Bände unſerer 
führenden Tageszeitungen füllen ſchon heute in den Verlagen unſerer 
Zeitungen oft gewaltige Säle aus. 

Daß trotz der techniſchen Schwierigkeiten, die der Sammlung 
im Wege ſtehen würden, Theorie und Praxis hiervon Vorteile haben 
könnten, iſt nicht zu bezweifeln. Eine andere Frage iſt aber, ob 
man ſtatt der Zentraliſierung nicht die Dezentraliſierung vor: 
ziehen ſoll, d. h., daß man ſich lediglich auf eine Überſicht der 
Stellen beſchränkt, die Zeitungen ſammeln und einbinden, die die 
Einſichtnahme geſtatten. Hier würden erhebliche Koſten geſpart 
werden können, und der Nutzeffekt könnte unter Umſtänden der gleiche 
ſein. Daß man die ausländiſche Preſſe ebenfalls ſammelt, iſt ein 
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ſehr brauchbarer Vorſchlag. Seine Ausführung iſt aber gerade 
unter den heutigen Verhältniſſen außerordentlich koſtſpielig. 

Ob man aber den ausländiſchen Journaliſten mit einer ſolchen 
Zeitungsſammlung einen Dienſt erweiſt, erſcheint mir nach meinen 
praktiſchen Erfahrungen zweifelhaft. Mohr iſt der Anſicht, daß es 
den ausländiſchen Journaliſten nützen würde, „wenn man ihnen er⸗ 
leichtert, an einer von zeitungswiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten ge⸗ 
leiteten Stelle. die öffentliche Meinung in Deutſchland und die 


deutſchen Verhältniſſe zu ſtudieren“. Soweit ich die ausländiſchen 


Journaliſten kenne, ſtudieren ſie die deutſchen Verhältniſſe und die 
deutſche öffentliche Meinung nicht in Archiven und Bibliotheken, 
ſondern an ganz anderen Stellen. Praktiſch würde eine Benutzung 
durch ausländiſche Journaliſten uns kaum weſentliche Vorteile 
bieten und ob man, wie Mohr meint, junge ausländiſche Jour⸗ 
naliſten heranziehen kann, um ſie mit einer richtigen Kenntnis des 
deutſchen Weſens auszuſtatten, erſcheint mir ebenfalls mehr als 
zweifelhaft. 

Eine wichtige Aufgabe iſt es, Journaliſten die Auskünfte zu 
erteilen, deren ſie zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen. Um das 
aber zu erreichen, müßte ein ganz ungeheures Archivmaterial 
vorhanden ſein, das mit gewaltigen Koſten verknüpft iſt. Ich bin 
perſönlich ein ſehr großer Anhänger der Archive, weiß aber, welche 
Unſummen ein Spezialarchiv, das auf der Höhe ſein ſoll, verſchlingt. 
(Ein Archiv, das gleichzeitig dem politiſchen, dem Feuilleton, dem 
wirtſchaftlichen und dem lokalen Teil der Preſſe Auskunft geben 
ſoll, bedarf eines Stabes ausgeſuchter Mitarbeiter, die die Verhält⸗ 
niſſe ihrer Reſſorts kennen, und ferner zahlloſer meiſt recht koſt⸗ 
ſpieliger Hilfskräfte. Schon nach wenigen Jahren würde ein Archiv, 
das nur einigermaßen den Anforderungen entſpricht, einen Jahres⸗ 
etat von mehreren hunderttauſend Mark erfordern.) Ich glaube 
kaum, daß die Koſten durch die geplante Auskunftserteilung gedeckt 
werden könnten, auch dann nicht, wenn, wie Mohr es erſtrebt, dieſe 
Einrichtung als allgemeine Auskunftsſtelle für weite Kreiſe in Be⸗ 
tracht kommen fol. 

Bin ich alſo auf dem Gebiete der Zentraliſation des Zeitungs⸗ 
materials nicht immer einig mit Mohr, ſo ſtimme ich völlig mit 
ihm überein, wenn er verlangt, daß die Zeitungskunde mehr als 
bisher beachtet werden ſoll. Die Errichtung einer beſonderen 
Zeitungsbibliothek, in der die geſamte Literatur des Zeitungsweſens 
geſammelt iſt, die Abhaltung von Vorleſungen und Seminaren iſt 
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durchaus erſtrebenswert. An einer Spezialbibliothek für das Zeitungs— 
weſen fehlt es uns noch. 
Für unmöglich halte ich es, aber die Forderung zu erfüllen, 
die Mohr von der Zeitungskunde verlangt. Er ſagt, es ſei 
ihre Aufgabe, an Hand des Materials, das die Zeitungen und Zeit— 
ſchriften bringen, alle öffentlich. bemerkenswerten Vorgänge zu beob- 
achten, zu verzeichnen, auf ihren Wahrheitsinhalt zu unter— 
ſuchen, und er verlangt, daß das Reſultat in kürzeſter Friſt und ſo 
handlich als möglich den Zeitungen zur Verfügung geſtellt werden 
ſoll. Ich halte es für ausgeſchloſſen, daß ein wiſſenſchaftliches Inſtitut 
Zeitungsnachrichten auf ihren Wahrheitsinhalt zu unterſuchen 
imſtande iſt. Noch weniger bin ich der Anſicht, daß es ſeine Auf— 
gabe iſt, „den Zeitungen das Reſultat in kürzeſter Friſt zur Ver— 
fügung zu ſtellen“. Das wird auch dann nicht möglich ſein, wenn 
die amtlichen Stellen das Inſtitut mit Material unterſtützen; denn 
wer im Zeitungsbetrieb gearbeitet hat, weiß, wie ſchwer es in zahl— 
loſen Fällen iſt, den Wahrheitsinhalt zu unterſuchen. Infolgedeſſen 
fällt auch die Hoffnung Mohrs in ſich zuſammen, der von der wiſſen— 
ſchaftlich organiſierten Zuſammenarbeit „eine Reinhaltung der 
Atmoſphäre des öffentlichen Lebens ſich verſpricht“. 
Eine wiſſenſchaftliche Stelle kann lediglich die Forſchungs— 
arbeit leiſten, nicht aber bezwecken, „das öffentliche Leben zu 
reinigen“. Insbeſondere iſt es nicht möglich, durch fortgeſetzte 
Beobachtung die öffentliche Meinung, wie Mohr es annimmt, „vor— 
teilhaft dazu beizutragen, unſere Publiziſtik unauffällig auf eine 
richtige und kluge Behandlung des Auslandes hinzuweiſen und uns 
mindeſtens Überraſchungen zu erſparen, wie ſie zu Beginn des 
Krieges in der Frage, warum wir ſo unbeliebt ſeien, einen ſo ſonder— 
baren und darum ſo ſchmerzhaft anmutenden Ausdruck gefunden 
habe“. Glaubt Mohr wirklich, daß es einem wiſſenſchaftlichen Inſtitut 
möglich iſt, Männer wie: Ernſt Reventlow, Georg Bernhard, Theodor 
Wolff, Hilfferding oder Wulle „durch ein wiſſenſchaftliches Inſtitut 
unauffällig auf eine richtige Behandlung des Auslandes hinweiſen 
zu können“? Die Zeitungen würden jeden derartigen Verſuch höf— 
lich aber entſchieden zurückweiſen und meiner Auffaſſung nach nicht 
mit Unrecht. Was Mohr hier über die ſogenannten „praktiſchen 
Geſichtspunkte“ ſagt, iſt ein Gebiet, auf dem ich ihm nicht zu 
folgen wage, ſondern vor dem ich glaube ganz entſchieden warnen 
zu müſſen. Das Zeitungsinſtitut fol ausſchließ lich der Willen: 
ſchaft dienen, nicht aber der Beeinfluſſung der Preſſe. 
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Was dagegen über die theoretiſche und praktiſche Berufs- 
ausbildung geſagt wird, iſt durchaus der Prüfung wert. Mohr 
deutet einige Wege an, die man beſchreiten muß, um den angehenden 
Journaliſten ſo zu ſchulen, daß er das, was er in der Praxis ge⸗ 
lernt hat, verwenden kann. So ſehr ich aber auch die theoretiſche 
Ausbildung des Journaliſten einſchätze, ſo muß ich doch andererſeits 
ſagen, daß man von ihr nicht alles Heil erwarten kann. Sehr oft 
wird ein begabter Journaliſt ſeinen Weg auch ohne die Schulung 
machen, wenn er nur das Talent dazu hat und andererſeits wird 
mancher ſich die wiſſenſchaftliche Ausbildung aneignen und nachher 
mangels Begabung vollkommen verſagen. Hier muß derjenige, 
der ein Zeitungsſeminar leitet, imſtande ſein, feſtzuſtellen, wer 
die pſychologiſchen Vorausſetzungen für den Journalismus er⸗ 
füllt und wer nicht. | 

Zur Förderung der Zeitungskunde verlangt Mohr die Heraus⸗ 
gabe einer Zeitſchrift, die rein wiſſenſchaftlich das Zeitungsweſen 
behandelt. Auch dieſe Forderung möchte ich unterſchreiben. Zwar 
hat Bücher in ſeiner „Zeitſchrift für die geſamten Staatswiſſen⸗ 
ſchaften“ wertvolle Beiträge über Journaliſtik veröffentlicht. Es 
fehlt aber bisher an einem Organ, in dem alle wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten über das Zeitungsweſen vereinigt und in dem Arbeiten 
aus anderen Gebieten nicht veröffentlicht werden. Mit Recht ver⸗ 
langt hier Mohr, daß die Zeitſchrift auf einem wiſſenſchaftlichen, 
neutralen Boden ſteht. Sie muß abſolut unabhängig ſein von 
Intereſſentengruppen. — 

Soweit die Hauptgedanken von Mohr, die, wie der Leſer wohl 
ſieht, eine Fülle von Anregungen bringen und zweifellos einen ſehr 
wertvollen Kern in ſich bergen. Ich glaube, daß es nicht ſchwer 
fällt, Mohr zu überzeugen, was Schale und was Kern iſt und daß 
er ſeinen Plan reduziert auf das wirklich Erreichbare, ſowie auf 
alles Beiwerk verzichtet, was außerhalb des Rahmens wiſſenſchaft⸗ 
licher Tätigkeit liegt. Mit dem „Seminar für Zeitungskunde 
und Zeitungspraxis“! iſt in Berlin der Anfang gemacht. Dort 
ſind bereits Anſätze einer Hand⸗ und Nachſchlagebibliothek vorhanden, 
eine Reihe von Studenten befaßt ſich mit der Bearbeitung von 
Problemen des Zeitungsweſens und abwechſelnd werden dort von 
Seminarmitgliedern und Praktikern des Zeitungsfachs Vorträge ver⸗ 
anjtaltet, an die fich ſtets eine längere Ausſprache anſchließt. 


1 Das ſich in den Räumen des orientaliſchen Seminars zu Berlin, 
e 7, befindet. 
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Zugleich wird in dieſem Seminar den Studierenden Gelegen— 
heit geboten, praktiſch die Bedürfniſſe der Preſſe kennen zu lernen. 
Dabei muß man ſich im klaren ſein, daß die Journaliſtik 
nicht nur für ſolche in Betracht kommt, die den Redaktionsberuf 
ergreifen wollen, ſondern darüber hinaus für zahlloſe andere, 
namentlich für Politiker, für Anwärter des Auswärtigen Amtes 
und für ſolche, die im Nebenamt ſich in der Tagespreſſe ſchrift— 
ſtelleriſch betätigen wollen. Jeder Redakteur kann ein Lied davon 
ſingen, wie unbeholfen ſich oft Akademiker zeigen, wenn ſie ihre Ge— 
danken in der Preſſe vertreten wollen, ſei es, daß fie mit den Ver- 
hältniſſen der Preſſe nicht vertraut ſind, ſei es, daß ſie nicht im— 
ſtande ſind, ihren Gedanken die Form zu geben, die allein für die 
„Wiedergabe in der Zeitung in Betracht kommt. Auch hier kann die 
journaliſtiſche Ausbildung Erſprießliches leiſten. Nur muß der, der 
Journaliſtik vorträgt, ſich im klaren darüber ſein, daß das Zeitungs— 


weſen noch keine Wiſſenſchaft iſt und daß man für Journaliſten 


keine beſonderen Hochſchulen errichten kann. Zeitungskunde iſt ledig— 
lich ein Lehrfach unſerer Hochſchulen. 
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Die Entwicklung der gewerblichen 
Frauenarbeit im Kriege 


Von Dr. Marie⸗Eliſabeth Lüders. M. d. N. 


Juhaltsverzeichuis: Die allgemeine Lage des Arbeitsmarkts für Frauen im 


Kriege S. 241 —247. Die einſchlägigen behördlichen Stellen S. 247—248. 
Die allgemeinen Geſichtspunkte für eine Regelung der gewerblichen Frauen⸗ 


arbeit S. 248—251. Die Arbeitsnachweiſe S. 251—259. Die Wohnungs | 


frage S. 259— 260. Die Hausfrauen- und Haustöchterreſerve S. 260 — 262. 
= N in Art und Dauer der Arbeit S. 263— 267. 


M als zwei Jahre waren nach Beginn des Krieges verfloſſen, 
bis die Erkenntnis ſich in Deutſchland genügend Geltung 05 
verſchafft hatte, daß auch die vollzähligſte militäriſche Rekrutierung 

nie und nimmer zum Erfolge e sonne ohne genen Erſatz 


auf dem Arbeitsmarkte. 


Es ſoll hier dahingeſtellt bleiben, ob es überhaupt für 9 1 „3 5 3 | 


eine der Nationen möglich war und auf ihre Entſchließung zum Ein⸗ 
tritt in dieſen Krieg von beſtimmendem Einfluß geweſen wäre, dieſen 


ungeheuerlichen Verbrauch an Material vorauszuſehen und dadurch 


von vornherein die überragende Bedeutung des Arbeiterproblems für . 


U 5 


dieſen Krieg zu erkennen. 


| Deutſchland — oder richtiger, die Mittelmächte — hatte jeden⸗ ee 
falls allen Anlaß, diefe Fragen mit äußerſtem Peſſimismus und 
größter Aufmerkſamkeit von Anfang an zu betrachten, da mit Englands 
Kriegserklärung ſofort die ganze Grundlage des Krieges verſchoben | 
und zwei Sorten von Waffen in Gebrauch waren, deren eine — die. 
Alockade — wir weder auch für uns ſchmieden, noch dem Feinde 5 


aus der Hand ſchlagen konnten. Wie wenig die Gefahr, die von 


| dieſer Seite des Krieges ausging, auch in leitenden Kreifen: empfunden | 
wurde, beweiſt vielleicht u. a. die Aufnahme unſeres erſten Friedens⸗ 
angebotes im eigenen Lande von Mitte Dezember 1916, alſo zu einer 


Zeit, die vor⸗ und nachher unter dem Zeichen der ade re 
Rund des ſogenannten „Hindenburgprogramms“ mit dem Hilfsdienſt⸗ 


ge geſetz ſtand, dieſem gewaltigen Maſſenaufgebot von Menſchen und 
Material, zu deſſen Durchführung im November 1916 das Kriegs⸗ 5 
amt mit feinen drei wichtigften Nebenabteilungen, dem Kriegserſatz⸗ | 


und Arbeitsamt (Erſatzdepartement), dem Waffen- und Munitions: . 
n Jahrbuch e 1. f 1 ' 16 | 
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beſchafungeamt (Rumba) und der d erweiterten Kriegs- 
rohſtoffabteilung geſchaffen wurde, zu denen einige Monate ſpäter noch 


das Kriegswirtſchaftsamt hinzukam . Heurbet eng von landwirt- 


ſſchaftlichen Fragen. 

Wenn auch das mit jedem Tage größer werdende und un— 
| vermeidlich in den geſamten Wirtſchafts- und Zivilverwaltungsapparat 
immer ſtärker eingreifende Kriegsamt für ſeine einzelnen Abteilungen 
(zum Beiſpiel in der Feldzeugmeiſterei und in Dezernaten des Kriegs⸗ 
. minifterium3) wichtige Vorläufer hatte, ſo kam doch einerſeits in 
dieſer rieſigen organiſatoriſchen Zuſammenfaſſung unter einheitlicher 


Leitung und andererſeits i in der ganz breiten Baſis, auf die ihre einzelnen 


Abteilungen — jede unter eigenen Reſſortchefs — jetzt aufgebaut 
wurden, die Erkenntnis von dem für uns ſo drohenden Doppelgeſicht 
des Krieges zum erſten Male voll zum Ausdruck. Einen anderen, 
beſſeren Weg; um die auf das höchſte drängenden Aufgaben zu löſen 


(zum Beiſpiel unter weit größerer Zurückhaltung bei den Eingriffen 


in Gebiete der zivilen Verwaltungen) gab es — trotz allem — nicht, 
da nur eine militäriſche Inſtanz in der Lage war, ihren An— 
forderungen genügend ſchnelle und genügend allgemeine Geltung, un— 
gehemmt durch die bundesſtaatlichen Landesgrenzen, zu verſchaffen. 
Sehr viele Schwierigkeiten und Mißſtimmungen der militäriſchen und 
der zivilen Organe untereinander ſind auch nicht aus der Sache 


ſelbſt, um die es fi) im einzelnen Falle, handelte, entitanden, ſondern 


durch den allerdings in jeder Beziehung ſehr großen Übelſtand, daß 
die Armeekorpsgeographie, auf der die Tätigkeitsbereiche der kriegs— 
amtlichen Unterorganiſationen (Kriegsamtſtellen) aufgebaut waren, 
nicht mit der Bundesſtaats⸗ und Provinzialgeographie übereinſtimmte !. 


Die Geographie der Letzteren iſt aber in den meiſten Beziehungen 


keine zufällige Konſtruktion, ſondern ſie birgt organiſch gewachſene 
und feſtgewurzelte wirtſchaftliche Zuſammenhänge in ſich, und die 
Aufgabe des — — „die höchſte Ausnutzung aller wirtſchaftlichen 
Kräfte herbeizuführen“, wurde durch dieſe äußerliche Divergenz innerlich 
ſtark behindert. 

Ob eine frühzeitigere Inangriffnahme der „ſyſtematiſ chen Drgani- 
ſation des Wirtſchaftskrieges“ uns vielleicht eher zum Frieden geführt 
oder zu Hanger Aus halten befähigt hätte, iſt Heute eine müßige 


a Dieſe Schwierigkeiten a nach und di ſo ſtark empfunden, daß 
der Aufbau des „Kriegswirtſchaftsamtes“ und der ihm nachgeordneten „Kriegs— 
wirtſchaftsſtellen“ den Zivilverwaltungsbezirken angepaßt wurde. 


0 
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und wohl überhaupt nicht zu beantwortende Frage. Daß fie aber 
für die erfolgreiche Inangriffnahme der Arbeiter⸗ 
frage zu ſpät eingeſetzt hat, wodurch natürlich auch die Ent⸗ 
wicklung des Erſatzgeſchäftes erheblich behindert werden mußte, if. 
nicht zu bezweifeln. 

Ganz beſonders trifft das für die Verwertung der Frauen- 
arbeit zu. Man hatte „die Rekrutierung der Frau“ als beſonderes 
Moment im Wirtſchaftskriege bislang vollkommen überſehen. Man 
hatte ſich weder über die vorhandene Menge von Frauen ein klares 
Bild im allgemeinen zu machen verſucht, noch über deren Alter, 
Familienſtand, bisherige Arbeitsleiſtung und mögliche Verwendbarkeit 
im einzelnen; am allerwenigſten aber über die eventuelle Notwendigkeit 
und Möglichkeit ihrer Anlernung oder Ausbildung für die den Frauen 
bislang fremden Arbeiten. Als Mitte November 1916 die Forderung 
geſtellt wurde, in überkurzer Friſt erſtmals eine erſchreckend hohe 
Zahl induſtriell verwendbarer Frauen mobil zu machen, ſtand man 
einerſeits immer noch unter dem Eindruck der weiblichen Arbeits⸗ 
loſigkeit der Frauen bei Kriegsausbruch und glaubte ein unerſchöpfliches 
Reſervoir vor ſich zu haben, anderſeits meinte man, es handle ſich 
um nichts andres für die Frauen als um ungelernte Handlanger⸗ 
dienſte. Das waren ſchwere Irrtümer. Wenn auch — durch die 
verſchiedenſten Gründe veranlaßt — viel mehr Frauen als im Frieden 
bereit waren, in außerhäusliche Erwerbsarbeit einzutreten, und dieſe 
auch naturgemäß zuerſt in großen Mengen vor allem für ungelernte 
Aushilfsarbeiten — ſofern dieſe nicht beſondere momentane Kraft⸗ 
leiſtungen verlangten — eingeſtellt wurden, wenn ferner eine gewiſſe 
„ſtille Reſerve“ in der unzulänglich organiſierten Kriegsheimarbeit, 
verborgen war, und noch eine „Streckungsreſerve“ aus ſolchen Betrieben 
herauszuholen war, die — um Betrieb und Arbeiterſtock über Waſſer 
zu halten, — noch mit verkürzten Schichten oder nur tageweiſe 
arbeiteten, ſo entſprachen Ende 1916 die allgemeinen zahlenmäßigen 
Veobrausſetzungen keineswegs mehr dem ſpeziellen Bedürfnis, denn 

ſchon im Frühjahr und Sommer desſelben Jahres klagten zahlreiche 

Betriebe nicht nur über die Schwierigkeiten, genügend, ſondern vor 
allem techniſch brauchbare weibliche Arbeitskräfte zu bekommen. Aller⸗ 
dings die ſehr naheliegende Frage der Unterweiſung und Ausbildung 
der Frauen für die Arbeit hatte auch von dieſen Betrieben kaum 
ein einziger ſchon damals in Angriff genommen, und es hat noch 
geraume Zeit gedauert, bis es gelungen iſt, Behörden und Arbeit⸗ 
Beet von den ſtets wiederholten e „Es lohnt ja nicht“, — 
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„es iſt doch nur für kurze Zeit“, „es find noch jo viele Frauen da“, 
abzubringen und auch auf dieſem Gebiete zu intenſivem und 
ſyſtematiſchem Vorgehen zu veranlaſſen, entſprechend den 
an die Frauen geſtellten, ſtändig zunehmenden und wechſelnden 
Anforderungen, über die an anderer Stelle ausführlicher zu ſprechen 
ſein wird. 

Vergegenwärtigen wir uns, bevor auf die beſonderen Verhältniſſe 
im Kriege eingegangen wird, kurz die Entwicklungstendenzen der 
Frauenarbeit vor deſſen Ausbruch. Für dieſe Zeit iſt ganz allgemein 
feſtzuſtellen, daß der Zahl nach eine ſtarke Zunahme der Frauen- 
arbeit überhaupt, eine ſchnellere Zunahme der Zahl 
der erwerbstätigen Frauen als der der Männer, und unter 
den Frauen eine beſonders ſchnelle Zunahme der erwerbs— 
tätigen Ehefrauen, und ſchließlich die beſonders ſtarke Zunahme 
der Frauen bei der ungelernten Arbeit eingetreten war. Die Gründe 
hierfür ſind bekannt: Die ſchnell geſtiegene Ausdehnung der Produktion 
und des Handels, ſowohl im In⸗ wie im Auslande, hatte den Bedarf 
der Volkswirtſchaft an Arbeitskräften ſo vermehrt, daß der Vorrat an 
unbeſchäftigten männlichen Perſonen — im allgemeinen betrachtet — 
bereits vor dem Kriege erſchöpft war. Sodann verließen die Männer 
bei guter Konjunktur je länger je mehr die Stellen in den ſchlechter 
entlohnten Berufszweigen und überließen ſie freiwillig den nach— 
drängenden Frauen (Textilinduſtrie, Zigarreninduſtrie, Heimarbeit), 
während ſie ſelbſt in einträglichere Arbeitszweige übergingen. Ferner 
— und hierdurch war ſpäterhin die Verwendbarkeit der für die kriegs— 
wirtſchaftliche Produktion benötigten Frauen weſentlich beeinflußt — 
ermöglichte und forderte die Entwicklung der Induſtrie die Einſtellung 
großer Mengen ungelernter Arbeitskräfte. Die Herſtellung von 
Maſſenartikeln in Großbetrieben und die damit verbundene Nor— 
maliſierung, Typiſierung und Mechaniſierung des Produktionsprozeſſes 
ermöglichte techniſch und forderte rechneriſch die An— 
ſtellung ungelernter, billigerer Arbeitskräfte, alſo 
in erſter Linie der Frauen. Unterſtützt wurde dieſe Entwicklung 
noch durch die herkömmliche Auffaſſung von der Unrentabilität der 
für die Erziehung und Ausbildung der Mädchen aufgewendeten Koſten 
unter dem Geſichtspunkte, daß dieſe ſpäter doch heirateten und dann 
eventuell erworbene gewerbliche Kenntniſſe nicht mehr auf dem Arbeits- 
markte verwerten könnten. Das Verkehrte dieſer Anſicht trat ſchon 
lange vor dem Kriege klar zu Tage in der ſtarken Zunahme der 
erwerbstätigen Ehefrauen, die zu einem ſehr großen Teil bei ſteigender 
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Kinderzabl aus wirtſchaftlichen Gründen wieder in ihre frühere oder 
in andere Arbeit eintraten, dann jedoch nicht etwa ihrem höheren 
Alter entſprechend in höhere und beſſer entlohnte Stellungen, ſondern 
genau auf der alten Arbeitsſtufe wieder von vorne n neben 
jungen Burſchen und Mädchen. 

Die oben ſkizzierte Entwicklung, die bereits vor - Kriege 
ſehr ſchnell vor ſich gegangen war und ſich während des Krieges 
überſtürzt hat, läßt immerhin auch für dieſe Zeit die für die 
Frauenarbeit beſtehenden alten Tendenzen noch erkennen, wenn 
auch mit gewiſſen Abweichungen, die zunahmen, je länger der Krieg 
dauerte. 

Bei Beginn des Krieges machte ſich — wie bekannt — in den 
erſten Wochen und Monaten durch die plötzliche Lähmung des ganzen 
Wirtſchaftslebens eine große Arbeitsloſigkeit unter den Frauen bemerk⸗ 

(bar, die jedoch nach Verlauf von ungefähr 4—5 Monaten langſam 
zu ſchwinden begann, bis der Vorrat auch der unbeſchäftigten 
weiblichen Arbeitskräfte ſich nach und nach langſam zu erſchöpfen 
anfing. Daß die Behörden und die Arbeitgeber ſich längere Zeit 
über dieſe beginnende Erſchöpfung des Reſervoirs täuſchten, hat ſeinen 
Grund mit in dem häufigen Wechſel des Arbeitsplatzes durch die 
Frauen, die gleichſam wie Statiſten immer wieder über die Bühne 
des Arbeitsmarktes zogen und durch ihr fortwährendes neues Angebot 
den irrtümlichen Eindruck unerſchöpflicher Maſſen machten. 

Vor allem aber wurde die Erkenntnis der wirklichen Sachlage. 
durch die geradezu troſtloſe Verfaſſung des weiblichen Arbeitsnach⸗ 
weisweſens behindert, deſſen dringend notwendiger Reorganiſation — 
oder richtiger geſagt, Organiſation — aber leider gerade die Arbeit⸗ 
geber, einſchließlich der Staatsbetriebe bis zum Schluß des Krieges 
nur geringes Verſtändnis entgegenbrachten. Sie waren weder dazu 
zu bewegen, auf das Annoncieren zu verzichten, noch auf die An⸗ 
nahme am Fabriktor und das Anwerben durch Agenten. Durch die 
Unſitte, in den Annoncen viel mehr Arbeiter anzufordern, als man 
tatſächlich benötigte, wurden zahloſe Frauen immer wieder dazu ver⸗ 
anlaßt, ihren derzeitigen Arbeitsplatz zu verlaſſen, um ſich — in der 
Hoffnung auf beſſere Arbeitsbedingungen — an der anderen Stelle 
zu melden. Die Agenten aber — durch die Werbeprämien an 
möglichſt zahlreichen Vermittlungen intereſſiert —, holten aus allen 
Ecken des Reiches wahllos heran, was ſie bekommen konnten und 
verleiteten viele Frauen — oft ſogar mit Kindern — unter über⸗ 
triebenen Verſprechungen zum Verlaſſen der Heimat. Dadurch wurde 
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die Überſicht des Arbeitsmarktes im Bedarfs- und im Überſchußgebiet 
verhindert, das Fluktuieren der Arbeiterſchaft noch mehr gefördert, 
Transportmittel belaſtet, Geld vergeudet und die Verwaltung und 
Produktion der Betriebe geſchädigt. Einer Beſſerung ſtanden aber 
auch die in ſächlicher und perſönlicher Hinſicht vielfach ganz un— 
zureichenden öffentlichen Arbeitsnachweiſe entgegen. 
| Ihre Anzahl genügte dem Bedürfnis bei weitem nicht; ihre 
fachliche Gliederung war unzulänglich, ihre Statiſtik, die doch als 
Baſis für die praktiſche Vermittlung dienen ſollte, hatte große Mängel, 
zum Beiſpiel durch die in den Nachweiſungen fehlende Trennung 
von Arbeitsloſen und Arbeitſuchenden; ihr Perſonal ſtand den 
Anforderungen des weiblichen Arbeitsmarttes nicht ſelten völlig ver— 
ſtändnislos gegenüber. 
War es ſchon vor dem Kriege in kaum nennenswerter Weiſe 


gelungen, für den Gedanken der „Verteilung der Arbeit 


unter die Geſchlechter nach Kraft und Eignung“ in 
weiteren Kreiſen Verſtändnis zu finden, ſo ließ der Krieg für ſeine 


Verwirklichung natürlich gar keinen Raum mehr, und unter dem 


Zwange kriegswirtſchaftlicher Notwendigkeiten wurden den Frauen 
noch mehr als bisher Arbeiten aufgetragen und von ihnen übernommen, 
die teils ihrer Art nach zu ſchwer oder der Dauer nach zu lang 
waren, ſowie andere an ſich leichte Arbeiten, die aber durch Arbeits— 
tempo und Arbeitsdauer bei der Herſtellung Schädigungen für die 
Geſundheit der Frauen nach ſich zogen. Dieſer Verteilungsprozeß 
hatte ſich bislang mehr unter der Oberfläche abgeſpielt, ſodaß die 
ſchweren — wirtſchaftlich, geſundheitlich und ſittlich gleichermaßen 
bedenklichen — Übelſtände, die dieſe „wilde Rekrutierung“ mit ſich 
brachte, nicht klar zu Tage traten. Wohl wurden Stimmen laut, 
die auf die hohen Durchgangsziffern der weiblichen Belegſchaften 
zahlreicher Firmen hinwieſen; andere, die unter Verweiſung auf die 
körperliche Anſtrengungung durch die Art, die Dauer oder die Zeit— 
einteilung der Arbeit die Wiedereinführung der Arbeiterinnenſchutz— 
beſtimmungen forderten oder vor der offenbaren Gefährdung, beſonders 
der jugendlichen Mädchen in den ungewohnten Arbeitsverhältniſſen, 
ſowie der ihrer Mütter tagsüber und oft Ach des Nachts beraubten 
Kinder warnten. 

Das Urteil der breiten Offentlichkeit aber — nnd auch vieler, 
die es ſelbſt bei geringem Nachdenken beſſer wiſſen konnten — machten 
N für die ſtändig zunehmenden Mißſtände kurzerhand „Die Untüdtig- 
keit, Ungeſchicklichkeit, Faulheit und Dummheit“ der Frauen ver— 
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antwortlich. Kurzſichtig und ungetecht — nicht ſelten au durch e 
Konkurrenzfurcht ſtark voreingenommen — verlangte man, wie auch 

im Frieden, daß Frauen, ohne jemals dafür vorgebildet worden 
zu ſein im gegebenen Augenblick jede Arbeit zur Zufriedenheit aus⸗ | f 


führen ſollten und dabei gleichzeitig den zweiten Beruf als Hausfrau 
und Mutter oder in deren Stellvertretung als Haustochter ausüben 


ſollten. Die ungeheuren Erſchwerungen, mit denen dieſe Frauen 


außerdem in der Verſorgung ihrer Privatwirtſchaft durch die 


Rationierung zu kämpfen hatten, zog man vollends kaum in Be⸗ er 
tracht. Bemühten ſich aber die Frauen, für die ihnen übertragenen „ 
Spezialarbeiten ſich die nötige Ausbildung und Routiné anzueignen, i | 


um das Beſtmögliche zu leiſten, ſo wurden ihnen nicht ſelten von 
den männlichen Arbeitern wenig erfreuliche Hinderniſſe in den Weg 


gelegt, die ſich ſogar in verſchiedenen Fällen bis zu Tätlichteiten | 


 fteigerten, wenn die neuen Kolleginnen durch größeren Fleiß in der 5 Ä . 


gleichen Zeit mehr geleiſtet und dadurch mehr verdient hatten. die 
hieraus entſtandene Gegnerſchaft hat keineswegs mit dem Kriege ihr e 
Ende gefunden, und es iſt nicht unintereſſant, zu beobachten, NC 
ſie ſich in der Haltung der Männer i in den verſchiedenen Parlamenten, ee 


Berufs⸗ und Standesvertretungen gegenüber dem ſelbſtverſtändlich 


auch für die Frauen geltenden Grundſatz: „Freie Bahn dem e 5 ö N 


geltend macht. 


um den Forderungen des „Hindenburgprögramms gerecht eben nn 4 135 
zu können, mußte an die Stelle „der wilden“ die „planmäßige 


Rekrutierung treten. und gleichzeitig verſucht werden, durch beſondere 


Maßnahmen den im Gefolge übermäßiger Frauenarbeit liegenden 2 f N 


geſundheitlichen und ſittlichen Gefahren zu ſteuern. 5 
Dieſe Aufgaben fielen im Rahmen der kriegsamtlichen Organisation 


| der „Frauenarbeitszentrale beim Kriegsamt“ (beziehungs⸗ BR 
weiſe dem Referat Frauen beim Erſatzdepartement) und den 


angegliederten Frauenreferaten bei den Kriegsamtſtellen (am Sitz der 


Generalkommandos) zu, unter deren Leitung die Frauenarbeits⸗ 


nebenſtellen die bezirksweiſe Zuſammenfaſſung und die Für⸗ 


ſorgevermittlungsſtellen die örtlichen Aufgaben zu übernehmen res 
hatten. Frauenarbeitsnebenſtellen wurden beſonders in Bezirkeeen 
gegründet, die entweder nicht zu Preußen gehörten und ſich daher 


naturgemäß abgrenzten (zum Beiſpiel Schwerin, Darmſtadt) oder 


die beſonders ſchwierige Arbeiterinnenverhältniſſe aufwieſen oder bei er 
denen die Zuſammendrängung beſonders vieler Betriebe auf ein enges 
= Gebiet Re Arbeit ED Den ee eee . 
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wurde kein rein militäriſcher Charakter beigelegt, da die in ihnen 
tätigen Perſonen mehr vereins⸗ als behördenmäßig zu arbeiten ge— 
wohnt waren. Sie ſtellten in den meiſten Fällen einen Sammel⸗ 
punkt der an ihrem Arbeitsorte bereits vorhandenen Fürſorge— 


einrichtungen dar, um dieſe für die Aufgaben des Kriegsamtes nutz- 


bar zu machen. Die Leitung wurde einer Perſönlichkeit aus der 
Zivil⸗ und Kommunalbehörde oder einer ſozialgeſchulten mit den 
Lokal⸗ und Perſonalangelegenheiten vertrauten Frau übertragen, die 
in vielen Fällen ehrenamtlich arbeitete. Wo eine Beſoldung not— 
wendig wurde und wo fürſorgeriſche Einrichtungen neugeſchaffen oder 


Es ergänzt werden mußten, übernahm das Kriegsamt ganz oder teil- 


weiſe aus den vom Reichsſchatzamt und vom ehemaligen Deutſchen 
Kaiſer zur Verfügung geſtellten Fonds die Mittel. Die Fürjorge- 
vermittlungsſtellen arbeiteten in engſter Verbindung mit den im An⸗ 
ſchluß an die Ausgeſtaltung der Arbeitsnachweiſe geſchaffenen Frauen— 
arbeitsmelde⸗ und Frauenarbeitsberatungsſtellen und waren 


u in ihrer Tätigkeit an Richtlinien gehalten, die fie von den Referaten 


Frauen der Kriegsamtſtellen erhielten. 

Außer dieſem behördlich⸗ organiſierten Apparat ſicherte ſich die 
Frauenarbeitszentrale noch die Mithilfe einiger beſonders fach⸗ 
kundiger Perſönlichkeiten, die verſchiedenen Kommiſſionen zugeteilt 
wurden, Gutachten erteilten, auch Beſichtigungsreiſen machten, Richt⸗ 
linien und Merkblätter ausarbeiteten und zu ihrer eigenen Orientierung 
über alles auf dem Laufenden gehalten wurden 1. 

Hände um „jeden Preis“ erforderte das militäriſche 
Intereſſe, Schonung der ſittlichen und geſundheitlichen 


Kräfte der Frauen erforderte die Rückſicht auf den zukünftigen 


Beſtand unſeres Volkes: Um letztere auch nur einigermaßen zur 
Geltung zu bringen gegenüber. dem, unter dem Zwange kriegs— 
wirtſchaftlicher Notwendigkeiten immer einfeitiger betonten 
Geſichtspunkte der Produktion, bedurfte es für das Kriegs— 
amt der Mitarbeit und Unterſtützung weiteſter Kreiſe. Deshalb faßte 
die Frauenarbeitszentrale die größten ſozialpolitiſchen Organiſationen, 
die führenden Frauen⸗ und Wohlfahrtsvereine in dem „Nationalen 
Ausſchuß für Frauenarbeit im Kriege“ zuſammen und 
verſicherte ſich durch deren Leitung auch der „rückhaltloſen Mitarbeit“ 
der zu ihnen gehörenden Unterorganiſationen. Leider haben ſich nicht 
N Vgl. Kriegsamt, amtliche Mitteilungen und Nachrichten, Nr. 7; 
1. Vierteljahresbericht der Frau, Kriegsamt⸗Stab, Mai 1917. 
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alle Organiſationen — zum Beiſpiel der Vaterläudiſche Frauenverein — 
in vollem Umfange an dieſe Abmachungen gehalten, wodurch ver⸗ 
ſchiedentlich nicht unerhebliche Schwierigkeiten für die dringend not⸗ 
wendige Durchführung fürſorgeriſcher Maßnahmen entſtanden ſind. 

Es hätte vielleicht nahegelegen, die Vorſchriften des Hilfs⸗ 
dienſtgeſetzes einfach auf die Frauen auszudehnen, zu— 
mal dieſe wiederholt beim Kriegsamt darum baten. Von dieſer 
Maßnahme wurde jedoch vor allem darum abgeſehen, weil die für 
Millionen von Frauen neu aufzuſtellenden Stammrollen ein nach 
vielen tauſenden zählendes Perſonal erfordert hätten, ſodann, weil 


ſich objektive Maßſtäbe für die in unüberſehbar vielen Fällen 


berechtigten und notwendigen, dauernden oder vorübergehenden Be⸗ 
freiungen nicht finden ließen und hierdurch nicht nur eine 
Flut von Reklamationen ſtändig zu bearbeiten geweſen wäre, ſondern 
vor allem auch die Gefahr vorlag, daß ihnen um ſo mehr eine nicht 
verſiegende Quelle ernſter Mißſtimmung entſpringen würde, weil die 
Zwangsbeſtimmungen vor allem die breite Schicht der minder⸗ 
bemittelten Frauen getroffen haben würden. 1 

Ein Verzicht auf ergänzende fürſorgeriſche Maß⸗ 
nahmen wäre natürlich auch im Rahmen des Hilfs— 
dienſtgoſetzes unmöglich, geweſen, denn ohne dieſe wären 
ſelbſt die ſtrengſten geſetzlichen Vorſchriften nicht imſtande geweſen, 


dem eigenartigen Charakter der Frauenarbeit im Wirtſchaftsleben zum 


Trotz „den alleinigen Zweck aller Maßnahmen“, nämlich: „die Sicher⸗ 
ſtellung und Heranziehung der notwendigen Arbeitskräfte zur Durch⸗ 
führung des Hindenburgprogramms“ zu ereichen. Aus dieſer richtigen 
Erkenntnis heraus begnügte man ſich damit, den Weg des frei⸗ 
willigen Angebotes zu verfolgen unter dem Motto: „Mobiliſierung 
der Frauen durch die Frauen“, unter dem der erſte Chef des 
Kriegsamtes die verantwortliche Leitung aller die Frauenarbeit be⸗ 
treffenden oder mit ihr in Verbindung ſtehenden Angelegenheiten durch 
theoretiſch und praktiſch auf dieſem Gebiete erfahrene Frauen ver⸗ 
ſtand. Dieſer Grundſatz wurde allerdings nur kurze Zeit aufrecht 


erhalten, da auch für die Frauenarbeit aus dem Felde kommende | 


Berufsoffiziere bald ihren Einfluß an wichtigen Plätzen geltend machten, 
denen zum Teil die wirtſchaftlichen Verhältnjſſe im allgemeinen eben⸗ 


ſo fremd waren wie die Vorausſetzungen der Frauenarbeit im be⸗ | 


ſonderen. So kam es, daß zum Beiſpiel — trotz der dringenden 
Vorſtellungen von ſeiten der beteiligten Frauen und von Praktikern 
des F — eine geradezu N Verwirrung 
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durch militäriſche Aufrufe zum Hilfsdienſt hervorgerufen wurde, die 


ſich auch noch in jedem Satze im beſonderen an die Frauen zur frei— 
willigen Hilfsdienſtmeldung wandten und alle „diejenigen, 


die nicht ſofort in den Hilfsdienſt eingeſtellt werden könnten, 
ſondern auf ihre Einberufung für ſpätere Zeit warten müßten, für 
ſofortige Bereitwilligkeitserklärung des Dankes des Vaterlandes ver- 
ſicherten.“ Zu Tauſenden verließen daraufhin die Frauen Hals über 


Kopf die Arbeitsplätze und ſtrömten den militäriſchen Stellen zu, 


wo gar keine Verwendung für fie war! Die gleichen perſönlichen 
Umſtände verhinderten es auch monatelang, daß die Angelegenheit 
der Etappenhelferinnen, deren Regelung wegen der Schaffung des 


notwendigen Erſatzes einerſeits und des perſönlichen Schutzes der 
Helferinnen andererſeits gleichermaßen dringend war, in weibliche 
Hände gelegt wurde und auch dann noch den von den Frauen ge— 


machten Vorſchlägen faſt unüberwindliche Hinderniſſe in den Weg 


gelegt wurden, obſchon die in der Materie an ſich liegenden Schwierig— 
keiten groß genug waren. Aus den gleichen Gründen gelang es erſt im 
November 1917, — alſo faſt 1 Jahr nach Begründung der Referate 
Frauen — die mit Rückſicht auf die Einheitlichkeit der Arbeit ſo 
dringend erforderliche Beteiligung der Referentinnen an den Werk— 
beſichtigungen durch die Fachoffiziere, ſowie an ihren Sitzungen, die den 
Hilfsdienſt betrafen — ſoweit dabei der Erſatz männlicher Arbeitskräfte 
durch Frauen in Frage kam — durchzuſetzen. Bei dem Umfang, der 
Schwierigkeit und Dringlichkeit des von dem Kriegsamte für die 
Organiſation der Frauenarbeit zu bewältigenden Programmes barg aber 
ein jedes aus ſolchen Gründen ſtammendes, und deshalb über— 


flüſſiges, Hindernis die Gefahr der Verzögerung oder Verhinderung. 


des Erfolges in ſich. 
Um das geſteckte Programm durchzuführen, galt es vornehmlich 
fünf Aufgaben anzugreifen 
1. Die Steigerung der Zahl der kriegswirtſchaftlich tätigen Frauen 
beſonders in allen Heeresbedarfsbetrieben und in der Land— 
wirtſchaft. 
2. Die geeignete Anpaſſung bzw. Neuſchaffung der Organe und 
Methoden zur Anwerbung und Vermittlung von Arbeitskräften 
| für den beſonderen Zweck. 
3. Die Anlernung bzw. Ausbildung der We et Arbeits⸗ 


kräfte. 
4. Die Steigerung der Arbeitsfähigkeit der Frauen ar Quan⸗ 


tität und Qualität der Ware. 


eee 
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5. Die Steigerung der Arbeitsſtetigkeit in bezug auf 8 
und Zeitdauer. 

Die Löſung der 2. und 3. Aufgabe war eine weſentliche 
Vorausſetzung für Erfolge auf den übrigen Gebieten, die außerdem 
noch von anderen Momenten ſtark beeinflußt wurden: der Körper⸗ 
kraft und Intelligenz, der Herkunft, dem Alter und Familienſtand, 


der früheren Berufszugehörigkeit der Frauen, dem Ernährungsſtand, | 


dem Wohnungs⸗ und Transportweſen. | 
Um die genügende Anzahl der zum Erſatz der Männer erforder⸗ 


lichen Frauen zu gewinnen, kamen die erwähnten vier Quellen in 


Betracht: die noch nicht völlig erſchöpfte offene Reſerve mit 


Hilfe der Arbeitsnachweiſe; die — ſogenannte — ftille Reſerve 


aus den Reihen der Frauen, die zwar beſchäftigt waren, deren Kraft 


aber nach Art und Dauer der Arbeit nicht voll ausgenutzt war, wie 
zum Beiſpiel in verſchiedenen Zweigen der Kriegsheimarbeit; die 
Streckungsreſerve aus der weiblichen Belegſchaft von Betrieben, 
die aus Mangel an Rohſtoffen mit verkürzter Arbeitszeit (Textil⸗ 


induſtrie) arbeiteten und nicht geneigt waren, ihre bei Vollbetrieb 
überſchüſſigen Arbeitskräſte freiwillig anderen Induſtrien zu über⸗ 


laſſen; und ſchließlich die Haus frauen- und Heer 


reſerve auch des Bürgerſtandes. 


Die Gewinnung der Frauen ſtieß begreiflicherweiſe auf erheb⸗ | 
liche Hinderniſſe. Eines der größten war und blieb die ſchon er- 


wähnte Verfaſſung des weiblichen Arbeitsnachweisweſens. Die An⸗ 


zahl der vorhandenen weiblichen Abteilungen war völlig unzureichend, 


den meiſten fehlte der notwendige fachliche Ausbau, und das an 


ihnen beſchäftigte Perſonal (von Ausnahmen abgeſehen) war den 


Aufgaben nicht im entfernteſten gewachſen. Dem dringend not⸗ 
wendigen ſchleunigen Um⸗ und Ausbau ſetzten aber die Organiſa⸗ 
tionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer und auch die lokalen Be⸗ 


hörden, auf deren aller geldliche, organiſatoriſche und agitatoriſche 
Unterſtützung man angewieſen war, mehr oder weniger aktiven oder 
paſſiven Widerſtand entgegen. Man griff einfach in die Luft, zumal 


man auch bei zahlreichen männlichen Arbeitsnachweiſen und ihren 
Leitern auf ſehr wenig Verſtändnis und Hilfe für die Einrichtung 
der neuen weiblichen Abteilungen ſtieß, ſelbſt wenn es möglich ge⸗ 


weſen wäre, geeignete Vermittlerinnen in genügender Anzahl zur 


Verfügung zu ſtellen. Dazu kam noch das allgemeine Vorurteil des 


Publikums gegen die Benutzung des öffentlichen Arbeitsnachweiſes, 
dem faſt allgemein das Odium anhaftete, daß ſich bei ihm nur un⸗ 


— 
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tüchtige und Gelegenheitsarbeiter meldeten. Zu dieſer, die Beſtre— 
bungen der Reorganiſation ſchwer ſchädigenden Einſchätzung hatte 


leider die Machtpolitik der Intereſſentennachweiſe der Arbeitgeber 


und Arbeitnehmer vor und auch noch während des Krieges weſentlich 


beigetragen, die in der Konkurrenz erfolgreich wirkender öffentlicher 


Arbeitsnachweiſe nach wie vor eine Gefahr für eines ihrer ſtärkſten 
wirtſchaftlichen und politiſchen Kampfmittel ſahen. Auch den 
Zentralauskunftsſtellen (oder Arbeitsnachweisverbänden) iſt 
es — ſelbſt wenn ſie bei der Arbeitsmarktberichterſtattung und dem 
Stellenausgleich nach dem Grundſatz der Gleichberechtigung aller 
angeſchloſſenen Nachweiſe verfuhren — nicht gelungen, dieſe Gegen— 
ſätze ganz zu überbrücken. So erklärt es ſich, daß auch bis heute 
nur ein Teil deſſen erreicht iſt, was erſtrebt wurde — wennſchon 


die vom Kriegsamt geſchaffenen Zentralauskunftsſtellen ſehr großen 


Nutzen geſtiftet haben —, und daß noch beim Ende des Krieges 


verhältnismäßig wenige vollausgebaute weibliche Arbeitsnachweiſe 
mit dazugehörigen Berufsberatungs⸗ und Frauenarbeitsmeldeſtellen 


vorhanden waren, die Hand in Hand mit den Fürſorgevermittlungs⸗ 
ſtellen arbeiteten. Wo dieſer bereits Januar 1917 vorgeſehene lücken⸗ 
loſe Aufbau vorhanden war, leiſtete er während des Krieges und 
bei der ſturmflutartigen Demobiliſation durch die Zuſammenarbeit 


mit den Organen der Demobilmachungskommiſſare und ausſchüſſe 


wertvolle Dienſte bei der Zurückziehung der Frauen vom Arbeits⸗ 
markt, beim Abtransport und der Verſchiebung Ortsfremder und 
Arbeitsloſer, durch Vermittlung von Unterkunft und Einrichtung 
von Kurſen ſür Arbeitsloſe, durch deren Beratung, durch Dezentra— 
liſation der Vermittlung in fliegenden Arbeitsnachweiſen, Übernahme 
der Vor⸗ und Nachprüfung für die Gewährung der Erwerbsloſen— 
unterſtützung, Abhaltung von Sprechſtunden uſw. 

Auf kaum einem der vom Kriegsamt bearbeiteten Gebiete find 
ſo viele Erlaſſe hinausgegangen, wie in Sachen der ſächlichen und 
perſönlichen Ausgeſtaltung der Arbeitsnachweiſe, inſonderheit mit 


Rückſicht auf die Gewinnung weiblicher Arbeitskräfte durch zweck- 
mäßige Verbindung von Angebot und Nachfrage. Für grundſätzliche, 


ſyſtematiſche Reformen fehlten jedoch während des Krieges die pſy— 
chliſchen, techniſchen und finanziellen Vorausſetzungen. Zwei weſent⸗ 
liche Aufgaben hätten aber trotzdem in Angriff genommen werden 
können: die Feſtſtellung der vorhandenen freien weib- 
lichen Arbeitskräfte, die — ohne daß man eine allgemeine 
Stammrolle aufſtellte — möglich war in Verbindung mit dem 


U 
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Kartenſyſtem der Lebensmittelrationierung, und die Füh rung 
einer laufenden Überſicht über die in kriegswirtſchaftlichen 
Betrieben tätigen Frauen, welche beide erheblich dazu hätten bei- 
tragen können, um dem im Zuſammenhang mit den Offenſiven 
wechſelnden Bedarf des Arbeitsmarktes leichter nachgeben zu können, 
die Maßnahmen zur Prüfung und Verteilung der Frauen nach ihrer 
Eignung ſowie die Einleitung rechtzeitiger und ausreichender Für⸗ 
ſorge zum Beiſpiel für Wohnung, Ernährung, Kleidung uſw. zu 
ſtützen und ſchließlich auch die Demobilmachung zu erleichtern. 

Den „Richtlinien“ vom Ende Januar 1917 — ergänzt durch 
die gleichzeitig an die Fürſorgevermittlungsſtellen ergangene An⸗ 


weiſung über die Zuſammenarbeit mit den Arbeitsnachweiſen —, 


die im Anſchluß an eine ſchon März 1915 vom Reichstag gefaßte 


Reſolution die Zentralauskunftsſtellen ins Leben riefen, und alle 


weiblichen Perſonen als eine der aufgeführten drei Hauptgruppen 


grundſätzlich in die Organiſation und den Aufgabenkreis der Arbeits⸗ 
nachweiſe mit einbeziehen, folgte im Februar ein Erlaß über die 
Heranziehung möglichſt aller mit landwirtſchaftlichen Arbeiten ver⸗ 


trauten und nicht in der Kriegswirtſchaft tätigen ſtädtiſchen Frauen 
zur Landarbeit. Bei Durchführung des letzteren ſollten die „Kriegs⸗ 


— 


wirtſchaftsämter“ mithelfen und der „Nationale Ausſchuß für 
Frauenarbeit im Kriege“ im Anſchluß an einen an ihn beſonders 


gerichteten Aufruf die Werbetätigkeit beſonders durch feine länd- 


lichen Unterorganiſationen unterſtützen. Die Bemühungen für die 
Landwirtſchaft ſcheiterten an der ſchon erwähnten Unzulänglichkeit 
der Arbeitsvermittlung, ferner an der Furcht der Frauen vor dem 
Verluſt der ſtädtiſchen Mietsunterſtützung und dadurch auch der 
ſtädtiſchen Wohnung, ſowie vor. der Herabſetzung der Kriegsunter⸗ 
ſtützung auf dem Lande; an dem hartnäckigen Widerſtande der 
Landwirte, die ſich darauf verließen, daß ihnen doch noch in letzter 


Stunde militäriſche Hilfe zugewieſen würde, und ſchließlich an der 
— Hand in Hand mit den Landwirten gehenden — Abneigung der 


Gemeinden, die bei längerem Aufenthalt den Erwerb des Unter⸗ 
ſtützungswohnſitzes durch die Hinzugezogenen befürchteten. Leider 


wurden keine durchgreifenden Maßnahmen ergriffen, um durch zweck⸗ 


dienliche Beſtimmungen die Furcht der Gemeinden und der Frauen 
zu beſeitigen, und die Landwirte wurden in ihrer Hoffnung nicht 


enttäuſcht, jo daß man nicht nur im laufenden Jahre — wie ein 


Erlaß des Landwirtſchaftsminiſteriums beweiſt, ſondern auch fernerhin 
vor der gleichen Kalamität ſtand, wennſchon die Neigung der Frauen, 
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auf das Land zu gehen, in der Ausſicht auf beſſere Ernährung 
ſpäterhin größer war, die Landwirte und Gemeinden ſich aber gegen 
die unerwünſchten hungrigen Gäſte, zumal wenn dieſe mit Kindern 
kamen ſträubten. | | 
Die notwendigen Ergänzungen der erſtgenannten nur in großen 

Zügen ausgeführten „Richtlinien“ für den „Ausbau des weiblichen 
Arbeitsnachweisweſens mit Rückſicht auf die Kriegswirtſchaft“ kamen 
erſt im März heraus. Sie ordneten bei allen nicht gewerbsmäßigen 
Arbeitsnachweiſen die Einrichtung weiblicher Abteilungen an, eine 
angemeſſene Vertretung der weiblichen Arbeitsvermittlung in den 
Zentralauskunftsſtellen, ſowie die Errichtung eine Frauenarbeit  ; 
meldeſtelle bei jeder Hilfsdienſtmeldeſtelle und im Zuſammenhang 

mit jener eine Frauenarbeitsberatungsſtelle, um dem „wilden An— 
werben“ entgegenzutreten und inſonderheit die bislang noch nicht 
beruflich tätigen oder ihre Stellung wechſelnden Frauen zu beraten 
‚und ſie nötigenfalls den Fürſorgevermittlungsſtellen zuzuweiſen. Die 
Durchführbarkeit und Zweckmäßigkeit der den Frauenarbeitsmelde— 
ſtellen zugewieſenen Aufgaben — eine weitgehende Zentraliſation 
des Meldungen offener Stellen zu fördern — haben unter anderem 
ſpätere Abmachungen der Frauenreferate mit den Eiſenbahndirektionen 12 
bewieſen, die wie die meiſten ſtaatlichen Dienſtſtellen nur mit großem f 
Widerſtreben von den irrationellen Methoden des Inſerates, der Anz | 
ſchläge, der Pförtnernachweiſe uſw. abgingen; fand ſich doch das 
Waffen⸗ und Munitionsbeſchaffungsamt zur grundſätzlichen Benutzung 

der Frauenarbeitsmeldeſtellen für die ihm unterſtellten Betriebe erſt 
vier Monate vor Kriegsende bereit, was natürlich auf das Verhalten * 
der Privatinduſtrie in dieſer Frage während des Krieges ſehr nach— | 
teilig wirkte und die Bedarfsdeckung gerade in den wichtigſten Be— 
zirken hemmte. Für die Mitarbeit in den Beratungsſtellen ſollten 
in „ſozialer Arbeit und im gewerblichen Leben erfahrene Perſönlich— 
keiten namentlich auch der öffentlichen und Vereinswohlfahrts— 
einrichtungen“ herangezogen werden, beſonders im Anſchluß an das 


vom Bund Deutſcher Frauenvereine vor längeren Jahren begründete 


„Kartell der Auskunftsſtellen für Frauenberufe das damals bereits 
über 100 ſolcher Stellen verfügte und mit dieſen eine weſentliche 
Stütze für die Durchführung der Organiſation wurde. Ferner 
wurden einheitliche Meldekarten und Berichtsformale zur Weitergabe 
unerledigter Arbeitsgeſuche für die Arbeitsnachweiſe vorgeſehen, in 
denen zur Beurteilung der Eignung der Frauen nicht nur nach 
deren letzter Berufstätigkeit, ſondern auch nach deren eventueller Vor— 
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bildung gefragt wurde und mit Rückſicht auf fürſorgeriſche Maß⸗ 
nahmen, der Familienſtand, die Zahl und das Alter der Kinder genau 
feſtgeſtellt wurde. Es iſt unerläßlich, daß auch in Zukunft die 
Arbeitsnachweiſe dieſe Fragen ſtellen und durch Arbeitsberatung⸗ 
und Fürſorgevermittlungsſtellen in zweckmäßiger Verbindung mit den 


Eirnichtungen der ſogenannten „Familienfürſorge“ gebracht werden, 


damit allen Beteiligten die Erkenntnis in Fleiſch und Blut über⸗ 
geht, daß ein Arbeitsnachweis keine Telephonzentrale zur Nummern⸗ 


vermittlung iſt, ſondern daß es ſich um lebendige Menſchen handelt, 


die neben ihrem Arbeitsleben auch noch ein perſönliches Leben führen 


ſollen, und daß jeder „falſche Anſchluß“ — im beſten Falle — nur | 


wirtſchaftlichen Schaden, meiſtens aber noch viel weiterreichendes 


N 


Anheil anrichtet, beſonders bei Jugendlichen und bei Frauen mit 


Kindern. Notwendig iſt ferner, daß die Aufnahme-, Zähl⸗ und 


N Berichtsformulare aller Arbeitsnachweiſe auch in Zukunft einheitlich 


ſind und daß ſie ſich inſonderheit für die Gruppierung und die 
Statiſtik an die in der Reichsſtatiſtik übliche Berufseinteilung halten 


und nicht — wie es immer noch vorkommt — beliebige Bezeichnungen 
und Unterteilungen, die eine nachherige Vergleichung und richtige 


Beurteilung der Zuſammenſtellungen unmöglich machen. Zu einer 
Reform der Statiſtik gehört meines Erachtens auch, daß — wie es 


im Kriege mit Erfolg bei einer Kriegsamtſtelle durchgeführt worden 


iſt — in Zukunft die Arleitsloſen grundſätzlich von den au 5 


ſuchenden geſondert aufgeführt werden. 


In den genannten Anweiſungen wird auch der Verſuch gemacht RZ 


die Arbeitſuchenden möglichſt zur Meldung nur an einer Nachweis⸗ 
ſtelle zu bewegen und den großen Mangel an brauchbaren Arbeits⸗ 


naachweisbeamtinnen durch Kurſe zu beheben. Dieſe — wie auch 


andere — kriegsmäßigen Notkurſe konnten natürlich nur das Aller⸗ 


aecelementarſte geben, und von den zuſtändigen Stellen iſt zu verlangen, 


daß für die Durchführung der wichtigen ſozialpolitiſchen Aufgaben 
der Arbeitsnachweiſe nur voll ausgebildete Sozialbeamtinnen mit 
mindeſtens einjährigem Praktikum eingeſtellt werden, wie es in einem 


ſpäteren Rundſchreiben, das ſich an die „ſozialen Frquenſchulen“ 
wendet, angebahnt iſt. Die von Arbeiterſeite propagierte Einſtellung 


von Arbeiterinnen des jeweils in Betracht kommenden Berufszweiges 
iſt meines Erachtens unzweckmäßig, weil bei dieſen — ſofern es ſich 


Ä nicht um vielfeitig geſchulte Gewerkſchaftsbeamtinnen handelt — der 


verhältnismäßig kleine Vorteil einer einzelnen Branchekenntnis durch 
| ben A größeren Überblid über bie e ee die je⸗ 
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weiligen Erforderniſſe des Arbeitsmarktes, die Vor⸗ und Nachteile 


der verſchiedenen Berufe, deren Arbeits⸗ und Lohnbedingungen uſw. 
bei weitem wett gemacht wird. | 


Auch während der Demobilmachung und in ihrem Gefolge auh  - 


auf dem Gebiete der Erwerbsloſenunterſtützung zeigt es ſich immer 
von neuem, wie lückenhaft und dadurch koſtſpielig nach 
wie vor das Arbeitsnachweisweſen bei uns iſt und es 

iſt eine der dringendſten ſtaatlichen Aufgaben, ſchleunigſt und nach— 
drücklich die notwendigen Reformmaßnahmen durchzuſetzen — auch 
in den ländlichen Bezirken, in denen nicht nur die Erfolge ſyſtema— 
tiſcher Rekrutierungsverſuche weiblicher Arbeitskräfte faſt Null ge 
blieben ſind, ſondern die auch nach dem Kriege der Aufnahme über— 
ſchüſſiger Arbeitskräfte — trotz Arbeitermangels — große Schwierig- 
keiten bereitet haben. 

Die Reformen werden ſich erſtrecken müſſen auf die allgemeine 
Organiſation und ſodann innerhalb dieſer auf die beſonderen Er— 
forderniſſe für den Ausbau des weiblichen Arbeitsnachweisweſens. 
„Zu erſterem gehört die allgemeine Verbreitung, die einheitliche und 
ſtraffe Leitung, Zentralauskunftſtellen, die — unter Ausbau ihrer 
Tätigkeit und Befugniſſe, insbeſondere bei der Organiſation und 
ihrer Kontrolle, der Überwachung und Regelung der Zuſammenarbeit 
der verſchiedenen Arbeitsnachweiſe für den — wenn nötig erzwing— 
baren — örtlichen, zwiſchenörtlichen und zwiſchengebietlichen Aus— 
gleich —, als ſelbſtändige Behörden zu organiſieren und von einer 
ihnen übergeordneten Zentralſtelle zuſammenzufaſſen ſind. Sowohl 
in den Vorſtänden und Beiräten der Zentralauskunftsſtellen, wie - 
auch in die Verwaltung der Zentralbehörden ſind Frauen zu berufen, 
damit ſie auch von hier aus den im Intereſſe der Geſamtheit not⸗ 
wendigen Einfluß auf die Fragen der Frauenberufsarbeit nehmen 
können, die ſich auch im Rahmen des Arbeitsnachweisweſens keines- 
wegs nur auf das Problem möglichſt zweckmäßige Vermittlungs— 
methoden ausfindig zu machen beſchränkt, ſondern weit darüber hinaus 
die Regelung des geſamten Arbeitsverhältniſſes, die Arbeitsberatung 
und -Ausbildung, den Arbeiterinnen⸗, Kinder⸗ und Jugendlichen— 
ſchutz berührt, von deren Behandlung das perſönliche Wohl und 
Wehe von Millionen von Arbeiterinnen bedingt iſt. Unter dieſen 
Geſichtspunkten von einer Zentralſtelle bearbeitet, kann das ge— 
ſamte Arbeitsnachweisweſen zu einem der weſent— 
lichſten ſozialpolitiſchen Inſtrumente werden. 

Zu den beſonderen Erforderniſſen für die Ausgeſtaltung der 


+ 


257] Die Entwicklung der ee Frauenarbeit im Kriege 257 | 


weiblichen Arbeitsnachweiſe, die zum Teil ſchon in Vorhergehendem 
geftreift find, gehört deren Vermehrung unter Berückſichtigung be⸗ 
ſonders induſtriereicher Gegenden bei gleichzeitigem fachlichen Aus⸗ 

bau, ſowie in großen Gemeinden die Angliederung von Lehrſtellen — 
Jugendabteilungen und Arbeitsberatungsſtellen —, die in engem 
lokalen und perſonellen Zuſammenhang mit einer Fürſorgevermitt⸗ 
Lungsſtelle ſtehen müſſen. Die Etats der weiblichen Abteilungen find 
beſonders aufzuführen und die notwendigen Mittel — ſowohl für 


die Beſoldung gut geſchulter Leiterinnen wie auch für deren Fort 


bildung — bereitzuſtellen. Bei den Verwaltungen müſſen Frauen 
bei den paritätiſchen Vorſtänden, Kuratorien und Ausſchüſſen be⸗ 
teiligt ſein. 

Bei der Heranziehung der „ſtillen“ und der „Stredungs- | 
reſerve“ bereiteten ſowohl die Arbeitnehmer wie auch die Arbeit⸗ 
geber Schwierigkeiten, die ihre gewohnten Arbeiten und Arbeitsplätze 
nicht aufgeben wollten (Heimarbeiterinnen) bzw. ihren alten Arbeiter⸗ 
ſtamm nicht hergeben wollten (Textilinduſtrie) oder ſich weigerten, 
Arbeitskräfte aus anderen Berufsgruppen und Gegenden e 

(“Landwirtſchaft). 

Dieſe Widerſtände ſind ſehr begreiflich, da die Zumutungen an 
die Arbeiterinnen: mit der gewohnten Arbeit ſehr oft auch die Heimat 
zu verlaſſen, an die Arbeitgeber: ihre geübten, ihnen bekannten Leute 
vielleicht für immer zu verlieren und an die neuen Arbeitgeber: ſich 
. mit orts⸗, arbeits- und betriebsfremden Frauen einzuarbeiten, nicht 

gering waren, und es bedurfte daher fortgeſetzten Druckes, um eine 
zweckdienliche, berufliche und örtliche Verpflanzung mit mehr oder 
weniger Erfolg durchzuſetzen. Das Fehlen von jeder Überſicht über 
die quantitative Ausdehnung, die qualitative Gliederung und die geo⸗ 
graphiſche Verteilung der weiblichen Arbeitskräfte erſchwerte die Be⸗ 
mühungen unendlich, äber auch in höchſter Not entſchloß man ſich 
leider — trotz allen Drängens — nicht dazu, zum wenigſten den 
Verſuch zu machen, dieſen Mangel ſchleunigſt auszugleichen, ſondern 
erſt, als die Hochflut der Demobilmachung in bedenkliche Nähe rückte, 
wurde in einem Rundſchreiben die Notwendigkeit betont, einen 
„zafchen und vollſtändigen Überblick über den Bedarf an Arbeits⸗ 
kräften und die bevorſtehenden Entlaſſungen“ zu erhalten, weil „bei 
dem rieſigen Umfange, den die induſtrielle Frauenarbeit während des 
Krieges erhalten hatte, die Frage ihrer Überleitung aus der Kriegs⸗ 
in die Friedenswirtſchaft von ſchwerwiegender Bedeutung für die, 
Volkswirtſchaft und Volkskraft' ſei. Dieſen Überblick in letzter 
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Stunde zu geben, war bei dem Mangel irgendwelcher ſyſtematiſcher 
Vorarbeiten ganz unmöglich, außer für den Bereich einer einzigen 
Kriegsamtſtelle, deſſen Frauenreferat ſeit über einem Jahre auf Grund 
von Abmachungen mit den Arbeitgebern die fortlaufend von dieſen 


eingegangenen An⸗ und Abmeldungen ihrer weiblichen Arbeitskräfte 
in einer Kartothek verarbeitet hatte, die im Oktober 1918 einen ges 
nauen Überblick über 120 000 Arbeiterinnen, deren Namen, Alter, 
Familienſtand, Zahl. ihrer Kinder und deren Verſorgung, Berufs- 
zugehörigkeit vor dem Kriege, die bisherige Arbeitsſtelle, die der 
zeitige Wohnung und — für ortsfremde — deren Heimatsort, ge⸗ 
währte. Sie wurde Mitte 1918 durch eine Zuſammenſtellung über 


alle in den größeren Städten des Bezirkes wohnenden noch nicht 


berufstätigen weiblichen Perſonen ergänzt, und beide Überſichten 
leiſteten gegenüber dem ſchwankenden Bedarf des Arbeitsmarktes, wie 


auch bei der Demobiliſation, ausgezeichnete Dienſte. 


Von beſonderer Wichtigkeit für die Verpflanzung von 


Arbeiterinnen waren die nach Vereinbarung mit Arbeitnehmer- 


| und Arbeitgeberverbänden erlaſſenen Beſtimmungen über die Zu: 


ſammenlegung von Betrieben der Textilinduſtrie und das ſogenannte 
„Auskämmen“ der mit Hderesnäharbeit in Arbeitsſtuben und in der 


Heimarbeit beſchäftigten Arbeiterinnen, als ſowohl der ſteigende 
Mangel an Rohſtoffen für die Verarbeitung von Web-, Strick- und 


Wirkwaren, wie auch die Notwendigkeit, möglichſt viele Arbeits⸗ 
kräfte für die Verwendung in kriegswirtſchaftlichen Betrieben frei- 


zumachen, ſolche Beſtimmungen ermöglichte und forderte. Die Ein 


ſendung der Liſten der bei den „Bezirksausſchüſſen für Heeresnäh- 
arbeit“ beſchäftigten Arbeiterinnen, die Ausſtellung von Ausweiskarten 
und deren Nachprüfung nur für ſolche Perſonen, die für Arbeiten 


in Kriegswirtſchaftsbetrieben in Frage kamen, die Anſtellung zum. 


Beiſpiel von geübten Arbeitsnachweisbeamtinnen in den betreffenden 


Bezirken und die perſönliche Rückſprache mit jeder einzelnen, durch 
die Frauenarbeitsberatungs⸗ oder Fürſorgevermittlungsſtelle ermög— 


lichten es, eine erhebliche Zahl von arbeitsloſen Frauen aus der 
Textilinduſtrie und aus irrationell betriebener Heimarbeit in drin— 
gende Bedarfsgebiete — vornehmlich nach dem Weſten und in das 


Verkehrsgewerbe — zu überführen. Der Verpflanzung ſollte eine 


Feſtſtellung der Fachoffiziere vorausgehen, welche Betriebe Arbeite- 
rinnen aufnehmen könnten, zu welchem Termin, für welche Art von 


Arbeit, zu welchen Arbeitsbedingungen (Bemeſſung der Arbeitszeit, 


n. h ferner die Arbeitsberatung und 
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Vorprüfung der körperlichen Eignung der zu vermittelnden Frauen, 
um möglichſt große Stetigkeit an deren neuem Arbeitsplatz zu ge⸗ 
währleiſten, ſowie die Aufklärung und Werbung durch die „Referate 


für Frauen“, unterſtützt durch-Vorträge und Lichtbilder. Späterhin 


wurden gelegentlich der Regelung der Erwerbsloſenunterſtützung ent⸗ 
laſſener Tabakarbeiter ähnliche Maßnahmen für die Tabakinduſtrie 


in Angriff genommen, mit dem Beſtreben, die freiwerdenden, meiſt 
ländlichen Bezirken entſtammenden Arbeiterinnen vor allem der Land⸗ 


wirtſchaft zuzuführen unter gleichzeitiger Vorſorge in beren ſpätere 0 


Rückführung in die Heimat. 


Mit der Verpflanzungsmöglichkeit der Arbeiterinnen ſtand unter 4 
anderen auch die Transport⸗ und Wohnungsfrage in nahem 
Zuſammenhang. Zur ſachgemäßen Durchführung der erſteren wurde 
je länger je mehr die Begleitung weiblicher Vertrauensfrauen nötig, 
um den wiederholt bemerkten ernſten Unzuträglichkeiten vorzubeugen: 
Mangel an Wagengeſtellung, verfehltes Reiſeziel, unvorbereiteter 
Gepäcktransport, fehlende Unterkunft der Arbeiterinnen am Be⸗ 
ſtimmungsort uſw. uſw., die geeignet waren, die Frauen ſittlich, ge⸗ 
ſundheitlich und wirtſchaftlich zu ſchädigen und dadurch die Erfolge | 


weiterer Werbeverſuche zu vereiteln. 


Die Wohnungsfrage gehört mit zu den unerfreulichſten Ro: 
piteln der Frauenarbeit während des Krieges, nicht nur für die ver⸗ 


pflanzten, ſondern zum Beiſpiel auch für die Verkehrsarbeiterinnen. 


| Die Schwierigkeiten, die ihrer Regelung entgegenſtanden — ſteigender 
Mangel an Bauarbeitern, an Bauſtoffen und Erſchwerung ihres 
Antransportes, Beſchaffung von Möbeln und Wäſche, die nicht ſelten 


von großen Wohnzentren weit entfernte Lage beſonders der neuen 
Betriebe, der in eben dieſen Zentren — beſonders in induſtriellen 


Gebieten — ſchon vor dem Kriege vielfach beſtehende Mangel an 
Kleinwohnungen und die geringe Anzahl von Ledigenheimen, ſowie 
die unzulänglichen Geldmittel der Vereine, um dieſem Mangel ab⸗ 
zuhelfen, die auffallend geringe Anteilnahme der Arbeitnehmer⸗ 


organiſationen und die weit verbreitete Gleichgültigkeit der öffent⸗ 


lichen und privaten Arbeitgeber gegenüber dieſen Fragen — ſollen 
nicht verkannt werden. Am nachteiligſten aber war es, daß auch 
von ſeiten der dafür zuſtändigen Stellen immer weniger. auf dieſem 


Gebiete geſchah, und dadurch die Arbeiterinnen in ganz beſonderem 


Maße geſundheitlich und ſittlich geſchädigt, ſowie in ihrer Stetigkeit 
VUuund Leiſtungsfähigkeit beeinträchtigt wurden. Drehbänke ſetzt man 
nicht in Betrieb, ohne vorher für ihre ſtabile Aufſtellung geſorgt zu 
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haben; die Frauen aber ſollten in ungewohnter, oft ſchwerer und 
ungeſunder Arbeit unter allgemein erſchwerten Lebensbedingungen 


etwas leiſten, wenn fie zu zwei — oder abwechſelnd mit der Nacht- 
ſchicht — zu vier ein Bett teilten oder in Reihen übereinander- 
ſchliefen; wenn ſie gar keine oder völlig unzureichende Kleiderbehältniſſe, 


Tagesräume, Kochgelegenheiten, Waſch⸗ und Abortanlagen zur Ver— 


fügung hatten! Sie ſollten Haltung bewahren, wenn ſie — ſogar 
in Betriebsbaracken — mit Männern gemeinſam untergebracht waren; 
oder wenn bei Unterbringung in Tanzlokalen und Gaſthäuſern in dieſen 
nach. wie vor Gäſte beherbergt und bewirtet wurden! Gegenüber dieſen 
ſchweren Mißſtänden waren die von der Zentralſtelle verfügten Maß⸗ 


nahmen ein Tropfen auf den heißen Stein, und nur in vereinzelten 
Fällen iſt es deshalb den Frauenreferaten gelungen, im Bereich ihrer 


Kriegsamtſtelle weſentliche Beſſerungen durchzuſetzen, zum Beiſpiel 


den Meldezwang mit Wohnungsnachweis und ſyſtematiſcher Kontrolle 
durch Wohnungspflegerinnen, Feſtlegung der Mietſätze durch die 
Gemeinde oder Polizeiverordnungen zur Regelung des Schlafſtellen- 


weſens, die Requiſition von Wohnungen durch die Generalkommandos 
für die Heeresbedarf herſtellenden Arbeiterinnen oder die Errichtung 
neuer und Überlaſſung benutzter Wohnbaracken durch die Intendanturen. 

Eine im März 1917 — in Zuſammenhang mit einer von der 


„Frauenarbeitszentrale vorgeſchlagenen Zählung der Arbeiterinnen 
und Jugendlichen in kriegswirtſchaftlichen Betrieben mit mehr als 


50 Perſonen — beabſichtigte Aufnahme der für Arbeiterinnen ver 


fügbaren gemeinſamen Wohngelegenheiten Geime, Baracken, Gaſthöfe, 


Werkswohnungen) und deren Beſchaffenheit in bezug auf Geſchlechter— 


| trennung, Lüftung, Heizung, Abortanlage, über das Vorhandenſein 
von Wohn⸗ und Schlafſtellennachweiſen, Mangel an privaten Wohn— 
gelegenheiten, den vorhandenen und mutmaßlich in Bälde zu erwar⸗ 


tenden Zuzug, ſowie den Umfang und die Beſchaffenheit der Transport: 
gelegenheiten zur Arbeit (genügende Wagenzahl, Beleuchtung, Frauen— 


!hzküge oder Abteile), iſt leider ebenſowenig durchgeführt worden, wie 
ein ſpäterer Vorſchlag, auf der Unterlage einer gemeinſam mit dem 


deutſchen Städtetag zu machenden Umfrage durchgreifende Verbeſſe— 
rungen in Angriff zu nehmen, obſchon die arbeitshemmende Wirkung 
ſo ungünſtiger Wohnverhältniſſe offen zutage lag. 

Die Rekrutierung der Haus frauen- und Haustöchter⸗ 


reſerve war durch deren begreifliches und berechtigtes Beſtreben, 


ſo lange wie irgend möglich die Familie nicht zu verlaſſen, erſchwert. 
Bei deputatsberechtigten Landfrauen ſpielte daneben deren durch die 
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Kriegsunterſtützung relativ günſtige wirtſchaftliche Lage mit, gleich⸗ 
zeitig bei ſolchen Fabrikarbeiterfrauen, die neben der Reichsunterſtützung 
erhebliche Werksunterſtützung in bar oder in Naturalien bezogen, was 

dazu führte, daß bei ſteigendem Arbeitermangel ſolche Zulagen nur 
noch an Frauen gegeben wurden, die ſich zur Arbeit auf dem Werke 


bereit fanden. Viele andere Kriegerfrauen hat auch die allgemein 


geübte — und trotz wiederholter Anregungen erſt März und 
September 1917 durch Rundſchreiben des Reichskanzlers modifizierte — 
Methode der Anrechnung des Arbeitsverdienſtes auf die ⸗Familien⸗ | 
unterſtützung durch die Lieferungsverbände von der Arbeit zurück⸗ 
gehalten. Die Frauen haben begreiflicherweiſe die ſogenannte 
50 Hoige Freilaſ ſung des Arbeitsverdienſtes von der Anrechnung 
auf die Familienunterſtützung nicht als ſolche, ſondern als Zurück- 
behaltung empfunden und darin eine Art Beſtrafung der 
Arbeitswilligen geſehen; bei vielen hat ſie direkt die Aufgabe bereits 


übernommener Arbeit veranlaßt, weil die nach Abzug verbleibende 


Einnahme in keinem Verhältnis zur Arbeitsleiſtung und dem Ver⸗ 
zicht auf geordnete Haushaltführung ſtand. 


Die ſogenannte „bürgerliche Frau“ endlich ließ ſich — von Aus⸗ | 


nahmen! abgeſehen — in weitgehender Unkenntnis der Fabrikarbeit 
und Fabrikarbeiterin durch ein im allgemeinen ſehr ungerechtes und 
engherziges Vorurteil, das durch gelegentliche Beobachtungen und 


unkontrollierbare Verallgemeinerungen beſtärkt wurde, von der Arbeit 


abhalten. | 
Eine erhebliche — wenn 108 nicht unüberwindliche — Schwierig⸗ 
keit für deren Einſtellung beſtand allerdings in dem ſtoßweiſen Bedarf 
an Arbeitskräften, bei deſſen Rückgang natürlich die „Bürgerlichen“ 
ſofort die Plätze räumen und bis zum erneuten Bedarf ſich in 


B Bereitſchaft“ hätten halten müſſen. Für die hierzu erforderliche 


ſtraffe Disziplin fehlte ihnen aber die notwendige Kenntnis und Ein⸗ 
ſicht in die große Gefahr der Ebbe auf dem Arbeitsmarkt. — 
Auch bei' dieſen Widerſtänden ſpielte die Vorſtellung der Ber 
teiligten von dem „baldigen Ende des Kriegs“ eine weſentliche Rolle 
und erſt, als einerfeits dieſe Hoffnung mehr und mehr ſchwand, 
anderſeits der zunehmende Rohſtoff⸗ und Menſchenmangel zur Kon⸗ 


zentration aller Kräfte einzig und allein auf die kriegswichtigen 


Produktionszweige zwang, und die zunehmende Teuerung immer. 
weitere Kreiſe zum Aufſuchen möglichſt gutentlohnter Arbeit ver⸗ 


anlaßte, ließen die . bei den verſchiedenen Betei » 


ligten 20. 


wi 
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Bei 111 Bemühungen um Perſonen aus dem Bürgerſtande hat 
man dieſe zweckmäßigerweiſe zuerſt für geiſtige und ſozialpflegeriſche 
Arbeit zu gewinnen verſucht, in Verbindung mit der Erweiterung 
und Neueinrichtung auf den verſchiedenen fürſorgeriſchen Gebieten, 
zur Wartung und Pflege von Kindern, in der Fabrikpflege und 
Heimleitung, bei der Transportbegleitung, bei der Wohnungſuche— 
und Kontrolle. Beſondere gute Erfahrungen ſind dabei mit denen 
gemacht worden, die etwas beſtimmtes gelernt hatten, und bereits 
beruflich tätig waren, zum Beiſpiel mit den durch die Stillegung 
der Gewerbeſeminare freigewordenen Gewerbelehrerinnen. 
8 Beſonders nachdrücklich hat man ſich um die Einbeziehung der 
Studentinnen bemüht, bei denen aber der Erfolg der in Angriff 
genommenen Propaganda vornehmlich daran ſcheiterte, daß der gewählte 
Termin allgemein ungünſtig war, weil ſchon vor Veröffentlichung 
der Aufrufe eine rückläufige Bewegung in der Arbeiternachfrage offen— 
ſichtlich zutage lag und für die Studentinnen im beſonderen un- 
günſtig, weil ſie gerade nach Beendigung der Ferien bereits ihre 
Studienorte aufgeſucht, Wohnung gemietet und Kollegs belegt hatten. 
Dieſe Fehler bei der Werbung haben begreiflicherweiſe weitere 
Werbeverſuche unter den bürgerlichen Frauen leider ungünſtig bes 
einflußt. Ein Kardinalfehler aber iſt es geweſen, daß man bis zuletzt 
geglaubt hat, die notwendigen Werbungen ohne Bereitſtellung großer 
Mittel durchführen zu können, ſondern hoffte, dafür „in geſchickter 


Weiſe lunlichſt die Betriebe heranziehen zu können, in deren Intereſſe 


die Werbung geſchieht“. Es war ein weſentlicher Irrtum, anzunehmen, 
daß die Betriebe dieſe fiskaliſch erwünſchte Auffaſſung teilten, um 
auf ihr umfaſſende Maßnahmen aufbauen zu können! Die Durch— 
führung dieſer — für den Oktober und November 1918 — geplanten 
Anderbungsverſuche in allen Schichten der weiblichen Bevölkerung 
hat der Abſchluß des Waffenſtillſtandes verhindert. — Wie groß der 
Mangel an Arbeitskräften war, geht auch daraus hervor, daß ver— 
ſucht wurde, deutſche Rückwanderinnen ſowie Bewohnerinnen der 
beſetzten polniſchen und belgiſchen Gebiete im freien Arbeitsvertrage 
und Inſaſſinnen von Fürſorgeerziehungsanſtalten heranzuziehen. Die 
Erfahrungen mit den drei erſteren ſind nach Mitteilungen von Firmen 
ziemlich unerfreulich, und der erfolgreichen Verwendung von Fürſorge— 
zöglingen zur Munitionsarbeit ſtand — ſoweit die Aufträge nicht in 
die Anſtalten hineingegeben werden konnten — die Tatſache entgegen, 
daß der Erziehungszweck ſolcher Anſtalten nicht mit den Betriebs- und 
Arbeitsverhältniſſen außerhalb des Hauſes in Einklang zu bringen iſt. 


— 
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Trotz der verſchiedenen, teils unvermeidlichen Gegenwirkungen 
erfolgte eine rieſige und ehedem kaum für möglich gehaltene Um⸗ 
ſchiebung der Frauen auf die von den eingezogenen Männern ver⸗ 
laſſenen Arbeisplätze, ſo daß ganze Berufszweige — zum Beiſpiel die 
häuslichen Dienſte, die Textilinduſtrie, gewiſſe Zweige der Nahrungs⸗ 
und Genußmittelinduftrie, ſowie die handwerklichen Berufe — ihrer 
Arbeitskräfte mehr oder weniger beraubt wurden, zum Teil unter 
gleichzeitiger Abwanderung vornehmlich vom Oſten nach dem Weſten. 
Der größte Zuſtrom erfolgte in das Verkehrs⸗ und Transportweſen, 
in die Metall⸗, Maſchinen⸗, chemiſche und elektriſche Induſtrie, zu 
den Erdarbeiten (beſonders in den Elſaß⸗Lothringenſchen Grenz⸗ 
bezirken) ſowie zum Berg⸗ und Hüttenweſen. Genaue Ziffern ſind 
leider bislang über dieſe berufliche und territoriale Wan⸗ 
derung der Frauen nicht vorhanden, da auch die Berichte der 
Krankenkaſſen nicht vollſtändig find, Zählungen durch das Kriegsamt. 
nicht ſtattgefunden haben und die Berichte der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten noch nicht vorliegen. Genaue zahlenmäßige Angaben würden 
etwa nicht nur von allgemeinem ſtatiſtiſchen Intereſſe ſein, ſondern 
ſie könnten im Zuſammenhang zum Beiſpiel mit den Krankenliſten 
wertvolles Material für die Beurteilung des Einfluſſes der ver⸗ 
ſchiedenen Arbeiten auf die Frauen verſchiedenen Alters, auf Ledige 
und Verheiratete, auf Stadt⸗ und Landbewohnerinnen uſw. ergeben, 
oder auch gleichzeitig mit den Lohnliſten verbunden, Anhaltspunkte 
für die Beurteilung der Verwendungsfähigkeit der Frauen geben, 
alles Unterlagen, die das Intereſſe an dem Gedanken der „Verteilung 


der Arbeit unter die Geſchlechter nach Kraft und Eignung“ wieder 


beleben würde. 

Gleichzeitig mit der geſchilderten beruflichen und territorialen 
Wanderung der arbeitenden Frauen vollzog ſich eine weſentliche Ver⸗ 
änderung der Art und der Dauer der Arbeit. 

Auf Grund. der Notverordnung vom 4. Auguſt 1914 war die 
Möglichkeit gegeben, die Frauen — abweichend von den bisher gültigen 
gewerberechtlichen Beſtimmungen — mit weit ſchwereren Arbeiten als 
ehedem zu beſchäftigen und ſie auch zu ausgedehnten Überarbeiten 
und zur Nachtarbeit heranzuziehen. Dieſe in der nachfolgenden Ver⸗ 
ordnung des Reichskanzlers nur ſpeziell zugeſtandene Möglich- 
keit nahm, je länger, je mehr, gegen deſſen Willen den Charakter 
einer generellen Erlaubnis für „Kriegsdauer“ an, ſo daß nicht 
ſelten ohne Terminbegrenzung und ohne nähere Bezeichnung der 
Arbeit die Frauen in einer Weiſe beſchäftigt wurden, die auch unter 
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weitgehender Bercſichtigung der kriegswirtſchaftlichen Notwendigkeit 

doch zu ernſten Bedenken Anlaß gab, daß der Reichskanzler ſelbſt 
wiederholt mahnend und eindämmend das Wort ergriff (11. De- 
zember 1916, 11. Auguſt 1917, 9. Januar 1918). Die von ihm be- 
tonten hygieniſchen und ſittlichen Gefahren bedrohten die 
Frauen nicht nur dadurch, daß ſie gezwungen waren, ſchwere Stücke 
zu heben (zum Beiſpiel 15 em⸗Granaten, Paſſagier⸗ und Frachtgut), 
zu ſtoßen oder zu ziehen (gefüllte Förderkörbe auf der Hängebank), 
ihre für die Tätigkeit zu kurzen Gliedmaßen zu verrenken und zu 
zerren (zum Einſetzen der Leitungsſtange bei der Straßenbahn, Auf- 
ſtecken der Schlußlaternen an den Güterzügen), an Arbeitsplätzen mit 
übergroßer Hitze⸗ und Staubentwicklung zu arbeiten (an der Zieh— 
preſſe, in Glashütten, an Walzenſtraßen, bei der Erzbrikettierung, 
vor den Heizkeſſeln), daß ſie bei Strecken⸗ und Straßenarbeiten, vor 
den Koksofenanlagen, auf den Werften, Bauten uſw. jeder Unbill der 
Witterung, beim Fahrdienſt oder beim Preßluftnieten ſtändiger Er⸗ 
ſchütterung ausgeſetzt waren, ſondern daß auch die durchſchnitt— 
liche Arbeitszeit zu lang war, ganz abgeſehen von den 
Anſtrengungen der Nachtarbeit, an der auch jugendliche Mädchen teil— 
nahmen und den nicht ſelten von Frauen verlangten Doppel: 
und Dreiſchichten. Ganz beſonders bedenklich war es, daß gerade 
diejenigen Frauen, die ſchon durch häusliche Verpflichtungen belaſtet 
waren, ſich aus Erwerbsrückſichten zu den ſchwerſten und lang⸗ 

dauerndſten Arbeiten meldeten und in ihrem Beſtreben, durch die 
in der Fabrik geleiſtete Nachtarbeit den „Tag für Haus uud 
Kinder frei“ zu haben, von manchen Arbeitgebern kurzſichtig 
unterſtützt wurden. Die Anſtrengungen durch die ſchon an ſich un— 
gewohnten Arbeiten wurden noch durch zahlreiche, zum Teil bereits 
geſtreifte Begleitumſtände bedeutend geſteigert, die bei der 
Beurteilung der Leiſtungen, der Eignung und Stetig— 
keit der Frauen zu berückſichtigen ſind. Die Größe, das 
Gewicht ihres Körpers, die Länge der Arme entſprachen ſehr häufig 
nicht den Maßen und Gewichten der zu bedienenden Maſchinen und 
Apparate (Fußpreſſen), der zur Verfügung ſtehenden Geräte und 
Werkzeuge (zu ſchwere Schaufeln, Hacken, Hämmer uſw.) oder dem 


zum Beiſpiel auf Hebel, Bremſen uſw. auszuübenden Gegendruck 


(bei der Straßenbahn), wenn auch viele Arbeitgeber bemüht waren, 
dieſe Mißverhältniſſe nach Möglichkeit auszugleichen. 

Aber auch bei den Frauen, die keine ſichtbar ſchwere Arbeit 
leiſteten, machten ſich Schädigungen geltend durch die Art der über— 


N 
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nommenen Arbeit in Verbindung mit der Arbeitsdauer 
und dem Arbeitstempo. Die Arbeit an zwangsläufigen, häufig 
ſchnell gehenden Maſchinen, die ununterbrochen zu ihrer Bedienung 
denſelben Handgriff oft bei angeſtrengteſter Aufmerkſamkeit erfordern, 
ſcheint beachtenswerte phyſopſychiſche Wirkungen zu haben. Anders 
laſſen ſich wohl die in zahlloſen Geſprächen immer wieder gemachten 
Angaben über verſchiedene funktionelle Störungen, über ſchlechtes 
Allgemeinbefinden, das von Woche zu Woche abnehmende Lebensgefühl 
und der ſo oft leidenſchaftlich geäußerte Wunſch nach „Veränderung 
um jeden Preis“ gerade aus den Reihen dieſer Arbeiterinnen kaum 
erklären. Es iſt ſchon früher von anderer Seite die Vermutung aus⸗ 
geſprochen worden, ob hier nicht vielleicht auch urſächliche Zu⸗ 
fammenhänge zwiſchen der Arbeitsart und den genera⸗ 
tiven Leiſtungen der Frau beſtehen. Leider fehlen für dieſe 
bevölkerungspolitiſch ſo wichtigen Zuſammenhänge bislang faſt alle 
exakten Unterſuchungen ſowohl für die Zeit vor, wie während des 
Krieges, ſodaß man nur auf Kombinationsſchlüſſe angewieſen iſt. 
Nach den bisherigen Erfahrungen ſcheint es nämlich, als ob gerade 
in denjenigen Bezirken, in denen eine ſtarke Zunahme der eheweiblichen 
Erwerbsarbeit in ſtark mechaniſierten und automatifierten Berufs: 
zweigen erfolgt iſt, gleichzeitig eine beſonders ſtarke Abnahme der 
Geburtenziffer zu bemerken iſt; eine Beobachtung, die auch nach den 
Erfahrungen im Kriege ſehr beachtenswert erſcheint. Im Zuſammen⸗ 
hange mit der Geburtenziffer werden ſich allerdings für die Kriegs⸗ 
zeit ganz beſonders ſchwer Schlüſſe über dieſe eventuellen Zuſammen⸗ 
hänge ziehen laſſen, da ſie auch ohnedies durch andere Urſachen 
weſentlich beeinflußt worden iſt, aber vielleicht laſſen ſich doch noch 
nachträglich an der Hand von Krankengeſchichten einige Feſtſtellungen 
machen, da ſchon die bloße Möglichkeit eines ſolchen Zuſammen⸗ 
hanges es meines Erachtens unbedingt nötig macht, unverzüglich 
Vorbereitungen dafür zu treffen, daß — entſprechend einem Antrage 
von Frauenfeite — in Zukunft umfaſſende und eingehende 
Unterſuchungen auf dieſen Gebieten gemacht werden unter Be⸗ 
rückſichtigung nicht nur von Dauer und Art der Arbeit, ſondern 
auch von Alter, Herkunft, Familienſtand, Dauer der Berufs⸗ 
zugehörigkeit uſw. der arbeitenden Frauen. Auf ſolchen Unterlagen 
könnte man — im Gegenſatz zu dem heutigen im allgemeinen nur 
generellen — den notwendigen ſpeziellen Arbeiterinnen⸗ 
ſchutz treiben, auch wieder mit dem im Intereſſe des Volksganzen 
liegenden Ziele „Verteilung der Arbeit unter die Geſchlechter nach 
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Kraft und Eignung“. Übrigens wären ſolche gewerbehygieniſchen 
Unterſuchungen auch für die Männer zu wünſchen, denn der auf— 
fallend frühe Verbrauch inſonderheit der Kräfte der Schwerarbeiter 
und die weſentlich kürzere Lebensdauer der Männer im allgemeinen 
könnten doch mit davon herrühren, daß man ihre Stärke überſchätzt 
und auch mit ihren Kräften Raubbau treibt. 
| Die mit den meiſt ungewohnten Arbeiten jelbit verbundenen 
Schwierigkeiten wurden für die Frauen noch durch verfchiedene ® 
weitere Begleitumſtände vermehrt, die für die Männer im Frieden 
überhaupt nicht, im Kriege nur zum Teil vorhanden waren. Sehr 
hinderlich, geſundheits⸗ und verſchiedentlich lebensgefährlich war die 
(weibliche Kleidung, und es bleibt bedauerlich, daß in dieſer 
Frage nicht ein obrigkeitliches Machtwort geſprochen worden iſt, das 
den Widerſtand der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſowie der Reichs— 
bekleidungsſtelle gebrochen und gleichermaßen im Intereſſe der Ge⸗ 
ſundheit und Sittlichkeit der Arbeiterinnen wie der Materialerſparnis 
gelegen hätte; denn nichts iſt ſo verſchwenderiſch wie die Benutzung 
einer für die Arbeit völlig ungeeigneten Kleidung. Bis zum Kriegs⸗ 
ende aber hat man Erd⸗, Bergwerks⸗, Hütten⸗ und Salinenarbeite— 
rinnen in Schmutz und Näſſe mit Röcken und in gewöhnlichen | 
Niederſchuhen herumſtapfen geſehen, Straßenbahnſchaffnerinnen 4 
mußten — ſelbſt in den größten Städten, zum Beiſpiel Berlin und 
Düſſeldorf — mit Aufbietung aller Körperkräfte ihre Kleider durch 
die dichtgedrängten Gänge mitreißen oder ſie waren — wie zum 
Beiſpiel auf der Barmer Bergbahn — der Gefahr ausgeſetzt, bei 
dem Einkaſſieren im Fahren vom Trittbrett aus (mit nach außen 
ſchlagenden Türen!) an den Anpflanzungen der abfallenden 
Böſchung hängen zu bleiben oder trugen (in Thorn) Filzpantoffeln 
in Ermanglung von Stiefeln! Mit Röcken hockten Formerinnen 
auf der Erde, hantierten Metallarbeiterinnen und Keſſelheizerinnen 
am offenen Feuer, kämpften Poſtbotinnen gegen Wind und Wetter, 
während zum Beiſpiel die Eiſenbahnverwaltung frühzeitig und all- 
gemein die allen Anforderungen entſprechende Kleidung (lange Joppe, 
Beinkleid, Wickelgamaſchen, halblanger Mantel) für das Fahrperſonal 
einführte. n 
Unter der allgemeinen Unterernährung hatten wohl die 
Arbeiterinnen — abgeſehen von den Verheirateten, die immer geneigt 


— 


1 Vgl. den „Bericht der Hütten⸗ und Walzwerk⸗Berufsgenoſſenſchaft über 
die techniſche Aufſicht im Jahre 1916“. 
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waren, den Kindern mehr abzugeben als ſie eigentlich entbehren 
konnten —, nicht mehr zu leiden als die Männer. Ledige Schwer⸗ 
arbeiterinnen betonten vielmehr wiederholt, daß ſie bei der Zuweiſung 
der eigentlich auf den Verbrauch der Männer berechneten Zulagen 
verhältnismäßig günſtig fortkämen. 
| Anderſeits wird auch wieder von Arbeitgebern aus der Metall⸗ 
induſtrie mitgeteilt, daß — nachdem ſchon in den erſten zwei Kriegs⸗ 
jahren mit kräftigen Frauen bei verſchiedenen Operationen ſogar 
quantitativ beſſere Leiſtungen als bei Männern erzielt werden 
konnten — die ungenügende Ernährung in den letzten Jahren die 
Leiſtungsfähigkeit ſo herabgeſetzt hat, daß auch die ehedem ein⸗ 
geführten Leiſtungsprämien nicht mehr zur Geltung kamen. 

Mit welchen Schwierigkeiten aber hatten die Arbeiterinnen 
(beſonders die der Nachtſchicht) bei der Beſchaffung aller bezugs⸗ 
ſcheinpflichtigen Gegenſtände und vor allem bei der Lebensmittel⸗ 
beſorgung zu kämpfen, bei der Einlöſung der Rationskarten, deren 
Ausgabezeiten von den Gemeinden immer wieder 
ohne jede Rückſicht auf die Arbeitszeiten feſtgeſetzt 
wurden, welche Unſumme an Kraft und Zeit koſtete die Hin⸗ und 
Rückfahrt zur Arbeitsſtätte in den maßlos überfüllten — im 

Winter ungeheizten und unbeleuchteten — Bahnen, die häufig weit 
vom Ziele entfernt endigten!. Wie unzulänglich blieben zahlloſe 
Arbeitsräume jahraus, jahrein ſowie die zu ihnen gehörigen Neben⸗ 
anlagen (Eßräume, Garderoben, Waſchräume und Aborte), deren 
Zuſtand nicht ſelten auch nicht entfernt den Anforderungen der 
NED. entſprach. So wenig, wie es einem Zweifel unterliegen kann, 
daß viele geſundheitliche Schädigungen und ſittliche Mißſtände, die 
ſich zeigten, nicht auf die Art oder die Dauer der Arbeit zurück⸗ 
zuführen ſind, ſondern auf dieſe zahlreichen nachteiligen, allgemeinen 
Begleiterſcheinungen, kann ein Leiſtungs⸗ und Bewährungsurteil über 
die arbeitenden Frauen gefällt werden, ohne dieſe äußeren Er⸗ 
0 chwerungen zu berückſichtigen, — von der Sorge, die viele um Mann 
oder Kinder erfüllte, zu ſchweigen. 


* 


1 Als Beiſpiel ſei nur auf die Verhältniſſe für Spandau, Troisdorf, 
Siegburg, Kokoſchken bei Danzig, Karlowitz bei Bres lau, nu. O. S. 
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Beſprechungen 


Der Geiſt der neuen Volksgemeinſchaft. Eine Denkſchrift fur 
das deutſche Volk, herausg. von der Zentrale für Heimatdienſt. 
— Berlin 1919, ©. Fiſcher. 167 S. 1 


Unter jenem Titel iſt eine Anzahl von Aufſfätzen bekannter und an⸗ 
geſehener Männer erſchienen, die bei allen Unterſchieden individueller 
Denkweiſen die neue Ordnung der Verhältniſſe als einen entſchiedenen 
Fortſchritt begrüßen, eine innere Hebung der Menſchheit von ihr er⸗ 
warten, dabei aber die gewöhnliche. Faſſung der Aufgaben vertiefen 
möchten. Ihr Ziel überſchreitet weit das politiſche und wirtſchaftliche 
Gebiet; fie. möchten einer neuen Volksgemeinſchaft und einer aufſteigenden 

Kultur dienen; ſie bekunden vielfach eine warme ethiſche Geſinnung. So 
tut es namentlich der Aufſatz von Arnold Metzger, „Der neue Glaube 
und der Weg zur Volksgemeinſchaft“, der die ganze Reihe eröffnet und 
mit feinem freudigen Glauben Einen wohltuenden Eindruck macht. Auch 
die anderen Aufſätze ſind reich an anregenden Gedanken und weiten Aus⸗ 
blicken; ſie verbreiten ſich über alle Hauptgebiete des Lebens, und ſie 
verſetzen unmittelbar in das Leben und Streben der Gegenwart; ſchon 
deshalb dürfen ſie auf die Aufmerkſamkeit weiterer Kreiſe rechnen. 
| Die Bedeutung der hier behandelten Probleme unterliegt keinem 
Zweifel, Nicht bloß einzelne Völker, ſondern das Ganze der Kulturwelt 
befindet ſich jetzt in einer ſchweren Kriſe. Eine neue Epoche ſteigt auf 
und drängt ſtürmiſch nach Geſtaltung — ihren greifbarſten Ausdruck gibt 
Die wirtſchaftliche Bewegung mit ihren ſchroffen Gegenſätzen, — aber über 
fie hinaus geht ein Streben nach einer völligen Verjüngung des Lebens 
und nach Gewinn einer neuen Menſchheit. Unverkennbar iſt uns das 
Leben in eine zu enge Bahn geraten, deren Schranken und Mißſtände 
immer klarer werden. Mehr und mehr wurde uns das Ganze des 


Lebens zu einer bloßen Arbeitskultur; dieſe Kultur hatte die ſichtbare 


und es entbrannte ein ſtürmiſches 


Welt dem Menſchen unterworfen und in dieſer Richtung alle Wider⸗ 


ſtände in ſicherem Aufſtieg überwunden; ihr Ringen mit den Dingen | 


hob die Kraft des Menſchen unermeßlich. Aber fie war in Gefahr, 
ſein eigenes Befinden als etwas Nebenſächliches zu behandeln, ſich um 
ſeine Seele wenig zu kümmern, ihn als Ganzes ſeinen eigenen Werken 
Dienen zu laſſen, ihn zu einem bloßen Mittel und Werkzeug eines 
ttechniſchen und wirtſchaftlichen Prozeſſes herabzuſetzen. Dieſe Lage mußte 
bald zu einem deutlichen Bewußtſein kommen; ſobald das geſchah, 
wurde eine ſchroffe Kluft ae Arbeit und Seele unvermeidlich, 
Verlangen, den ganzen Menſchen in 
ſeinem unmittelbaren Daſein zu fördern, fein Ergehen, fein Wohl und 
Wehe in den Mittelpunkt des Lebens zu ſtellen, auf ihn alles Streben 
zu beziehen. Es galt nunmehr, nicht nur die materiellen und die geiſtigen 
Güter möglichſt allen Individuen zuzuführen, ſondern den Geſamtſtand 
„des — innerlich zu erhöhen, ihn urſprünglicher, N * 
zu machen | 
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Die aus ſolchem Geiſt entſprungene Schrift mit ihrem reichhaltigen 
Beiträgen ſetzt ſich demnach ein hohes Ziel, fie will ihm nach beſtem Ver- 
mögen dienen; wie weit aber die hier gebotene Löſung ausreicht, das 
iſt eine andere Frage. Wir können von vornherein den Eindruck nicht 
unterdrücken, daß hier die Sache zu ſummariſch, zu haſtig, zu un— 
geſchichtlich behandelt wird, und daß fie viel zu ſehr als eine Partei- 
ſchrift auftritt. Sie hat den Vorteil einer ſtarken und friſchen Sub— 
jektivität, aber ſie iſt in großer Gefahr, die Dinge einſeitig zu behandeln, 
ja ſie mit doppeltem Maß und Gewicht zu meſſen. 

Ein ſtarkes Verlangen nach mehr Selbſtändigkeit des Menſchen als 
Menſchen, eine Sehnſucht nach mehr Friſche und Unmittelbarkeit des 
Lebens, ein Zurückgehen auf den Menſchen als Menſchen gegenüber allen 
Einſchränkungen und Hemmungen der Verhältniſſe iſt zu verſchiedenen 
Zeiten erwacht; am ſtärkſten war es in der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts ſowohl in der franzöſiſchen Aufklärung als bei Rouſſeau. Dieſer 
Bewegung iſt die gegenwärtige nahe verwandt; ſie ſteht jedenfalls mit 
ihrer verſtandesmäßigen Denkweiſe in einem entſchiedenen Gegenſatz zu 
unſerer deutſchen klaſſiſchen Kultur. Mit der Aufklärungszeit teilt ſie 
namentlich die hohe Schätzung des moraliſchen und intellektuellen Standes 
des Menſchen, den Glauben an ſeine Güte und an ſeine Einſicht. Ein 
beinahe ſchwärmeriſcher Glaube an den Menſchen erfüllte im Verlaufe 
des 18. Jahrhunderts mehr und mehr die Seelen; eine optimiſtiſche Be— 
urteilung der menſchlichen Natur trieb jene Zeit dazu, alle Schuld der 
Mißſtände auf die überkommenen geſchichtlichen und geſellſchaftlichen Ver— 
hältniſſe zu ſchieben. Am meiſten hat Rouſſeau in dieſer Richtung ge- 
wirkt, mit feuriger Glut hat er den Gegenſatz zwiſchen der natürlichen 
Güte des Menſchen und der Schlechtigkeit der Verhältniſſe herausgeſtellt; 
die Natur hat uns nach ſeiner Meinung gut geſchaffen und zu vollem 
Glück beſtimmt, nur die falſche Lebensordnung verwehrt die Erreichung 
dieſes Zieles. So bedarf es an erſter Stelle eines gründlichen und rück— 
ſichtsloſen Aufräumens, damit ſich alles ins Beſte wende und der Menſch 
ſich ſelbſt finde. Steht es nicht heute in manchen Kreiſen ähnlich? 
Optimiſtiſch gegen den Menſchen, namentlich wenn er zur Maſſe ge— 
hört, iſt man peſſimiſtiſch gegen alle, welche der überlieferten Ordnung 
anhängen: fie gelten entweder als ſchlecht oder als beſchränkt; die An- 
hänger der neuen Denkweiſe dagegen ſcheinen alles Große und Gute zu 
teilen. Natürlich hat ſolche Schätzung in dieſer Schrift verſchiedene 
Grade; bisweilen wirkt ſie geradezu naiv. So heißt es z. B. bei Her— 
mann Schüller (S. 159): „Die bisherige Jugendbewegung hat unerſetz— 
liche Werte geſchaffen. Sie hat die Herzen der Jugend dem Erleben 
reiner Menſchlichkeit offen gemacht und den Glauben entzündet: Der 
Menſch iſt gut.“ Was denkt man wohl unter den „unerſetzlichen 
Werten“ und nnter dem „Erleben reiner Menſchlichkeit“? 

Wer in dieſer Weiſe den moraliſchen und geiſtigen Stand des 
Menſchen überſchätzt, der kann der Geſchichte keine große Schätzung zollen, 
der hat keinen pollen Sinn für ihre unermeßliche Aufgabe, den Menſchen 
aus einem bloßen Naturweſen zu einem Geiſtesweſen zu bilden, der 
überſieht die ſchweren Verwicklungen, welche das Zuſammentreffen einer 
niederen und einer höheren Art des Lebens beim Menſchen bewirkt. Es 
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war ein Hauptſtreben des 19. Jahrhunderts gegenüber der Aufklärung, 
dem Leben eine breitere und feſtere Grundlage zu geben und es von 
dem „Fanatismus des abſtrakten Gedankens“ (Hegel) zu befreien; viel 


Bedeutendes iſt aus ſolchem Streben für alle Verzweigung des Lebens | 


entſprungen, für Religion, Kunſt, Recht, Volk uſw.; unmöglich läßt 
ſich das einfach zurücknehmen. Gewiß brachte jene Wendung zur Ge⸗ 
ſchichte auch manche Gefahr: über dem Hangen an der Vergangenheit haben 
wir vielfach unſer eigenes Leben vergeſſen und der Gegenwart ihr volles 
Recht verſagt; ſo konnte ein gelehrter Hiſtorismus um ſich greifen und 
das Leben ſchwächen. Aber trotzdem bleibt die Tatſache beſtehen, daß 
der Menſch als geiſtiges Weſen feine Höhe nur an der Geſchichte und 
durch die Geſchichte erlangt; wer ihm dieſe Hilfe entzieht, der fügt ihm 
großen Schaden zu. Arnold Metzger hat mit Recht durchgängig als die 
Hauptforderung für die Geſtaltung der geſellſchaftlichen Verhältniſſe die 
Gerechtigkeit erklärt. Haben wir nicht aber auch der Geſchichte mit ihrer 
Arbeit volle Gerechtigkeit zu erweiſen? Ohne ſie könnte der geſchichtsloſe 
Menſch leicht zu einem kulturloſen werden. 0 

Die Verneinung reicht über die Geſchichte hinaus auch in die Ge⸗ 


meinſchaft. Es wird hier nachdrücklich von verſchiedenen Seiten der 


„klaſſenloſe“ Staat verkündet. Der Begriff iſt doppeldeutig; beſagt er, 
| daß alle künſtlich bereiteten Stände, alle unberechtigten Unterſchiede fallen 
ſollen, ſo iſt dem nur zuzuſtimmen: es gibt hier ohne Zweifel eben im 
deutſchen Leben manches zu tun. Aber anders ſteht es, wenn alle und 
jede Gliederung der Gemeinſchaft, alle Unterſchiede der Werte, alle Zu⸗ 
ſammenhänge der Geſellſchaft als hemmend und veraltet angegriffen 
werden. Das führt ſchließlich dahin, den Menſchen lediglich auf ſein 
individuelles Sein, ja auf ſein jeweiliges Belieben zu ſtellen, das Zu⸗ 
ſammenſein möglichſt in einen ungeordneten Haufen zu verwandeln, ihm 
damit aber alle überlegene Vernunft und Geiſtigkeit zu nehmen. Das 
will natürlich von jenen Männern niemand, aber die Frage iſt, ob nicht 

die Konſequenz des Gedankens zu dieſem Ergebnis treibt? 
So müſſen wir uns in Summa, bei williger Anerkennung der 


ſubjektiven Geſinnung und der vielfachen Anregung, zu der hier gebotenen 


Gedankenwelt ablehnend verhalten. Sie entbehrt eines feſten Kerns, und 
ſie gibt dem Menſchen keinen genügenden Halt, um ihn den großen 
Aufgaben und den gewaltigen Wirren der Gegenwart gewachſen zu 
machen. Die Begriffe ſind zu ſchwankend und die Ziele zu unklar, um 
ſtark und fördernd auf die Seelen zu wirken. Schwankend iſt von vorn⸗ 
herein der hier behandelte Gedanke der Volksgemeinſchaft. Was be⸗ 
deutet hier „Gemeinſchaft“?? Wie verhält ſich „Gemeinſchaft“ zu „Ge⸗ 
ſellſchaft“?? Kann man mit Metzger von einer „liebenden Gemeinſchaft“ 
(ſ. S. 24) reden? Aus welcher Quelle kann diese e eine 
ſolche Liebe ſchöpfen? 


Kurz, die Abſicht des Ganzen war gut, aber die Ausführung ent⸗ Bi 
ſprach nicht der Abſicht; das menſchliche Daſein enthält ſchroffere Gegen 
ſätze und tiefere Probleme, als ſie hier zur Entwicklung gelangten. 


Ariſtoteles war im Recht, wenn er meinte, daß im Gebiete der Politik 
leicht aus einem * Gut ein reales Übel entſtehen kann. 
. 5 Rudolf Eucken N 
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Supan, Alexander: Leitlinien der allgemeinen politiſchen 
Geographie. Leipzig 1918, Veit & Co. VI und 140 S., 


3 Textkärtchen. Geb. 9,10 Mk. 


Die knappe, aber inhaltreiche Schrift eines unſerer bedeutendſten 
Geographen dürfte auch dem Jünger der Staatswiſſenſchaft willkommen 
ſein. Haben wir doch nach Ratzels Politiſcher Geographie (1897, 2. Aufl. 
1903) nur ganz wenige und knappe Zuſammenfaſſungen dieſer Diſziplin 
in Schönes „Politiſcher Geographie“ (Aus Natur und Geiſteswelt, 1911) 


und innerhalb von Hermann Wagners „Lehrbuch der Geographie“ 


erhalten. Supans Leitlinien ſind das Gerippe eines größeren Werkes, 
das er infolge ſeiner Krankheit nicht abſchließen konnte. Er beſchränkte 
ſich auf eine vergleichende Darſtellung der „hochentwickelten Staaten— 
gebilde der Gegenwart“, auf die er die geéographiſche Betrachtungsweiſe 
unter Ausſcheidung alles Legislativen und Politiſchen anwendet. Die 
politiſche Geographie definiert er als die Lehre von den natürlichen 


Grundlagen des Staates. Sein Werk bleibt aber hinter dieſer 


Definition, wie hier nur angedeutet werden joll, zurück, indem namentlich 
Entwicklung und Veränderungen der Staaten wie ihre gegenſeitigen 
Wechſelwirkungen nicht ſyſtematiſch behandelt werden. Abweichend von 
Ratzel, aber auch von Kjellen ſucht er „den Staat als Naturweſen“ 


dadurch „vollſtändig zu beſchreiben“, daß er durch Geſtalt, Größe und 


Lage ſeine äußere Beſchaffenheit charakteriſiert, ſeine innere Be⸗ 
ſchaffenheit oder Struktur aber (und damit das Maß ſeines inneren 
Zuſammenhaltes) aus den Geſichtspunkten: phyſiſche, völkiſche und wirt— 
ſchaftliche Struktur betrachtet. Entſprechend geographiſcher Anſchauungs— 
weiſe beſteht auch nach Supan der Staat aus „zwei untrennbar mit— 
einander verbundenen Elementen: Land und Volk“. Das Volk aber 
kommt weſentlich nur in den Kapiteln über Struktur zur Sprache. 


Bei der Erörterung der verſchiedenen Typen von einfachen und 
mehrteiligen Staaten werden unter anderem die Kolonialſtaaten eingehend 
beſprochen. Supan unterſcheidet neben Eingeborenen⸗ und Einwanderungs— 
kolonien auch Miſchkolonien. Die „Kolonialquotienten“ geben das Ver— 
hältnis der Kolonien zum Mutterlande nach Areal und Volkszahl. In 
der Lehre von den Staatsgrenzen geht Supan ſeine eigenen Wege. 
Statt der Unterſcheidung von Raum- und Verbreitungsgrenzen finden 
wir bei ihm die damit nicht ganz zuſammenfallende von Eigenſchafts— 
und Bewegungsgrenzen. Seine Syſtematik der Staatsgrenzen iſt ein— 
facher als die der meiſten etwa gleichzeitig erſchienenen Arbeiten darüber. 
Er konnte nur meine Unterſuchung in der Zeitſchrift der Geſellſchaft für 
Erdkunde, Berlin 1917, benutzen; ihre Fortſetzung 1918, Pencks Berliner 
Rektoratsrede: „Über politifche Grenzen“, 1917, Sappers Studie: „Über 
Gebirge und Gebirgsgrenzen“, Geographiſche Zeitſchrift 24. Band, 
Kieſels „Petershüttly“, 1918, und andere haben uns ſeither weiter gebracht. 


Die Aufgaben der Grenze ſieht Supan in deutlicher Trennung, Schutz 


und möglichſt geringer Störung des Verkehrs. Dieſe Eigenſchaften kann 
ihm zufolge keine Grenze vereinigen; er unterſcheidet mit den modernen 
Engländern Verkehrs⸗ und Abſchließungsgrenzen, ſpricht aber nicht von 
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jener Beſchaffenheit der Grenze, die zwiſchen dieſen Typen vermittelt, und 


in der ich die günſtigſte Geſtalt politiſcher Grenzen erblicke, nämlich jener, 


bei der der Verkehr auf eine beſchränkte Zahl günſtiger und überſehbarer, 
daher wichtiger Übergangsftellen konzentriert wird. Sehr ſcharf urteilt 
Supan über das, was er „theoretiſche Naturgrenzen“ nennt, alſo die 
von den Politikern für ihren Staat geforderten ſogenannten „natürlichen 
Grenzen“ und die „Glacistheorien“. Er ſtellt ihnen die Erwägung ent⸗ 
gegen, daß der Hestif des „Naturgebietes“ nicht eindeutig und daß die 
politiſche Grenze als Bewegungsgrenze anzuſehen iſt. Er läßt aber 


vielleicht zu wenig hervortreten, daß Naturgebiete und natürliche Ver⸗ 


kehrsgebiete ſich den Ausdehnungsbewegungen der Völker und Staaten 
als die greifbarſten Ziele und wirkſamſten Schranken bieten. Der Ab⸗ 


8 ſchnitt über die Grenze bietet im einzelnen viel Lehrreiches. Das Kapitel 


von der Größe der Staaten umfaßt hauptſächlich — entſprechend der 
Abſicht des Werkes, die geographiſchen Quellen der Stärke und Schwäche 
der Staaten beſonders hervorzuheben — eine Erörterung über die Be⸗ 
dingungen der Großmachtſtellung, die nicht aus der Volkszahl, noch 
weniger aus dem Raum allein hervorgeht, ſondern „von der organi⸗ 
ſierten Geſamtenergie, die durch die Bevölkerung repräſentiert wird, 
abhängt.“ Unter dem Geſichtspunkt der Lage wird die mathematiſche, 
die geographiſche (zu Gebirgen und Flüſſen) und die politiſche Lage (zu 
Nachbarſtaaten, Meer und Wüſten) behandelt. Wie vorher die Inſularität, 


wird hier die Maritimität der Staaten durch eine einfache Formel be⸗ 


zeichnet und auch verſucht, den Druck, den die Nachbarſtaaten ausüben, 
durch den Druckquotienten (das iſt die Summe der Bevölkerung 
der Nachbarn dividiert durch die eigene Volkszahl) auszudrücken. Er 
gibt zwar keine allgemeine Charakteriſtik, aber eine gute e 
einer der wichtigſten Lagewirkungen. 

Four den inneren Zuſammenhalt der Staaten iſt nach Supan die 
Struktur maßgebend, d. h. ob ein Staat phyſiſch, völkiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich homogen oder heterogen iſt. Die Hälfte des Buches iſt 
dieſen Fragen gewidmet. Eine Erörterung der hiſtoriſchen oder politiſchen 
Struktur lehnt Supan dagegen ab: „Der Politiker teilt den Staat 
willkürlich oder mit Rückſicht auf geſchichtliche N oder mit 
Benutzung natürlicher Grenzen in Verwaltungseinheiten ... Die Schul⸗ 
geographie mag aus praktiſchen Gründen dieſem Beiſpiel in beſchränktem 
Maße folgen, die wiſſenſchaftliche Geographie hat aber keine Veranlaſſung 
dazu. Eine erklärende Einteilung des Staates müſſe von ſeiner natür⸗ 
lichen Struktur ausgehen. Nun ſind aber oft die politiſchen Teile oder 
Glieder des Staates (auch die Gliedſtaaten eines Bundesſtaates ſcheint 
ja Supan hier im Auge zu haben) urſprünglicher, natürlicher und beſſer 
begrenzt, als das Ganze; ihr gegenſeitiges Verhältnis und das zu Kern⸗ 
land und Zentrum des Staates wirkt auf den Zuſammenhalt ſtark ein. 
Sie mögen oft gls „harmoniſche Naturgebiete oder der Autarkie nahe 
Landſchaften geſchloſſener fein als die „gleichförmigen Naturgebiete“, 
‚die eine rein phyſiſche Einteilung des Landes ergibt. Der Geograph 
wird alſo an ihnen nicht vorübergehen dürfen. Die innere Gliederung 
der phyſiſch heterogenen . führt Fu zur me ver⸗ 
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ſchiedener Kategorien, Deren politifche Bedeutung durch lehrreiche Beifpiele _ 


erörtert wird. Unter dem Titel der völkiſchen Struktur wird der 


homogene National- und der heterogene Nationalitätenſtaat, aber auch 


der zwiſchen beiden ſtehende Pſeudonationalſtaat ſachkundig beſprochen 


und die Begriffe Nation und Volk erörtert. Den erſteren faßt Supan 


ähnlich wie ich. Das Volk iſt ihm in weſentlicher Erweiterung der 


Difinition Ratzels eine politiſch verbundene Gruppe von Gruppen und 
Einzelmenſchen, die weder ſtamm⸗ noch ſprachverwandt zu ſein brauchen, 
aber durch den -gemeinfamen Boden auch räumlich verbunden find, und 
über deren Einzelwillen ein einheitlicher Geſamtwillen jteht (deſſen Grund- 


lage ſieht er in der Gleichartigkeit', insbeſondere der ſprachlichen). Ich 


glaube nicht, daß ſich an das vieldeutige Wort eine derartige engere 
Bedeutung heften läßt. Sehr hübſch ſind auch die Beſonderheiten der 


Kolonien erörtert, wo es ſich nicht um Sprachen-, ſondern um Raſſen⸗ 
gleichheit handelt. In der klaren, Überſicht wirtſchaftlich— geographiſcher 
Grundbegriffe, die den Abſchnitt über wirtſchaftliche Struktur ein⸗ 


leitet, finden wir im Sinne der eingangs erwähnten Beſchränkung den 


Satz, die politiſche Geographie habe es nur mit den ackerbauenden Völkern 
zu tun. Wenn dabei in Widerſpruch zu Ed. Hahn Hackbau und Garten- 


bau als Arten des Ackerbaues erſcheinen, möchte ich doch fragen, ob wirk- 
lich die „Anfänge zu ſtaatlichem Leben“ bei den Hackbauern entwickelter 
ſind als bei den Nomaden. Für die Produktion gibt Supan dem Wort 
homogen die doppelte Bedeutung: einſeitig (für den Weltmarkt) und 


gleichförmig (für die geographiſche Verteilung der Güter im Staate ſelbſt). 


Da Einſeitigkeit in allen größeren Staaten fehle und Vielſeitigkeit wohl; 
ſtets mit Mannigfaltigkeit verbunden ſei, ergeben ſich aber in der Regel 
nicht vier, ſondern nur zwei Kategorien. Von den beiden wichtigſten 


Typen der Gegenwart, Agrar⸗ und Induſtrieſtaat, hat dieſer die mannig- 
faltigere Wirtſchaft. Aber die extreme Ausbildung beider ſchwächt den Staat, 
und ebenſo müßte das die vollkommene Autarkie, meint Supan. Die 


. Kraft eines Staates beruhe auf homogener völkiſcher, aber heterogener 


wirtſchaftlicher Struktur. Dieſe kann aber auch durch Intereſſengegen⸗ 


ſätze zwiſchen einzelnen Gebietsteilen nachteilig ſein. Ein dritter Typ, 
der Brutto⸗(Rohſtoff⸗) Staat iſt im Verſchwinden. Supan beſpricht in 
dieſem Abſchnitt auch den Verkehr und ſeine Bedeutung für den inneren 


Zuſammenhalt des Staates, er ſtreift die wirtſchaftliche Bedeutung der 
zum Teil früher beſprochenen Binnen⸗ und Küſten⸗, Ozean-, Binnen- 
meer⸗ und Sundlage und ihren Einfluß auf die Macht des Staates, 
auch Seeherrſchaft und Freiheit der Meere in ihrer Bedeutung für den 
Kolonialſtaat, die britiſchen Etappen, den Nachrichtendienſt u a. Der 
Einfluß der wirtſchaftlichen Struktur auf die völkiſche wird unter den 
Geſichtspunkten der Volksdichte, Siedlungen, Gemeinde und Ortſchaft, der 


Hauptſtädte beſprochen. Neben wirtſchafts- und anthropogeographiſchen 


finden wir auch wertvolle im engeren Sinne politiſch-geographiſche Be— 


merkungen. Ein Schlußwort eröffnet weitere Ausblicke und bringt einige 


Hauptlehren an Beiſpielen in Erinnerung, ſo insbeſondere den Satz, 
daß „die Kategorie der Größe“ nicht auf Koſten der anderen geographiſchen 
Kategorien verändert werden darf. 
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| 8 ganzen iſt Supans Werk durch eine Vorſicht nee bie | 
Ratzel nicht immer eignete. Immer wieder fühlt ſich der Leſer gemahnt, 
nicht zu ſchnelle Folgerungen zu ziehen und innerhalb der Grenzen der 
Geographie zu bleiben. Er ſieht mit Dank, wieviel der Verfaſſer jenen 
unſcheinbaren Fragen abzugewinnen weiß, die man meiſt als einleitende 


= raſch zu erledigen pflegt. Aber er fühlt ſich doch auch nicht ſelten ge⸗ 


hemmt und an der Oberfläche zurückgehalten, wo auch der Geograph N 


tiefer ins Weſen des Staates eindringen möchte und darf. Gerade 


dieſe Eigenſchaften mögen aber vielleicht das gediegene Buch dem Jünger ö 


5 der . beſonders empfehlen. 


m 
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Südland, L. v.: Die fadflawiſche Frage und der Welt⸗ | 
krieg. Uberſichtliche Darſtellung des Geſamtproblems. 8°. * und 
796 S., 3 Karten. Wien 1918, Manz. Geh. 16 MRk. 


Das Werk, deſſen Vorwort der pſeudonyms Verfaſſer im Januar 
1917 geſchrieben hat, ſoll die noch fehlende erſchöpfende deutſche Dar⸗ 


ſtellung der ſüdſlawiſchen Frage liefern, die verhindert, daß das Urteil 2 


ſelbſt bei uns weſentlich durch Scotus Viator beſtimmt wird. Dem: 
gemäß legt es weniger Gewicht auf die äußere politiſche Entwicklung 
der letzten Jahrzehnte, wie etwa die Schriften von Leopold Mandl, 
deren ich hier gedenken möchte, es tun, als auf die innere Geſtaltung 

des Problems und ſeine geſchichtlichen, auch wohl geographiſchen und 

anthropologiſchen Grundlagen. Der Wert des Buches liegt in der zweiten 
Hälfte, welche die vom Verfaſſer ſelbſt erlebten Zeiten, die verſchiedenen 
Löſungsverſuche und Löſungsvorſchläge der ſüdſlawiſchen Frage behandelt 
und von ſeinem ausgeſprochen katholiſch-kroatiſchen Standpunkte aus 
gegen eine Annexion Serbiens, aber auch gegen den Trialismus und 


eine Teilung der ſüdſlawiſchen Gebiete in Oſterreich⸗Ungarn auftritt. 


Er befürwortet für ſie (um möglichſt auf dem Boden der Evolution zu 
bleiben) eine Vereinigung und fehr. ftarfe Autonomie (Miniſterium und 
Parlament), aber unter dem Kondominium beider Staaten, und weiß 
das gut zu begründen. / Seine Gedankengänge ſind heute inſofern nicht 
veraltet, als vieles davon in kroatiſchen Kreiſen in zeitgemäßer, republi⸗ 
kaniſcher Umgeſtaltung fortleben und manches bei deutſch⸗öſterreichiſchen 
und ungariſchen Politikern heute mehr Verſtändnis finden dürfte als 
vor kurzem. Vor allem der Gegenſatz zwiſchen Serbentum und Kroaten⸗ 
tum, den er übertreibend, aber im weſentlichen richtig auf den Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen Weſten und Oſten, Katholizismus (und Islam) und ortho⸗ 
doxer Staatskirche, die den beiden Völkern „wahlverwandt“ ſeien, auf- 


Adels⸗ und Bauernvolk, aber auch auf ethniſche Gegenſätze (balkan 


romaniſcher Einſchlag im Serbentum) zurückführt. Die wiſſenſchaftliche 
Begründung aus der Vergangenheit iſt vielfach dilettantiſch und einſeitig, 
das Serbentum und der in ihm wirkende „Geiſt von Byzanz“ werden 


ſchwarz in ſchwarz gemalt, dem nationalen kroatiſchen Adel des Mittel⸗ 
alters eine unwahrſcheinlich moderne nationale Politik zugeſchrieben und 


N i anderes mehr. e aber it, daß beide Nationen aus den ſlawiſchen 
| 2 18* 
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7 Stämmen durch ihre Staaten herausgebildet wurden, und daß Bosnien 
und die Herzegowina als altes Kroatenland anzuſehen ſind, deſſen teil- 


weiſe Serbiſierung durch ſpäte Einwanderungen und kirchlich-politiſche 
Einflüſſe bewirkt wurde. Die kroatiſche Heimat in Nordweſtbosnien und 
ſeiner nächſten Umgebung erlaubte Ausdehnung nach allen Seiten und 


erforderte fie, der kroatiſch-ſlawoniſch⸗dalmatiniſche Halbkreis ohne das 
umſchloſſene Bosnien konnte kein eigenes Volk hervorbringen und kann 
‚nicht einen eigenen, einheitlichen Staat bilden. Sollte der Südſlawen— 
ſtaat durch innere Gegenſätze geſprengt werden, jo müſſen dieſe Er- | 
wuägungen Südlands praktiſch wirkſam werden; die Vereinigung mit 
Serbien (wie fie das ſpäter erſchienene Werk Mandls „Die Habsburger 


und die ſerbiſche Frage“ in trialiſtiſcher Form befürwortete und das 


. Kriegsergebnis in großſerbiſcher vollzog) konnte durch die Fehler und die 
Blindheit der öſterreichiſchen und ungariſchen Politik und die „Hoffnungs— 


loſigkeit der Kroaten“ vorbereitet werden, muß ſich aber bald als Unter- 


Drückung der Kroaten äußern, Seltſamerweiſe erwähnt der Verfaſſer die 


Slowenen und ihre ſerbophile Haltung gar nicht; ſein Südſlawenſtaat 
ließe ihre Gebiete und das iſtriſche Feſtland bei Oſterreich. Gerade auf 


die Slowenen aber wird ſehr viel 5 wenn die Kroaten der 
ſerbiſchen Feſſel ſich zu entziehen ſuchen ſollten. Eine andere Lücke iſt | 


bewußt und betont, die Ausſchaltung der mazedoniſchen Probleme und 


damit des Verhältniſſes zu den Bulgaren. Wenn man immer wieder 


betont, daß der allſerbiſche Imperialismus nach Byzanz blicke, 
ſollte man auch das innere Verhältnis zwiſchen den nach außen 


ſo übereinſtimmenden ſerbiſchen And ruſſiſchen Tendenzen nicht ganz un: 
erörtert laſſen. Auch das Verhältnis zwiſchen Serben und Italienern, 


die wiederholt ſich gegen die Kroaten zuſammenfanden, wie ſtark betont 


wird, iſt nicht eingehend gewürdigt. Die auſtrophile Periode Milans 


kommt wenig zur Sprache. Als den Kern der ſüdſlawiſchen Frage be— 
zeichnet Südland (S. 401) die Entwicklung des ſerbiſchen konfeſſionellen 
und nationalen Imperialismus, der „alle übrigen ſüdſlawiſchen Völker 


| unterjochen, auffaugen und aus den Trümmern umliegender Staaten 


ſeine eigene Größe aufrichten will“. Er läßt uns — unter den beiden 
Geſichtspunkten „die (öſterreichiſch⸗ungariſche) Monarchie und die Süd— 
ſlawen“ und „die kroatiſch⸗ſerbiſchen Einheitsbeſtrebungen“, jo daß zwar 


die Darſtellung zerriſſen und noch breiter wird, als ſie ohnehin iſt, aber 


die politiſchen Gedankengänge klarer hervortreten — verſtehen, wie fo - 
ein guter Teil“ der Kroaten ſich ſelbſt als Teil einer jugoſlawiſchen Ge⸗ 


ſamtnation empfinden konnte, wie aber die Oppoſition der eigentlichen 
Volksmaſſen dadurch nur verſtärkt werden mußte und um ſo mehr ſich regen 
muß, je mehr der ungariſche und der vermeintliche öſterreichiſche Druck 


diucch den ſerbiſchen abgelöſt, die territoriale Zerreißung des Kroatentums 


aber aufgehoben wird. Sehr anſchaulich tritt uns — aus zum Teil 


wenig bekannten flamifchen Quellen — Art und Inhalt der ſerbiſchen 


Propaganda und die Zielloſigkeit und ratloſe Gewaltſamkeit der Buda— 


peſter und Wiener Politik entgegen. Das Bild ergänzt ſich mit den 
Daten, die uns Mandl bietet, zu einem faſt unglaublichen, aber wahren 


Nachtſtück fanatiſchen Größenwahns auf der einen, verblendeter Förderung 
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des bedrohlichen Elements auf der anderen Seite. Immerhin ſucht uns * ai 


der Verfaſſer auch verſtändlich zu machen, warum man in Kroatien und 
- Dalmatien, zuletzt auch in Bosnien die Serben als „ſtaatserhaltendes 


Element“ gegen die an die Monarchie viel enger gebundenen Kroaten 5 
ausſpielte. Es findet Analogien in Böhmen und Galizien. Die Dar⸗ f 


legungen über den „byzantiniſchen Haß“ erklären zum Teil die Greuel, 
die wir 1918 und 1919 in Inneröſterreich erlebten. Aber zum anderen 

gehen dieſe — wie uns das verwandte Vorgehen der Tſchechen zeigt — 
auf jene von Südland gut gezeichnete politiſche Unfähigkeit der meiſten 
Slawenvölker zurück, bei denen das Gefühlsleben über den Verſtand 
vorherrſcht, und die daher ihre Erfolge ſo oft — hoffentlich auch gegen» 
über unſeren heute unterdrückten Volksgenoſſen — durch ihre Maßloſigkeit 
wieder einbüßen. Bei allen e iſt das Buch für den Politiker 


ſehr lehrreich. SE nn | 


Graz ae | 5 Robert en | 


8 Karl: Petershüttly. Ein ene. in ber Bogefen. | 
Berlin 1918, Dietrich Reimer. VIII und 215 S ‚16 une 
„20 Tafeln. Geb. 8 Mk. 


VUunvergeßlich wird mir eine Wanderung auf: dem neee | 
im Juni 1914 bleiben. Geradezu erſchreckend beſtätigte ſie mir meine 
| Anſchauung, daß die trotz Ratzels Warnungen noch immer als „natür- 
lichſte“ angeſehenen Kamm⸗ und Waſſerſcheidengrenzen ſehr oft für Ver⸗ 
kehr, Wirtſchaft und Abwehr nachteilig ſind. Auf der einen Seite ein 
ſanfter allmählicher Anftieg im Grasland, auf der anderen ein ſteiler, von 
Karen zerfreſſener Abſturz, der durch die offenbar zu Verteidigungszwecken 
erfolgten Krummholzpflanzungen noch unzugänglicher geworden — auf 
der einen Seite die Möglichkeit breiter militäriſcher Entfaltung und voller 
Beherrſchung des Gegenabfalls, auf der anderen eine durch ſpärliche Be⸗ 
feſtigungen nicht zu verhindernde Schutzloſigkeit, vor allem gegen Fern⸗ 
geſchütze. Dazu noch die Hochweiden des Münſtertals von ihm durch 
die politiſche Grenze abgeſchnitten! Aber die eingewurzelte Lehre ſitzt ſo 
feſt, daß noch nach den Kriegserfahrungen ein deutſcher Schulmann dieſe 
Grenze als Deutſchlands beſte „natürliche“ Landgrenze bezeichnen konnte 
(geogr. Anzeiger 1906, S. 354)). Dieſen tragiſchen Irrtum zu be⸗ 
leuchten, iſt die „Hauptaufgabe des Werkes von Kieſel. Ein, Historiker 
im Felde verfaßt. Er konnte daher nicht alle Literatur heranziehen | 
— bei der Gründlichkeit feiner Studien macht ſich das wenig fühlbar — 


und hatte auch von der jüngſten geographiſchen Grenzliteratur, ſoweit fe 
ſcchon erſchienen war, nur weniges zur Hand. So bedauerlich es iſt, 


daß Kieſel meine Vorſchläge zur politiſch⸗geographiſchen Terminologie und 


‚ ihre Begründung aus den Tatſachen nicht kannte, fo wird auf der anderen 


Seite die Übereinftimmung durch die volle gegenfeitige Unabhängigkeit 

um ſo beweiskräftiger. 

ii Sie liegt vor allem in der „Kammkritik“, wie Kieſel den vierten Teil 
hene reich W Aal Bee Dieſer, ſtellt — auch 
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durch die Verwertung von Beiſpielen aus anderen Gebicgeh — einen 


wertvollen Beitrag zur allgemeinen politiſchen Geographie wie zur Lehre 
von der Grenze im beſonderen dar. Die einſeitige Begünſtigung eines 
der beiden Nachbarn durch die Kammgrenzen in einem „aſymmetriſchen“ 
Gebirge, die ſachkundigen Beurteilern ſchon vor mehr als einem Jahr⸗ 
hundert bewußt war, wird / im beſonderen Falle gründlich beleuchtet durch 
den Nachweis, daß der „Frankfurter Kamm“, wie Kieſel die Waſſer⸗. 
ſcheidengrenze von 1871 nennt, keine Naturgrenze iſt und auch keine 
Naturgebietsgrenze (haben doch die Vogeſen eine beträchtliche Aus— 
dehnung weſtwärts von ihm, und auch die Südgrenze Lothringens liegt 
erſt dort, wo der Buntſandſtein des Wasgaues aufhört), aber auch keine 
Völkerſcheide, keine Sperre für die aus dem Oſten kommende Ein— 
wanderung war und iſt, daß er auch bis 1790 keine politiſche oder 
Verwaltungsgrenze trug. Ja, der „Hauptkamm“ iſt ſtreng genommen 
kein einheitlicher Kamm im geologiſchen und ſelbſt orographiſchen Sinne; 
naturentlehnte Grenzen von gleicher oder beſſerer Beſchaffenheit finden ſich 
neben ihm mehrfach im Vogeſenraum, und Kieſel meint ſogar nicht ohne. 
Grund, eine großzügige Auffaſſung des „Prinzips der Waſſerſcheide“ 
müßte in den Vogeſen nicht auf die „Rheinfaſſade“, ſondern auf die. 
„Rhonefaſſade“ greifen. Im übrigen widerlegt alles die Lehre von der 
ausſchlaggebenden Gültigkeit dieſes Prinzips; ſo auch die Abweichungen von 
ihm an der franzöſiſchen Alpen⸗ und Pyrenäengrenze. Für Kieſel ergibt 
ſich als natürliche Verkehrslandſchaft ein „Vogeſendreieck“ mit der Spitze 
bei Epinal; die dünnbewohnten Landſchaften weſtlich davon erſcheinen 
ihm mit guten Gründen als die „Naturgrenze“ Frankreichs. Er begnügt 
ſich aber als Friedensziel, das einen dauernden Frieden gewähre, mit 
einer Grenzverlegung von dem „Frankfurter“ auf den bewaldeten „Bur— 
gundiſchen Kamm“. Hat dieſes ſeither alle Gegenwartsbedeutung verloren, 

ſo gelten die aus ſeiner Erörterung gezogenen Lehren doch für jede 
Grenzſetzung im Gebirgsland. 

Ebenſo wertvoll bleibt die Begründung des Seite 8 ausgeſprochenen— 
Satzes: „Der Landſtreifen, den wir als Heimatſchutz fordern, iſt unſer 
durch Natur und Heſchichte, iſt unſer durch tauſendjährige Arbeit fleißiger 
deutſcher Hände. Der Nachweis iſt ebenſo eingehend und ſchlagend 
und ebenſo ſelten von advokatoriſchem Übereifer beeinträchtigt wie die 
Kammkritik. Er wird insbeſondere in den beiden hiſtoriſchen Teilen er- 
bracht, die über die Hochweiden des Münſtertales und ihr Hinterland und 
über den Vogeſenſtaat Romberg —Remiremont handeln, aber auch in 
dem fünften, vor allem den wirtſchaftlichen Verhältniſſen gewidmeten 
Teil, der „die künftigen Grenzen“ beſpricht. Wirtſchaftsgeſchichte und _ 
andere Wirtſchaftswiſſenſchaften finden hier lehrreiches, gut verarbeitetes | 
Material. Die Tal⸗ und Bergweiden jind zuerſt von den Alemannen 
aus dem Elſaß her beſiedelt und benannt worden und wurden den 
Münſtertalern ſpät und allmählich entriſſen (die erſte Grenzſetzung ging 
über die Alm Petershüttly, die dem Buch den etwas geſuchten Titel. 
lieh). Die Münſtertaler Republik hat dieſen Beſitz ebenſo zäh verteidigt 
wie ihre Zugehörigkeit zum Deutſchen Reich; ein Teil der Almen wurde 
bis zum Kriege trotz aller durch die Grenze verurſachten Erſchwerungen 


ı 
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vom Münſtertal her bezogen, und ſie ſind ihm wirtſchaftlich unentbehrlich. 
Deutſchtum und deutſche Sprache dehnten ſich aber auch daneben in das 
volksarme Grenzgebiet aus; elſäſſiſche Auswanderung ging aus ver⸗ 
ſchiedenen Urſachen bis in die Gegenwart dorthin, und die romaniſche 
Bevölkerung, deren Patois nicht aus dem Franzöſiſchen ſtammt, und die 
viel deutſchen Bluteinſchlag hat, wäre in dem menſchenarmen Grenzland 
ebenſo leicht zu germaniſieren wie zu franzöſieren. Trennend iſt nicht 
ein Grenzkamm, ſondern die Gebirgszone als Ganzes. Daher finden 
wir in ihr Zwiſchenſtaaten und Kondominate, wie in Pyrenäen oder 
Alpen, entfaltet und bis in die Revolutionszeit erhalten. Neben dem 
Münſtertaler und noch ausgeſprochener iſt ein ſolcher „Grenzſaumſtaat“ 
zwiſchen Elſaß, Lothringen und Frankreich jener des Nonnenkloſters 
Remiremont geweſen. „Die Vogeſen zu beiden Seiten des Kammes 
bilden ein einheitliches landwirtſchaftliches Produktionsgebiet, deſſen Er⸗ 
zeugungsüberſchuß von jeher ins Elſaß ging“ (S. 121). Die Viehzucht 
Oberlothringens mußte die elſäſſiſchen Hochtäler ernähren, die ober⸗ 
lothringiſchen Grenzdörfer am Oberlauf der Moſelotte und Moſel ſind 
als Ableger der elſäſſiſchen Induſtrie ſelbſt hochinduſtriell geworden, 
wurden aber durch die Grenze von ihrem öſtlichen Abſatzgebiet abgeſperrt 
und verloren durch den Krieg ihre Textilinduſtrie an die Normandie. 
Alle Vogeſenbahnprojekte der vorangegangenen Zeit wurden nach 1871 
aufgegeben und erſt kurz vor dem Krieg wieder in Erörterung gezogen. 
So beſtand hier an der Grenze eine „Verkehrswüſte“ mit Stichbahnen, 
nach Art der ruſſiſchen Weſtgrenze. Die Kammgrenze war auch „piy: 
chologiſch verfehlt“. Der bedrohte Elſäſſer konnte ja zu keinem freudigen 
Bekenntnis ſeines Deutſchtums Mut faſſen, den Franzoſen lockte der 
Wertunterſchied zwiſchen dem Land weſt⸗ und oſtwärts der Grenze und 
die leichte Angriffsmöglichkeit immer wieder zu aggreſſiven Stimmungen 
und dem Verlangen nach der „Rheingrenze“, das Kieſel mit dem bis 
auf Richelieu beſtehenden Streben nach der Ebrogrenze vergleicht. So 
wird die Darſtellung der Tatſachen zu einer Verurteilung jener „Mäßigung“ 
von 1871, welche die Grenze an eingebildete Sprach⸗ und ae 
binden wollte und die geographiſchen und wirtfeaftligen Zuſammen⸗ 
hänge ebenſo überſah wie die Grenzſicherung in militäriſchem und 
moraliſchem Sinn. Vor allem dem Politiker iſt das Buch zu empfehlen 
zur Warnung und Belehrung in analogen Fragen, aber auch als ſeltenes 
Beiſpiel einer eindringenden politiſchen Monographie. i 
Graz Robert Sieger 


Prion, Dr. W.: Inflation und Geldentwertung. Berlin 
1919, J. Springer. 126 S 


Dieſes Buch iſt zu begrüßen als ein Zeichen dafür, daß eine rich⸗ 
tige Auffaſſung der Valutafrage jetzt endlich in Deutſchland durchzu⸗ 
dringen beginnt. Als ich bei meinen Unterſuchungen im Frühjahr 1916 
zu dem Ergebnis kam, daß die Mark ihrem inneren Werte nach ver⸗ 
ſchlechtert war, und daß dieſe innere Verſchlechterung ihren Ausdruck ſo⸗ 
wie auch ihr ungefähres Maß einerſeits in der Zirkulationsvermehrung 
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und in der Preisſteigerung in Deutſchland, andererſeits in der Schätzung 


der deutſchen Valuta im Auslande, alſo in den Wechſelkurſen, fand, 


da ſtieß ich auf entrüſteten Widerſtand ſeitens der herrſchenden Auf— 
faſſung, die überhaupt keine innere Entwertung der Markvaluta an— 
erkennen wollte und deshalb die Außerungen der Entwertung im Inland 
und Ausland wegzuerklären ſuchte. Prion anerkennt jetzt ſowohl die 
innere Entwertung der Mark, alſo die Herabſetzung ihrer inneren Kauf= 
kraft, wie auch einen Zuſammenhang zwiſchen der äußeren, in den 
Wechſelkurſen hervortretenden Entwertung und dieſer inneren Entwertung. 
Die Ausdrücke dieſer Anerkennung ſcheinen mir aber in Klarheit und 
Schärfe noch etwas zu wangeln. Dies gilt erſtens bei der Erörterung 
der Urſachen der inneren Entwertung. Der Verfaſſer zeigt, wie die 
Kriegsfinanzierung an der künſtlichen Vermehrung der Kaufkraft und da— 


mit an der Preisſteigerung ſchuld trägt. Dabei hält er aber noch an 


der Anſchauung feſt, daß „der erhöhte Umlauf an Noten durchaus Folge 
der herrſchenden Teuerung, des Zahlungsmittelbedarfes, keineswegs aber 
die Urſache der Inflation“ iſt. Ich bezweifle ſehr, daß ſolche Formu— 
lierungen die Aufklärung der öffentlichen Meinung oder das dringlich 


notwendige Wegräumen der populären Wahnvorſtellungen in dieſem 


Punkte fördern. Der Zuſammenhang iſt einfach folgender: Zur Deckung 
von Ausgaben, die nicht durch wirkliche Erſparniſſe gedeckt werden können, 
werden neue Zahlungsmittel und damit eine extra künſtliche Kaufkraft 
geſchaffen. Infolgedeſſen ſteigen die Preiſe. Beim höherem Preisniveau 
braucht der Verkehr eine entſprechend höhere Menge von Zahlungs- 


mitteln. Ceteris paribus beſteht alſo eine Proportionalität zwiſchen 


Preisſteigerung und bleibender Vermehrung von Zahlungsmitteln. Na— 

türlich iſt es nicht ſicher, daß ein Plus von Zahlungsmitteln, das von 
der Finanzverwaltung herausgegeben wird, auch im ganzen im Verkehr 
bleibt. Ein Teil mag zurückkehren, alſo aufhören als Zahlungsmittel 
zu exiſtieren. Aber eine Preisſteigerung iſt unvermeidlich, und ein Teil 
der neu geſchaffenen Zahlungsmittel wird⸗alſo immer vom Verkehr be⸗ 
halten. Werden nun ſolche Operationen Tag für Tag von der Finanz⸗ 
verwaltung wiederholt, ſo wird die Folge eine immer fortgeſetzte Preis— 
ſteigerung und eine damit proportionelle Steigerung der Zahlungsmittel— 
verſorgung der Volkswirtſchaft. Die ſelbſtändig wirkende Kraft in dieſer 
Bewegung iſt unbeſtritten die ſtetige Neubeſchaffung von Zahlungsmitteln 
zwecks Zahlung von Ausgaben, welche nicht durch wirkliche Einnahmen 
der Finanzverwaltung gedeckt werden können. Dieſen begrifflich klar be- 
ſtimmten Vorgang ſollte man mit dem Namen „Inflation“ bezeichnen. 
Will man die Inflation einer Valuta quantitativ auffaſſen, ſo iſt ſie 
einfach gleichbedeutend mit dem Begriffe „Steigerung des allgemeinen 
Preisniveaus. 

Prion ſchreibt der Warenknappheit einen gewiſſen Anteil an der 
Preisſteigerung zu. Eine quantitative Schätzung dieſes Anteils wäre 
dabei wünſchenswert geweſen. Die Verminderung der Warenverſorgung 
kann man in den verſchiedenen Ländern in 10, 20, 30, vielleicht, wenn 
es ſehr ſchlimm iſt, 50 % rechnen. Bei unveränderter Zahlungsmittel— 
verſorgung würde ſie alſo eine Preisſteigerung in entſprechendem Ver— 
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hältnis verurſachen. Die Zahlungsmittelverſorgung iſt aber nicht un⸗ 


verändert geblieben, ſondern um mehrere hundert Prozent vermehrt worden. 


Hier haben wir alſo ohne Zweifel die weit überwiegende Urſache der 


Preisſteigerung. Dieſe Beobachtung iſt ſehr wichtig, beſonders gegen⸗ 
über den gewöhnlichen Vorſtellungen, daß der Geldentwertung durch er⸗ 


höhte Produktion abgeholfen werden könnte. In dieſem Punkte laſſen 


die Ausführungen Prions viel zu wünſchen übrig. 
Außerdem iſt zu bemerken, daß eine Einſchränkung der Warenver⸗ 


ſorgung ſtreng genommen eine entſprechende Verminderung der Zahlungs⸗ | 


mittelverforgung zur Folge haben ſollte und dann auch keine Preis⸗ 
ſteigerung hervorrufen könnte. In dieſem Sinne iſt die Preisſteigerung 


ganz auf eine zu reichliche Zahlungsmittelverſorgung zurückzuführen und. 


bedeutet eine Inflation der Valuta. 

| Auch mit Bezug auf die Wirkung der inneren Geldentwertung auf 
die ausländiſche Schätzung des Geldes ſcheinen mir die Ausführungen 
Prions etwas zu unbeſtimmt, um das Weſentliche in ſeinem richtigen 
Lichte hervortreten zu laſſen. Der weſentliche Beſtimmungsgrund der 
Wechſelkurſe iſt ohne Zweifel das Verhältnis zwiſchen der inneren Kauf⸗ 
kraft der einen und der anderen Valuta. Dieſes Verhältnis beſtimmt 


die Kaufkraftsparität. Eine Erklärung der gegenwärtigen Be. 


wegungen auf dem internationalen Valutamarkt muß von einer Feſt⸗ 
ſtellung der jeweiligen Kaufkraftsparitäten ausgehen. Dieſe bezeichnen 
die Normallage der Wechſelkurſe. Die Abweichungen der tatſächlichen 
Kurſe von den Kaufkraftsparitäten müſſen eben als Abweichungen auf⸗ 
gefaßt werden, die von beſonderen, abnormen Verhältniſſen veranlaßt 
werden. Ich darf vielleicht hier auf meine Aufſätze in „Economie 


Journal“ Dezember 1918 und Dezember 1919, ſowie auch auf meinen 


Frankfurter Vortrag, Gotha 1919, hinweiſen.] 
Im zweiten Teile ſeines Buches behandelt Prion die finanziellen 
Maßnahmen zum Abbau der Preiſe und findet dabei Gelegenheit, eine 


ſehr geſunde Kritik gegen gewiſſe populäre Vorträge auszuüben. Er 


kommt zu dem Ergebnis, daß auf der monetären Seite die Inflation 
eigentlich nur durch große Vermögensſteuern bekämpft werden kann. Ich 
glaube, der Verfaſſer unterſchätzt — wie man ziemlich allgemein in 
Deutſchland zu tun ſcheint — die gewaltige Schädigung des Wirtſchafts⸗ 


lebens, die durch ſolche Steuern veranlaßt wird. Eine Vermögensabgabe, | 


wie fie in Deutſchland geplant wird, bedeutet für einen. beträchtlichen 
NS 


Teil der Steuerzahler einfach Ruin und für das ganze Wirtſchafts⸗ 
leben, das jetzt eben etwas Ruhe brauchte, eine ſehr bedenkliche Kriſe, 
die ſich übrigens ſchon im voraus in ſchweren Störungen kund⸗ 
gegeben hat. | 


Prion if auch der Anſicht, daß mit ſolchen Steuermaßnahmen 


wenig für den Preisabbau gewonnen werden kann. Das iſt wohl wahr. 


Denn die deflationiſtiſche Wirkung von Steuern hängt natürlich in erſter “= 


Linie von der Anwendung der einfließenden Mittel ab und iſt nur 
möglich, wenn die geſamte aktuelle Kaufkraft der Volkswirtſchaft her⸗ 
abgeſetzt wird. Nun wird das Reich wahrſcheinlich nur mit größter 
1 Schwierigkeit . ä durch Steuern decken . und es ſcheint 
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ſehr fraglich, ob es imſtande fein wird, darüber hinaus auch Steuer— 
einnahmen zur Vernichtung von Kaufkraft zu verwenden. Zuerſt muß 
offenbar Gleichgewicht im Reichshaushalt hergeſtellt werden. Solange 
laufende Ausgaben nur mit weiterer Inflation gedeckt werden, iſt es hoff⸗ 
nungslos Steuern zu einer Deflation verwenden zu wollen. Es zeigt 
ſich hier, wie überhaupt in dieſer Frage, daß die nächſtliegende Frage 
die iſt, wie man eine fortgeſetzte Inflation verhindern und eine Sta— 
biliſierung der Preiſe gewinnen ſoll. 

Prion kommt ſchließlich zu dem Ergebnis, daß der Abbau der 
Preiſe nur von der Warenſeite her erfolgen kann. Es iſt ſehr bemerkens⸗ 
wert, daß in ſeiner ganzen Unterſuchung kein Platz übrigbleibt für 
den regulierenden Einfluß des Geldzinſes. Der Geldzins iſt doch unter 
normalen Verhältniſſen der eigentliche Regulator des Geldwertes . Bei 
der gegenwärtigen außerordentlichen Kapitalknappheit müßte der Geldzins 
offenbar auch auf einer außerordentlichen Höhe ſtehen. Er iſt aber in 
Deutſchland, wie übrigens auch in vielen anderen Ländern, bei 5% - 
ſtehengeblieben. So viel muß hier mit aller Nachdrücklichkeit geſagt 
werden, daß ein Wiederaufbau Deutſchlands oder Europas bei einem 
Zinsfuß von 5% vollſtändig ausgeſchloſſen iſt, und, daß deshalb ein 
Feſthalten an einem ſolchen nominellen Satz eine fortgeſetzte Inflation 
mit ſich bringen muß. Daß dieſe fundamentale Seite des Inflations— 
problems in Deutſchland meiſtens vollſtändig überſehen wird, iſt theo 
retiſch wie praktiſch eine ſehr bedenkliche Schwachheit. " 

Die Rückſchraubung der Preiſe iſt nach Prion nur innerhalb 
ziemlich enger Grenzen möglich und wünſchenswert. Darin ſtimme ich 
ihm volljtändig bei. Es iſt eben das Verhängnisvolle in jedem In— 
flationsprozeſſe, daß er niemals wieder gut gemacht werden kann. Das 
ſollte man bedenken bei jedem Schritt, den man auf dieſem Weg nimmt. 


Djursholm (Schweden) Guſtav Caſſel 


Müller, Hermann, Zentralarbeiterſ ekretär: Karl Marx und die 
Gewerkſchaften. M 1 Band. Berlin 
1918, Verlag für Sozialwiſſenſchaften G. m. b. 


Man pflegt Marx auch heute noch in einem 3 Gegenſatze 
zur Gewerkſchaſtsbewegung zu denken. Bernſtein hat jedenfalls ganz 
beſonders in dieſem Sinne in der Literatur gewirkt. Es liegt unmider- 
legbar im Weſen des Marxismus, daß, wie alles, was den Entwicklungs— 
prozeß des Kapitals beſchleunigt, den Zwecken der Arbeiter zu dienen 
geeignet iſt, umgekehrt auch alles was den Prozeß hemmt oder erſchwert, 
als den Intereſſen des Proletariats nachteilig, jedenfalls als Gefahr für 
dieſe anzuſehen iſt. Ernſteſte Marx⸗Interpreten haben die Gewerkſchafts— 
ideologie als unvereinbar mit der Marxiſtiſchen Doktrin erklärt: „denn 
die Gewerkſchaften hätten ſich als Ziel geſteckt, innerhalb der kapita— 
liſtiſchen Geſellſchaftsordnung die Lage der Arbeiter zu verbeſſern, während 
Marx ſich bemüht habe, nachzuweiſen, daß nach den allgemeinen Geſetzen 


1 Vgl. meine „Theoretiſche Sozialökonomie“, SS 49 und 58. 
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— 


der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe eine abſolute Verelendung der Arbeiter 


eintreten müſſe, gegen die anzukämpfen zwecklos ſei“ (S. 83). 
Dieſe Auffaſſung iſt gewiß in ſolcher Klarheit und Einſeitigkeit 


unhaltbar, denn es liegen genügend ausgeſprochen gewerkſchaftsfreundliche 


ußerungen von Karl Marx vor. Und dieſe nur als Ausfluß eines 


Opportunismus einzuſchätzen geht einer Perſönlichkeit gegenüber, wie ſie 


Marx war, nicht an, obwohl das Streben die unpolitiſchen engliſchen 
Trade Unions, die antigewerkſchaftlichen romaniſchen Proudhoniſten und 


ſchließlich die gleichfalls antigewerkſchaftlichen deutſchen Laſalleaner in 


— 


der „Internationale“ unter einen Hut zu bringen, einen gewiſſen Oppor⸗ 


tunismus, mindeſtens aber keine geringe diplomatiſche Qualität voraus⸗ 
ſetzt, die ein gewiſſes Maß von Widerſprüchen wohl zu erklären ver⸗ 


mögen. | f 
Es iſt angeſichts dieſer Sachlage geradezu überraſchend, daß das 
Verhältnis von Karl Marx zu den Gewerkſchaften bisher noch nicht 


ſorgfältiger unterſucht und auf die Widerſprüche, die bei Marx darüber 


vorkommen, geprüft worden iſt. Die ausgezeichnet geſchickte Schrift des 
Zentralarbeiterſekretärs Hermann Müller — der mit dem jetzigen Miniſter 
des Auswärtigen nicht identiſch iſt — in der Sammlung der ſozial⸗ 


wiſſenſchaftlichen Bibliothek, die dieſes Thema behandelt, kommt daher 


außerordentlich erwünſcht. Auch dieſer Verfaſſer kann nicht beſtreiten, 
daß die geradezu communis opinio gewordene Auffaſſung, Marx ſei ge⸗ 


werkſchaftsfeindlich zu verſtehen, in den Schriften der Väter des wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Sozialismus reichlichen Nährboden habe. Dennoch unternimmt 


er es, im weſentlichen das Gegenteil nachzuweiſen. Und je mutiger 


der ſozialiſtiſche Dogmenhiſtoriker den Gegenſätzen und Widerſprüchen 
in die Augen ſieht, um ſo beſſer kann es nur ſein. Hermann Müller 
ſcheut ſich trotz ſo vieler entgegenſtehender Lehrſätze des alten Meiſters 
nicht, ſein Büchlein mit dem Satz einzuleiten: es gibt keinen Theo⸗ 
retiker, dem die Gewerkſchaften ſo viel verdanken wie Marx, denn ſeine 


ökonomiſchen Lehren von Arbeitskraft und Arbeitslohn bildeten auch die 


Grundlage der Gewerkſchaftstheorie. N 


Zunächſt unternimmt es der Verfaſſer, an der Hand dieſer Grund⸗ 


| lehren von Marx aufzuzeigen, daß die Gewerkſchaftsarbeit ſehr wohl mit 


den Gewerkſchaftszielen vereinbar iſt. Freilich, die Anerkennung der 


Tätigkeit der Gewerkſchaften bedeutet einen Verzicht auf die Verelendungs⸗ 
und die Zuſammenbruchstheorie. Aber ſind nicht dieſe Theorien auch 


durch den Zeitpunkt des Eintretens unſerer ſozialen Revolution, alſo 


durch hiſtoriſche Tatſachen ſehr in Frage geſtellt? Kann man denn 


fagen, die Revolution ſei in einem Augenblick gekommen, als die Ver⸗ 
elendung des Proletatiats beſonders geſteigert war? Oder iſt der Kern 


dieſer Revolution vielleicht gar nicht ſozial im marxiſtiſchen Geiſt? Eine | 


ſolche Kontrolle der hiſtoriſchen Ereigniſſe an den marxiſchen Theſen 
oder, wenn man will, umgekehrt dieſer an jenen wird trotz vieler be⸗ 


ſtechenden Stimmigfeiten nie einwandfrei gelingen. 


Und berührt es uns nicht auch ganz wirklichkeitsfremd, wenn man daran 
erinnert wird, daß ein Mann wie Bebel bei Beratung der Gewerbe⸗ 
ordnung des Norddeutſchen Bundes dem Manne, der am entſchiedenſten 
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mit weitgehenden Schutzanträgen hervorgetreten war, v. Schweitzer, geradezu 
in den Arm gefallen iſt, daß die Laſſälleaner gegen den Normalarbeitstag 
aufgetreten ſind, um zu verhüten, daß der Polizeiſtaat jeden Mittag und 
Abend die Arbeiter in ihren Wohnungen mit der Kontrolle bedrohe, um 
‚ Unglüdliche, die noch darüber hinausarbeiten wollten, zur Strafe ziehen 
zu laſſen. „Welche Rückſtändigkeit, geſtützt auf ein raffiniertes Sophisma, 
bedeutete doch die Unterſcheidung reaktionärer von revolutionärer Sozial- 
politik, von der Engels jo erfüllt war, indem er ſchrieb: „Von dem 
Augenblick an, wo die Grenzen des Weltmarktes ſelbſt für die volle Ente 
faltung aller Reſſourcen der modernen Induſtrie zu eng werden, wo ſie 
eine geſellſchaftliche Revolution nötig hat, um für ihre Kräfte wieder 
freies Spiel zu gewinnen — von dieſem Augenblick an iſt die Bes 
ſchränkung der Arbeitszeit nicht mehr reaktionär, fie iſt kein Hemmnis 
der Induſtrie mehr.“ 8 S 

Es gab alſo eine „reaktionäre Beſchränkung der Arbeitszeit“, ein 
Begriff, der ein Kind der Polizeifurcht und des Doktrinarismus zugleich 
war, und ſo, wie man ſich aus dieſen beiden Feſſeln in etwas, ja zum 
Teil ſehr erheblich herausgearbeitet hat, ſo iſt eben auch bei Marx nicht 


anders aus den Widerſprüchen herauszukommen, als Indem man eine 


Wandlung in ſeiner Auffaſſung annimmt. Wie er die Sozialpolitik 


in der Zeit der ausgehenden Chartiſtenbewegung abgelehnt hat, ſo hatte | 


er urſprünglich wohl auch von den Gewerkſchaften eine geringe Meinung, 
und ganz gewiß, ſolange er an die abſolute Verelendung der proletariſchen 
Maſſen glaubte. Später wurden für Marx alle dieſe ſozialpolitiſchen 
Fortſchritte Triebräder in dem Mechanismus, der das fertige Produkt: 
ſozialiſierungsreifer Kapitalismus, zutage fördern ſollte. Sie 
ſchienen ja namentlich geeignet, die alte frühkapitaliſtiſche Wirtſchafts— 


organiſation mit kleinen Betriebsſtätten raſcher aufzulöſen, indem fie 


und ganz beſonders die Betriebshygiene zum Großbetrieb hindrängten. 
Im erſten Band des „Kapital“ iſt dann die Wandlung im weſentlichen 
ſchon vollzogen. 5 | 

| Die Vorausſetzungen, unter denen nun die Gewerkſchaftsarbeit ein- 
zuſetzen hat, und der Rahmen, innerhalb deſſen ſie Erfolge erzielen kann, 
ſind von Marx vornehmlich und am geſchloſſenſten in ſeinem Vortrag 
„Lohn, Preis und Profit“ erörtert, den er am 25. Juni 1865 im 


Geeneralrat der „Internationale“ gehalten hat. Der theoretiſche Ge— 


dankengang iſt hauptſächlich auf den Zuſammenhang eingeſtellt, wie das 
Steigen der Löhne die Preiſe der Waren beeinfluße, und wie dieſes 
Hwieder die Lage der Arbeiter beſtimme. Marx iſt darin wirklich auf 


Reiner Höhe einer Leidenſchaftsloſigkeit, wie man ſie bei dem leidenſchaft⸗ 


lichen Revolutionär nicht erwartet. Er kommt dort in der Tat einer 
der Gewerkſchaftsarbeit günſtigen Auffaſſung der Zuſammenhänge am 
nächſten. vo 

Der Wert der Ware Arbeitskraft wird zwar beſtimmt durch den 
Wert der für ihre Erhaltung und Fortpflanzung erforderlichen Lebens— 
mittel. Deren Wert wieder wird beſtimmt durch die zu ihrer Herſtellung 
geſellſchaftlich notwendige Arbeitszeit. Anders als bei anderen Waren 
ſeien es aber hier zwei Elemente, die den Wert beſtimmen, ein phyſiſches, 


® 


N abhängig davon, ob die anderen Waren in ihrem Wert ſich geändert 
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durch welches die untere Grenze des Wertes gezogen fe: ie Arbeiter 


müßten, um ihre phyſiſche Exiſteng fortzuſetzen, die für Leben und Fort⸗ 
pflanzung notwendigen Lebensmitel erhalten. Deren Wert bedeute die 


unterſte Grenze des Wertes der Arbeitskraft, und zudem habe auch die 
Dauer des Arbeitstages ihre Grenze in der phyſiſchen Erſchöpfung des 


Arbeiters. Der zweite den Wert der Arbeitskraft beſtimmende Faktor 
ſei aber ein geſellſchaftlicher: die in jedem Lande traditionelle Lebens⸗ 


haltung, für die eben geſellſchaftliche Verhältniſſe ausſchlaggebend ſeien, 


in denen die Menſchen leben, die Befriedigung gewiſſer Bedürfniſſe, die 
aus dieſen geſellſchaftlichen Umſtänden herrühren. 


Wohl ſei das phyſiſche Element der Wertbeſtimmung der Arbeits⸗ 
kraft unverrückbar gegeben, aber das geſellſchaftliche, das hiſtoriſch 
gewordene ſei veränderlich, ja, es könne gänzlich einflußlos werden, 
ſo daß nur das phyſiſche Element verbleibe. Der Wert der Arbeitskraft 


iſt demnach dennoch auch bei Marx eine hiſtoriſch bedingte Größe wie 
bei Laſſalle. Sie iſt daher auch länder⸗ und zeitweiſe verſchieden, un⸗ 


haben mögen oder nicht. 


Folgerichtig ſagt Marx von der Höhe des Profites, daß wohl ſein 


Maximum, wenn die Grenzen des Arbektstages gegeben ſeien, mit dem 


phyſiſchen Minimum der Löhne beſtimmt ſei, daß aber ein Minimum 


des Profites ſich nicht beſtimmen laſſe, weil es kein Maxi⸗ 


mum der Löhne gebe. Auch das phyſiſche Maximum des Arbeits⸗ 
tages gehe bei gegebenen Löhnen dem Profit eine Grenze. | 8 
Nicht für ſeine Zeit, wohl aber in ſolcher Abſolutheit ein Irrtum 


von Marx war es, daß er daran anſchließend die Theſe verfochten hat, 


der Kapitaliſt arbeite beſtändig darauf hin, die Löhne auf ihr phyſiſches 


Minimum herabzuſetzen und den Arbeitstag auf ſein phyſiſches Maximum 


auszudehnen, während der Arbeiter einen ſteten Druck in entgegengeſetzter 


Richtung ausübe. 


Es iſt das ein längſt überwundener Standpunkt in den Produktions- 


ſtätten. Der Fabrikant wenigſtens iſt weit davon entfernt, die Löhne 
auf ihr phyſiſches Minimum herabzudrängen. Mag das in den fünfziger 
und ſechziger, ja bis in die achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 


| typiſch geweſen ſein. Der zunehmend Raum gewinnende Rationalismus 
in der Betriebsführung wirkt in der Richtung, daß jene über dem 
phyſiſchen Minimum liegende Lohnhöhe zuſtande kommt, bei der die 


Leiſtung des Arbeiters ſich dem Optimum am meiſten nähert. Und zwar 
einem dauernden Optimum. Der kapitaliſtiſche Fabrikant iſt um ſo 


geſtörte Lauf ſeiner Maſchinen iſt. Das iſt eine Konſequenz des Wachs⸗ 
tums der Quote des konſtanten Kapitals. 


Jene mindeſtens allzu allgemeine Formulierungen hätte Müller 95 


wiohl richtigſtellen müſſen. Die Stelle bei Marx iſt einfach durch die 


Entwicklung überholt, und es fragt ſich, ob die tatſächliche Entwicklung, 


der in ihrem Weſen doch peſſimiſtiſchen Grundauffaſſung über das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber entſprochen hat oder nicht, 


ob er — und das ift das u ment — der Gewerk⸗ 


I 


weiter von jener Minimumtendenz entfernt, je wichtiger ihm der un⸗ 
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ſchaftsarbeit eine ausſchlaggebende Mitwirkung in der Ausgeſtaltung des 
Arbeitsverhältniſſes, was Zeit und Lohn anlangt, zugeſprochen hat. Die 
Frage nach der Beſtimmung der wirklichen Höhe der Profitrate löſt ſich auf, 
ſagt Marx, in die Frage der relativen Kräfte der Kämpfenden!. . 
Damit iſt für den Kenner der Verhältniſſe wenigſtens das eine anerkannt, 
daß die Steigerung der Kraft der Arbeiter durch die Gewerkſchaft zur 
Geltung kommen könne. Aber ziemlich unmittelbar vorher ſchrieb 
dieſer ungemein ſcharfſinnige Kopf, daß der Kampf um eine Lohnerhöhung 
nur „im Gefolge“ vorhergegangener Veränderungen ausbricht, daß er die 
unvermeidliche Frucht vorhergegangener Anderungen der Maſſe der Pro- 
dukte, der Produktivkräfte der Arbeit, des Wertes der Arbeit, des Geld— 
wertes uſw., kurz Reaktionen der Arbeit gegen vorhergegangene Aktionen des 
Kapitals ſind 2. So läßt ſich natürlich alles beweiſen, wenn man ſummariſch 
alles, was als Triebfeder des Gewerkſchaftshandelns auftreten kann, 
a priori als Aktionen des Kapitals hinſtellt. Aber mag daß ſogar den 
Tatſachen entſprechen, mag immerhin ſoundſo oft ein Vorgehen der 
Kapitaliſten und ihrer Organe die Aktion der Gewerkſchaften als Reaktion 
ausgelöſt haben, ſo iſt damit noch kein Wort über das mögliche Aus— 
maß des Erfolges geſagt. Und hier wirkt die Dialektik nicht fördernd, 
klärend, ſondern im Gegenteil trübend. 

Mit nicht gewöhnlicher Geſchicklichkeit unternimmt es Müller aus 
dem Widerſpruch zwiſchen dem kommuniſtiſchen Manifeſt und dem dort 
feſtgelegten Dogma von der abſoluten Verelendung des Proletariats 
‚einerfeitö, der poſitiven Wirkſamkeit der Gewerkſchaften anderſeits die 
Löſung zu finden, indem er nachweiſt, wie hier bei Marx neben das 
theoretiſche Dogma von der Verelendung immer mehr die Feſtſtellung 
einer tatſächlichen relativen Verelendung tritt. Nicht eine agitatoriſche“ 
Wendung ſei die Verelendungstheſe im kommuniſtiſchen Manifeſt ge⸗ 
weſen. Dazu ſeien ſie beide, Marx wie Engels, viel zu ſehr Wiſſen— 
ſchaftler geweſen. Das Beobachtungsmaterial, von dem ſie damals 
1847/48 ausgegangen waren, die Lage der arbeitenden Klaſſe in Eng⸗ 
land, zwang ihnen die Überzeugung von der Unaufhaltſamkeit der » Maſſen⸗ 
verelendung ſchlechthin, von der abſoluten Verelendung auf. Im „all⸗ 
gemeinen Geſetz der kapitaliſtiſchen Akkumulation“ im erſten Band des. 
„Kapital“ wird der Tatſachenomplex zur Theorie von der abſoluten 
Verelendung als Folge des Kapitalismus verdichtet, aber nur als „all— 
gemeines“ Geſetz, das durch gewiſſe Hemmungen durchbrochen wird. Das. 
iſt eben die „geſchichtliche Tendenz“ der „kapitaliſtiſchen Akkumulation“. 
Weil damals, jo argumentiert Müller, die Zahl der gewerkſchaftlich. 
organiſierten Arbeiter gering war, verſagten ihre Organiſationen auch— 
während der Kriſen. Die Tatſachen entſprachen der theoretiſch erfaßten 
Geſetzmäßigkeit, und Marx „beſchrieb lediglich, was er ſah“. 

Später freilich zeigten ſich die Wirkungen der Sozialgeſetze und der 
Gewerkſchaften und beide zeigten ſich als „Dämme, die der Verelendung. 
8 können“. Und fo habe Marx im „Kapital“ dann mit deu: 


i Marx, Lohn, Preis und Profit, S. 38. 
2 Ebenda, S. 47. 
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Verelendungstheorie endgültig aufgeräumt und nicht mit einem im Elend 
langſam verkommenden, ſondern mit einem kampffähigen Proletariat ge⸗ 
rechnet. Ich vermag Müllers Bemühen nicht als geglückt zu erachten. 
Die Hinüberführung von der abſoluten zur relativen Verelendung im 
Marxismus mag man immerhin — wenn man namentlich Engels Kritik 
des Programmes der ſozialdemokratiſchen Partei berückſichtigt — zugeben. 
Aber einmal iſt die Verelendung des Proletariats weder ſchlechthin mit 
der „wachſenden Unſicherheit der Exiſtenz“ zu beweiſen, noch ſind das 
Wachstum der Frauen⸗ und Kinderarbeit, die Abnahme der Ehe⸗ 
ſchließungen und Geburten überzeugende Beweistatſachen dafür. Und 
zweitens iſt unhaltbar, daß dem Kapital keine Grenze tief genug ſei, 
auf die es den Arbeiter hinabdrücken möchte. Das iſt ein heute nicht 
mehr möglicher, jedenfalls nicht mehr rationeller Standpunkt der Kapitals⸗ 
verwaltung. Wenn der Kapitaliſt wirklich danach verfährt, dann unter⸗ 
liegt er wenigſtens in einer großen Zahl von Produktionsgebieten heute 
ganz gewiß. Hierin liegt eine ganz ſcharfe Wandlung vor, die ebenſoſehr 
als geſetzmäßige Tendenz zu erkennen iſt wie vorher die tatſächlich ab⸗ 
ſolute Verelendung. Heute liegt die Sache jedenfalls ſo, daß das be⸗ 
hauptete Dogma von der relativen Verelendung noch eines wahrhaftig 
durchaus nicht ſo leichten Beweiſes bedarf. 

Das Buch Müllers bringt noch ein treffliches Kapitel: „Revolution 
oder praktiſche Arbeit“, das verdienen würde, in allerweiteſten Kreiſen 
verbreitet zu merden; er lehnt die revolutionäre Methode aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen ab. „ 
ö Leider iſt das Bändchen voll recht unangenehmer Druckfehler. Über 
die Ausſtattung der Bücher läßt ſich heute nichts ſagen. Mein Exemplar 
iſt voller Fettflecken, die nur von der leichtfertigen Art zu drucken ſprechen. 
Der Inhalt des Buches wäre wahrlich einer beſſeren äußeren Form 
würdig. 


Karlsruhe =. Bwiedined-Südenhorft 


Majerezit, Wilhelm: Kommunale gewerbliche Unter⸗ 
nehmungen als Kampfmittel gegen die finanzielle 
Notlage der deutſchen Städte. Berlin 1919, J. Springer. 
98 S. 7 Mk. 1 | 


Die Erörterung über ‚die Sopialifieningsprabtem und die zahl⸗ 
reichen damit zuſammenhängenden Fragen erwecken ein ganz bejonderes 
Intereſſe für Unterſuchungen über die kommunalen gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen. Liegen doch für dieſe Form der Gemeinwirtſchaft Erfahrungen 
ſchon ſeit vielen Jahren vor, die es gilt, bei dem, was bei uns geplant 
ift, in allgemeiner und nutzbringender Weiſe zu verwerten. 


Das vorliegende, mit großer Sachkenntnis geſchriebene Buch be⸗ 


handelt in ſeinem erſten Teile die bisherige Stellung der gewerblichen 


Unternehmungen im Haushalt der Städte und in einem zweiten die 
Zukunft derſelben vom finanziellen Standpunkte aus betrachtet. Dabei 
werden in dem letzten Fe die Range von mon oder Wirt⸗ 
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ſchaftspolitik und ſodann die neuen Organiſationsformen für den Betrieb 
der ſtädtiſch⸗ gewerblichen Unternehmungen beſprochen. 

Der erſte Teil bietet nach allgemeinen Erörterungen über die 
öffentlich⸗rechtlichen Einnahmequellen der Städte lehrreiche Zuſammen— 
ſtellungen über die Betriebsüberſchüſſe der ſtädtiſch- gewerblichen Unter— 
nehmungen, einmal bezogen auf das Anlagekapital, ſodann in ihrem 
Verhältnis zu dem Steuereinkommen in den betreffenden Gemeinden. 
Was den erſten Zuſammenhang anlangt, ſo tadelt der Verfaſſer mit 
Recht, wie es auch ſchon oft vor ihm geſchehen iſt, daß bei dieſen Unter— 
nehmungen die Erneuerungsrücklagen ſo ſehr knapp bemeſſen werden. 
Dieſe Rücklagen reichen im allgemeinen nur aus, um der Wertverminderung 
durch natürliche Abnützung zu begegnen, aber ſie werden der techniſchen 
Entwicklung und der Zunahme des Konſums, welche beide die vorzeitige 
Außerbetriebſetzung vieler Anlagen bewirken können, nicht gerecht. Dabei 
iſt der Verſuch des Verfaſſers intereſſant, für die einzelnen Arten dieſer 
Unternehmungen die Beträge relativ feſtzuſtellen, welche analog den Vor— 
gängen bei einer Aktiengeſellſchaft nach Abſetzung für Erneuerung, 
Tilgung und Verzinſung als Dividende hätten verteilt werden können. 
Es ergeben ſich dabei ganz erhebliche Sätze, deren Höhe jedoch vielfach 
auch darauf beruht, daß die Rücklagen für Erneuerung uſw. vielfach recht 
unzureichend geweſen ſind. Bei dem Verhältnis der Betriebsüberſchüſſe 
zu dem Gemeindeſteueraufkommen, das für das Jahr 1912 dargeſtellt 
wird, zeigen ſich bei den einzelnen Städten ſehr große Verf ſchiedenheiten. 
Die großen Städte weiſen hierin eine große Überlegenheit auf. Im 
allgemeinen haben die Städte 15 — 25 % ihres Bedarfes aus den Über⸗ 
ſchüſſen ihrer Betriebe decken können. 

Bei der Erörterung der zukünftigen Finanzierung dieſer Unter: 
nehmungen kommt der Verfaſſer zu recht ungünſtigen Ergebniſſen. Er 
ſchätzt die für die nächſte Zeit dafür notwendige Summe auf jährlich 
1200 —1500 Mill. Mk. Ein gewiſſes günſtiges Moment ſieht er dieſem 
Rieſenbedarf gegenüber in der derzeitigen vorhandenen Flüſſigkeit des 
Geldmarktes. Er gibt aber ſelbſt zu, daß Geld⸗ und Kapitalüberfluß 
verſchiedene Dinge ſind, und daß man deshalb dieſe augenblicklich vor— 
handene Geldflüſſigkeit in ihrer Bedeutung nicht überſchätzen dürfe. Ich 
möchte ſogar noch einen Schritt weitergehen und dieſen Faktor für die 
vorliegende Frage gar nicht in Rechnung ſetzen. Muß es doch unſer 
Beſtreben ſein, dieſe jetzt vorhandene Geldflüſſigkeit als überaus ſchädlich 
zu bekämpfen, und iſt es doch eine der Hauptaufgaben der kommenden 


großen Steuern, ihr ein Ende zu machen und die Verhältniſſe des Geld— 


marktes denjenigen des Kapitalmarktes anzupaſſen. 

Mit Recht hebt der Verfaſſer hervor, daß der Schwerpunkt der 
Bedeutung der ſtädtiſch⸗gewerblichen Unternehmungen weniger auf. finan— 
ziellem als auf wirtſchaftlichem Gebiete liege, daß es vor allem darauf 
ankomme, daß in ihnen wirklich ein Optimum an wirtſchaftlichen Leiſtungen 
erzielt werde. Demgegenüber betont er, daß man in dieſen Unter- 
nehmungen nur allzuoft weniger Wirtſchaftsbetriebe als Finanzobjekte 
geſehen hat, und daß man finanziell günſtige Ergebniſſe weniger durch 
eine umſichtige und ſparſame Betriebsführung als durch hohe Monopolpreiſe 
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zu erreichen ſachte Hier tritt nun Majerczik für einen energischen Ab⸗ 
bau dieſer Tarife ein, um mit dem Grundſatz: großer Umſatz und kleiner 
Nutzen, mehr wirtſchaftlichen Geiſt in dieſe ſtädtiſchen Unternehmungen 
hineinzutragen. Was er in dieſer Hinſicht ſagt, verdient alle Beachtung. 


Das iſt nach ſeiner Anſicht aber nur durchführbar, wenn gleichzeitig 


für dieſe ſtädtiſchen Unternehmungen neue Organiſationsformen gefunden 
werden. „Man kann nicht eine Verwaltungsorganiſation, die ihrem 
Weſen nach bureaukratiſch iſt, auf Wirtſchaftsbetriebe übertragen, die 
kaufmänniſch zu leiten ſind.“ Im Zuſammenhange damit werden dann 


die verſchiedenen neuen möglichen Organiſationsfragen beſprochen, wie 


z. B. die verſelbſtändigte kommunale Unternehmung, die öffentliche Ge⸗ 
meinweſen⸗Aktiengeſellſchaft, der kommunale Zweckverband, die Ver⸗ 
pachtung und der Verkauf an Private und die gemiſcht⸗wirtſchaftliche 
| Unternehmung. 

In dieſem Zusammenhange finden ſich dann, in Anlehnung an 
manche anderen neuen Arbeiten, die Urſachen der Überlegenheit der pri⸗ 
vaten über die öffentliche Unternehmung erörtert. Majerczik entſcheidet 
ſich für die gemiſcht⸗wirtſchaftliche Unternehmung, durch welche er für 
die Stodtkaſſe eine Erhöhung der Betriebsüberſchüſſe erwartet. Ob es 
freilich möglich ſein wird, den Ertrag des Unternehmens damit ſo zu 
ſteigern, daß der auf die Gemeinde entfallende Gewinnanteil größer wird 
als der Geſamtgewinn, den ſie bei der Alleinbewirtſchaftung erzielt haben 
würde, ſcheint mir doch nicht ſicher feſtzuſtehen. In den weſentlichſten 
Punkten muß man aber gerade bei dieſer Frage dem Verfaſſer beipflichten. 
In dieſen wirtſchaftlichen Erörterungen liegt die Stärke der Schrift, 


und es war deshalb vielleicht nicht ganz zweckmäßig, in dem Titel der⸗ = 


felben das finanzielle Moment in den Vordergrund zu rücken. | 
Es iſt zu wünſchen, daß dieſe Schrift auch in der Praxis ſo be- 
achtet wird, wie ſie es verdient. Wenn man auch nicht ſo weit zu 
gehen braucht, die rein öffentliche Unternehmung überall durch die gemiſcht⸗ 
wirtſchaftliche zu erſetzen, ſo gibt es doch Möglichkeiten genug, auch im 
Rahmen einer rein öffentlichen Unternehmung die wirtſchaftliche Seite 
mehr zu betonen, als es bisher der Fall war. Vielleicht hätte der Ver⸗ 
faſſer gut daran getan, auch auf dieſe Seite der Reformen einzugehen. 
Nach einer Seite hin weiche ich vor allem von dem Standpunkte des 
Verfaſſers ab. Er ſieht doch zu ſehr den wirtſchaftlichen Effekt der 
ſtädtiſchen Unternehmungen in ihrem finanziellen Ergebnis, nach der 
Seite ihres unmittelbaren Ertrages hin, ſeine Auffaſſung iſt hier doch 
etwas zu ſehr von privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten getragen. Man 
kann ſich aber demgegenüber auch auf den Standpunkt ſtellen, daß der 
wirtſchaftliche Effekt dieſer Unternehmungen auch in ihrem Einfluffe auf 
das ganze ſoziale und wirtſchaftliche Leben der Stadt zu ſuchen iſt, und 
daß eine Unternehmung auch dann rentiert, wenn ſie zwar vielleicht 
bilanzmäßig ertraglos bleibt, aber durch ihren günſtigen Einfluß auf das 
| wirtſchaftliche Leben die Steuerkraft der Bevölkerung hebt. Wenn auch 
nicht in dem gleichem Maße, ſo können doch auch bei Städten mit Recht 
ähnliche Erwägungen eine Rolle ſpielen, wie es zum Beiſpiel bei der 
ſtaatlichen Eiſenbahnpolitik Wa der Fall zu ſein e Wenn man 
Schmollers Jahrbuch XLIV I. 19 
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dieſe Möglichkeiten mit in Erwägung zieht, dann müſſen freilich die 
Städte eine ganz andere Politik, vor allem hinſichtlich der Preiſe, ein— 
ſchlagen, als es bisher der Fall geweſen iſt. Man denke zum Beiſpiel 
an den Zuſammenhang zwiſchen Wohnungsfrage und Verkehrspolitik. 
Dann wird man aber auch nach anderen Maßſtäben für die Wirtſchaft— 
lichkeit dieſer Unternehmungen ſuchen müſſen als auf Grund des reinen 
Ertragsgedankens, der doch nicht immer den Aufgaben gerecht werden 
kann, welche die Städte mit ihren Unternehmungen erfüllen wollen 
und ſollen. | | 
Freiburg i. B. | er P. Mombert 


Neuere Erhebungen von Wirtſchaftsrechnungen im In⸗ 
und Auslande. Beiträge zur Kenntnis der Lebens— 
haltung im vierten Kriegsjahre. (20. und 21. Sonder- 

heft zum Reichsaxrbeitsblatt.) Berlin 1919, Carl Heymanns Verlag. 
4 und 7 Mk. 8 


Seit der vom ehemaligen Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte, Abteilung 
für Arbeiterſtatiſtik, veranlaßten und bearbeiteten Statiſtik der Lebens— 
haltung minderbemittelter Familien im Deutſchen Reiche hat dieſes Amt 
der Haushaltungsſtatiſtik fortgeſetzt ſeine Aufmerkſamkeit gewidmet. 
Wenn es bisher auch zu keiner neuen eigenen umfangreicheren Erhebung 
gekommen iſt, jo war doch um fo mehr Veranlaſſung, dieſen Zweig der 
Statiſtik dauernd im Auge zu behalten, als Methode und Technik der 
Haushaltungsſtatiſtik noch keineswegs als ausreichend geklärt und erprobt 
anzuſehen *ilt. | 
Ign dem erſten der hier angezeigten Hefte handelt es ſich, wie bei 
der früheren Sonderbeilage Nr. 5 zum Reichsarbeitsblatte (Mai 1915), 
lediglich um eine Beſprechung einer Reihe in der Zwiſchenzeit veröffent— 
lichter Erhebungen von deutſchen und außerdeutſchen Wirtſchaftsrechnungen 
und die Mitteilung ihrer wichtigſten ſtatiſtiſchen Ergebniſſe. Die erſte 
der deutſchen Erhebungen iſt von dem deutſchen Verbande der unteren 


Poſt⸗ und Telegraphenbeamten für 1912/13 veranſtaltet und von dem 


Generalſekretär der Geſellſchaft für ſoziale Reform, Dr. Ludwig Heyde, 
bearbeitet worden. Das Ergebnis dieſer Erhebung waren 127 zur Be— 
arbeitung geeignete ganzbändige Haushaltungsbücher, deren Einſender 
überwiegend auf dem platten Lande oder in Land- und Kleinſtädten 
wohnten. Sieht man dieſe Erhebung vom Standpunkte des Statiſtikers 
an, ſo muß man dem Verfaſſer des 20. Sonderhefts in ſeiner ſowohl 
an der Erhebung als auch hier und da an der Bearbeitung geübten 
Kritik beiſtimmen. Beides, Erhebung und Bearbeitung, ſind nicht ganz 
frei von der Tendenz, mit den gewonnenen Zahlen die Lage der von 
der Statiſtik erfaßten Perſonengruppe möglichſt ungünſtig erſcheinen zu 
laſſen; iſt dieſe gewiß nicht roſig, ſo verliert eine Erhebung doch an 
exaktem Wert, wenn gewiſſermaßen in der Frageſtellung die Ergebniſſe 
vorausgenommen werden. Der Bearbeiter, der die Erhebung erſt nach— 
träglich zur Bearbeitung übernommen hat, kennt ſelbſt den geringen 
ſtatiſtiſchen Wert des von ihm verarbeiteten Materials und legt ſich 


— 
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daher an manchen Stellen eine durchaus richtige Zurückhaltung in der 
Auswertung des Materials auf; im Gegenſatz zu dem Verfaſſer des 
20. Sonderheftes halte ich es zum Beiſpiel für richtig, daß eine Um⸗ 
rechnung in ſogenannten Verbrauchseinheiten unterblieben iſt; eine ſolche | 
Umrechnung ift ein Behelfsmittel, deſſen Anwendung nur bei gutem 
Material von Wert iſt. Um ſo unberechtigter iſt aber eine Reihe von 
Folgerungen, die aus dem knappen und ungenauen Zahlenmaterial ge⸗ 
zogen werden, um die erſchreckende Lage der beobachteten Familien 
darzutun. 

Da es ſich bei dem 20. Sonderheft nur um eine Bearbeitung aus 
zweiter Hand handelt, legt der Verfaſſer mit Recht beſonderes Gewicht 
auf methodologiſche Folgerungen, die ſich aus den beſprochenen Erhebungen 
ergeben. Die zweite Erhebung, 259 deutſche Haushaltungsbücher, geführt 
von Abonnenten der Zeitſchrift „Nach Feierabend“ in den Jahren 1911 
bis 1913, iſt nun ſowohl hinſichtlich der Erhebung als auch hinſichtlich 
der Bearbeitung ein voller Erfolg der Haushaltungsſtatiſtik. Leider iſt 
der Titel inſofern etwas irreführend, als die einzelnen Erhebungsperioden 
nicht mit allzuviel en Familienbudgets vertreten ſind. Die erſte (1911/12) 
mit 90, die zweite (1912/13) mit 85 und die dritte (8 Monate des 
Jahres 1913) mit 84. Es iſt dem Verfaſſer des 20. Sonderheftes 
darin zuzuſtimmen, daß die Bearbeitung einer derartigen Erhebung in 
der Auswertung des Materials ſo weit wie möglich gehen ſoll; aber es 
darf auch nicht vergeſſen werden, daß dieſer Auswertung in Umfang und 
Güte des Materials Grenzen geſetzt ſind. Nun geht der Bearbeiter hier 
zum Beiſpiel in der Gruppenbildung nach Einnahmeſtufen ſo weit, daß 
die einzelnen Gruppen für irgendwelche allgemeinen Schlußfolgerungen 
häufig keine geeignete Grundlage mehr bilden. Aber damit ſoll der Wert 
dieſer Arbeit nicht herabgeſetzt werden; ſie wird von dem, der aus der 
Haushaltungsſtatiſtik allgemeingültige wirtſchaftswiſſenſchaftliche Ergebniſſe 
zu gewinnen ſucht, mit Nutzen verwertet werden können, freilich hier 
und da unter anderweitiger Verwendung des ſtatiſtiſchen Materials. 

An dritter Stelle wird die bekannte Wiener Erhebung „Wirtſchafts⸗ 
N rechnungen und Lebensverhältniſſe von Wiener Arbeiterfamilien in den 
Jahren 1912 bis 1914“ gewürdigt. Es genügt hier wohl, auszuſprechen, 
daß dieſe Erhebung nach der Methode der Erhebung und Bearbeitung 
das weitaus Beſte darſtellt, was bisher auf dieſem Gebiete der Statiſtik 
vorliegt. Eine nähere Begründung dieſer Auffaſſung würde ein Eingehen 
auf die der Bearbeitung im 20. Sonderheft zugrunde liegende Erhebung 
erfordern, zu der dieſe Beſprechung kaum ausreichenden Anlaß gibt. 

f Es würde zu weit führen, auf die nun folgenden ſieben aus⸗ 
ländiſchen Erhebungen einzugehen; ſie ſtammen aus Holland und den 
drei nordiſchen Staaten; die Mitteilung ihrer ſtatiſtiſchen Ergebniſſe durch 


das Statiſtiſche Reichsamt muß wärmſtens begrüßt werden. Alle die 


behandelten in⸗ und ausländiſchen Erhebungen enthalten formell und 
materiell reiche Anregungen und laſſen den Wunſch laut werden, daß in 
einiger Zeit auch für ganz Deutſchland einmal wieder eine umfaſſende 
haushaltungsſtatiſtiſche Erhebung durchgeführt wird. Die bis heute, be⸗ 
ſonders ſeit 1907, vorliegenden Erhebungen werden für ſie ein immerhin 

19 * 
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brauchbares Vergleichsmaterial darſtellen, was um ſo wichtiger iſt, als 
eine in den nächſten Jahren durchgeführte Erhebung greifbares- Material 
zur Beurteilung des im Einzelhaushalt erkennbaren Niederſchlages der 
inzwiſchen eingetretenen ee und ſozialen Umwälzung erbringen . 
dürfte. 

Zu bedauern iſt nur, daß ein nach rückwärts und nach vorwärts 
gerichtetes Vergleichsmaterial aus der Kriegszeit nur in unvollkommenem 
Maße vorliegt. Vielleicht erſcheint aus den Kriegsjahren noch dieſe oder 
jene Erſcheinung oder dieſes oder jenes Haushaltungsbuch; an einer 
umfaſſenden amtlichen Erhebung fehlt es aber für dieſe Zeit aus nur 
zu begreiflichen Gründen. In kleinem Umfange wird dieſe Lücke durch 
vier Monatserhebungen des Kriegsausſchuſſes für Konſumentenintereſſen 
ausgefüllt, deren letzte in dem hier vorliegenden 21. Sonderheft Be— 

arbeitung gefunden hat. Ihr ſtatiſtiſcher Wert iſt nicht ſonderlich groß, 
aber das durch die vier Erhebungen gewonnene Material iſt beſſer als 
nichts, und das Verdienſt des Kriegsausſchuſſes für Konſumentenintereſſen 
um Beſchaffung des Materials, das für die letzte Erhebungsperiode 
(April 1918) 249 Haushalte umfaßt, iſt unter allen Umſtänden ein 
großes. An der im Statiſtiſchen Reichsamte erfolgten Bearbeitung iſt 
allerdings mancherlei zu bemängeln, wobei manches damit zu entſchuldigen 
iſt, daß die Bearbeitung ſich aus Vergleichsrückſichten an die bei den 
drei früheren Erhebungen eingeſchlagenen Wege zu halten hatte. Vor 
allem geht bei dem verhältnismäßig geringen zahlenmäßigen Umfange 
der Erhebung die Bearbeitung viel zu ſehr ins einzelne; es werden zum 
Zwecke der Auswertung viel zu kleine Gruppen und Kombinationen ge⸗ 

bildet, die die Verfolgung der großen Linien, die die Statiſtik bloßlegen 

ſoll, erſchweren und teilweiſe unmöglich machen. Viele Fragen, die der 

Statiſtiker und Volkswirt an das Material zu ſtellen berechtigt iſt, ſind 
auf Grund der vorgenommenen Bearbeitung nicht zu beantworten, und 
vieles von dem mühſam Errechneten iſt wertlos, weil es infolge des zu 
knappen Materials keine Beweiskraft beſitzt. Es finden ſich aber auch 
in dem Text Unebenheiten, die in einer amtlichen Veröffentlichung er— 
ſtaunlich wirken So wird auf Seite 18 geſagt, daß das bekannte 
Schwabeſche Geſetz durch die Unterſuchung im großen und ganzen be— 
ſtätigt wird, während ſogleich der folgende Satz mit aller Deutlichkeit 
das Gegenteil beweiſt und die von mir in einer Reihe von Unter- 
ſuchungen begründete Modifikation dieſes Geſetzes beſtätigt, nach der 
ſoziale Stellung und Standesanſchauungen in umgekehrter Richtung 
wirken. — Bei dieſer Bearbeitung wäre jedenfalls weniger mehr ge— 
weſen, und für künftige Bearbeitungen wird es vielfach notwendig wer— 
den, ſich an das Urmaterial ſtatt an die ſehr mühſame und ſubtile 
Bearbeitung zu halten. 


Berlin⸗Lankwitz — Gerhard Albrecht 
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Dopſch, Alfons: Wirtſchaftliche und ſoziale S f 
der europäiſchen Kulturentwicklung aus der Zeit von 
Cäſar bis auf Karl den Großen. Wien 1918, L. W. Seidel 
& Sohn. 404 S. N 


In den Jahren 1912 und 1913 hatte Dopſch ſein Buch über die Wirt⸗ 
ſchaftsentwicklung der Karolingerzeit erſcheinen laſſen. In dem Be⸗ 
dürfnis, die darin niedergelegten Anſichten zu untermauern, verfolgte er 
darin ſeine Probleme in die früheren Zeiten zurück. Hier ſtieß er auf 
die Ergebniſſe der römiſch⸗ germaniſchen Forſchung, welche etwa ſeit den 
beiden letzten Jahrzehnten in raſtloſer Einzelarbeit das Bild der älteſten 
deutſchen Geſchichte vollſtändig umzugeſtalten begonnen hat. Ließ ſie 

doch auf der einen Seite den hoch in die Jahrhunderte hinaufreichenden 
Stammbaum der eigenen deutſchen Kultur erkennen und wies auf der 
anderen immer zahlreichere Zuſammenhänge des frühmittelalterlichen mit 
dem römiſchen Leben in den Rhein⸗ und Donaulanden nach. 


Dieſe Erkenntnis, wie viele Fäden materieller und wirtſchaftlicher 
Kultur in der Völkerwanderungszeit nicht völlig abgeriſſen ſind, hob 
Dopſch aus der Vereinzelung lokaler Forſchungen heraus und ſteigerte 
ſie zu dem Gedanken, daß die Völkerwanderung keine Vernichtung und 
Verödung, keine Kataſtrophe bedeute. Die Germanen waren geneigt und 
geeignet; die römiſche Kultur zu übernehmen, ſie übernahmen ſie, haben 
nicht auf einer tabula rasa neu aufgebaut. Die Völkerwanderungszeit 
bedeutet keine Kulturcäſur. 


Mit großer Energie wurde alles dieſen Leitgedanken Stützende aus 
der Literatur herausgearbeitet, neue Stützen durch ergänzende eigene 


Forſchungen hinzugefügt; an der Hand dieſes Leitgedankens wurde, ähn⸗ 


lich wie in der „Karolingiſchen Wirtſchaftsentwicklung“, die ältere 
„Kataſtrophentheorie“ — deren Ausbildung wiederum im einleitenden 
Kapitel geſchildert iſt — kritiſiert, die Dopſch näherſtehenden Anſichten 
ins Licht geſetzt und zurechtgerückt. Den Hauptinhalt der ſo entſtandenen, 
unter dem weitgreifenden Titel vereinigten Studien glaube ich mit fol⸗ 
gendem kurz wiedergeben zu können. 

Die Erörterung der germaniſchen Wurzeln der frühmittelalterlichen 


Kultur iſt beherrſcht von der Abſicht, zu zeigen, daß die Germanen das 


Römerreich in einer geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Verfaſſung be⸗ 
traten, welche von den römiſchen Verhältniſſen nicht ſo weit abwich, als 
man früher annahm. Der reingermaniſche Typus „der geſchloſſenen 
Sippenſiedlungen gleichberechtigter Freier, welchen beſonders die rechts⸗ 
geſchichtliche Forſchung des 19. Jahrhunderts glaubte erkennen zu müſſen, 
iſt in Wahrheit nicht aufzufinden. Vielmehr war auf Grund uralten 
Ackerbaues und Seßhaftigkeit frühzeitig Beſitzdifferenzierung eingetreten. 
Schon bei Tacikiis find Anſätze zur Grundherrſchaft zu erkennen. Die 
Landnahme führt zu weiteren Unterſchieden. Vor allem das Gefolgſchafts⸗ 


weſen muß in Rechnung geſtellt werden; es hat bei der Bodenverteilung 


einen bedeutſamen, abſtufenden Einfluß ausgeübt. 
Die römiſche Wurzel auf der anderen Seite: In ſpätrömiſcher Zeit 
waren bereits die nachher bei den Germanen zu findenden Leiheverhält⸗ 
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niſſe ausgebildet, waren in sors oder accepta und iunctio die Hufe mit 
ihren Pertinenzen, in der terra inutilis die gemeine Mark vorgebildet, 
beſaß die vineinitas bereits die Eigenſchaften des deutſchen Dorf⸗ 
verbandes, beſaßen die vicani das Einſpruchsrecht gleich den vieini der 


tit. de migrantibus der lex Salica und das Erbrecht gleich dem durch 


das Edikt Chilperichs abgeſchafften, findet ſich bereits die Gemengelage. 
Der zweite Band wird ähnliche Parallelen auf dem Gebiete des Ver— 
faſſungslebens bringen. 


Die Verſchmelzung der beiden Wurzeln nun: Überall iſt die Konti⸗ 


nuität der Siedlungen feſtzuſtellen; ſelbſt die römiſchen Städte haben die 
Germanen nicht ſo ſehr gemieden, als man gemeinhin behauptet. Die 


Landnahme der Germanen ging ſo vor ſich, daß allenthalben eine innige 
Verſchmelzung beider Kulturkreiſe eintreten konnte. Wo römiſche Vor 
bilder germaniſcher Einrichtungen zu erkennen ſind, iſt unter dieſen Um⸗ 


ſtänden auf ihre Übernahme zu ſchließen. 
Das Ergebnis endlich: Die Germanen haben nach der Völker— 


wanderung die europäiſche Kultur nicht von Grund aus neu aufbauen = 


müſſen; ſie führten nur die römiſche fort. Dabei aber haben ſie, in 
das römiſche Reich einſtrömend, deſſen dauernden Menſchenmangel be— 
hoben und damit die Möglichkeit neuen wirtſchaftlichen Aufſtiegs geboten, 
vor allem aber in den ſich in Selbſterhaltung verzehrenden alten Staat 


neue ökonomiſche Entwicklungsmomente hineingetragen: die größere Selb— 
ſtändigkeit der Kleinpächter und die Verteilung der Großgrundherrſchaften 


auf den Stufen der Gefolgſchaft abwärts. 

Dopſch widmet feine Studien den deutſchen Altertums- und Ge⸗ 
ſchichtsvereinen zum Dank für die Forſcherarbeit, auf welcher er fußt. 
Daß die Zuſammenfaſſung ihrer Ergebniſſe verſucht wurde, darin ſehe 
ich das eine Verdienſt des neuen Buches. Ein abgerundetes Geſamt— 
bild zu gewinnen, dafür war freilich die Stunde noch zu früh. Aber 
ich hoffe, daß gerade eine ſolche Überſicht, wie fie Dopſch bietet, endlich 
auch weitere Kreiſe veranlaſſen wird, den wichtigſten Ertrag jener For— 
ſchungen, worauf er ſchon lange Anſpruch hat, als geſicherten Beſtand 
der Wiſſenſchaft aufzunehmen. 

Den größten Wert aber meſſe ich der kritiſchen Durchleuchtung 
deſſen bei, was ich die germaniſche Wurzel nannte. Das ſchematiſch 
durchkonſtruierte Gebäude der Markgenoſſenſchaften, als der Siedlungs- 
verbände gleichgeſtellter Freier — wobei man noch an früheren Agrar— 
kommunismus dachte —, hält der eindringenden Prüfung nicht ſtand. 
Dopſch hat da viel wucherndes Geſtrüpp zuſammengeſchlagen und den 
Weg zu einer natürlicheren Anſchauung der Dinge frei gemacht, zu welcher 
unſere Generation durch die Fortſchritte der frühzeitlichen Forſchung ge— 
zwungen, aber auch erſt in den Stand geſetzt worden iſt. Wie ſich 
Dopſch den Neubau von der germaniſchen Seite her denkt, darüber finde 
ich allerdings nur Andeutungen. Die beſondere Hufen- und Flur⸗ 
verfaſſung mit der Gemengelage wird er ja nicht allein mit dem wieder— 
holten, ſehr beachtenswerten Hinweis erklären wollen, daß die Anſiedlung 
der Germanen überall auf altbebauter Scholle ſtattfand, wo der Güter— 


verkehr Güterzerſplitterung herbeigeführt haben muß. Für einen großen 


— an nn 2 
JJC T 2 


295 Breeſprechungen „ „ 295 


Teil Deutſchlands aber kann doch die Anknüpfung an die römiſchen 
Verhältniſſe nicht gelten, mit denen Dopſch die Frage nach der Herkunft 
mancher frühmittelalterlicher Einrichtungen beantworiet. | 
| Den Aufſtellungen des Autors über die römiſch⸗ germaniſchen Zu⸗ 
ſammenhänge kann ich aber allgemein nur mit ſtarken Einſchrän⸗ 
kungen folgen. Wer die Ergebniſſe der Forſchung auf dieſem Gebiete 
in den letzten Jahren verfolgt hat, muß Dopſch freilich in der Betonung 
größerer Kontinuität ohne allen Zweifel beitreten. Aber eben um dieſe 
wertvolle Erkenntnis nicht zu gefährden, halte ich es für notwendig, vor 
dem Ausſchlagen nach der neuen Richtung zu warnen. Bei Dopſch zeigt 
ſich bereits eine -ausgefprochene Voreingenommenheit für die Ableitung 
frühmittelalterlicher Einrichtungen aus römiſchen, obwohl er ſelbſt 
(S. 343, 360, 364) darauf aufmerkſam macht, daß gleiche Bedürfniſſe 
8 allenthalben gleiche Einrichtungen zu erzeugen vermögen. Wie gering 
dabei die Stützen für die Übernahme der römiſchen Agrarverhältniſſe 
durch die Germanen in den einzelnen Fällen ſind, deſſentwegen darf ich 
mich auf G. von Belows Anzeige in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift 120, 
S. 327 ff. beziehen. 

| Dafür möchte ich hier auf einige grunbfäglige Punkte hinweiſen, 
welche mir für die Beurteilung von. Dopſchs Buch als Ganzem wichtig 
erſcheinen. Zuerſt iſt es mir fraglich, ob man das Problem der „Kultur⸗ 
cäſur“ losgelöſt für das Gebiet der wirtſchaftlichen und ſozialen Ent⸗ 
wicklung behandeln kann, indem man von dem ganzen geiſtigen Leben 


Jabſieht. Dann ſcheint es mir notwendig, dieſes Problem — nicht die 


„Barbarentheorie“ — auch von der anderen Seite her anzufchneiden, 


welche Dopſch nur einmal (S. 322) flüchtig ftreift: Wieweit hatte be⸗ 


reits vor dem e die ſpätrömiſche Entwicklung zu einem 
Rückgang der Kultur geführt? 

Auch innerhalb der von Dopſch gewählten Grenzen möchte man 
weiters Kulturübernahme am Ort und Kulturübertragung aus der 
Ferne geſchieden ſehen. Man erwartet, daß ſich der Autor darüber aus⸗ 
ſpricht, wo er dieſe, wo er jene annimmt. Da er dies nicht tut, müßte 
ich oben die Frage offen laſſen, wie er ſich die Entwicklung der Ver⸗ 
hältniſſe Innerdeutſchlands vorſtellt. Um die beiden Einflußſphären der 
römiſchen Kultur gegeneinander abzugrenzen, hätte es auch der Berück⸗ 
ſichtigung des Unterſchiedes von gemiſchter und Volksſiedlung bedurft. 
Dopſch ſtellt natürlich die Landnahme der Goten im vierten Abſchnitt 
als eine andere dar wie die etwa der Bayern. Aber im folgenden 
vermißt man die nutzbringende Anwendung dieſer Unterſchiede. Man 
bleibt daher oft im unklaren, auf welches Gebiet ſich Dopſchs Worte 
beziehen. 
| Endlich habe ich den Eindruck, daß Dopſch oft zu ſehr dem Schluß 
von Kontinuität der Siedlung auf Kontinuität der Kultur nachgibt. 
Erſtere iſt eine ganz natürliche Tatſache, da jeder Eroberer die an⸗ 
gebauten Fluren in Beſitz nimmt. Sie bietet ſicherlich eine günſtige 
Vorbedingung für Kulturübernahme, kann aber auch mit Kulturabbruch 
verbunden fein. Alſo bedarf es noch weiterer Kriterien. In den Rhein⸗ 
und Donauländern z. B. ſind zwar die Orte römiſcher Städte Wohn⸗ 
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plätze von Deutschen geblieben. Aber ſehen wir näher zu: In Trier 
liegen jetzt innerhalb der verfallenen Stadtmauer eine Reihe von Einzel— 
ſiedlungen. Die um den Dom und vielleicht das Ghetto haben noch 
etwas Handels⸗ und Gewerbebetrieb bewahrt. Die übrigen tragen rein 
ländlichen Charakter. Die Stadt hat aufgehört. Ja ſie iſt völlig zer— 
ſtört worden. Sie liegt vier Meter unter dem heutigen Pflaſter. Nur 
die großen, ſchweren Steinbauten hatten ſtand gehalten und wurden 
weiter benutzt, weil ſie eben da waren und als Burgen dienen konnten. 

Iſt ſolche Verwandlung einer Stadt keine Kataſtrophe? Man darf von 
der „Kontinuität der Kultur ... in Stadt und Land“ (S. 321), 
glaube ich, nicht ſprechen, wo höchſtens einzelne Reſte ſtädtiſcher Kultur— 
elemente erhalten geblieben find. 

Die Einzelforſchung iſt bisher zurückhaltender mit ihrem Urteil ge— 
weſen. Wenn ſie jetzt ihren Weg unter Beobachtung der örtlichen und 
landſchaftlichen Beſonderheiten ebenſo behutſam fortſetzt, dann tut ſie dies 
freilich bereichert um eine Fülle von Gedanken und Impulſen, welche 
von Dopſchs neuem Buch ausgehen und der Forſchung, wie man ſich 
zu ihnen im einzelnen auch ſtellen mag, reichen Gewinn bringen werden. 


Bonn Hermann Aubin 


Bernhard, Georg: Probleme der Finanzreform, Vereinigung 
wiſſenſchaftlicher nn Berlin und Leipzig 1919. 63 S. 
2,50 Mk. 


Bernhard will mit dieſer Sammlung ſeiner im Auguſt 1919 in 
der Voſſiſchen Zeitung veröffentlichten Aufſ ätze hauptſächlich die gegen- 
ſeitige Beeinfluſſung und Wechſelwirkung von Finanz-, Wirtſchafts- und 
Sozialpolitik dartun. Er wirft der deutſchen Finanzpolitik Theorie— 
loſigkeit, ihrem mit ſcharfen Umriſſen charakteriſierten Leiter Problem— 
blindheit vor. Die Grundlage ſeines Finanzreformplanes ſei unbrauch— 
bar, weil unvollſtändig, da fie weder die Kriegsentſchädigungsſummen — 
mindeſtens 7,5 Milliarden — noch eine Tilgungsquote der Kriegsſchuld — 
etwa 1 Milliarde — einſchließe. Der Reichsbedarf betrage daher 26, 
nicht 17,5 Milliarden. Dieſe Schätzung der Ententeforderungen iſt und 
kann natürlich nur ſein eine willkürliche, als Grundlage daher ſchlecht 
geeignete. Inzwiſchen hat Erzberger ſelbſt dargelegt, wie gefährlich jede 
öffentliche amtliche Bezifferung wirken müßte. Für die Art ihrer Deckung 
dürfte dasſelbe gelten. Steuern können, nachdem er am 6. Dezember 
erklärt hat, die vorgeſchlagenen Steuern ſeien das Höchſtmaß deſſen, was 
unſere Wirtſchaft tragen könne, dafür kaum in Betracht kommen. 

Auch die Deckungsrechnung Erzbergers kritiſiert Bernhard ſcharf. 
Die Schätzung des Reichsnotopfers auf erſt 70, dann 55 Milliarden ſei 
ganz haltlos. Er errechnet bei einem Durchſchnittsſteuerſatz von höchſtens 
15 ⅝ und 200 Milliarden ſteuerbarem Vermögen höchſtens 30 Milliarden 
Ertrag, ſonach 1,6, nicht 2,5—3 Milliarden Jahreserſparnis, und trotz 
eines mutmaßlichen Mehrertrags der Umſatzſteuer von / Milliarde eine 
Geſamtdeckung von nur 12,7, alſo einen Fehlbetrag von 13,3 Milliarden. 

Wie unſicher alle ſolche Schätzungen ſind, beweiſt Erzbergers Mitteilung 
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vom 3. Dezember, daß die Umſatzſteuer 300 Millionen Mk. weniger 
erbringen wird, und daß er ſelber vom Notopfer jetzt nur nur noch 
45 Milliarden mit 2¼ Milliarden Zinserſparnis erwartet. Das Not: 
opfer iſt nach Bernhard die größte Fehlſpekulation Crzbergers, denn es 
mindert Einkommen und Vermögen, die bisherigen Steuerquellen von 
Staat und Gemeinde, gewaltig. Es iſt zugleich demagogiſch, denn es 
verſchleiert eine in Wirklichkeit vorliegende laufende Abgabe von 
30 — 50 Jahren, wodurch dem Reich eine Beteiligung an allen Ver⸗ 
luſten und Konjunkturſchwankungen aller Vermögen aufgebürdet wird, 
und verhindert durch ſeine notwendigerweiſe ungleichmäßige Vorbelaſtung 
des Vermögens die Steigerung des Ertrags aller direkten Steuern, be⸗ 
wirkt vielmehr deſſen zunehmende Verdünnung. „Geopfert“ würden hier 
nur Vernunft und Zweckmäßigkeit. Die „Finanzdemagogen“ hätten 
weder den Mut, den Maſſen klarzumachen, daß große privatwirtſchaft⸗ 
liche Kapitalien für den Betrieb der Volkswirtſchaft unentbehrlich ſind, 
noch den Mut, dieſe Kapitalien „zu raſieren oder auch nur zu ſchwächen“. 

Weiter tritt Bernhard angeſichts der dem Volke freilich verhüllten 
Unmöglichkeit, den Fehlbetrag auch nur größtenteils durch direkte Steuern 
zu decken, für eine gründliche Reviſion der Anſchauungen über, dieb i n⸗ 


direkten Steuern ein. Er zeigt, daß ſie, und namentlich eine in 


Form einer Umſatzſteuer erhobene generelle Aufwandſteuerr, bei richtiger 
Ausgeſtaltung nicht notwendig ungerecht wirke. Zumal beim Gelingen 
eines Preisabbaues würde die Maſſenkonſumbeſteuerung ſehr wohl er⸗ 
träglich ſein; nur müßten neue Formen für ſie gefunden, andererſeits 
neue Bahnen von der Wirtſchaftspolitik eingeſchlagen werden. Die 
letzteren ſollen diejenigen einer Planwirtſchaft, d. h. organiſierten 
Wirtſchaft ſein. Wiederaufbau der Produktion, Erhöhung und Ver⸗ 
feinerung der Produktivität ſeien anders nicht zu erreichen. Finanz⸗ 
politik müſſe aufbauende Wirtſchaftspolitik, der Finanzreformator auch 
Wirtſchaftsreformator ſein. Von dieſem Standpunkt aus wird die er⸗ 
drückende Beſteuerung des Poſt⸗ und Eiſenbahnverkehrs ſcharf kritiſiert. 
Ausbeutende Preiserhöhung verſchlechtere das Verhältnis der Einnahmen 
zum unvermeidlichen Teil der Generalunkoſten. Verbilligung der 
Tarife müſſe vielmehr das Ziel ſein, um die ſtaatlichen Verkehrs⸗ 
betriebe, dieſe Werbekonten der Steuerwirtſchaft, wieder in Blüte zu 
bringen. 1 

In poſitiver Hinſicht ſchlägt Bernhard ein neuartiges Monopol⸗ 
ſyſtem vor, in dem der Staat nicht ſelbſt „wirtfchaftet“, ſondern ihm die 
Privatinitiatiive eines am Profit intereſſierten Unternehmers erhalten 
bleibt. Es knüpft an die Kartellform an, fo jedoch, daß der Staat 
dabei die Stelle des Syndikats einnimmt. Er ſchreibt die Lieferpreiſe, 
die Arbeitslöhne, die Arbeitsdauer und die ſozialpolitiſche Belaſtung vor. 
Dem Unternehmer verbleibt als einziger Weg der Gewinnerzielung die Er⸗ 
mäßigung der Unkoſten durch techniſche oder kaufmänniſch⸗organiſatoriſche 
Verbeſſerungen. Er kann ſein Einkommen nur in dieſen Grenzen und 
nur gegen Lieferung des Gegenwerts der Verbeſſerung des Arbeits⸗ 
prozeſſes an die Geſellſchaft erhöhen. Dieſe näher umſchriebene Mono⸗ 
polunternehmung, bei der „alles Fachliche dem Fachmann“ verbleibt, fol 
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die Grundwirtſchaftsform der Zukunft bilden. Auf dem Wege dieſer 

rationell organiſierten Monopolwirtſchaft würden dem Reiche jährlich 
4— 5 Milliarden zufließen. Den Reſt des Fehlbetrags, etwa 9 Mil— 
liarden, ſoll eine Kollektivumlage auf die Produktion decken. Die 


„Steuergemeinſchaft der Produzenten“ wird ihr ganzes Beſtreben auf die 


Abſatzerweiterung richten müſſen, da ihr die Abwälzung dieſer Umlage 
im Preiſe auf die Verbraucher nur ſehr beſchränkt (2) möglich, auf den 
Arbeitslohn aber, dank deſſen ſtaatlicher Feſtſetzung, unmöglich iſt. Dieſe 
„Einholung“ nützt zugleich der Geſamtheit durch beſſere und billigere 
Bedarfsverſorgung. Die Umlage iſt eine Kombination von direkter und, 
ſoweit Abwälzung erfolgt, indirekter Steuer. Zugleich wird das Eigen— 
tumsproblem durch ſie ſozialethiſch befriedigend gelöſt, da das Eigentum 
des. Unternehmers im Prinzip bleibt, er aber Anſpruch darauf nur ſo— 
lange und ſoweit hat, als er feine Unternehmung auch betreibt. Die 
Produktionstätigkeit wird öffentliches Amt. Das Eigentum an den Pro— 
duktionsmitteln behält der Unternehmerproduzent, aber als „Arbeitslehen 
von der Geſamtheit“. 5 
. Zum kritiſchen Teil der Aufſätze iſt allgemein zu ſagen, daß 
die ganze Finanzrefornt trotz ihres Umfanges und ihrer detaillierten 
Gliederung überhaupt nur als ein Verſuch gewertet werden kann, das 
in den Grundfeſten wankende Gebäude der Reichsfinanzen vor dem Zu— 
ſammenbruche zu bewahren. Ohne wagefreudigen Optimismus iſt ſolcher 
Verſuch ebenſo unmöglich, wie unſere Kriegführung ohne ihn von vorn— 
herein ausſichtslos geweſen wäre. Nur darf er nicht zu einer falſchen 
Einſchätzung der Mittel und Kräfte verführen, von deren Auswirkung 
der Erfolg abhängt. Deren Schätzung iſt aber unſagbar ſchwierig in 
der durch die größte Unſicherheit und Undurchſichtigkeit aller inneren und 
äußeren Verhältniſſe des wirtſchaftlichen und des politiſchen Lebens ge— 
kennzeichneten Gegenwart. Jeder Verſuch, im Wege der Beſteuerung das 
Reich finanziell lebens⸗ und leiſtungsfähig zu erhalten, mutet einem ver— 
armenden Volke Opfer zu, die ſeine geſchwächten Kräfte noch tiefer her— 
abdrücken, ſeine Produktionsmittel vermindern, ſeinen Reſt von Arbeits— 
luſt zu erſticken drohen. Welches iſt die Grenze der Tragbarkeit dieſer 
Laſten? Weder allgemein noch im einzelnen läßt fie ſich finden. Be- 
tätigte Vorſicht hemmt die Erreichung des finanziellen Zieles, nicht be— 
tätigte zerſtört, ohne zu ihm zu führen, die Grundlagen der Volkswirt— 
ſchaft. Zwiſchen beiden Gefahrenpolen pendelt jeder Reformverſuch. 
Richtig iſt, daß, je mehr die Beſteuerung ausgebaut und je ſchärfer ſie 
durchgeführt wird, um fo ſpärlicher, und zwar in progreſſiver Steigerung, 
ihre Quellen, Einkommen und Vermögen, fließen werden. Ebenſo, daß 
mit ihr und beſonders mit dem Notopfer, die große Gefahr der Ver— 
ringerung des volkswirtſchaftlichen Betriebskapitals verbunden iſt, das 
für den Wiederaufbau der Volkswirtſchaft ebenſo unentbehrlich iſt wie 
der Arbeitsfleiß. Das Notopfer iſt überdies ein Griff ins Dunkle. 
Seine ratenweiſe Entrichtung beeinträchtigt ſeinen operativen Hauptzweck, 
ohne jene Gefahr zu mindern, und bringt zugleich Riſiko- und andere 
neue Gefahren für Steuergläubiger und ⸗ſchuldner mit ſich. Die Ver— 
edelungsfähigkeit der Verbrauchsbeſteuerung iſt zu bejahen und durch 
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neuere Erfahrungen (Beſteuerung nach Qualitäten und de ſchon 
erhärtet. Die Wirkung der neueſten Umſatzſteuer, die das alte Problem 


einer allgemeinen Verbrauchsabgabe löſen ſoll, bleibt freilich abzuwarten. 


Daß die Gemeinden Milliardenbeträge qus neuen indirekten Steuern her⸗ 
ausſchlagen könnten, iſt jedoch unglaubhaft, da die ergiebigen Quellen 
dieſes Gebiets vom Reich beſetzt ſind und Maſſenverbrauchsartikel am 
beſten von der das ganze Gebiet der Volkswirtſchaft umfaſſenden Steuer⸗ 
gewalt nutzbar gemacht werden. . 

| Die Idee der Planwirtſchaft iſt ein vielumftrittenes Gebiet. 
Bernhards Vorſchläge ſuchen die Vorteile der freien Unternehmerinitiative, 
als der ſtärkſten Triebkraft allen wirtſchaftlichen Fortſchritts, mit den⸗ 
jenigen aus einer planmäßigen Organiſation, in welcher dem Staat die 
entſcheidende Rolle zufällt, zu verbinden. Aber die enge Begrenzung 
des möglichen Unternehmergewinns bei unveränderten Anforderungen an 
die Entfaltung aller Kräfte und Eigenſchaften des Unternehmers muß 
auf den Antrieb zu dieſer Entfaltung abſchwächend einwirken, zumal 
auch das Verhältnis von Riſiko und privatem Nutzen zu ſeinen Un⸗ 
gunſten verſchoben wird. Auch das Betätigungsgebiet der ſchöpferiſchen 
Initiative, der Spielraum der freien Konkurrenz, iſt verengt. Der ein⸗ 
ſeitige Geiſtesdrill auf die Unkoſtenerſparung iſt nicht geeignet, Unter⸗ 
nehmergenies heranzubilden. Die Umlage auf die Produktion endlich 
würde als neue und beträchtliche Verteuerung aller Waren neben der 
bis an die Grenzen des Möglichen ausgebauten Umſatzſteuer unmöglich 
ſein. Trotz dieſer berechtigten Einwände iſt es aber ein Verdienſt der 
Schrift, wichtige Grundgedanken in knapper, ſcharfer Faſſung gut zur 
Geltung gebracht zu haben, vor allem die unbedingte Notwendigkeit der 
Unterordnung aller Finanzreformpläne unter den oberſten Geſichtspunkt 
des Wiederaufbaues der Volkswirtſchaft mit ſozialpolitiſch abgewogenen 
Mitteln, nicht nur um der Volkswirtſchaft, ſondern, und erſt recht, um 

der Finanzwirtſchaft ſelbſt willen. | 


Marburg a. d. Lahn 1 H. Köppe 


3 Zur Abwehr 
Von Robert Liefmann 


Deen früher in dieſer gZeitſchriſt angekündigten Aufſatz: „Zur pſy⸗ 
chiſchen Wirtſchaftstheorie“ „in dem ich verſchiedene, bei der Beſprechung des 
I. Bandes meiner „Grundſätze der Volkswirtſchaftslehre“ aufgeworfene 
Probleme erörtere, hat die Redaktion des Jahrbuches ſchließlich nicht 
aufgenommen, weil ſie „einer rein perſönlichen Polemik, die ſachlich 
. Neues biete“, „keine neuen Tatſachen enthalte“, mehr als zwei Bogen 


— 


1 Wie Prof. Liefmann in ſeinen vorliegenden Ausführungen andeutet, 
> lehnen wir es ab, einen Aufſatz im Umfang von mehr als zwei Bogen zu 
bringen, der im weſentlichen rein perſönliche Polemik enthält. Wieweit ſachliche 
Erwägungen von Wert in dem betreffenden Aufſatz ſich befinden, überlaſſen 
auch wir dem Urteile der Su Die Schriftleitung 
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nicht zur Verfügung ſtellen könne. Sie hat mir aber ſechs Seiten zur 
Verfügung geſtellt zu einer Abwehr, auf die ich auch wohl einen An— 


ſpruch habe, gegen die mit hochmütigen perſönlichen Angriffen gemiſchten 


Darſtellungen, die J. B. Eßlen in dieſem Jahrbuch von dem Inhalt 
meiner Schriften „Geld und Gold“ und „Grundſätze“, Bd. I gegeben 
hat. Natürlich kann ich hier nur das wichtigſte und ohne viel Zitate 
richtigſtellen. Der Aufſatz ſelbſt wird, ohne die hier ſchon erledigten 
Auseinanderſetzungen, im Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie 
erſcheinen, und jeder kann dann beurteilen, ob die dortigen Erörterungen 
über die pſychiſchen Grundlagen der Wirtſchaft an wiſſenſchaftlichem 
Intereſſe unter dem Durchſchnitt deſſen ſtehen, was dieſes Jahrbuch 
ſeinen Leſern bietet. 

1. Die auf völliger Unkenntnis der Arbeiten ſeines Opfers be— 
ruhende Behauptung des Kritikers Eßlen, ich hätte „bisher nicht gegen 
die herrſchende Kapital⸗ und Kapitalzinslehre Stellung genommen“, ob— 
gleich dem meine Schrift: „Ertrag und Einkommen“ im weſentlichen ge— 
widmet war, hat er inzwiſchen in anerkennenswerter Form ſelbſt zurück— 
genommen. Aber auf der folgenden Seite (S. 257) ſteht folgende, die 
unglaublichſte kritiſche Leichtfertigkeit zeigende Bemerkung: „Auch ſeine 


Einwände gegen die herkömmliche Preistheorie vermag ich nicht anzu— 


erkennen, ſie laufen denn doch allzuſehr auf übertriebene Spitzfindigkeit 
hinaus.“ Den Grund dafür, daß alle Preife in Zuſammenhang ſtehen, 
vermag Liefmann nicht anzugeben, da „davon in ſeinem allzuſehr auf 
pſychiſche Erwägungen der Wirtſchaftsſubjekte und allzuwenig auf Beob— 
achtung der Tatſachen beruhenden Syſtem, ſoweit ich fehe(!), keine Rede 
iſt (?). Der nächſte Gruld dafür iſt nämlich der geweſen, daß . . . alle 


Güter in der ganzen Welt, die mit Hilfe von am Markte gekauften 


Produktionsmitteln hergeſtellt werden, entweder mittelbar oder unmittel— 


bar produktionsverwandt (!!) waren. Für die Erzeugung aller Güter 


find zum mindeſten Eiſen und Kohlen nötig“ uſw. uſw.! So belehrt 
mich Eßlen und weiß nicht, daß ich ſchon ſechs Jahre vorher in meiner 
Preistheorie gezeigt habe, wie durch das Geld und das allgemeine Er— 
tragsſtreben alle Preiſe in Zuſammenhang ſtehen. Er ſcheint auch ganz 


ahnungslos zu fein, daß er mit feiner „Produktionsverwandtſchaft“ 


wieder einmal den prachtvollſten Beweis für die von mir behauptete 
techniſch⸗ materialiſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung liefert, die Verwechſlung 
von Technik oder Produktion und Wirtſchaft, die Kritiker wie Eßlen, 


Amonn und andere hinwegdisputieren zu können glauben, weil fie von 


der fixen Idee ausgehen, in meinen Theorien ſei nichts neu. 
2. Die Behauptung Eßlens, daß ich „die Entdeckung der pſychiſchen 
Natur der Wirtſchaft für mich reklamiert“ hätte, iſt eine Vorſpiegelung 


falſcher Tatſachen, ebenſo wie die, daß meine Unterſcheidung von Wirt— 


ſchaft und Technik „ſchon vor nahezu 30 Jahren von Emil Sax faſt 
mit denſelben Worten ausgeſprochen ſei. Was ich als neu bezeichne, 
hat Eßlen überhaupt nicht verſtanden und wird in ſeiner Kritik auch 


gar nicht berührt. Die ganz unbedeutende, mit den üblichen Irrtümern 


der Grenznutzenlehre („Die Wertgröße iſt umgekehrt proportional dem 
Güterbeſitz“, „Geldſummen ſind das Maß des Wertes“, uſw.) arbeitende 
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E Schrift von Sor iſt, was Eßlen verſchweigt, in den Vorträgen der 


Gehe⸗Stiftung 1889 erſchienen. Jeder kann ſich danach von der Urteils- 
fähigkeit des Kritilers Eßlen und feiner Tendenz überzeugen. 8 
3. Die Behauptung, ich hätte mich bei meiner Kritik ausſchließlich 
an die allgemeinen Ausführungen am Anfang der Lehrbücher gehalten“, 
eine unrichtige Abgrenzung ihres Objekts am Anfang tue aber der 
Richtigkeit des Syſtems keinen Abbruch“, iſt ebenfalls unzutreffend. 
Gerade in der Preis- und Einkommenslehre, wo dieſe Gelderſcheinungen 
als Gütermengen behandelt werden, kommt die falſche techniſch-materia⸗ 


liſtiſche Auffaſſung der Wirtſchaft zum Ausdruck, wie ich immer betont 


habe (ſiehe auch Ziffer 21). Es gehört das ganze Nichtverſtehenwollen 
von Kritikern wie Eßlen und Amonn dazu, um das zu überſehen. Alle 
ſonderbaren Folgerungen, die Eßlen daran z werden damit 
hinfällig. 

4.᷑. Eßlens Behauptung: „Das Schlimmſte. . .. Liefmanns Lieblings⸗ 
gedanke (?), daß die größtmöglichſte Bedarfsbefriedigung aller dann ge⸗ 
wahrt ſei, wenn die Konkurrenz zu einer Monopolſtellung der billigſten 
Anbieter und zu einem allgemeinen Ausgleich der Grenzerträge führe“, 
ſei durch die Grenznutzenlehre längſt widerlegt, zeigt wiederum völliges 
Unverſtändnis für meine Lehre und Blindheit den bisherigen gegenüber. 
Böhm⸗Bawerks und Wieſers Ausführungen, auf die Eßlens nur hin⸗ 
weiſt, ohne etwas davon mitzuteilen, verkennen vollkommen, gerade wie 
Sax und Eßlen ſelbſt, das, was ich den „Proportionalitätscharakter“ 
der Wirtſchaft genannt habe, Sie iſolieren in der bekannten Manier 
der Grenznutzler ein einzelnes Bedürfnis. Das Verfahren Eßlens, ohne 


Inhaltsangabe Schriftſteller zu nennen, die dasſelbe wie ich ſchon be⸗ 


hauptet oder mich widerlegt haben ſollen, bildet das Gegenſtück zu 
Amonns Verfahren, aus dem Zuſammenhang geriſſene Sätze und Bruch⸗ 
ſtücke aus meinen Schriften haufenweiſe aneinanderzureihen und dann 
ohne jeden Nachweis zu erklären, das alles ſei nicht neu. 

5. In der Frage, ob bei Erklärung der wirtſchaftlichen Erſcheinungen 
eine Gütermenge als gegeben angenommen werden dürfe, tut Eßlen ſo, 
als ob mir dieſer Fall höchſt unbequem ſei, unterſchlägt dem Leſer, daß 
ich ihn eingehend in der Koſtenlehre (dieſen wichtigſten und umfang 
reichſten Teil des Bandes übergeht er faſt gänzlich mit Stillſchweigen!) 
erörtere, aber entſprechend meiner Theorie in ganz neuer Weiſe, weil die 
Schätzung von Gütern oder Geld als Koſten bisher überhaupt nicht be⸗ 
handelt worden iſt. Er unterſchlägt weiter, was ich damit bezwecke, 
wenn ich dann dieſe Vorausſetzung fallen laſſe: daß man bei der Er⸗ 
klärung der Preisbildung, des Angebots, nicht von einer gegebenen Güter⸗ 


5 menge ausgehen darf. 


. 6. Eßlen ſtiftet Verwirrung, indem er als III. Goſſenſches Geſetz 
nicht dasſelbe bezeichnet wie ich, nach dem Vorgang von Lexis. Seine 


weitere Behauptung, Brentano habe das, was ich Geſetz des Ausgleichs 


der Grenzgenüſſe genannt habe, „zu einem Grundpfeiler ſeiner Wertlehre 
gemacht“, iſt unzutreffend. Der für meine Theorie wichtige Gedanke 
des Grenzausgleichs fällt bei Brentanos Formulierung vollkommen unter 
den Tiſch (erſt recht natürlich mein „Ausgleich der Grenzerträge“.) 
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Die daran anknüpfende weitere Bemerkung Eßlens: Liefmanns Lehre 
vom Kapital fließt ſo wenig aus ſeiner Grundauffaſſung, daß er ſich 
genötigt ſieht, ſtillſchweigend (!) ſeine weſentlichſte (1) Vorausſetzung fallen 
zu laſſen und von der ſonſt bekämpften Annahme einer gegebenen Güter- 
menge auszugehen“, ſchlägt in geradezu unglaublicher Weiſe dem tatſäch— 
lichen Inhalt meines Buches ins Geſicht. Sachlich fehlt jedes Ver⸗ 
ſtändnis dafür, wie meine Ausführungen über das Kapital, die von 
anderen als „klaſſiſch“ bezeichnet wurden, mit meiner abſtrakteren Wirt⸗ 
ſchafts- und Geldauffaſſung in Zusammenhang ſtehen. Vgl. die Beſprechung 
von Reichsmilitärgerichtsrat Dr. Mayer im SD. für Rechts- und 
Wirtſchaftsphiloſophie. 

7. Eßlen rügt, unter Berufung auf einen 1 Satz Böhm-Bawerks, in 
den ſchärfſten Ausdrücken, daß ich der Grenznutzenlehre vorwerfe, daß 
ſie mit dem Nutzen der letzten Teilquantität den Wert der ganzen Menge 
beſtimmen wolle. Umgekehrt rügt Amonn eine andere Stelle, wo ich, 
auf Böhms und Eßlens Auffaſſung eingehend, ſage, daß nach dieſer 
Auffaſſung der Grenzgedanke überhaupt keine Bedeutung mehr habe. 
Ich berückſichtige eben beide Anſichten, die ja beide, wie jede Wert— 
beſtimmung falſch ſind, weil ſie die Koſtenvorſtellung verkennen. Beide 
wiſſen nicht, daß ſich die Grenznutzler über dieſe Grundfrage ſelbſt nicht 
einig ſind. „Mehr Bildung ... uſw.“. Daß Eßlen ſich mit feiner 
Bemerkung (S. 1107), wo er die Grenznutzenlehre in der üblichen 
- Form vertritt, aufs eklatanteſte ſelbſt widerſpricht, ſtört einen ſo großen 
Theoretiker in ſeinem Eifer nicht, ebenſowenig, daß er dabei auch 
Güter entfernterer Ordnung, Elektrizitätsmengen, nach dem Grenznutzen 
ſchätzen läßt! 
| 8. Die Behauptungen Eßlens, nach meiner Auffaſſung der Wirt- 
ſchaft könne ich kein Beiſpiel für ein bald wirtſchaftliches, bald nicht— 
wirtſchaftliches Bedürfnis anführen (in Wirklichkeit kann, was er ſelbſt 


zugibt, jedes Bedürfnis wirtſchaftlich oder nicht⸗wirtſchaftlich ſein, das 


wird durch die begleitenden Erwägungen beſtimmt: Zwecke und Mittel 
vergleichen!); ferner: „Der Nutzen tft nur ein anderer Name für Wert“ 
und was ich Ertrag nenne, ſei nur ein anderer Ausdruck für Nutzen, 
regiſtriere ich nur, um feinen „guten Willen“ oder die mangelnde Fähig— 
keit zu zeigen, meine Theorie zu verſtehen. Um die Konfuſion voll zu 
machen, behauptet ein anderer (Palyi), mein Begriff Ertrag bedeute nur, 
was man bisher Wert nannte!! 

9. Folgende Bemerkung von Eßlen ſei nur niedriger gehängt: 
„Manche Ausführungen Liefmanns in feinem Schriftchen Ertrag und 
Einkommen klingen denn auch, als ob ſie aus einer Nachſchrift des betr. 
Abſchnitts der Brentanoſchen Vorleſung wörtlich übernommen wären!“ 
Ich habe niemals eine Nachſchrift einer Brentanoſchen Vorleſung zu 
Geſicht bekommen. Was muß aber alles herangezogen werden, um das 
Opfer der Kritik möglichſt herabzuſetzen! 

10. In der „Aufſtellung des Ertragsbegriffs“ habe ich „niemals 
eine große wiſſenſchaftliche Leiſtung geſehen“, wie ich überhaupt meine 
Arbeiten nie in dieſer Weiſe charakteriſiert habe, ebenſowenig wie ich 
„alle führenden Theoretiker als gedankenloſe Schwachköpfe hingeſtellt“ 
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habe. Solche offenſichtlich auf Stimmungsmache berechneten Mittel 
vertragen ſich nicht mit einer objektiven wiſſenſchaftlichen Kritik! Dies 
auch an die Adreſſe von Amonn und Oppenheimer! | 
11. Bezüglich des Begriffs Konſumertrag muß Eßlen jetzt ſelbſt 
zugeben, daß die von manchen mangels richtigen Verſtändniſſes behauptete 
Analogie mit Marſhalls „consumers rent“ nicht zutrifft. Aber er 
verſchleiert auch hier den wahren Tatbeſtand und ſucht es, natürlich 
wiederum ohue die mindeſte Beweisführung, jo darzuſtellen, als ob 
Marſhall die richtige Auffaſſung gehabt und nur ſein Beiſpiel ſchlecht 
gewählt habe. Auch Marſhall glaubt aber, um nur eines anzuführen, 
die ſubjektive Bewertung in Geld ausdrücken zu können, und auch Eßlen 
hat meine Theorie ſo wenig verſtanden, daß er ſich noch immer nicht 
von dieſem Fehler freizumachen vermag. Die von mir ſcharf hervor⸗ 
gehobenen Unterſchiede zwiſchen Geld⸗ und Konſumertrag ignoriert er. 
12. Höchſt ſonderbar ſind Eßlens Erörterungen über den Grenz⸗ 
konſumertrag, der gleich Null werden müſſe, was aber nach der höheren 
Mathematik, deren Unkenntnis er mir vorwirft, nicht bedeute, daß „dieſe 
Höhe die Null völlig erreiche, im Gegenteil“! Trotzdem er alſo nicht die 
Null erreicht, im Gegenteil, ſucht Eßlen ſich und den Leſern glauben zu 
machen, als ob ich „der Schlußfolgerung, daß der Grenzkonſumertrag 
gleich Null ſein könne, mit allen Mitteln zu entgehen verſuche“; „denn 
gilt fie, fo ſtürzt feine ganze Einkommenslehre (?) zuſammen“! Die 
Begründung für dieſe äußerſt verblüffende Behauptung ſchenkt ſich Eßlen 
natürlich wieder. Daß bei alledem nicht nur das größte theoretiſche 
Unverſtändnis, ſondern auch ein völliger Mangel an Beobachtungsgabe 
für das wirkliche Leben vorliegt, iſt ſicher. | 
13. Da Eßlen die Begriffe Nutzen in Goſſens und meinem Sinne 
und Wert im Sinne der Grenznutzler nicht unterſcheiden kann, leiſtet er 
ſich folgende Wiedergabe meiner Theorie: „Soweit wir mit einzelnen, 
nach dieſem Maßſtab (Grenznutzen) geſchätzten Stücken eines ſolchen 
Gütervorrats dringendere Bedürfnisregungen befriedigen als die an der 
Grenze zwiſchen Befriedigung und Nichtbefriedigung ſtehenden, erzielen 
wir einen Überſchuß von Nutzen über den die Wertſchätzungen jedes 
einzelnen Stückes beſtimmenden Grenznutzen hinaus. Das iſt es, was 
Liefmann Ertrag nennt!“ Das ſteht faſt gleich der unglaublichen 
Leiſtung K. Elſters, von dem ich nachwies, daß er ſelbſt dann meine 
Auffaſſung nicht richtig wiedergeben kann, wenn er ihr zuſtimmt. Ich 
lehne gerade die Wertbeſtimmung durch den Grenznutzen ab, und Ertrag 
iſt mir nicht der Überſchuß des Nutzens über den Grenznutzen, ſondern 
über die Koſten. Dieſe Erörterungen über die Koſten, Schätzung von 
Arbeit, von Güter⸗ und Geldmengen als Koſten ſind vollkommen neu 
Hund ein weſentlichſter Teil meiner Theorie. Eßlen aber ignoriert ſie 
vollkommen (ähnlich Amonn). Aber es kommt noch ſchlimmer. Eßlen 
ſagt: „In der alle Werte durch Geldſummen ausdrückenden Wirtſchaft 
läßt ſich auch dieſer Ertrag in Geld veranſchaulichen (2): er iſt der 
Unterſchied zwiſchen dem Preis, der für eine beſtimmte Einheit eines 
Gutes ſchlimmſtenfalls (!) bezahlt würde, und dem niedrigeren Preiſe, 
der auf Grund der Marktlage tatſächlich dafür bezahlt wird.“ Man 
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weiß nun leider nicht, 1 dieſe Glanzleiſtung eine Wiedergabe der Lehre 
des „ſchlechten Theoretikers“ und „ſchlechten Schriftſtellers“ Liefmann 
ſein Joll oder gar ein Stück aus dem erhabenen theoretiſchen Syſtem 
von J. B. Eßlen. Auf der Höhe dieſes Syſtems hat der Gedanke, daß 
die Vorſtellung des Nutzenüberſchuſſes oder Konſumertrages niemals einen 
äußeren Ausdruck findet, trotz aller meiner Hinweiſe immer noch keinen 
Eingang gefunden. Aber der Gegenſatz zwiſchen dieſer theoretiſchen 
Verſtändnisloſigkeit und dem kritiſchen Hochmut bei Eßlen iſt grotesk. 
Er habe nichts behauptet, wofür nicht der Beweis angetreten würde (?), 


und er könne „Art und Weiſe der kritiſchen Würdigung für ſich ſelbſt 


ſprechen laſſen“. (Allerdings.) Ebenſo auch am Schluſſe die Bemerkung, 
ſeine Kritik habe „ſich völlig auf den Standpunkt des Verfaſſers (!) ge— 
ſtellt und ſein Lehrgebäude von deſſen eigenſten Vorausſetzungen aus 
geprüft“! Ob Eßlen ſelbſt die Vorausſetzungen für eine ſolche Prüfung 
erfüllt, das zu prüfen hat er nicht für nötig empfunden. Dieſe wenigen 
Bemerkungen ermöglichen ſchon ein Urteil, noch klarer aber wird es 
werden, wenn man ſeine in Wiedergabe und Kritik konfuſen Darlegungen 
mit dem wirklichen Inhalt meines Buches vergleicht. 


Erwiderung 
„Von Joſeph Bergfried Eßlen 


Ich habe keine Veranlaſſung, mich mit Liefmanns vorſtehender 
Entgegnung auseinanderzuſetzen. Denn zunächſt habe ich mir bei meiner 
Kritik nicht mit der Hoffnung geſchmeichelt, ihn ſelbſt von der Unhalt— 
barkeit ſeiner Theorien zu überzeugen, da jedenfalls auch für ihn die 
Kennzeichnung zutrifft, die er in ſeinem Syſtem anderen Vertretern der 
Wirtſchaftstheorie zuteil werden läßt: mangelnde Beweglichkeit des Geiſtes 
und Feſtlegung auf eine beſtimmte Richtung. Daß er ſelbſt mit meiner 
Kritik nicht einverſtanden wäre, ſtand daher zu erwarten. Was ich be— 
abſichtigte, war nur, andere zu warnen, ihm zu folgen. Die Gegen⸗ 
einwände, die er gegen meine Ausführungen erhebt, erledigen ſich einfach 
durch Zurückverweiſen auf meine Ausführungen. Nur zu zwei Punkten 
erlaube ich mir Fragen an ihn zu richten. Zu 1: Führt die Produktions⸗ 
verwandtſchaft der Güter zu einem Zuſammenhang ihrer Preiſe? In 
den obenſtehenden Ausführungen fehlt die Antwort darauf; es wird 
mir nur technifch-materialiftifche Auffaſſung vorgeworfen. „Habe ich aber 
recht geredet, warum ſchlägſt Du mich?“ Zu 11: Steht Marſhalls 
Beiſpiel in Widerſpruch zu ſeinen vorhergehenden theoretiſchen Aus— 
führungen oder nicht? Wenn ja, ſo handelt es ſich darum, ſich mit 
dieſen Ausführungen auseinanderzuſetzen, nicht aber Marſhalls Beiſpiel 
zu kritiſieren. Quandoquo bonus dormitat Homerus! Endlich nehme 
ich Notiz davon, daß Liefmann weder jemals ſelbſt bei Brentano 

„Theoretiſche“ gehört noch ein nachgeſchriebenes Heft eingeſehen hat. Dann 
ergibt ſich daraus, daß auch anderen Dinge ſchon früher bekannt geweſen 
ſind, die Liefmann als ſeine eigenen ee verkündet. Quod erat 
demonstrandum! 
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Koloniale Preisaufgabe 


Im Einvernehmen mit Herrn Eduard Woermann in Hamburg. 
hat der Profeſſorenrat des Kolonialinſtituts in Hamburg beſchloſſen, die 
Friſt zur Einreichung von e über die im Juli 1913 
erlaſſene Preisfrage: | 


„Durch welche praktiſchen Maßnahmen ift in unferen 
Kolonien eine Steigerung der Geburtenhäufigkeit 
und Herabſetzung der Kinderſterblichkeit bei der ein⸗ 
geborenen farbigen Bevölkerung — des wirtſchaftlich 
wertvollſten Aktivums unferer Kolonien — zu er⸗ 
reichen?“ 


bis Iium 1. April 1920 zu erſtrecken und die Entscheidung bis zum 
1. Januar 1921 bekanntzugeben. 
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Eingef endete Bücher und Zeitſchriften 


— bis Mitte Februar 1920 — 


Bücher und Broſchüren 
5 | 1. Allgemeine Politik 
rg Adolf: Der Friede von Verſailles. Berlin 1919, Julius Springer. 


Delbrück, Hans : Geſchichte der Kriegskunſt im Rahmen der politiſchen 
Geſchichte. Vierter Teil: Neuzeit. Berlin 1920, Georg Stilke. 552 S. 

Endres, Franz Karl: Reichswehr und Demokratie. München und Leipzig 
1919, Duncker & Humblot. VIII u. 135 S. 

Fox, D. R.: The decline of aristocracy in the politics of New York. 
New York 1919, Columbia University. XII u. 460 S. (Studies in 
history, economics and public law. Edited by the faculty of poli- 
tical science of Columbia University. Vol. LXXXVI. 

Gebhardt, Carl: Der demokratiſche Gedanke. Leipzig 1920, Felix Meiner. 
61 S. (Philoſophiſche Zeitfragen.) z 

Guttmann, Bernhard: Soll Deutſchland in den Völkerbund? Berlin 1919, 

H. R. Engelmann. 15 S. (Deutſche Liga für Völkerbund. Neunte 

Fauugſchrift i 

Spahn, Martin: Elſaß⸗Lothringen. Berlin 1920, Ullſtein & Co. 386 S. 

und 2 Karten. 0 | Zr 

Das Werk von Weimar. Nationalverſammlung und Reichsregierung am 
Wiederaufbau Deutſchlands. Berlin⸗Zehlendorf 1919, H. Kalkoff. 32 S. 


. 2; Geſetzgebung und Verwaltung 
Binding, Karl: i Deutſchen Strafrecht. Leipzig 1919, Felix 
4 5 F 8 


einer. IX u. 1 3 
Boas, Kurt: Über die Beurteilung der Zeugnis⸗ und Eidesfähigkeit Geiſtes⸗ 
kranker vor Gericht. Leipzig und Würzburg 1919, C. Kabitzſch. 32 S. 
(Würzburger Abhandlungen aus dem Geſamtgebiet der praktiſchen Medizin, 
Bd. 19, Heft 4/5.) 8 g 
Duhr, Bernhard: Das Jeſuitengeſetz, ſein Abbau und ſeine Aufhebung. 
Freiburg i. B. 1919, Herderſche Verlagsbuchhandlung. VII u. 166 ©. 
Jg) g heit zu den Stimmen der Zeit. Erſte Reihe: Kulturfragen, 
7. Heft.) | | 


Feſtgabe der Bonner Juriſtiſchen Fakultät für Karl Bergbohm zum 
70. Geburtstag. Mit Beiträgen von Paul Krüger, Ernſt Lands⸗ 
berg, Joſeph Heimberger, Carl Crome, Martin Wolff, 
gen Nottarp, Max Wenzel, Ernſt Zitelmann, Hans 

chreuer, Rudolf Smend. Bonn 1919, A. Marcus & Weber. 237 S. 

Hirſch, zeit: Kommunalpolitiſche Probleme. Leipzig 1920, Quelle & Meyer. 

160 S. i 


Jitta, Joſephus: Die Neugeftaltung des Internationalen Rechts. Haag 
1919, Martinus Nijhoff. XVI u. 178 S. 
Kuth, A.: Die neuen Gemeindeverfaſſungsgeſetze in Preußen. Köln 1919, 
h. Quas. 31 S. | 


Norden, Walther: Staats: und Verwaltungslehre als Grundwiſſenſchaften 
der Staatsbürgerkunde. Berlin 1919, E. Ebering. 69 S. 

Nußbaum, Arthur: Das Nießbrauchsrecht des B. G.B. unter den Geſichts⸗ 

Paunkten der Rechtstatſachenforſchung. Berlin 1919, J. Springer. VII u. 114 S. 
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Reichardt, Martin: Kriegsbeſchädigung und ſtra rechtliche Zurechnungs⸗ 
fähigkeit. Leipzig und ee urg 1919, C. Kabitzſch, 86 S. (Würzburger 
Heft e 070 aus dem Ge famtgebiet der praktiſchen Medizin, Bd. 19, 

eft 5 

. Aorf: ne andelsſchiffe im Weltkriege. Berlin 1919, 

n Springer. 78 S uellen und Studien zur Geſchichte und 
ogmatik des Geekriegsrechts, Bd. I, Heft 4.) 


Schmitt, Joſef: Staat und Kirche. Freiburg i. B. 1919, Herderſche Verlags⸗ 
ce IV u. 138 S © : : 


Schwarzloſe, Karl: Die Wagen altung der evangeliſchen Landeskirche 
f reußens nach dem Fort des landesherrlichen e 
Frankfurt a. M. 1920, Englert & Schloſſer. 119 S. 


„ Fritz: Die e des en en Reichs vom 11. Auguſt 
1919. Bonn 1919, Marcu eber. 160 | 


Stutz, Alri Die Schweiz in der Deutſchen Rechtsgeſ ichte. Feſtrede. 
cen ee Preußischen Akademie der eee 85 


Berfaffung des Deutſchen Reichs vom 11. Auguſt 1919. Mit Einleitung 
und Kommentar von A. Arndt. Berlin u. Leipzi Sana Vereinigung 
ie Verleger. 242 = (Guttentagſche Sammlung, Deutſche 
Reichsgeſ ebe, 137.) 


3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 


Binding, Karl: Zum Werden und Leben der Staaten. Zehn ſtaats⸗ 
| ide N München u. Leipzig 1920, Duncker & Humblot, 
J u. 


Surwicz, a Die Seelen der Völker. Gotha 1920, Fr. A. Perthes. 


a 3 Die Erklärung der Menſ chen⸗ und A De München 
und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. XVIII u. 


e 8 Der Weg zur Kultur. Leipzig 1919, a & Meyer. 


en Theodor: Geſchichte als Sinngebung des e Mün en 
m 5 H. Beckſche Herkagsbuchhandlung. 5 5 u. 299 S 0 


Sit, T 5 5 eee 185 Gemeinſchaft. Leipzig und Berlin 1919, 
B. G. Teubner. IV u. 224 S. 


Meyer, Max H.: Die Weltanſchauung des Zentrums in 850 Grundlinien. 
München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. VI u. 137 S. 


von Anruh: Die e und der Weltkrieg. Berlin 1920, Verlags⸗ 
anſtalt Politik. 30 S. N Be 


Wol endorff, . a ches Völkerrechtsdenken. München 1919, Muſarion⸗ 
erlag. XI u. 72 S. | | 5 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Ä Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 
Liefmann, Nobert: Grundſätze der gart und Gerlin 1 


Grundlagen des nn Stuttgart u erlin 1919, an. 
Verlagsanſtalt. XVI u. 855 


Mu 1 0 Begriff und Sunttion des Kapitals. Jena 1919, Guftan 
iſcher 


manen a Die eee Wirtſchaftstheorie bei Karl Marx. | 
5 eft ; 98 S. N liche Beiträge, herausg. von Plenge, 
e | | 
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Plenge: Die Stammformen der vergleichenden Wirtſchaftstheorie. Eſſen 
1919, Baedeker. XIX u. 173 S. (Staatswiſſenſchaftliche Muſterbücher, 
herausg. von Plenge, Heft I.) 

— Die Zukunft Deutſchlands und die Zukunft der Staatswiſſenſchaft. 
Eſſen 1919, Baedeker. 67 S. Bu af 

Schmoller, Guſtav: Grundriß der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre. 

| München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. Erſter Teil. Elftes 
und zwölftes Tauſend. Ergänzt und vermehrt. XIV u. 560 S. Zweiter 
Teil. Siebentes bis zwölftes Tauſend. Ergänzt und vermehrt. 
XIII u. 833 S. 


Spann, Othmar j Vom Geiſt der Volkswirtſchaftslehre. Jena 1919, Guſtav 
Fiſcher. 48 S. 

von Tyſzka, Carl: Vom Geiſt in der Wirtſchaftspolitik. Jena 1919, 
G. Joche 61 ©. Fa a * 


Wygodzinski, W.: Einführung in die Volkswirtſchaftslehre. Leipzig 1920, 
uelle & Meyer. 3. Aufl. 149 S. (Wiſſenſchaft und Bildung, Heft 113.) 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


von Herzfeld, Marianne: Zur Orienthandelspolitik Oſterreichs unter 
Maria Thereſia in der geit von 1740—1771. Wien 1919, Alfred Hölder. 
130 S. (Akademie der Wiſſenſchaften in Wien. Philoſophiſch⸗-hiſtoriſche 
Klaſſe. Hiſtoriſche Kommiſſion Ar 108/1.) | 

Kaurimsky, Fryda von: Jugoſlavien. II. Teil. Berlin 1919, Auswärtiges 
Amt. 48 S. (Tagesfragen der Auslandswirtſchaft, herausg. vom Aus⸗ 
wärtigen Amt, Heft 10.) 2 

Knapp, Theodor: Neue Beiträge zur Rechts⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte des 
i Bauernſtandes. Tübingen 1919, H. Lauppſche Buch- 
handlung. 1. Band: e VII u. 210 S.; 2. Band: Nachweiſe 
und Ergänzungen. X u. 234 S. 5 

Meyer, Eduard: Die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre Geſch 
Kultur, Verfaſſung, Politik. Frankfurt 1920, H. Keller. IX u. 29 
heft 12 Geographie. Herausgeber: H. Grothe. V. Serie. Doppel: 

eft 1/2 5 ö 5 

Die wirtſchaftliche Entwicklung Bayerns und die Verwaltung von 
Handel, Induſtrie und Gewerbe. Denkſchrift der Handelskammer 
München. Verfaßt von J. Leubeck. München und Leipzig 1919, 
Duncker & Humblot. 200 S. 5, = 

Wirtſchaftliche Verhältniſſe Deutich-Öfterreichs. Herausg. im Auftrage 
918 ne für Cozialpilitit von Michael ans ch. Mit Beiträgen 
von Joas, Hainiſch, Bachofen, Grünwald, Höfer, Strakoſch, Miſes, 
er München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. VI und 
171 S. ö j 


ichte, 
0 S. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


| 7. Bergbau und Induſtrie 

Moral, Felix: Die Abſchätzung des Wertes induſtrieller Unternehmungen. 
Berlin 1920, Julius Springer. VIII u. 149 S. 

Summariſcher Häftliche der Handels. und Gewerbekammer in Brünn 
über. die geſchäftlichen Verhältniſſe in ihrem Bezirke während des Jahres 
111 g N 160 8 Verlag der Brünner Handels⸗ und Gewerbekammer. 

‚172 u. ö a 


8. Handel und Handelspolitik 


Dir, Arthur: Wirtſchaftskrieg und Kriegswirtſchaft. Berlin 1920, E. S. Mittler 
er Sohn. VI 1.369 S. e | 
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von Gernet, Bruno: Die Entwicklung des Rigaer Handels und Verkehrs 
im Laufe der letzten 50 Jahre 750 5 usbruche des Weltkrieges. 
Jena 1919, Guſtav Fiſcher. IX u. 

le Coutre, Walter: Die Grund a 5 1 en Preispolitik im Welt⸗ 
kriege . N 1919, Haude und Spenerſche Buchhandlung, 


Max Paſchke. 


Plaut, Theodor: er auf dem We e zum Induſtrieſchutz. Schlüſſel⸗ 


induſtrien und Handelspolitik. Hamburg, Braunſchweig, Berlin 1919, 
Georg Weſtermann. III u. 104 ©. Gamburgiſche Forſchungen. 
Siebentes Heft.) 


von Williſen: e m Weſen des Wirtſchaftskrieges. Jena 1919, 
Guſtav Fiſcher. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 
Giese; Rust; 2 Seefrachttarifweſen. Berlin 1919, Julius Springer. 


N 
Tas 


Seydel, F.: Die Or aniſation der reußiſchen Staatseiſenba nen bis zum 
Ze ke erlin 1919, J. Saen. 67. S. 5 f 


10. Geld · Bank: und Börſenweſen 
Edler von Braun, Fr.: Wiedereinführung der Goldwährung. Berlin 1920, 
Paul Parey. 16 S. 
Sergfelder, mund: Die 1 1919 e Bilanz und a neue Theorie 


Wechſelkurſe. Berlin 1919 Springer. . 487 S. und 
10 Lertſiguren. 


Hoppe, Ernſt: Der Krieg und die deutſche Geldwirtſchaft. 97 S. Staats⸗ 
obwiſſenſchaftliche Beitrage, herausg. von Plenge, ſfeft 1 u 


Prien, 2 Inflation und Geldentwertung. Berlin 12 5 J. Springer. 
ü eg Dar: Teuerung und Geldentwertung. Dresden 1919, Kaden & Co. 


fomeigerige Bankweſen im Jahre 1918. Bearbeitet im Statifti- 
ge en 8 er Schweizeriſchen Nationalbank. Berlin 1920, Stämpfli 


Siebert, 5 5 Entſtehung und Entwicklung des öffentlichen Kredits im 
Großherzogtum Baden. Leipzig 1919, Teubner. (Preisſchriften, gekrönt 
und e von der flirſtlich Jablonowskiſchen IT zu 
Leipzig, XL V.) 

Terhalle, Fritz: Währung und Valuta. Jena 1919, G. Fiſcher. 64 S. 


Q23wieſele, Heinrich: Der e e 1 verkehr. Erſte bis dritte Auflage. 
tutigart 1910. E. H. Moritz Jh 5 5 flag 


— Wechſelkunde und 5 5 Handel⸗ und Gewerbetreibende uſw. 
10 u. 11. Auflage. Stuttgart 1919, E. H. Moritz. 48 S. 


11. Bevölterungelehre und Bevölkerungspolitik 
Schätzel, Walter: Internationale „ Berlin 1919, 
H. R. e 79 S. (Monographien zum Völ rbund, Heft 7.) 
12. Sozialismus 
Bendir, Kuwwig: Bauſteine zur Räteverfaſſung. Berlin 1919, W. Moeſer. 


Sovenfeg en: Wiſſenſchaftlicher Sozialismus, . Anarhismus 
olſchewismus. Neumünſter⸗Leipzig 1919, R lere 80 S. 
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Gerli Fritz: Der Kommunismus als Lehre vom Tauſendjährigen Reich. 
München 1920, H. Bruckmann. 275 S. 5 mn @ 

Hainiſch, Michael: Iſt der Kapitalzins berechtigt? Leipzig und Wien 1919, 
Franz Deuticke. VI u. 100 S. . 8 . 

Haſſe, Karl Paul: Der kominuniſtiſche Gedanke in der Philoſophie. Leipzi 
1920, Felix Meiner. 91 S. (Philoſophiſche Zeitfragen.) 928 

Hofmann, Emil: Die Sozialiſierung der Preisbildung. Mannheim 1919, 
Haas G. m. b. H. 67 S. a 


Jahn, N Verſtaatlichung und Vergeſellſchaftung. Berlin 1920, L. Simion. | 
o 


32 S. Golkswirtſchaftliche Zeitfragen, Jahrg. 40, Nr. 307, Heft 1.) 


Mayer, Guſtav: er Früh Engels. Eine Biographie. Erſter Band: Friedrich 
an 8 un Frühzeit 1820—1851, Berlin 1920, Julius Springer. 
5 u. „ 


. un Die Erlöfung durch den Reichtum. Aachen 1919, Creutzer. 


Zweininger Arthur: Die zinsfreie Wirtſchaft. Leipzig 1919, Verlag der 
Dykſchen Buchhandlung. 36 S. ö * 9 


13. Sozialpolitik 


Ado öh, Nobert: Einküchenwirtſchaft als ſoziale Aufgabe. Berlin 1919, 
erlag Geſellſchaft und Erziehung. 63 S. 

Die geſunkene Kaufkraft des Lohnes und ihre Wiederherſtellung. V. 
ena 1919, G. Fier 101 S. (Schriften der Geſellſchaft für Soziale 
eform, Heft 69, Bd. 9, Heft 5.) ˖ 


u Goewig, Franz: Das Arbeitsrecht des neuen Deutſchland. I. Buch: Die 


Rechte des Arbeiters im neuen Deutſchland. Zweite, ergänzte Auflage. 
Bonn 1919, C. Georgi. 142 S. 


Hutchinson, E. J.:: Women's Wages. New York 1919, Columbia Uni- 

versity. 179 S. (Studies in history, economics and public law. 

Edited by the: faculty of political science of Columbia university. 
Vol. LXXXIX, Number 1.) . 


Kriegslöhne im Rahmen der deutſchen Arbeiterverſicherung. Be⸗ 
arbeitet im Statiſtiſchen Reichsamte. Berlin 1919, Carl Heymann) 
21 S. (Sonderbeilage zum Reichsarbeitsblatt, Nr. 11, November 1919. 


Liefmann, Nobert: Arbeitslöhne und Unternehmergewinne nach dem Kriege. 
Stuttgart 1919, J. Heß. 27 S. (Flugſchriften zur Schaffung ſozialen 
: Rechtes, Heft 8.) 

Schmölder, Nobert: Die Verſtaatlichung des Arbeitsmarkts. Berlin 1920, 
5 a 32 S. (Volkswirtſchaftliche Zeitfragen, Jahrg. 40, Nr. 306, 

eft 2.) a ö 
Schumacher, Fritz: Hamburgs Wohnungspolitik von 1818 bis 1919. Ein 
3 09 0 8 ychologie der Groß⸗Stadt. Hamburg 1919, Friedrichſen 

o. 


Seelmann: Die Erſatzanſprüche der Armenverbände nach der R. V. O. und 
dem A⸗V. G. Zweite Auflage. Altenburg 1919, Stephan Geibel. 80 S. 
(Seelmanns Sammlung von Einzeldarftellungen des Reichsverſicherungs— 
rechts, 1. Heft.) 8 

— Wochenhilfe und Wochenfürſorge nach dem Geſetz vom 26. September 
1919. Altenburg 1919, Stephan Geibel. 63 S. (Seelmanns Sammlung 
von Einzeldarſtellungen des Reichsverſicherungsrechts, 14. Heft.). 


Studders, Herbert: Das Taubeſche Syſtem der Ziehkinderüberwachung in 
Leipzig. Stuttgart und Berlin 1919, Cotta. VI u. 88 S. 


— u ee — — 
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14. Genoſſenſchaftsweſen | | | 


Kloß, Erich Kurt: Die Arbeitsgenoſſenſchaft alsffreie Sozialiſierungsform. 

Berlin 1920, Carl Heymann. VI u. 155 S. i | 

Waldecker, Ludwig: Der Stand der Geſetzgebung über Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in den wichtigſten Kulturländern bei Kriegs⸗ 
ausbruch 1914. München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 162 S. 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 151/ III.) 


15. Kolonialpolitik 


16. Finanzen 


Bernhard, Georg: Probleme der Finanzreform. Berlin und Leipzig 1919, 
Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger, Walter de Gruyter & Co. 63 ©. 
Buck, Ludwig, und Lucas, Rudolf: Kommentar zur Vermögens⸗ und 
— Mehreinkommenſteuer. Erſter Teil: Vermögenszuwachs und Mehr: 
einkommen (Mehrgewinn⸗) teuer. Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung 
wiſſenſchaftlicher Verleger. 334 S. | | 
Dietzel, Heinrich: Engliſche und preußiſche Steuerveranlagung München 
und Leipzig 4919 Duncker & Humblot. VII u. 63 S. N 


Geſetz über das . Text. Guttentagſche . Berlin 
. und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 42 S. 


Haenel, H. G.: Eine Kapitalrentenſteuer im Rahmen der Neuordnung der 
Reichsfinanzen. Jena 1919, G. Fiſcher. | 
Hüpeden, Th.: Der Krieg und die Finanzen der deutſchen Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten. Caſſel 1919, Gebr. Maker 47 S. (Veröffentlichung 
der Landesverſicherungsanſtalt Heſſen⸗Naſſau.) 0 


| Jockuſch, Wilhelm: Die Nachſteuer der Gemeinden nach 8 85 des Kommunal⸗ 
Abgaben⸗Geſetzes. Berlin⸗Friedenau 1920, Deutſcher Kommunalverlag. 
67 S. (Bereinsjchrift des Vereins für Kommunalwirtſchaft. Herausg. 
von E. Stern.) a 5 
Köppe, H.: Finanzwiſſenſchaft. Jena 1919, Guſtav Fiſcher. VIII u. 487 S. 
Grundriß zum Studium der politiſchen Gloom, von J. Conrad. 
Dritter Teil: Finanzwiſſenſchaft.) 8 | 8 N 
Krebs, Willy: Kursſchwankungen preußiſcher und deutſcher Staatsanleihen 
vom Beginn des 19. Jahrhunderts bis zum Ausbruch des Weltkriegs. 
8 1919, Generalverband der deutſchen Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften. 
Manes, Alfred: Staatsbankrotte. Zweite, veränderte Auflage. Berlin 
1919, Karl Siegismund. 275 S. | j 
Moll, Walter: Das Abgabenrecht im ſozialen Staate der Zukunft. Berlin 
| 1919, Fr. Vahlen. 85 S. N | 
Popitz, Johannes: Einführung in das neue Umſatz⸗ und Luxusſteuerrecht. 
Berlin 1920, Otto Liebmann. 132 S. | a = e _ 
Amſatzſteuergeſetz vom 24. Dezember 1919. Text. Guttentagſche Sammlung. = 
Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 74 S. 


17. Verſichernngsweſen 


Allgemeine Deutſche Seeverſicherungsbedingungen. Im Jahre 1919 
herausg. von den deutſchen Seeverſicherern. Hamburg 1919, L. Friede⸗ 
richſen & Co. 56 S. 


Bruck, E.: Materialien zu den Allgemeinen Deutſchen Seeverſicherun 8. 
9 Hamburg 1919, L. Friederichſen & Co. Bd. I, 394 & 
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al, Gedanken zur Neuregelung der Reichsverſicherungsordnung. Leipzig 
1919 Flat x Meiner. 21 S. (Krankenkaſſen⸗ Bibliothek, herausg. vom 
Zentral latt der Reichsverſicherung, Heft 17.) 


Morgenſtern, Toni: Arbeitsloſenverſicherung und deutſche Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge unter Berückſichtigung der Frage des Arbeitsnachweiſes. Leipzig 
1920, Felix Meiner. IX u. 65, S. 


Prange, Otto: 8 Sozialiſierung des Verſi erun sweſens. Jena 1920, 
Guſtav Fiſcher. 82 S. f 15 ER S 


18. Statiftif 
eee e in Sverige 1913--1914, Del III. Hushälls räkeno- 
kaper. Stockgolm 1919, Norſtedt & Söner. (Sveriges Officiella Statistik.) 


Meerwarth, Rudolf: ang in die me chaftsſtatiſtik. Jena 1920, 
G. Fiſcher. IV u. 329 S. a 


Aufſätze in Seieſchriften 1 


1. Allgemeine Politik — 
Diercks, Guſtav: dure Entwicklung der marokkaniſchen Frage. Weltwirtſchaft— 
| liches Archiv, 1. Januar 1920, S. 356 ff. 0 


Grabowsky, Adolf: Die Grundprobleme des Völkerbundes. Zeitſchrift für 
Politik. IX. Band, 1919, Heft 4, S. 377 ff: 
Has ichn J.: Marxismus und 90. Heſt, Sept Conrads Jahrbücher, 
113. Band — III. Folge. 58. Bd., 3. Heft, Sept. 1919, S. 193 ff. 


— Der pee es als Begriff. Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Oktober 
1919, S. 157 ff. 


Luther, Arthur: Der Bolſchewismus als internationale Erſcheinung. Welt— 
wirtſchaftliches Archiv, 1. Januar 1920, ©. 345 ff. 


Polya, Georg: Proportionalwahl und Wabaiche mien eh Beitjgeift 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft, Jahrgang 1919, 3. Heft, S. 297 ff. 


Schneider, Guſtav: 2 parlamentariſche Werden des ie 
Soziale: he Februar 1920, S. 417 ff. 


2: Geſetzgebung und Verwaltung 


3. Sozial- und Rechtsphiloſophie 
Adler, Max: Die geftesgefejiähtlice Bedeutung der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
| auffaſſung. er Kampf, 25. Oktober 1919, S. 693 ff. 
Levy, Hermann: Studien über das 1 Volk II. Archiv für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft, 46. Band, 3. Heft, S. 636 ff. 
Weber, Max: Die Wirtſchaftsethik der eee (Schluß). Archiv für 
Sozialwiſſenſchaft, 46. Band, 3. Heft, S. 541 ff. 
Wolzendorff, Kurt: Zur Pſychologie des daa Staatsdenkens. Zeitſchrift 
| für Politik, XI. d, 1919, Heft 4, S. 452 ff. 


FA 


4. Bolkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 


Edwards, H. W.: Zur 1 5 > Preisbewegung. Weltwirtſchaftliches 
Archiv, 1. Oktober 1919, S. 192 ff. 


* 


Es werden hier nur ſ olche Aufſätze eingsfenbee Zeitſ chriften angeführt, 
die der Schriftleitung bemerkenswert erſcheinen. 
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Mann, Fritz Karl: Der politiſche We 0 f. von John Laws Finanzſyſtem. 

5 Conrads Jahrbücher, Auguſt 1919 

Oppenheimer, Franz: Die Kriſis der therrelgen Nationalökonomie. Mit 
527 00 07 Robert Liefmann, Zeitſchrift für Politik, XI. Bd., 1919, 
Heſt 4 

Waentig, b, 4. He Briavoinne. Conrads Jahrbuch, 113. Bd., — III. Folge. 
58. Bd., eft, Oktober 1919, S. 289 ff. ö 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Blum: Betrachtungen zur ee Archiv für Eiſenbahnweſen. 
Januar und Februar 1920, S. 1 fr. n 


— 


6. Landwirtſchaft,Forſtwirtſchaft, Figerei 


7. Bergbau und Induſtrie 


N Die Arbeitsgemeinſchaften in ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Bebeutung. 
- Reichsarbeitsblatt, XVII. Jahrg., 27. Okt. 1919, Nr. 10, S. 768 ff. 


8. Handel und Handelspolitik a 
Goecke, Hans: Die deutſche Ausfuhr und der Weltmarktpreis. Mitteilungen | 
400% ecne der deutſchen Induſtrie. Nr. 284, 6. Dezember 1919, 


Moulton, H. G.: Will Prices fall? Journal of Political Economy. No⸗ 
vember 1919, S. 782 ff. 
9. Verkehr und b Vertehrspolitit g 


Der anne Verkehr in Frankreich während des Weltkrieges, Archiv für 
Eiſenbahnweſen, November und Dezember 1919, S. 1039 ff. 


Jacobi: Über den Wert des Wagenachskilometers und des Lokomotivnutz⸗ 5 


kilometers als Maßſtab in der Statiſtik der Lau Archiv für 
Eiſenbahnweſen, Januar und Februar 1920, S. 34 ff. | 

Lange: Das Eiſenbahnweſen in Bosnien und der Herzegowina. Archiv für 
Eiſenbahnweſen, November und Dezember 1919, S. 1075 ff. 

Vogel, E. H.: Deutſch⸗ Oſterreichs Stellung im Weltverkehr auf Grund des 
Friedensvertrags. Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Januar 1920, S. 314ff. 


Wernekke: Der esch Griechenlands an das europäiſche ea | 
Archiv An Eiſenbahnweſen, November und Dezember 1919, 1065 ff. 


10. Geld-, Bank- und Börſenweſen | 

Bendixen, Friedr rich: 2 Inflation als Rettungsmittel. Bankarchiv, 1. De⸗ 
zember 1919, S. 53 ff. 0 
— 5 und Metallismus. (Eine Erwiderung an L. 5 Bortkiewicz.) 
1910 85 7 113. Band — III. Folge 58. Bd., 3. Heft, Sept. 


N Wi 8. 481 fß theoretiſchen Nominalismus. Conrads Jahrbücher, Dezember | 


— Waren⸗ oder t des Geldes. Archiv für Sozialwiſſen⸗ . 


ſchaft, 46. Bd, 3. Heft 


Eulenburg, Franz: Inflation. (Zur Theorie 9 Kriegswirtſcha t II. Ar in 
für &ogatoitienidaft, 45. Bd., 3. Heft, S. 77 ff ſch f ch 


Leſſing, Hans: 5805 1 de Rei sbant eſetzes. Bankarchiv, 15. De⸗ 
zember 1919, S. 71 ff. 5 chsbankg uf 5 a | 
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Lichtenſtein, M.: Vom kommenden Terminhandel. Bankarchid, 15. November 


e Erling: Über die Valutafrage. Bankarchiv, 1. Dezember 1919, 
Schiff, b 5 e Zukunft der Berliner Whiſes Bankarchiv, 1. November 
6 


Weil. N. E.: Zum Problem der Devalvation, Bankarchiv, 15. November 
1919, S. 25 fl. | 


11. Bevölkerung ins Bevölkerungspolitik 
Göbel, Heinz Chriſtian: Arbeitsſtätten — Wanderungen II. 3 für 
die geſamte Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1919, 3. Heft, S. 323 ff. 
Rager, Fritz: Die Bevölkerungsbewegung . Bu im Weltkrieg. 
Der Kampf, Wien, 22. November 1919, S. 759 ff. 


% 


12. Sozialismus 
Conrad, Otto: Die Kriſe des ver sgedankens. Der Eſterreichiſche 
Volkswirt, 22. November 1919, S 2 f. 
being t . 527 Pe Sozialifierung a. für Sozialwiſſenſchaft, 45. Bd., 
3. Heft 
Kuyper, R.: Socialisme en Socialisatie. De Socialistische Gids. Januari 
1920, S. 1 ff 


Laufenberg, Heinrich: Die Räteidee in der Praxis, des Ng Arbeiter— 
rats. Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 45. Bd., 3. Heft, S. 591 ff. 

i b. . be 1 8.5605 a Marxkritik. Archie für S 

Loopuit, Jos.: Jaures over de un Mr het polster, De Socia- 
listische Gids, November 1919, S. 949 ff. 


ee, S 125 a Der Oſterreichiſch Volkswirt, 15. November 
19 — 


13. Sozialpolitik | 
Adler, E.: Das deutſchöſterreichiſche Geſetz über Betriebsräte. Soziale Praxis, 
23. Oktober 1919, S. 77 ff.; 30. Oktober, S. 97 ff. 


ä im Ausland. Reicgs-Unbeitsblatt 27. November 1919, S. 854 ff.; 
24. Dezember 1919, S. 932 ff. 


Baumgarten: Der Verſailler Friedensvertrag und die S 1 ung der Sozial- 
1919, 5 437 fl. Praxis, 6. November 1919, ©. 119 ff.; 13. November 
191 


Baywidt, Hans: Erweiterte re bei allen Berufsgeno Fee Soziale 
0 28. Januar 1920, S. 397 ff.; 4. Februar S. 426 ff. 


ö 40 fl. Werkſtätten⸗ Siedlungen. Soziale Praxis, 16. Oktober 1919, 


. a neuen deutſchen Strafgerichte vom ſozialpolitiſchen Stand⸗ 
punkte aus betrachtet. Soziale Praxis, 14. Januar 1920, S. 36 ff. 


Bulletin des Internationalen Arbeitsamtes. Be Bd. XVIII, Nr. 4—6, 
1919. Jena 1919, Guſtav Fiſcher, S. 73—160 


me: a Die Jugendſchule. Soziale Praxis, 11. Dezember 1919, 


Dove, le Zur Delegation von 1010 . % cn in den Auf: 

ſichtsrat. Bankarchiv, 1. November 1919, S. 2 

Ferenczi, E.: Die Abrüſtung und die 1 der Arbeitälofigfeit in 
Ungarn. Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 45. Bd., 8. Heft, S. 660 ff. 


315] | eee Bücher und Zeitſchriften 315 


Francke, Ernſt: Die Arbeitszeit in Tage im Ruhrkohlenbergbau. Soziale 
Praxis, 7. Januar 1920, S. 342 ff. | 

— Die Organiſation der Arbeit im e 9 im Völkerbund. 
Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Januar 1920, S. 299 ff. 

— Die a. in der Reichsverfaſſung. 155 Praxis, 2. Oktober 
1919 

Gaebel, Käthe: Die Sache tundenſchich im Bergbau. Soziale Praxis, 4. ge⸗ 
bruar 1920, S. 421 f. 

Gutmann, Hans: Das ie eee Der Oſterreichiſche Volkswirt, 
29. November 1919, S. 165 ff. 

Higy, Camille: Die H Sausbefhpetätnife der Stadt Baſel. 92. Heſt für 
ſchweizeriſche Statiſtik und Volkswirtſchaft, 55. Jahrg. 191 

Holtzmann: Das neue A über die Wochenhilſe. Soziale Praxis, 20. No⸗ 
vember 1919, S. 173 ff. 5 

Iſrael, Gertrud: Gegenwärtige Berufsprobleme für die Frau im freien Ar⸗ 
„ Archiv Mi Frauenarbeit, September / Dezember 1919, 


Kriegsverdienſte der Arbeiterſchaft bis Anfang 1919, nach den Jahresberichten 
der Gewerbeaufſichtsbeamten. Reichsarbeitsblatt, 27. November 1919, 
S. 851 ff.; 24. Dezember 1919, S. 937 ff.; 29. Januar 1920, S. 62 ff. 

N Max: Ein Jahr deutſchö „ Sozialpolitik. ee Praxis, 

3. November 1919, S. 142 ff.; 20. November 1919, S. 169 ff. 

9 Hans: Die endgültige Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Ar⸗ 
beiter. Mitteilun 8850 0 f Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie, 
4. Oktober 1919, | 

ribram, Karl: Der a 175 wirtſchaftspolitiſchen deenrichtungen im 

a Betriebsrätegeſetz, 1919, 6. Dezember, S. 187 ff.; 13. Daene 207 ff. 

Rauecker, Bruno: Die nn freien geiftigen Arbeiter. Soziale Praxis, 
28. Januar 1920, S. 393 ff. | 

Rückkehr zur Akkordarbeit. Reichsarbeitsblatt, 27. November 1919, S. 846 ff. 


Schäfer, Hans: Lohnpolitiſche ragen 110 S. 200 f. der Tarif⸗ 


verträge. Soziale Praxis, 4. Dezember 1919, S. 2 

Sehmer, Th.: Das Verſagen der obligatoriſchen en 525 im Kampfe 
85 wiſchen Kapital und Arbeit in En ff. Neuſeeland. Archiv fle 

ozialwiſſenſchaft, 46. Bd., 3. Heft, S 

Die Tarifverträge im Deutſchen Reich am ende des Jahres 1918. Reichs⸗ 
arbeitsblatt, 29. Januar 1920, S. 66 ff. 

Vogel, Das Geſetz über gemeinwirtſchaftliche Unternehmungen. Der 
See Volkswirt, 4. Oktober 1919, © ©. 6ff.; 11. Oftober 1919, 


Waſzin gton, Bern, Berlin, ein 1 auf dem Wege r internationalen 
N r eiterrecht. Soziale Praxis, 7. Januar 1920, S. 337 ff. 
Wolfe, A. B. and Olson, Helen: War time Industrial · 5 of 


Women in the United States. Journal 68 political economy. 
Oktober 1919, S. 639 ff. 


| 14. Genoſſenſchaftsweſen 
Die interalliierte und neutrale Genoſſenſchaftskonferenz in . nter⸗ 
nationales Genoſſenſchaftsbulletin, Juni Full 1919, 8.11 18 ff. 
van der Velde, J. J.: 5 verbruikers-cooperatie. De Socialistische Gids, 
Januari 1920, S. 71 ff. 
Das Wiederaufleben der internationalen e 1 1919. 8. 1 „Inter- 
nationales e ä er 1919, 72 ff. 
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15. Kolonialpolitit 


16. Finanzen 


Förſter, Emil: Die deutſche e sucleihe 1919. Der Sſterreichiſche 
Volkswirt, 13. Dezember 1919, S. 203 ff. chiſch 


Köppe, H.: Die Kriegsanleihen der europäiſchen Großmächte. 9885 Schluß.) 
Conrads Jahrbücher, Bd. 113, Heft 5, November 1919, S. 385 ff. ER 

Meifel, Franz: Wo ſteht die deutſche Finanzwiſſenſchaft? ei für die 
geſamte Staatswiſſenſchaf, Jahrg. 1919, 3. Heft, S. 361 ff. 

Moulton, H. G.: War finance and the price level. Journal of political 
economy, Oktober 1919, S. 694 ff. 

Sintenis, Guftan: Bemerkungen zur a und Kapital- 
ertragſteuer. Bankarchiv, 1. Januar 1920, S. 81 ff. 

Stolper, Guſtav: Probleme der e Der Ah Volks⸗ 
wirt, 11. Oktober 1919, S. 23 ff.; 18. Oktober 1919, S. 43 ff.; 25. Oktober 
1919, S. 63 ff.; 1. November 1919, S. 83 ff.; 8. November 1519. S. 105 fr. 
15. November 1919, S . 123 ff.; 20. Dezember 1919, S. 223 ff.; 17. Jänner 
1920, S. 294 ff. De 


17. Verſicherungsweſen 
Gaebel, Käthe: Zur aer 1949. S. 20 der lei e Soziale 
| Praxis, 18. Dezember 1919 | 
Kaskel, Walter: Die Sozialverſicherun 0 aM der Bo Zeitſchrift für 
geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, I. Januar 1920, S. I ff. 

Lindeboom, Kurt: Wohnungsfrage, Hypotheken und Privatverſicherun 15 ff 
ſchrift für die geſamte Verſichetungswiſſenſchaft, 1. Januar 1920, G. 10 
Zeiler, A.: Wirtſchaftsaufſtieg und . 4 für 1 

geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, 1. Januar 1920, S. 62 ff. 


18. Statiftit 


Brämer, Karl: Gedanken über die Würdigung der Statiftit, Deutſches Stati⸗ 
ſtiſches Zentralblatt, 5 Oktober 1919, S. 138 ff.; November“ 
Dezember 1919, S. 15⁴ ff. 


Schoelkens, J.: Die Eheſcheidungen in Köln 1885 bis 1917. Kölner Statiſtik. 
Zeitſchri t des Stati tiſchen Amts der Stadt Köln. 2. Jahrg., Heft 1, S. 1 ff. 

v. Tyſka, Carl: Die 1 De Bedeutung ber Handelsſtatiſtik. Welt: 
wirtigaftlices men 1. Oktober 1919, S. 214 ff. 
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verſfuch einer 
Sf elf chaftswiſſ enſ haft 


Dr. Carl Beintmann, 


Privatdozent an der Univerfität Freiburg i. Er 
Gr. 8°, J38 Seiten. Preis: 9 mark 


— 


De Buch verſucht im Gefolge einer beute vielfach in der Soziologie zutage f 


tretenden Strömung nach Jahrzehnten einzelwiſſenſchaftlicher Teilarbeit 
zuſammenzufaſſen und zu ſyſtematiſieren. Die leitenden Geſichtspunkte ſind dabei 


die Überwindung der bloßen Pſychologie durch die geſellſchaftliche Wirklichkeit 


und des myſtiſchen Aſthetizismus, der den Begriff der deutſchen Kultur nicht mit 


Unrecht in der Welt zweideutig gemacht hat, durch den alten deutfchen Sozial · 
gedanken der Gerechtigkeit. Von da aus wird ein neues und tieferes Verſtändnis 
auch des ſoziologiſchen Poſi tivismus und Utilitarismus in der wefteuropäifchen _ 


Wiſſenſchaft erſchloſſen und der Weg zu einer neuen Einheit ä der 


| age eee Be 


prof. Dr. M. J. Bonn, 8 


. der Sandelspochſchule in münchen 


e chaftspolitik oder 
Bandelspolitik 


Preis 2 mark 40 Pf. ; f * 


Dal Schrift des münchener Nationals ronomen und Mitglieds der deutſchen 
Friedensdelegation in Verſailles gibt auf knappſtem Raum eine lichtvolle 


— 


Überfiht über die methoden der Machtverſtärkung der Nationen, ſei es durch 
Angliederung neuer Gebiete, ſei es durch friedliche Durchdringung fremder Staaten 


mittels einer ausgedehnten Handelsentwicklung. Eine kluge, zähe Handelspolitik 


iſt der Weg der kleinen Nationen, den in Jukunft auch die deutſche Republik gehen 
muß. Ein Fortſchritt in der Weltgeſchichte kann allerdings nur erreicht werden, 


wenn nicht an Stelle der früheren imperialiſtiſchen Herrſchaftsmethoden der Deutſchen 


der Imperialismus der Franzoſen, der Polen oder der Tſchechen tritt. Alle Arten 


der Herrſchafts⸗ und Handelspolitik in ihrem geſchichtlichen Ablauf und ihren 
gegenwärtigen Betqtigungs formen führt uns Prof. Bonn ohne Illuſionen, rein 
wiſſenſchaftlich i in der vorliegenden kurzen, aber uͤberaus inhaltreichen Abhandlung vor. 


hung gude nude home eee eee; 
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Duncker 8 Humblot, Verlag in München und Leipzig 


Soeben erſchien: 


Reichswehr 
und Demokratie 


8 5 - Von a Fe 
Major Franz Carl Endres 
er 8 146 Seiten. Preis 6 Mark 25 f. u 


— FA 2 


. . Auch wer nicht in allen Punkten mit dem Verfaſſer übereinſtimmt, 


muß fü len, daß aus jeder Zeile Liebe zum Heere, nationale Geſinnung und 
heißes Streben nach rückhaltloſer Wahrhaftigkeit ſprechen.“ | 


„Das Demokratiſche Deutfchland.” 


„. . auch wer in der Reichswehr nur einen Notbehelf ſieht, hat alles 
Intereſſe daran, daß ihr das Ziel ſo hoch und ideal geſteckt wird, wie es Endres 
in ſeinen grundſätz ichen Forderungen und praktiſchen Vorſchlägen tut. Die 
Beifügung der militäriſchen Beſtimmungen des Friedensvertrages, der ver⸗ 
faſſungsmäßigen wie der reichsgeſetzlichen Regelung dieſer Materie erhöhen die 


unmittelbare Verwendbarkeit des anſprechend geſchriebenen Büchleins.“ „Hilfe.“ 


„. . . Als langjähriger aktiver bayeriſcher Offizier, der ſpäter im außer⸗ 


europäiſchen Ausland ſeinen Blick geſchärft hat, beherrſcht er die Materie. 


Schon während des Krieges und noch zu einer Zeit, wo es weder leicht noch 
angenehm war, Dinge zu ſagen, die der Anſicht der leitenden Stellen wider- 
ſprachen, trat er als Mahner auf. Heute mahnt er wieder, verſinkt aber dabei 
nicht wie fo viele in dem grauen Nebelmeer, das über Deutſchland laſtet, ver- 
Dr ſich Darüber emporzuſchwingen und in der Ferne tröftend Zukunftsmöglich ; 
eiten zu entdecken.“ Walter von Rummel, „Bayer. Staatsanzeiger“. 


„. . . Man möchte dem Reichswehrminiſter empfehlen, auf Staatskoſten ein 

paar Tauſend Exemplare anzuſchaffen und jedem Offizier der Reichswehr eines 
zu überreichen; das würde eine ſehr gute und nützliche Aufklärung ſein. 
Der Verfaſſer des Buches iſt durch und durch Offizier, d. h. man ſpürt 
auf jeder Seite die Liebe zu feinem Beruf. Aber er iſt frei von Klaſſen⸗ und 
Standesvorurteilen; er hat ein ſcharfes Auge für die Fehler des alten Syſteme 
und möchte einen Idealtyp des Offiziers heranbilden helfen, wie er den Auf- 
flaſſungen und Bedürfniſſen der Demokratie und Republik entſprichtt “ 
8 f ee f | „Freie Preſſe“, Leipzig. 


! „ „, Das Buch des ehemaligen türkiſchen Wilitärinſtrukteurs wirkt über. 
zeugend durch ſeine Sachlichkeit. Es erkennt die guten Seiten der alten Armee 
an, und wenn der Verfaſſer auch mit Recht die Schuld am Zuſammenbruch 
beim alten Syſtem findet, fo hindert ihn das nicht, das un verantwortliche Treiben 
mancher rg ſcharf zu geigeln. Das Buch predigt den Geiſt Der neuen 
berſchwenglichkeit zu fallen, kurz und gut: es ſollte von 
aten im Torniſter getragen werde!. „Freie Preſſe“, Leipzig. 
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